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Protokoll

über die 65. Sitzung vom 11. April 2013

Beginn: 9:31 Uhr

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren! Ich eröff-
ne die 65. Sitzung des 15. Landtags von Baden-Württemberg. 
Ich bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen.

Krankgemeldet sind Herr Abg. Hofelich und Herr Abg. Pix.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich Herr Mi-
nister Bonde, Herr Minister Hermann, ab 13:30 Uhr Herr Mi-
nister Friedrich, ab 15:30 Uhr Frau Ministerin Bauer und ab 
16:00 Uhr Herr Staatssekretär Walter.

(Zuruf des Abg. Helmut Walter Rüeck CDU)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Strompreisentwicklung in Zeiten der 
Energiewende – beantragt von der Fraktion GRÜNE

(Zuruf von der CDU: Wo sind denn die?)

Das Präsidium hat für die Aktuelle Debatte eine Gesamtrede-
zeit von 40 Minuten festgelegt. Darauf wird die Redezeit der 
Regierung nicht angerechnet. Für die einleitenden Erklärun-
gen der Fraktionen und für die Redner in der zweiten Runde 
gilt jeweils eine Redezeit von fünf Minuten.

Mit Blick auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung darf ich 
um freie Rede bitten. 

Für die Fraktion GRÜNE spricht Frau Kollegin Sitzmann.

Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Strompreisentwicklung in Zeiten 
der Energiewende ist ein virulentes Thema, das heftig disku-
tiert wird. Deshalb sind wir von der Fraktion GRÜNE der An-
sicht, dass wir dies zum Anlass nehmen sollten, uns auch in 
diesem Hohen Haus mit dieser wichtigen Frage zu beschäfti-
gen.

Wie Sie alle wissen, hat 2011 – aus unserer Sicht: endlich – 
ein interfraktioneller Beschluss zum Ausstieg aus der Atom-
energie geführt. Das war richtig. Das war überfällig. Wir sind 
sehr froh, dass die Verhandlungen des grünen Ministerpräsi-
denten Kretschmann mit dazu geführt haben, dass der Atom-
ausstieg in verlässlichen und planbaren Schritten erfolgt, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Klar ist: Wer aus der Atomenergie aussteigt, muss in die Ener-
giewende einsteigen. Dabei sind wir uns alle einig. Energie-
wende heißt, dass wir auf der einen Seite beachten müssen, 

dass auch in Zukunft die Versorgung mit Strom verlässlich ist. 
Das gilt selbstverständlich für alle privaten Haushalte. Das 
gilt in Baden-Württemberg aber insbesondere auch für unse-
re leistungsstarke Wirtschaft. Die Energiewende muss selbst-
verständlich umweltverträglich und klimafreundlich sein. 
Aber auch die Preise müssen in Zukunft wirtschaftlich sein. 
Beim Thema Strompreisentwicklung müssen wir auch die so-
zialen Aspekte berücksichtigen. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Alle wollen die Energiewende, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Aber nichts 
bezahlen!)

aber trotzdem stellen wir fest – ich darf aus der „Zeit“ von 
März zitieren; „Berliner Blackout“ heißt es da in einer Über-
schrift –: Das, was auf Bundesebene zu tun ist, wird leider nur 
unzureichend wahrgenommen. Herr Umweltminister Altmai-
er hat sich zwar schon zu Beginn seiner Amtszeit – ich glau-
be, gleich am ersten Tag – dem Thema verschrieben, wie er 
die Strompreise gestalten will. Allerdings hat er gleichzeitig 
die Energiewende massiv diskreditiert. Seine Ansage vor Kur-
zem, dass die Energiewende bis 2040 wahrscheinlich 1 Billi-
on €, also 1 000 Milliarden € – 

(Zuruf des Abg. Matthias Pröfrock CDU)

eine unvorstellbar große Zahl – kosten soll, hat Verunsiche-
rung ausgelöst. Das ist absolut kontraproduktiv. Denn es geht 
zwar darum, klar und ehrlich zu analysieren, wie die Entwick-
lung sein wird, aber es kann nicht sein, dass man mit Horror
szenarien Verunsicherung schafft und damit auch die Energie-
wende diskreditiert.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Herr Altmaier stellt also Horrorszenarien und Horrorzahlen in 
den Raum, Herr Rösler stemmt sich gegen alles und stellt die 
Energiewende, das Erneuerbare-Energien-Gesetz insgesamt 
infrage, und aus dem Bundeskanzleramt, von Frau Merkel, 
hören wir nichts. Dort herrscht Schweigen. Dabei wäre es un-
glaublich wichtig, die Energiewende und die Frage, wie wir 
sie voranbringen können, zur Chefsache zu machen.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Die grün-rote Landesregierung setzt sich auf Bundesebene zu-
sammen mit den Umweltministern sowie den Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten der anderen Bundesländer 
dafür ein, dass die Energiewende und auch die Entwicklung 
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der Strompreise seriös und verantwortlich diskutiert werden 
und dass alle zusammen an einem Strang ziehen, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: In eine 
Richtung!)

und der heißt eben Energiewende, Ausbau der erneuerbaren 
Energien, effizienter Einsatz von Energie und auch Energie-
sparen. Dazu gibt es auf der politischen Ebene eine ganze 
Menge zu tun, meine Damen und Herren. Die Haushalte, die 
privaten Verbraucher können eine Menge tun, und auch von-
seiten der Wirtschaft kann vieles unternommen werden;

(Abg. Peter Hauk CDU: Und von der Landesregie-
rung!)

darauf komme ich im zweiten Teil noch einmal zurück.

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP: Zum Strompreis nicht 

eine Zeile!)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Nemeth.

Abg. Paul Nemeth CDU: Guten Morgen! Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Sitz-
mann, jetzt wollte ich gerade aus Ihrem Glas trinken. 

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Nein, nein! Ich habe 
es mitgenommen!)

Denn Sie haben ja noch nichts daraus getrunken. Ich muss 
gleich mit Ihnen beginnen. Es ist zwar charmant, was Sie heu-
te tragen – das möchte ich ausdrücklich sagen –: Schwarz-
Grün. 

(Heiterkeit – Zuruf der Abg. Edith Sitzmann GRÜ-
NE)

Aber nach Ihrer Rede muss ich schon sagen: Der Bundestags-
wahlkampf hat begonnen. 

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Diese Rede ist wahrscheinlich im Vorzimmer von Herrn Trit-
tin in Berlin geschrieben worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Lachen bei den 
Grünen)

Wenn ich mir das anhöre, was Sie sagen, dann sage ich auch – –

(Lebhafte Unruhe)

Wenn ich mir das anhöre, dann weiß ich: Es braucht eine 
CDU, damit die Energiewende gelingt. 

(Beifall bei der CDU – Lebhafte Heiterkeit bei den 
Grünen und der SPD)

Denn, meine Damen und Herren, Sie haben zu wesentlichen 
Dingen gar nichts gesagt. Was ist denn in der Welt los?

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Haben Sie von 
der überfraktionell vereinbarten Energiewende noch 
nichts mitbekommen, Herr Kollege? – Anhaltende 

Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wir haben, Frau Sitzmann und Herr Geschäftsführer der Grü-
nen, die weltweit höchsten CO2-Verbräuche aller Zeiten; 

(Zuruf: Emissionen!)

in Deutschland steigt der CO2-Verbrauch sogar wieder. Zu-
dem beobachten wir das Phänomen, dass die Amerikaner ein 
Schiefergaskonzept entwickeln – was, wie mein Freund und 
Kollege Rudi Köberle sagen würde, ein echter „Game Chan-
ger“ ist. 

(Heiterkeit – Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Wer hat 
Ihnen denn diese Rede geschrieben?)

In den USA ist Gas nicht so teuer. Dort kostet es nur ein Vier-
tel dessen, was es in Deutschland kostet. Zudem steigen in 
Deutschland die Strompreise rasant. Gerade kleinere Betrie-
be, etwa Handwerksbetriebe, und private Haushalte mussten 
in den letzten Jahren Kostensteigerungen von über 25 % hin-
nehmen. Wir können nicht so weitermachen; es geht nicht an, 
dass die Preise in nächster Zeit abermals um 10 % oder mehr 
steigen. Deswegen brauchen wir in Deutschland eine Strom-
preisbremse. 

(Beifall bei der CDU)

Diese Strompreisbremse brauchen wir auch deshalb, damit 
wir die soziale und gesellschaftliche Akzeptanz für die Ener-
giewende in Deutschland erhalten. 

Wichtig ist – meine Damen und Herren, das füge ich hinzu –, 
dass wir weltweit Erfolg mit dem Konzept der Energiewende 
haben. Denn das ist für ein Industrieland ein einmaliges Kon-
zept. Wenn aber die Energiewende nicht bezahlbar ist, wenn 
sie volkswirtschaftlich nicht finanzierbar bleibt, dann wird uns 
kein anderes Land in der Welt auf diesem Weg folgen. Dann 
hätten wir unserem Land geschadet, wir hätten der Welt ge-
schadet, und wir hätten dem Klimaschutz geschadet. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Claus Schmiedel SPD: Und wie bremst 

man den Preisanstieg?)

Herr Schmiedel, jetzt müssen Sie mir einmal Folgendes er-
klären: Die Grünen melden – eine solche Meldung kommt 
auch von anderen –: „Wir halten den Weltrekord. Es gibt Best-
leistungen zu Bestpreisen bei den erneuerbaren Energien. Wir 
sind viel schneller vorangekommen als geplant; der Anteil der 
erneuerbaren Energien beträgt bereits 25 % – ein Riesener-
folg.“ Gleichzeitig aber verzeichnen wir hier die höchsten 
CO2-Verbräuche, 

(Zuruf: Das nennt sich Emissionen!)

und die Strompreise steigen rasant. Und wissen Sie, wer den 
Reibach macht? Das sind die Betreiber von Braunkohlekraft-
werken. Unternehmen wie RWE und andere machen mit der 
Energiewende das beste Geschäft. Dass da etwas nicht in Ord-
nung ist, das muss doch auch der letzte Grüne in Baden-Würt-
temberg und in Deutschland verstanden haben! 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Dr. 
Dietrich Birk CDU: Sehr gut! Nemeth dreht auf!)

Es ist doch eigentlich ganz einfach zu begreifen, der gesunde 
Menschenverstand reicht hierfür doch aus: In der Produktion 
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ist der Ausbau der erneuerbaren Energien zu schnell vorange-
kommen. Gleichzeitig bauen wir die Netze und Speicher zu 
langsam aus. Deswegen brauchen wir eine Entschleunigung 
bei der Produktion im Bereich der erneuerbaren Energien und 
einen schnelleren Ausbau der Netze und Speicher. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was ändert das an der 
Braunkohle?)

Nur so kann die Energiewende gelingen. 

Wir brauchen also jetzt die Strompreisbremse, und danach 
brauchen wir ein neues Energiekonzept, das wir gern mit Ih-
nen gemeinsam diskutieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Dr. 
Dietrich Birk CDU: Sehr gut! – Abg. Claus Schmie-

del SPD: Was war daran jetzt konzeptionell?)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Kolle-
ge Stober. 

Abg. Johannes Stober SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir machen die Energiewen-
de aus zwei Gründen. Der eine Grund ist natürlich der Klima-
schutz, der Schutz unseres Planeten. Der zweite Grund für die 
Energiewende ist, dass die Energiekosten bezahlbar bleiben 
müssen. Denn über eines müssen wir uns auch im Klaren sein: 
Keine Energiewende zu machen wäre letzten Endes die Vari-
ante, die die Verbraucherinnen und Verbraucher am teuersten 
zu stehen käme. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Ich möchte an dieser Stelle nur eine Zahl nennen: Der Rohöl-
preis ist von 129 € pro Tonne im Jahr 1991 auf 640 € im Jahr 
2012 gestiegen. 

Das zeigt, wo das Problem liegt, wovon wir wegkommen müs-
sen. Wir müssen woanders hin. Darüber müssen wir diskutie-
ren. Es gibt viele offene Fragen; aber wir dürfen nie verges-
sen, dass wir diese Energiewende aus Preisgründen und ins-
besondere auch aus Bezahlbarkeitsgründen gemeinsam – so 
denke ich zumindest – in Angriff genommen haben. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Beim Thema Energiewende gibt es für mich zwei Kernaussa-
gen. Die erste ist: Die billigste Energie pro Kilowattstunde ist 
die, die erst gar nicht produziert wird. Die zweite ist: Die Son-
ne schickt uns keine Rechnung. Das ist das Entscheidende. 
Das Einzige, was hierfür im Augenblick anfällt, sind Investi-
tionskosten für Fotovoltaikmodule, die aber in den letzten Jah-
ren ganz massiv gesunken sind. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Wir haben eine Lernkurve: Die Preise müssen bezahlbar sein. 
Als wir mit dem Umweltausschuss in Indien waren, haben wir 
gemerkt, dass die Energiewende dadurch in vielen Teilen die-
ser Welt erst machbar geworden ist. 

Die Energiewende ist also bisher ein großer Erfolg. Wir müs-
sen sie weiter zum Erfolg führen. Das ist unsere gemeinsame 

Aufgabe. Deswegen ist das Wort Entschleunigung – Herr Kol-
lege Nemeth, bitte verzeihen Sie mir – in dieser Debatte lei-
der völlig unpassend. Der Begriff Entschleunigung steht in 
diesem Zusammenhang für Abwürgen. Das können wir auf 
gar keinen Fall wollen. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Ich möchte zum Titel der Aktuellen Debatte, die die Fraktion 
GRÜNE beantragt hat, noch auf einen Punkt hinweisen: Mei-
nes Erachtens springt dieser Titel zu kurz. Denn beim Thema 
Energiepreise geht es nicht nur um Strompreise, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Richtig!)

sondern es geht auch um die Preise für Mobilität und Wärme. 
Wenn ich mir einige der Zahlen anschaue, die die Agentur für 
Erneuerbare Energien zusammengestellt hat, dann zeigen mir 
diese, dass die Stromkosten, bezogen auf einen Musterhaus-
halt, mit 75 € pro Monat im Vergleich zu den Kosten für Heiz-
öl mit 105 € oder Benzin mit 116 € noch gering sind. Selbst-
verständlich müssen wir auch darüber diskutieren; das will 
ich nicht in Abrede stellen. Aber allein die Tatsache, dass der 
Bund und insbesondere Herr Kollege Altmaier die Debatte auf 
das Thema Strompreise reduzieren, zeigt, dass man die Di-
mension nicht erfasst und all die Fragen zum Thema Energie-
wende nicht verstanden hat. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Dass es bei diesem Thema im Wesentlichen um Populismus 
geht, ist schon von Frau Kollegin Sitzmann angesprochen 
worden. Ich verstehe nicht, wie man über 1 Billion € an zu-
sätzlichen Kosten für die Energiewende reden kann, ohne dies 
auch nur ansatzweise zu erklären. 

Eines sollte auch nicht vergessen werden: Die EEG-Umlage 
ist in den letzten Jahren gestiegen. Das ist ein Problem, und 
wir diskutieren zu Recht darüber. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig!)

Aber wir sollten zwei Punkte im Blick behalten: Zum einem 
ist die EEG-Umlage stärker gestiegen, als es dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien entsprechen würde, und zum anderen 
sollten wir doch einmal fragen, wer in dieser Zeit, zwischen 
2009 und 2012, als die EEG-Umlage so massiv gestiegen ist, 
denn an der Regierung war.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Aha!)

Es ist schön, dass sich Herr Altmaier jetzt damit auseinander-
setzt. Aber man sollte auch schauen, wer in dieser Zeit die 
Verantwortung dafür getragen hat. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Paul Nemeth CDU: Die Blockade kam doch 
von den anderen! – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/
DVP: Wer hat verhindert? Das war doch der Bundes-
rat! – Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/

DVP)

– Der Bundestag hat seine Entscheidung getroffen, weil der 
Ausbau blockiert werden sollte. Das ist dann verhindert wor-
den. Deswegen war es gut, dass wir vor etwa einem Jahr hie-
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rüber diskutiert haben und dass wir die Gesetzesänderungen 
vorgenommen haben. Deswegen war das, was passiert ist, ab-
solut richtig. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Aber des-
halb steigt doch die EEG-Umlage!)

Ich könnte Ihnen noch viel vortragen. Ich könnte Ihnen z. B. 
die Stellungnahme der EnBW vortragen, die sich sehr detail-
liert mit den Fragen auseinandergesetzt hat, die Herr Altmai-
er aufgeworfen hat. Ich erinnere nur an ein Beispiel, nämlich 
an die Kürzung der Vergütungssätze für bereits bewilligte An-
lagen. Es ist unglaublich, dass man auf diese Art und Weise 
in Deutschland Investitionsunsicherheit schürt, sodass dieje-
nigen, die investieren wollen, nicht wissen, ob sie hinterher 
die Vergütungssätze erhalten, die sie anfangs erwartet hatten, 
als sie sich für die Investition entschieden haben. Das gefähr-
det nicht nur den Ausbau der erneuerbaren Energien, sondern 
das wirkt sich möglicherweise auch negativ auf die Investiti-
onssicherheit in anderen Bereichen aus. Das gefährdet ganz 
massiv den Standort Deutschland, insbesondere als Energie-
standort. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Deswegen sollten wir von solchen Dingen Abstand nehmen.

Eine Aktuelle Debatte besteht aus zwei Rederunden. Einen 
grundlegenden Einstieg habe ich gemacht. Unsere Vorschlä-
ge zu den Themen EEG und Stromsteuer, aber auch zu den 
Bereichen Wärme und Mobilität werde ich in der zweiten 
Runde formulieren. Ich freue mich also auf eine spannende 
weitere Diskussion im Sinne der Energiewende. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Herr Kollege Glück. 

(Zurufe – Abg. Andreas Glück FDP/DVP begibt sich 
mithilfe eines Gehstocks zum Rednerpult.)

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Keine Sorge. Der Stock ist 
nicht für den Fall, dass die Argumente ausgehen.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Da müsste man erst mal 
welche haben!)

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Sitzmann, einmal ganz ehrlich: Sie haben sich hier vorn hin-
gestellt und haben zu einer Aktuellen Debatte gesprochen, der 
Sie selbst den Titel gegeben haben: „Strompreisentwicklung 
in Zeiten der Energiewende“. Sie sagen aber zu Strompreisen 
nichts. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Null!)

Angesichts der hohen Strompreise, unter denen hier die Kun-
den zu ächzen haben und die auch die Wirtschaft zu bezahlen 
hat, besteht Handlungsbedarf. Aber Sie bekommen hier gar 
nichts auf die Reihe; Sie steuern nicht, sondern Sie stänkern 
nur. Sie schimpfen auf Berlin und machen hier ein Berlin-	
Bashing, statt dass Sie einmal mit konkreten Vorschlägen 
kommen. Ich finde das absolut schwach. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr 
richtig! Inhaltsfrei! – Abg. Claus Schmiedel SPD: 

Nicht ein einziger Vorschlag kam von Ihnen!)

Jetzt kommen wir zu den Tatsachen. Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, damit wir einmal einen Blick auf die Strom-
preisentwicklung seit Beginn der Energiewende richten, darf 
ich mit freundlicher Genehmigung des Präsidenten ein Schau-
bild zeigen – Quelle BDEW. 

(Der Redner hält ein Schaubild hoch.)

Hier unten, grün markiert, sind die Kosten für Erzeugung, 
Transport und Vertrieb. Diese sind von 1998 bis heute mehr 
oder weniger gleich geblieben. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Ich sehe aber auch eine 
Steigerung!)

Wenn man es reell betrachtet, sind die Stromproduktionskos-
ten sogar etwas gefallen. Was aber angestiegen ist, sind die 
Abgaben und Steuern, hier lila markiert. 

(Abg. Johannes Stober SPD: Sie sind doch an der Re-
gierung!)

– Jetzt hören Sie doch einmal zu, Herr Stober. Sie dürfen ja 
nachher auch noch einmal etwas sagen.

Während 1998 noch 25 % der Stromkosten beim Haushalts-
strom Steuern und Abgaben waren, sind es heute über 50 %, 
nämlich 50,4 %. Die Strompreise insgesamt sind übrigens seit-
her um 67 % gestiegen. Hat man 1998 noch 4,2 Cent pro Ki-
lowattstunde an Abgaben und Steuern bezahlt, so sind es heu-
te über 14 Cent pro Kilowattstunde.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist die Regierung 
Merkel!)

Deswegen lohnt es sich meiner Meinung nach, diesen Teil, 
der für die Stromkostensteigerungen großenteils ursächlich 
war, einmal ein bisschen genauer anzuschauen. 

(Der Redner hält ein weiteres Schaubild in die Hö-
he.)

Ich habe Ihnen ein zweites Schaubild ausgedruckt. Auf die-
sem zweiten Schaubild sieht man oben einen rosa markierten 
Balken. Dieser zeigt die Mehrwertsteuer an. Bereits die Mehr-
wertsteuererhöhung hat zu erheblichen Stromkostensteigerun-
gen geführt. Betrug der Anteil pro Kilowattstunde im Jahr 
1998 noch 2,3 Cent, so liegt er jetzt bei über 4,5 Cent. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, es darf nicht sein, dass Men-
schen unter den hohen Stromkosten leiden, Arbeitsplätze ge-
fährdet werden und der eigentliche Gewinner der Energiewen-
de der Fiskus ist. Das ist eine falsche Regelung. Hier besteht 
Handlungsbedarf. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Sie regieren doch in 
Berlin! Warum handeln Sie nicht?)

– Wer blockiert denn dauernd? Zu diesem Punkt kommen wir 
gleich noch, Herr Schmiedel.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Sie regieren doch in 
Berlin! – Gegenruf von den Grünen: Aber nicht mehr 

lange!)
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Das Zweite ist die EEG-Umlage. Die EEG-Umlage – hier 
hellgrün markiert – gab es 1998 noch nicht. In diesem Jahr 
liegt sie bei 5,2 Cent pro Kilowattstunde.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Netto! Kollege, sa-
gen Sie es: brutto 6,3 Cent!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die EEG-Umlage 
sollte – so war es irgendwann einmal angedacht – nicht über 
3,5 Cent pro Kilowattstunde steigen. Der Anteil der EEG-Um-
lage ist jetzt bereits so hoch wie der Anteil der Stromproduk-
tionskosten oder sogar höher. Da frage ich Sie an dieser Stel-
le schon, da Sie hier offenbar nicht bremsen wollen: Wo ist 
denn Ihre Schmerzgrenze? Wie hoch darf die EEG-Umlage 
werden? Sind das 7 Cent oder 8 Cent, oder sind es gar 10 Cent 
pro Kilowattstunde? 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Seit wann regieren Sie 
eigentlich in Berlin?)

Sagen Sie das bitte hier jetzt einfach einmal.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Warum haben Sie denn 
nichts gemacht in Berlin?)

– Wir haben etwas gemacht. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wann denn?)

Aber, Herr Schmiedel, dass ich ausgerechnet Ihnen die Blo-
ckadepolitik im Bundesrat vorhalten muss, das wundert mich. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU zu Abg. Claus Schmie-
del SPD: Wollen Sie etwas machen? – Abg. Dr. Fried-
rich Bullinger FDP/DVP zu Abg. Claus Schmiedel 

SPD: Ganz ruhig wäre ich da!)

Ich dachte eigentlich, Sie wissen das.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Überforderung 
der erneuerbaren Energien durch die EEG-Umlage ist auch 
der Sache nicht dienlich. Ich darf jetzt einmal jemanden zitie-
ren, der sich auskennt. Bosch-Aufsichtsrat Franz Fehrenbach 
sagte in Bezug auf das EEG:

Wir sehen das als Lehrbeispiel dafür, was man mit aus-
ufernden Subventionen falsch machen kann. Von den 
30 Gigawatt, die an Fotovoltaik 2012 weltweit installiert 
wurden, landeten 7,5 Gigawatt im nicht sonnenreichen 
Deutschland: eine völlige Fehlsteuerung. Die Subventio-
nierung treibt uns in ein falsches Fahrwasser: So zerstö-
ren wir marktwirtschaftliche Regeln einer ganzen Bran-
che.

An dieser Stelle sage ich Ihnen: Wir müssen drei Dinge tun: 
erstens Absenkung der Besteuerung des Stroms, zweitens 
Maßnahmen in puncto Mindestumlage für Verbraucher und 
drittens eine grundlegende Reform des EEG und ein Stutzen 
auf Normalmaß.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU – Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sehr gut!)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Umweltminister Untersteller.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Präsident, meine sehr geehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Die Strompreisentwicklung in Zeiten der 
Energiewende ist – ich denke, das ist jetzt in den Reden auch 
herausgekommen – ein wichtiges Thema und sicher auch ein 
Thema, über das man hoch emotional diskutieren darf. Das 
haben wir heute Morgen teilweise auch wieder erlebt. Trotz-
dem ist man, glaube ich, auch vor dem Hintergrund dessen, 
was in den letzten Monaten in dieser Debatte gelaufen ist, gut 
beraten, auch einmal ein bisschen die Fakten zu beleuchten.

Kommen wir einmal zu der Aussage von Herrn Kollegen Alt-
maier, die Energiewende könnte zu Kosten von bis zu 1 Bil-
lion € führen; kommen wir einmal zum Thema Strompreis-
bremse. Herr Kollege Glück hat auch angesprochen, dass das 
angeblich notwendig ist. Ich will Ihnen einmal sagen, zu was 
diese Strompreisbremse führt. Ich zitiere einfach einmal aus 
energate, einem Fachdienst der Energiewirtschaft, der täglich 
erscheint. Da heißt es unter der Überschrift: „EnBW will alle 
Erneuerbaren-Projekte stoppen“ wie folgt – ich zitiere –: 

Der Energiekonzern EnBW stellt alle seine Erneuerba-
ren-Projekte auf den Prüfstand.

(Abg. Paul Nemeth CDU: Das ist ein schlechtes Bei-
spiel!)

Grund ist die geplante Strompreisbremse der Bundesre-
gierung.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Na und? Was wollen 
Sie damit sagen? – Lachen bei den Grünen – Abg. 
Edith Sitzmann GRÜNE: Das ist relativ einfach!)

Jetzt frage ich Sie: Wollen Sie das? Die von Herrn Altmaier 
genannten Kosten von 1 Billion € beruhen schlicht und ergrei-
fend auf einer Phantomrechnung. Wenn man sich die Sache 
einmal anschaut, erkennt man, dass diese Rechnung keinerlei 
realen Hintergrund hat. Sie werden in Deutschland nieman-
den finden, der Ihnen diese Rechnung nachvollzieht, nicht ein-
mal seine eigenen Leute im Ministerium.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Karl 
Zimmermann CDU: 200 Milliarden €!)

Was hat er gemacht? Er legt bis zum Ende der Dreißigerjah-
re dieses Jahrhunderts einen Börsenpreis auf dem heutigen 
Niveau zugrunde. Sie sollten sich noch einmal zurückerinnern 
– Kollege Groh ist gerade nicht da –: Es gab ein Gutachten 
des KIT, das im Auftrag der IHK erstellt wurde, das für ziem-
liche Aufregung gesorgt hat. Dieses Gutachten hat prognosti-
ziert, dass die Großhandelspreise bis zum Jahr 2025 um 70 % 
steigen. Um 70 %! Das hat für eine Mordsaufregung gesorgt. 
Herr Altmaier geht jetzt davon aus, die Großhandelspreise 
blieben bis zum Jahr 2030 auf dem heutigen niedrigen Niveau. 
Jetzt frage ich Sie einmal: Was denn jetzt? Was ich damit sa-
gen will, ist: Da legt jeder, wie es ihm gerade passt, irgend-
welche Zahlen zugrunde. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Auch Sie!)

Wozu führt das? Es führt in erster Linie zu einer Verunsiche-
rung, mit der aus meiner Sicht letztendlich überhaupt nieman-
dem in der ganzen Sache geholfen ist.
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Im Hinblick auf die EEG-Umlage, Herr Kollege Zimmer-
mann, rate ich einfach einmal dazu, etwas genauer hinzu-
schauen. Niemand von uns kann wegdiskutieren, dass die 
EEG-Umlage im letzten Jahr stark gestiegen ist: von 3,5 Cent 
auf 5,227 Cent

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Brutto 6,3, Herr Mi-
nister! Da oben sitzen Leute, die zahlen 6,3 Cent!)

plus Mehrwertsteuer.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Na also!)

– Trivialitäten müssen Sie mir nicht erklären. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Das Wort hat der Minister.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Wenn Sie sich diese Steigerung einmal genau-
er anschauen, erkennen Sie, dass sie am allerwenigsten mit 
dem Zubau der erneuerbaren Energien zusammenhängt, son-
dern sie hängt zum allergrößten Teil mit einem zugegebener-
maßen in der Öffentlichkeit schwer zu erklärenden Faktor zu-
sammen, nämlich damit, dass die Börsenpreise dramatisch 
sinken. Die Börsenpreise sind innerhalb der letzten vier Jah-
re mehr oder weniger um die Hälfte gefallen. Die Börsenprei-
se betragen derzeit etwa 42 € pro Megawattstunde. Vor vier 
Jahren betrugen die Börsenpreise noch 90 € pro Megawatt-
stunde. In einer solchen Situation, in der Vergütungen über 
das EEG stattfinden und der Börsenpreis immer weiter ab-
sinkt, geht die Schere bezüglich der EEG-Umlage immer wei-
ter auf. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Das ist doch völlig 
wurst, Herr Minister! Sie bekommen Ihre 6 Cent be-
zahlt! – Zuruf des Abg. Matthias Pröfrock CDU)

Jetzt kommen wir 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU – Unruhe – 
Zuruf von den Grünen: Ruhe! – Glocke des Präsiden-

ten)

zu Altmaiers Strompreisbremse.

Kollege Altmaier sagt nun: „Darauf reagiere ich wie folgt: Ich 
mache die Strompreisbremse; 1,8 Milliarden € will ich ein-
sparen.“ Sein angebliches Ziel ist, die EEG-Umlage auf dem 
heutigen Niveau zu halten. Andernfalls – so Altmaier – wür-
de die EEG-Umlage im kommenden Jahr auf 7 Cent steigen. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Die Grünen wollen 4 Mil-
liarden € einsparen!)

Niemand, kein wissenschaftliches Institut belegt Ihnen diese 
7 Cent. Belegt ist z. B. das, was die vier großen Netzbetreiber 
gemacht haben. Sie haben eine Veröffentlichung gemacht, und 
in dieser Veröffentlichung der vier großen Netzbetreiber wird 
davon ausgegangen, dass die EEG-Umlage im kommenden 
Jahr leicht – um etwa 0,3 Cent, maximal 0,4 Cent – steigt. Die 
EnBW in Baden-Württemberg geht in ihren Berechnungen 
davon aus – das ist übrigens auch veröffentlicht –, dass die 
EEG-Umlage für 2014 gerade einmal um 0,2 Cent steigen 
wird.

(Glocke des Präsidenten)

– Jetzt keine Zwischenfrage; zum Schluss gern.

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Ein Minister lässt Zwi-
schenfragen immer zu!)

Wenn man sich anschaut, was die von Kollege Altmaier ge-
plante Einsparung von 1,8 Milliarden € real bedeuten würde, 
dann stellt man fest, dass dies bei einem Vierpersonenhaus-
halt in Deutschland zu einer Einsparung von sage und schrei-
be 16 € pro Jahr führen würde. Ich frage Sie: Ist das eine 
Strompreisbremse, wenn 16 € pro Haushalt und Jahr einge-
spart werden, 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Das geht doch weiter nach 
oben!)

umgekehrt jedoch der Ausbau der erneuerbaren Energien in 
Deutschland komplett zum Erliegen kommen würde?

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Lassen Sie doch mal 
eine Zwischenfrage zu!)

Dass er komplett zum Erliegen kommt, ist nicht nur meine 
These, Herr Kollege Rülke. Vielmehr gibt es ein Papier des 
Bundeswirtschaftsministeriums, in dem es klar heißt: Wenn 
es so kommt, wie Altmaier will, dann wird der Ausbau der er-
neuerbaren Energien in Deutschland zum Erliegen kommen. 
Ich finde, das kann niemand von uns, auch niemand in der Op-
position, wollen.

Wenn man – Kollege Stober hat es vorhin angesprochen – wie 
Kollege Altmaier nachträglich bei den Bestandsanlagen in die 
EEG-Umlage eingreifen will, wenn man will, dass ab dem 
1. August neue Anlagen in den ersten fünf Monaten keine 
EEG-Umlage bekommen sollen, sondern so behandelt wer-
den sollen wie Braunkohlekraftwerke, dann frage ich Sie: Wo-
rin besteht dabei der Sinn? Wollen wir den Ausbau der erneu-
erbaren Energien, oder wollen wir ihn nicht? Was dadurch er-
reicht wird, ist vor allem eine Verunsicherung der Investoren 
in Deutschland, eine Verunsicherung der Energieversorger in 
Deutschland. Ich habe das Beispiel EnBW gebracht. So etwas 
ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Kollege Stober und Kollegin Sitzmann haben angesprochen, 
dass Strompreise nur ein Teil der Debatte sind und es im Kern 
um die Energiepreise geht. Die Energiepreise beinhalten na-
türlich auch den Wärmesektor und den Mobilitätssektor.

Herr Kollege Glück, schauen wir uns einmal die heutige Si-
tuation an. Wie sieht es bei einem Vierpersonenhaushalt kon-
kret aus? Ein Vierpersonenhaushalt zahlt pro Jahr etwa 2 000 € 
bis 2 500 € an Wärmekosten, er zahlt – je nachdem, wie weit 
die Haushaltsmitglieder von ihrer Arbeitsstätte entfernt sind 
– etwa 1 000 € bis 1 500 € an Mobilitätskosten, und er zahlt 
größenordnungsmäßig etwa 800 € bis 900 € an Stromkosten 
für 3 500 kWh.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Kaum jemand redet über die gestiegenen Wärmekosten, kaum 
jemand redet über die gestiegenen Öl- und Gaspreise und all 
diese Dinge, sondern alle reden über diesen einen Faktor 
Stromkosten. Jetzt frage ich Sie: Ist das gerechtfertigt?
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(Abg. Matthias Pröfrock CDU: Die Grünen haben 
doch die Debatte beantragt! – Abg. Peter Hauk CDU: 

Antragsteller der Debatte sind die Grünen!)

– Die Debatte ist völlig gerechtfertigt, einfach um es einzu-
ordnen, um Schluss zu machen mit dieser Panikmache, die in 
den letzten Monaten, insbesondere vom Bundesumweltminis-
ter, aber auch von anderen Mitgliedern von CDU und FDP ge-
macht wurde. Deswegen ist diese Debatte gerechtfertigt.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Lassen Sie mich einen weiteren Punkt ansprechen, der vorhin 
vom Kollegen Nemeth, aber auch vom Kollegen Glück ange-
sprochen wurde: In Deutschland steigen die CO2-Emissionen.

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Nein! Das habe ich 
doch gar nicht gesagt! Bei der Wahrheit bleiben!)

– Gut, lassen wir Sie weg, und nehmen wir den Kollegen Ne-
meth. Herr Kollege Nemeth hat es angesprochen. In Deutsch-
land steigen die CO2-Emissionen und sind auf einem neuen, 
höheren Niveau gegenüber dem letzten Jahr. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Und auf der ganzen Welt!)

– Das stimmt, aber jetzt muss man einmal schauen, was denn 
die Gründe dafür sind, dass bei uns die CO2-Emissionen stei-
gen. Die Gründe dafür sind relativ einfach. 

Ich habe vorhin gesagt: Der Börsenpreis ist im Keller. 

(Zuruf von der CDU: Und warum?)

Das führt dazu, dass in Deutschland die Braunkohlekraftwer-
ke derzeit rund um die Uhr laufen. Sie laufen vor allem des-
halb rund um die Uhr, weil der Preis für die Emissionszertifi-
kate völlig am Boden liegt. Dies ist deshalb der Fall, weil sich 
insbesondere die FDP in der Bundesregierung strikt weigert, 
in Brüssel gemeinsam mit der CDU darauf hinzuwirken, dass 
es zu einer Reform des Emissionshandels kommt, dass es bei-
spielsweise zum sogenannten Backloading kommt und damit 
Zertifikate aus dem Markt genommen werden. Das ist das 
Kernproblem.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Mit Herrn Altmaier war ich völlig einig, dass wir eine Reform 
des Emissionshandels brauchen. 

(Zurufe der Abg. Karl Zimmermann CDU und Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP – Unruhe – Glocke des 

Präsidenten)

Aber insbesondere die FDP im Bundestag verweigert sich ei-
ner Reform des Emissionshandels, die auch dazu führen wür-
de, dass wir endlich zu der nötigen Stabilisierung des Börsen-
preises kämen. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Warum ist denn der Börsen-
preis so tief?)

Eine Stabilisierung des Börsenpreises würde wiederum dazu 
führen, dass auch die EEG-Umlage in Deutschland wieder sta-
bilisiert wird.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Und die 

Wirtschaft aus dem Land treiben!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns noch einen Blick 
zurückwerfen – der Kollege Glück hat dies vorhin auch ge-
macht, und ich möchte es auch einmal versuchen – auf die 
letzten Jahre und Jahrzehnte. Wie war damals eigentlich die 
Entwicklung?

Manchmal tut man so, als würden die Strompreise erst seit der 
Energiewende steigen. Das ist natürlich mitnichten so. Wir 
hatten beispielsweise im Jahr 1973 Durchschnittserlöse aus 
der Stromabgabe in Höhe von 10,63 Pfennig. Neun Jahre spä-
ter, im Jahr 1982, lagen die Erlöse nicht mehr bei 10,63 Pfen-
nig, sondern bei 18,41 Pfennig. Innerhalb von neun Jahren 
hatten wir praktisch eine Steigerung um 80 %. Damals dach-
te noch niemand an die Energiewende. An Fotovoltaik dach-
ten damals nur ein paar – ich sage einmal so – grüne Technik-
freaks.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Na, na! Rote waren da 
auch dabei! Hermann Scheer! – Abg. Martin Rivoir 

SPD: Damals gab es noch gar keine Grünen!)

Damals waren Begriffe wie „Ölpreiskrise“ und „Ausbau der 
Kernenergie“ – der übrigens seinerzeit vom Staat kräftig sub-
ventioniert wurde – hochaktuell. 

Außerdem, meine Damen und Herren, ist es wichtig, dass wir 
nicht nur den Strompreis betrachten, sondern insgesamt die 
Energiepreise – Wärmepreise, Mobilitätspreise – betrachten 
und hierauf ein stärkeres Augenmerk legen. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Wird es denn dann besser?) 

Letztendlich bedeutet die Energiewende für uns – deswegen 
plädiere ich hier dafür, dass wir sachlich mit dieser Thematik 
umgehen –, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Dann fan-
gen Sie doch an!)

dass wir unabhängiger werden von Energieimporten, von fos-
silen Brennstoffen und auch von rasanten Preissteigerungen 
bei fossilen Energieträgern. Diese Preissteigerungen wird es 
in den kommenden Jahren auch weiterhin geben, ungeachtet 
der Entwicklung, wie wir sie in den USA mit Shale gas erle-
ben.

Denn eines ist klar: In einer Situation, in der die Ressourcen 
weltweit knapper werden, aber Länder wie Indien, China und 
andere große Nationen stärker zugreifen, werden diese Prei-
se weiter steigen. Man ist gut beraten, sich von dieser Ent-
wicklung abzukoppeln, soweit dies nur irgendwie möglich ist. 
Deswegen ist es eine richtige Entscheidung von Deutschland, 
die Energiewende einzuleiten 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Aber mit Verstand!)

und eine Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien auf 
80 % bis zum Jahr 2050 anzustreben. Deswegen ist es eine 
richtige Entscheidung, das EEG auch weiterzuentwickeln, um 
auf diesem Pfad in Richtung 2050 in den nächsten Jahren hier 
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weiterzukommen und nicht etwa abzustoppen, Herr Kollege 
Nemeth.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Zuruf des 
Abg. Paul Nemeth CDU)

Was würde es bedeuten, wenn wir sagen würden: „Wir hauen 
bei dem Ausbau der erneuerbaren Energien die Bremse rein“? 
Was würde das bedeuten? Dann müssten wir verstärkt auf fos-
sile Energieträger setzen oder wieder zurück zur Kernenergie 
gehen. Ich gehe einmal nicht davon aus, dass Sie das wollen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Na?)

Wir müssten wieder verstärkt auf fossile Energieträger setzen. 
Glauben Sie allen Ernstes, dass wir damit billiger davonkom-
men? 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Sie machen Ihren Strom 
auch mit fossilen Energieträgern!)

– Ich mache meinen Strom nicht mit fossilen Energieträgern. 

(Abg. Paul Nemeth und Abg. Peter Hauk CDU: Na-
türlich! – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 

Was denn sonst?)

Was soll denn das? Das ist doch einfach Unsinn. Wir haben 
in Baden-Württemberg einen Anteil von um die 20 %, und die 
restlichen 80 % teilen sich auf nukleare und fossile Energie-
träger auf. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Also! – Abg. Edith Sitz-
mann GRÜNE: Der Umweltminister macht den Strom 

auch nicht selbst!)

Wir brauchen doch hier keine Trivialitäten. Was soll denn das? 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Die bringen Sie seit über 
zehn Minuten! – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Vielleicht noch ein paar Bemerkungen zu der Frage des Stel-
lenwerts des Strompreises bei der Industrie: Es ist wichtig, im 
Blick zu haben, dass die Industrie bezahlbare Strompreise hat. 
Das ist selbstverständlich.

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Ich betone auch immer wieder in Gesprächen mit der Indust-
rie, dass wir das im Blick haben.

(Zurufe der Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP 
und Paul Nemeth CDU)

Aber auch da lohnt es sich, einmal genauer hinzuschauen: 
Welchen Stellenwert haben die Strompreise heute in der In-
dustrie? Wenn man auf die Branchen schaut, die wir in Ba-
den-Württemberg haben – Automobilwirtschaft, Maschinen-
bau, Anlagenbau, Elektrotechnik –,

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Gärtnereien! – 
Abg. Paul Nemeth CDU: Bäckereien!)

werden Sie Folgendes feststellen: Die Stromkostenanteile an 
den Bruttoproduktionskosten in diesen Branchen liegen in der 
Regel bei 1 %, 2 % und 3 %. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Zulieferer! – 
Abg. Karl Zimmermann CDU: Wie hoch ist die Ge-

winnmarge?)

Noch einmal: Ich rede nicht über die energieintensiven Bran-
chen, sondern über die Kernbranchen in Baden-Württemberg. 
Wenn Sie mit diesen Unternehmern reden – und das mache 
ich als Minister logischerweise sehr oft –, stellen Sie fest, wir 
haben ein Problem: Energieeffizienzmaßnahmen werden so 
lange gemacht, wie es um Amortisationszeiten von einem Jahr, 
von anderthalb Jahren geht, aber dann nicht mehr. Energieef-
fizienzmaßnahmen mit Amortisationszeiten von zwei Jahren 
landen meist schon in der Schublade. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Das ist doch nicht wahr! Wo 
leben Sie denn?)

Warum ist das so? Das liegt daran, dass die Anteile der Strom-
kosten heute in der Industrie zwischen 1 %, 2 % und 3 % lie-
gen. 

Kommen wir zu den energieintensiven Unternehmen in 
Deutschland. Es ist völlig richtig, dass die energieintensiven 
Branchen von der EEG-Umlage entlastet sind. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Ein Teil!)

Ich möchte auch eine Grafik zeigen, Kollege Glück. 

(Der Redner hält eine Grafik hoch.)

Die Grafik zeigt, dass die Preise bei den energieintensiven Un-
ternehmen sinken. Diese Grafik stammt aus einer Studie im 
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums, erstellt vom 
EWI, dem Energiewirtschaftlichen Institut in Köln. Warum 
sinken die Preise?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Guter Wirt-
schaftsminister!)

Ganz einfach: Die Preise an der Strombörse sinken, die Zer-
tifikatspreise sind zerfallen, die energieintensiven Unterneh-
men zahlen keine EEG-Umlage und so gut wie keine Netz-
kosten – Stichwort: Entlastung wegen § 19 der Stromnetzent-
geltverordnung –, keine KWK-Umlage, keine Stromsteuer. 
Ich frage Sie: Wo sollen wir sie denn noch entlasten? Sie sind 
von allem entlastet. Den energieintensiven Branchen in 
Deutschland geht es an der Energiekostenfront heute so gut 
wie schon lange nicht mehr.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Das meine ich damit, Herr Kollege Hauk: Es gibt auf der ei-
nen Seite das Problem der Kommunikation – wenn Leute wie 
Altmaier in der Öffentlichkeit sagen, die Energiewende könn-
te zu Kosten von bis zu 1 Billion € führen, dann entsteht erst 
einmal tage- und wochenlang völlige Panik in den Medien – 
und auf der anderen Seite die Realität. Die Grafik stammt aus 
einer Studie, die das Bundeswirtschaftsministerium in Auf-
trag gegeben hat. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Sie reden hier von 800 Un-
ternehmen!)

Mein Plädoyer lautet – 

(Abg. Peter Hauk CDU: Jetzt kommt’s)
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deswegen ist diese Debatte völlig richtig –, die Energiewen-
de nicht zu gefährden. Wir müssen von solchen Mondzahlen 
– 1 Billion € –, die in die Welt gesetzt wurden, wegkommen 
und auf das sachliche Niveau zurückkommen und dürfen die 
gemeinsam von allen Parteien im Deutschen Bundestag be-
schlossene Energiewende nicht durch solche unsinnigen Dis-
kussionen, wie wir sie in den letzten Monaten gehabt haben, 
gefährden. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Minister, Sie hatten während Ih-
rer Redezeit zugesagt, eventuelle Nachfragen am Ende zu be-
antworten. Wollen Sie die Nachfragen der Kollegen Nemeth, 
Deuschle und Dr. Bullinger zulassen?

(Abg. Johannes Stober SPD: Die haben doch noch 
Redezeit! – Gegenruf des Abg. Dr. Friedrich Bullin-

ger FDP/DVP)

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Gern. 

Präsident Guido Wolf: Kollege Deuschle.

Abg. Andreas Deuschle CDU: Vielen Dank, Herr Minister, 
für die Zulassung der Zwischenfrage. – Baden-Württemberg 
will in den nächsten acht Jahren einen Anteil der erneuerba-
ren Energien an der Stromerzeugung von 38 % erreichen, Bay-
ern im gleichen Zeitraum einen Anteil von 50 %, Niedersach-
sen und Brandenburg 90 % und Schleswig-Holstein sage und 
schreibe – rechnerisch – 400 %. 

Meine Frage: Stimmen Sie mir zu, dass eine der größten He-
rausforderungen zum Gelingen der Energiewende in einer bes-
seren Koordination der Ausbaumaßnahmen und Ausbauziele 
der Bundesländer liegt, und, wenn ja, welche Maßnahmen hat 
die Landesregierung von Baden-Württemberg in Bezug auf 
die bessere Koordination auf Lager?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Kollege Deuschle, Koordination ist vorhanden, 
und zwar von Anfang an. Die kann man hier und da sicher 
noch verbessern. Aber ich finde, das muss vor allem eine ge-
meinsame Sache sein. Das darf nicht nur eine Angelegenheit 
von Baden-Württemberg sein, sondern muss auch eine Auf-
gabe der Bundesregierung darstellen.

In den letzten anderthalb Jahren gab es regelmäßige Treffen 
der Umweltminister. Es gibt regelmäßige Treffen der Minis-
terpräsidenten auch mit der Kanzlerin. Vor rund drei Wochen 
gab es ein Treffen der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten 
zum Thema Strompreisbremse. Daher ist diese Koordination 
vorhanden. 

Die unterschiedlichen Ausbauziele, die Sie angesprochen ha-
ben, hängen auch mit den unterschiedlichen Gegebenheiten 
zusammen. Es ist völlig klar, dass ein Land wie Schleswig-
Holstein beispielsweise im Bereich des Ausbaus der Wind-
energie – onshore, offshore – andere Möglichkeiten hat als 
Baden-Württemberg.

(Zurufe von der CDU: Aha! – Zuruf des Abg. Win-
fried Mack CDU – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Das hat noch nie jemand bestritten!)

Auch in anderen Bereichen gibt es Unterschiede, was nicht 
bedeutet, Herr Kollege Mack, dass wir in Baden-Württemberg 
die Windenergie nicht ausbauen. Aber in Schleswig-Holstein 
oder Brandenburg liegt der Anteil der Windenergie schon heu-
te bei 40, 50, 60 %, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ja!)

und er wird dort weiter steigen. Daher haben wir unterschied-
liche Ausgangssituationen.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Wenn man solche Ausbaukapazitäten hat, wie Sie sie in Be-
zug auf Schleswig-Holstein oder Brandenburg angesprochen 
haben, muss das Ziel doch sein, dass wir die in Zukunft auch 
für uns im Süden – das heißt sowohl in Baden-Württemberg 
als auch in Bayern – nutzbar machen. Das heißt vor allem, 
dass wir gerade aus baden-württembergischer Sicht darauf 
drängen müssen, dass die Netze in den kommenden Jahren so 
ausgebaut werden, wie das im Netzentwicklungsplan bis zum 
Jahr 2022 vorgesehen ist. Ich finde, das ist eines der vordring-
lichen Ziele.

Aber auch da gibt es diese Koordination, nämlich dergestalt, 
dass es alle vier Wochen Sitzungen des Beirats der Bundes-
netzagentur gibt, in dem alle Länder – ich z. B. für Baden-
Württemberg – mit am Tisch sitzen und wo wir regelmäßig 
auf den Stand der Dinge beim Netzausbau schauen. Daher ist 
es nicht so, dass es da keine Koordination gäbe. Noch einmal: 
Man kann die Koordination zwischen den Bundesländern im-
mer hier und da verbessern, aber sie findet nun wirklich statt.

(Beifall der Abg. Andrea Lindlohr und Andreas 
Schwarz GRÜNE)

Präsident Guido Wolf: Kollege Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Umwelt- und 
Energieminister, Schleswig-Holstein und Niedersachsen ha-
ben auch zu viel Milch. Die fährt man auch in den Süden. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Auweia!)

Ich habe eine spezielle Frage. Sie haben häufig als Argument 
genutzt – heute nicht –, dass wir noch nie so viel Strom ex-
portiert haben wie in den letzten Jahren. Ich glaube, es war im 
letzten Jahr sogar mit die höchste Summe, die wir exportiert 
haben.

Mich würde interessieren: Wie viel und zu welchen Preisen 
haben wir denn exportiert, und wie viel, zu welchen Preisen 
und zu welchen Zeiten haben wir importiert? Das Thema Spei-
cherung ist bei uns, wie überhaupt, glaube ich, das Kernpro-
blem. Da ist bisher zu wenig von Ihnen gekommen. 

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Kollege Bullinger, ich empfehle Ihnen ein-
fach: Bringen Sie nicht alles durcheinander. 

Wir hatten in Deutschland über die Jahre hinweg immer ei-
nen Exportüberschuss beim Strom. Er schwankte. Allerdings 
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hatten wir im letzten Jahr einen enormen Exportüberschuss in 
der Höhe von weit über 20 TWh. Das war für alle, auch für 
mich, überraschend. 

Womit hängt das zusammen? Das hängt mit den niedrigen 
Börsenpreisen, die wir in Deutschland hatten, zusammen. Da-
durch war es attraktiv, in Deutschland einzukaufen. Das hing 
mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland 
zusammen, aber es hing vor allem damit zusammen, dass die 
Braunkohlekraftwerke in Deutschland rund um die Uhr ge-
laufen sind – rund um die Uhr! – und produziert haben. Mit 
solchen Trivialitäten hängt das zusammen.

Umgekehrt zeigen diese etwa 20, 21, 22 TWh, die wir an Ex-
portüberschuss hatten, dass wir jetzt nicht – um ein anderes 
Thema aufzugreifen – in einer Phase sind, in der wir in 
Deutschland vor einem drohenden Blackout stünden. Das ist 
überhaupt nicht der Fall. 

Wenn Sie mit den Netzbetreibern reden, dann stellen Sie fest: 
Die haben zwar verstärkt Eingriffe in das Netzgeschehen, aber 
niemand, auch bei TransnetBW niemand, wird Ihnen irgend-
welche Zahlen bringen, wonach wir vor dem Hintergrund der 
Energiewende Gefahr liefen, dass wir einen drohenden Black-
out bekämen. Vielmehr geht man nach wie vor davon aus, dass 
diese Dinge beherrschbar sind. 

Auch das ist ein Fall, bei dem ich glaube: Man ist gut bera-
ten, keine Ängste zu schüren, dass die Versorgungssicherheit 
gefährdet sei, genauso wie es keinen Grund gibt, Ängste zu 
schüren, dass die Strompreise durch die Decke gingen. 

Die Zahlen, die uns vorliegen – beispielsweise vom Institut 
für Energie in Leipzig, das auch schon für die Vorgängerlan-
desregierung, für das Wirtschaftsministerium begutachtet hat 
und das regelmäßig Berichte für uns abgibt –, belegen: Wir 
hatten in der Vergangenheit Strompreissteigerungen, und wir 
werden auch in Zukunft Strompreissteigerungen haben. Aber 
wir haben keinen Anlass, zu glauben, dass die Strompreisstei-
gerungen in den nächsten Jahren stärker ausfallen, als sie in 
der Vergangenheit waren. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Der Ministerpräsident hat 
sinkende Strompreise versprochen!)

Ich plädiere dafür, diese Debatte auf das Niveau zurückzufüh-
ren, auf das sie gehört, nämlich auf ein sachliches Niveau. Es 
sollten keine Mondzahlen in die Welt gesetzt werden.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht die 
Kollegin Sitzmann.

Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Bei manchen Ausführungen, die von-
seiten der Opposition gemacht worden sind, stellt sich mir die 
Frage, ob Sie wirklich zur Energiewende stehen, Herr Nemeth. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Natürlich!)

Wenn Sie wirklich zur Energiewende stehen und wenn Sie sa-
gen, dass die CDU in Baden-Württemberg diese tatkräftig vo-
ranbringen will, dann können Sie nicht gleichzeitig die Strom-
preisbremse von Umweltminister Altmaier verteidigen. Das 
passt nicht zusammen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Der Umweltminister hat es ausgeführt, und auch der Kollege 
Stober hat es angesprochen: Diese Strompreisbremse bremst 
den Strompreis nicht wirklich; denn hierbei handelt es sich 
um eine Entlastung um 16 € pro Haushalt und Jahr. Das ist 
keine echte Strompreisbremse. Diese könnte aber zur Folge 
haben, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien zum Erlie-
gen kommt. 

Wenn Sie das befürworten, frage ich mich, wie Sie eigentlich 
zur Energiewende stehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Paul Nemeth CDU meldet sich.)

Außerdem hat das zu einer enormen Verunsicherung geführt. 
Der Umweltminister hat das am Beispiel der EnBW aufge-
zeigt. Es wäre ein einmaliger Vorgang gewesen, Kürzungen 
im Bestand vorzunehmen. So etwas könnten wir nie und nim-
mer gutheißen. Ich bin deshalb froh, dass sich der baden-würt-
tembergische Umweltminister gemeinsam mit seinen Länder-
kollegen auf Bundesebene dafür eingesetzt hat, dass so etwas 
keinesfalls passiert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Kollegin Sitzmann, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Nemeth?

Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Der Kollege Nemeth hat 
gleich das Wort und kann dann all das sagen, was ihm wich-
tig ist. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Das würde aber sehr gut 
passen!)

Lassen Sie mich jetzt weiter ausführen, was ich mir notiert 
habe. Klar ist: Diese Strompreisbremse ist eine Energiewen-
debremse. Deshalb wird sie entschieden von uns abgelehnt, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Die Tatsache, dass wir für die heutige Sitzung eine Aktuelle 
Debatte zur Strompreisentwicklung beantragt haben, beruht 
darauf, dass über dieses Thema besonders virulent diskutiert 
wird. Der Kollege Stober hat vollkommen recht, wenn er sagt, 
dass die Strompreise heftig diskutiert werden, obwohl ande-
re Energieformen deutlich mehr Aufwendungen für private 
Haushalte bedeuten. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Sie haben die Debatte be-
antragt!)

Deshalb gilt es, auf der einen Seite eine ehrliche Debatte über 
Strompreise zu führen und auf der anderen Seite auch die Kos-
ten für Wärme und Benzin einzubeziehen. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Warum haben Sie es denn 
nicht thematisiert? Das war doch Ihr Antrag!)

– Das mache ich doch jetzt. Was für ein Problem haben Sie, 
Herr Hauk?

Deshalb hat sich diese Landesregierung auf die Fahnen ge-
schrieben, 

(Zuruf von der CDU: Peinlich!)
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im Bereich der Wohnraumförderung auf energetische Stan-
dards und Energieeffizienz zu setzen und umzusteuern. Wir 
wollen Einsparungen mit umweltverträglicher Mobilität er-
zielen. Dies betrifft den Ausbau des ÖPNV und des Schienen-
personennahverkehrs. In diesem Bereich tätigen wir trotz 
schwieriger Rahmenbedingungen erhebliche Investitionen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr richtig!)

Da Wärme- und Mobilitätskosten eine entscheidende Rolle 
spielen, steht das für uns ganz oben auf der Agenda. 

Lassen Sie mich auf das Thema Strompreise zurückkommen. 
Da ist es mir wichtig, Folgendes darzustellen: Während einer-
seits kritisiert wird, dass die Strompreise steigen, hat anderer-
seits in der Zeit der schwarz-gelben Bundesregierung die Zahl 
der Ausnahmen für Unternehmen, die keine EEG-Umlage 
zahlen müssen, dramatisch zugenommen. Das passt nicht zu-
sammen. Deshalb sind wir dafür, die Zahl der Ausnahmen zu-
rückzuführen. 

(Zuruf von der CDU: Auch für den Nahverkehr?)

Beim Vortrag des Umweltministers ist deutlich geworden, 
dass gerade die energieintensive Industrie auch von sinken-
den Strompreisen, von sinkenden Kosten profitieren kann. Wir 
dürfen aber nicht außer Acht lassen, dass andere Unterneh-
men, kleine und mittlere Unternehmen und gerade auch das 
Handwerk, außen vor bleiben. Sowohl aufgrund der Kosten-
frage als auch aus Gründen der Gleichbehandlung von Unter-
nehmen müssen wir also diese zunehmende Zahl von Ausnah-
men zurückführen und für eine stärkere Beteiligung sorgen, 
meine Damen und Herren. Das ist ganz wichtig.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Das heißt also: Wenn man über Strompreise diskutiert, sollte 
man immer auch einen sehr differenzierten Blick auf die Si-
tuation werfen. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass insbe-
sondere die baden-württembergische Wirtschaft – beispiels-
weise der Maschinenbau, der Bereich Greentech, der Bereich 
Energieffizienz, der Bereich ressourcenschonender Produkti-
on – von der Energiewende profitiert, weil die Unternehmen 
in diesen Bereichen nämlich besonders wettbewerbsfähig und 
exportstark sind und deshalb ihre Produkte in aller Herren und 
Damen Länder verkaufen können. Auch das ist ein positiver 
Effekt.

Nicht zuletzt hat das Erneuerbare-Energien-Gesetz auch da-
zu geführt, dass Hunderttausende neue Arbeitsplätze entstan-
den sind. Diese sollten und dürfen wir nicht aufs Spiel setzen. 
Deshalb, Herr Kollege Nemeth, sage ich noch einmal: Die 
Strompreisbremse ist das völlig falsche Instrument. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Wichtig ist – das hat der Umweltminister ebenfalls angespro-
chen –, dass die Bundesregierung bei der Reform des Emis-
sionshandels die Blockadehaltung aufgibt und mit an einem 
Strang zieht, dass die Zertifikate Schritt für Schritt zurückge-
führt werden. Die Probleme, die ansonsten daraus entstehen, 
sind bereits dargestellt worden. 

Meine Damen und Herren, es geht uns darum, die Debatte 
über die Strompreisentwicklung zu versachlichen und in ei-

nen größeren Zusammenhang zu stellen. Wir erwarten von Ih-
nen, von der Opposition und insbesondere von der CDU-Frak-
tion, dass Sie sich auf Bundesebene für die Energiewende und 
für eine tatkräftige Unterstützung und Umsetzung einsetzen 
und nicht für eine Energiewendebremse. Das wäre das Beste, 
was Sie für Baden-Württemberg tun können. 

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Nemeth.

Abg. Paul Nemeth CDU: Liebe Frau Sitzmann, die CDU 
steht zur Energiewende. Wenn Sie das anzweifeln, dann schla-
gen Sie auf einen Platz, auf dem wir schon ganz, ganz lange 
nicht mehr stehen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Na, na!)

Das zeigt eigentlich, dass Ihnen bei dieser Debatte die Argu-
mente ausgehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Sie haben genauso wie der Herr Umweltminister leider keine 
Zwischenfrage zugelassen; das ist ein parlamentarisch unüb-
liches Vorgehen –

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Widerspruch 
bei den Grünen und der SPD – Abg. Dr. Dietrich Birk 
CDU: Absolut! – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: 
Ein unwürdiges! – Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: 

Selbst Herr Drautz hätte das zugelassen!)

das muss ich schon sagen –, zumal bei einer Aktuellen Debat-
te, die von den Grünen selbst beantragt wurde. Denn, meine 
Damen und Herren, die Grünen haben in Berlin Kürzungsvor-
schläge zu den erneuerbaren Energien gemacht. Die Grünen 
haben nämlich vorgeschlagen, 4 Milliarden € aus dem EEG-
System herauszunehmen. Dazu will ich Ihnen einmal einen 
Vorschlag vorlesen. Mich hätte schon interessiert, was die 
Grünen in Baden-Württemberg zu diesem Vorschlag sagen. 
Ich zitiere aus diesem Vorschlag:

Windräder sind schon heute effiziente und günstige Strom-
lieferanten. An besonders windreichen Standorten 

– besonders im Norden –

kostet der Strom aus Windanlagen nur 6 bis 7 Prozent pro 
Kilowattstunde.

(Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Prozent? – Abg. 
Edith Sitzmann GRÜNE: Prozent von was?)

6 bis 7 Cent pro Kilowattstunde. 

Danke. – Jetzt kommt es:

Deswegen halten wir es für gerechtfertigt, die Förderun-
gen für Windparks schon früher zu kürzen als ursprüng-
lich gedacht. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Wer hat denn das 
gesagt?)

Die Investitionssicherheit in Windanlagen darf aber nicht 
gefährdet werden. 
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Sie wollen in den Bestand von Windkraftanlagen in Deutsch-
land eingreifen. 

(Widerspruch bei den Grünen – Abg. Edith Sitzmann 
GRÜNE: Nein! – Abg. Claus Schmiedel SPD: Neue!)

– Nein, in den Bestand. „Förderung für Windparks schon frü-
her zu kürzen“, für bestehende Windparks.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ja, für neue!)

– Sie brauchen die Grünen nicht zu verteidigen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Doch! Wenn sie zu Un-
recht angegriffen werden, dann verteidige ich sie! – 
Gegenruf des Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Aber 

nur dann, oder?)

Das ist ein Kürzungsvorschlag in Bezug auf den Bestand. Es 
gibt auch noch einen zweiten Vorschlag, den ich hier jetzt 
nicht vorlese. 

Also kehren Sie doch erst einmal vor der eigenen Haustür, be-
vor Sie Herrn Altmaier kritisieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Und dann muss ich schon sagen: Was war das hier denn für 
eine Debatte? Der Umweltminister hat sinngemäß gesagt: Wir 
haben zwar die höchsten CO2-Verbräuche, 

(Abg. Andrea Lindlohr und Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: Das heißt Emissionen!)

aber das hat Gründe, da gibt es Einzelheiten. Ich behaupte ein-
mal: In Deutschland hat noch niemand das gesamte System 
einmal genau angeschaut und verstanden. Wir spielen hier an 
den Symptomen herum, anstatt die Ursachen gründlich zu eru-
ieren. 

Jedenfalls verzeichnen wir steigende CO2-Verbräuche. 

(Zuruf: Emissionen!)

In etwa stellt es sich so dar, meine Damen und Herren: Wir 
haben das Ziel, nämlich den Klimaschutz, aus den Augen ver-
loren, und deswegen müssen wir unsere Anstrengungen ver-
doppeln, um schneller an das Ziel – das im Moment gar nicht 
mehr vorhanden scheint – heranzukommen. So, wie es bisher 
lief, kann die Energiewende nicht gelingen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: Das bringt selbst die CDU durchei-

nander!)

Dann hat der Herr Umweltminister hier auch noch gesagt, die 
Strompreise würden steigen. Vor diesem Hintergrund möch-
te ich noch einmal an eine Äußerung des Ministerpräsidenten 
vom Juni 2012 erinnern, der nämlich sinkende Strompreise 
versprochen hatte. Er sagte im Juni 2012 in der „Welt“: 

Es kann keine Rede davon sein, dass die Strompreise ex-
plodieren, weder bei den Haushalten noch bei der Indus-
trie, noch beim Gewerbe. 

Dabei haben wir mit der Energiewende, meine Damen und 
Herren, doch erst begonnen. Wir stehen nicht am Ende, son-
dern wir stehen erst am Anfang der Energiewende. 

(Glocke des Präsidenten)

Wir haben eine Bugwelle von 160 bis 250 Milliarden € im Be-
stand. Wir haben für Überlandleitungen 20 Milliarden € zu 
bezahlen, wir haben mindestens 30 Milliarden € für die Ver-
teilnetze zu bezahlen, und wir haben noch keine Investitionen 
für die Reservekapazitäten und die Speicher vorgesehen. 

Deswegen, Herr Ministerpräsident, gehört es doch zur Ehr-
lichkeit, sich einzugestehen – wir alle wollen die Energiewen-
de –: Die Energiewende kostet Geld. Dies müssen wir den 
Bürgerinnen und Bürgern auch sagen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsident Guido Wolf: Herr Kollege Nemeth, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Kollegin Lindlohr?

Abg. Paul Nemeth CDU: Ja. Es wäre wahrscheinlich blöd, 
wenn ich jetzt Nein sagen würde. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ja, das würde Ih-
nen auf die Füße fallen! – Abg. Martin Rivoir SPD: 
Auch wenn es ihn reizen würde! – Vereinzelt Heiterkeit)

Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Herr Kollege Nemeth, kurz 
noch zu den Begrifflichkeiten. Sie sprechen ja immer von den 
„CO2-Verbräuchen“. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Das betrifft sogar die Dienst-
wagen der Landesregierung! – Zuruf des Abg. Hel-

mut Walter Rüeck CDU)

Wenn wir jetzt einmal als Einheit ein „Nemeth“ nehmen, wür-
den Sie dann zur Kenntnis nehmen, dass Sie persönlich O2 – 
Sauerstoff – verbrauchen und CO2 emittieren? Würden Sie 
weiter zur Kenntnis nehmen, dass eine Unterscheidung zwi-
schen dem, was verbraucht wird, und dem, was ausgeschie-
den wird, für die Energiewende so bedeutsam ist wie für Sie 
als biologische Einheit? 

(Vereinzelt Heiterkeit – Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: 
Das war jetzt sehr lehrerhaft! – Abg. Friedlinde Gurr-
Hirsch CDU: Sekundarstufe I! – Zuruf des Abg. Mar-

tin Rivoir SPD)

Abg. Paul Nemeth CDU: Das war jetzt kein wichtiger Bei-
trag zum Thema Energiewende. Deswegen antworte ich dar-
auf gar nicht. 

Wir sagen, was jetzt kommen muss, meine Damen und Her-
ren. Beim EEG muss die Gier aus dem System genommen 
werden. Es ist eine Gier entstanden in Baden-Württemberg 
und anderswo, es herrscht eine Goldgräberstimmung. Für 
Windkraftanlagen werden Pachtzahlungen in Höhe von 
30 000, 40 000 oder 50 000 € im Jahr geleistet. Das kann doch 
kein normaler Mensch gutheißen, dass solche Beträge bezahlt 
werden. Deswegen brauchen wir im EEG ein neues Konzept. 
Die Gier muss aus dem System genommen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Die Rechte und die Pflichten für die Investoren müssen neu 
definiert werden. Wir brauchen mehr Wettbewerb und weni-
ger Planwirtschaft. Das ist ganz entscheidend. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: Sagen Sie einmal: Wie wollen Sie 

denn die Strompreise senken?)
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Dazu gehört, dass der Einspeisevorrang für die erneuerbaren 
Energien sukzessive abgebaut wird und dass wir die Degres-
sionen bei den Subventionen stärker und schneller nach un-
ten bringen. 

Wir brauchen auch – der Kollege Deuschle hat es, meine ich, 
sehr gut angedeutet – ein einheitliches, ganzheitliches Ener-
giekonzept für Deutschland. Ein Bundesland – auch unter den 
Bundesländern ist ein „Windhundrennen“ entstanden – sollte 
jeweils nicht nur auf sich schauen, sondern wir sind ein Nati-
onalstaat, und wir brauchen ein Energiekonzept, damit die 
Energiewende gelingt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Wir haben dem Herrn Minister gerade mindestens 15 Minu-
ten zugehört. Ich frage mich: Was tut eigentlich Herr Minis-
ter Untersteller und was tut die Landesregierung für die Ener-
giewende? 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Nichts!)

Sie schreiben Presseartikel, führen Veranstaltungen durch und 
surfen mit dem I-Pad. Aber ich bitte Sie, Ihren Koalitionsver-
trag wieder einmal aufzuschlagen und wenigstens das wirk-
lich wichtige Projekt zu dem Thema „Smart Grids und Smart 
Metering“, also zu intelligenten Netzen und intelligenten 
Messgeräten, in Baden-Württemberg endlich voranzubringen. 
Setzen Sie Pilotprojekte auf. Bringen Sie das Thema endlich 
auf die Gleise. Wir brauchen es für die Energiewende. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Strompreis-
bremse – das ist meine feste Überzeugung –, damit wir die 
Akzeptanz in der Bevölkerung nicht verlieren. Denken Sie 
von den Koalitionsfraktionen an Ihre Wähler, an den kleinen 
Mann; 

(Vereinzelt Heiterkeit – Abg. Peter Hauk CDU: Das 
sind unsere Wähler! – Unruhe)

ich höre von der SPD überhaupt nichts zu diesem Thema. Wir 
brauchen die Strompreisbremse auch, damit die Energiewen-
de weltweit gelingt. 

Meine Damen und Herren, die CDU hat sich im Bereich Ener-
giepolitik wirklich bewegt. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Zum Ausstieg aus der 
Atomenergie in drei Tagen!)

Jetzt wäre es an der Zeit, dass Sie sich bewegen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Sehr gut!)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Stober. 

Abg. Johannes Stober SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Nemeth, Sie 
haben vorhin die Vorschläge der Grünen zur Onshorewind-

kraft kritisiert, aber gleichzeitig haben Sie eine Degression bei 
deren Förderung eingefordert. Genau das machen die Grünen; 
das machen auch wir, weil wir der Auffassung sind, dass sich 
die gesunkenen Kosten für die Windkraftanlagen 

(Abg. Peter Hauk CDU: Im Bestand! – Gegenruf der 
Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Nein!)

– nicht der Anlagen im Bestand – in Küstennähe natürlich 
auch in der Vergütung widerspiegeln müssen. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Selbst der BWE ist mit dabei. Es ist klar, dass diese Regelung 
nur für künftige Anlagen gelten kann und nicht für bereits be-
stehende. Das ist der Unterschied zu Ihrer Aussage. 

In der zweiten Rederunde wollte ich ansprechen, was wir än-
dern wollen und wo wir Änderungsmöglichkeiten sehen. Das 
ist der eine Punkt. Der andere Punkt ist, dass wir es falsch fin-
den, die Kostenrisiken der Offshorewindkraft auf die Strom-
kundinnen und Stromkunden abzuwälzen. Ich halte es auch 
für Unsinn, dass man im Augenblick ins EEG schreiben will: 
„Je weiter ein Windrad von der Küste entfernt ist, desto län-
ger wird es gefördert.“ Im EEG steht auch mancher Unsinn. 
Da muss man durchaus etwas tun. 

Ebenso ist bereits von Frau Kollegin Sitzmann und Herrn Mi-
nister Untersteller angesprochen worden, dass wir über eine 
Begrenzung der Zahl der Ausnahmen reden müssen. Einer der 
zentralen Gründe, warum die EEG-Umlage so massiv von 
3,5 Cent auf 5,3 Cent pro Kilowattstunde Strom gestiegen ist, 
war die Ausweitung der Ausnahmen. 

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Quatsch!)

Deswegen gibt es sehr wohl eine politische Verantwortung der 
jetzt im Bund Regierenden für die gestiegene EEG-Umlage. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Ich glaube, darum kann man nicht herumreden. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Kollege Stober, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Nemeth? 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ja! Immer!)

Abg. Johannes Stober SPD: Ja, komm. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich hoffe, ich bekomme einen entsprechenden Redezeitzu-
schlag. 

Abg. Paul Nemeth CDU: Lieber Kollege Stober, ich möch-
te Sie auf einen Irrtum hinweisen. Das, was hierzu verbreitet 
wurde, ist ein Märchen. 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Frage! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Teilen Sie das Mär-

chen?)

Mit der letzten Änderung im EEG, die in Berlin von CDU/
CSU und FDP beschlossen wurde, wurde die EEG-Umlage 
um 0,1 Cent pro Kilowattstunde erhöht. Die weitere Erhöhung 
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um 0,9 Cent pro Kilowattstunde wurde von einer Koalition 
aus allen Parteien beschlossen. Die Erhöhung der EEG-Um-
lage um 0,1 Cent auf die 5,3 Cent pro Kilowattstunde ist durch 
die Ausweitung der Befreiungen für die Industrie erzielt wor-
den. Diese Information haben wir diese Woche aus dem Um-
weltministerium von Herrn Untersteller auf eine Anfrage von 
Herrn Ulrich Müller erhalten. Das möchte ich nur zur Klar-
stellung sagen. 

Insofern war mein Beitrag keine Zwischenfrage, sondern ei-
ne Kurzintervention, die die Geschäftsordnung ja zulässt. 

(Abg. Helen Heberer SPD: Aber er wollte eine Fra-
ge gestellt bekommen! – Zuruf des Abg. Wolfgang 

Drexler SPD)

Abg. Johannes Stober SPD: Ich habe zwar keine Kurzinter-
vention zugelassen, aber das ist in Ordnung. Ich glaube, wir 
sind uns einig – ich fasse diesen Punkt positiv auf –, dass wir 
über diese Frage noch reden müssen. Die Zahlen in meinen 
Unterlagen sind deutlich andere. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Parteipro-
gramm ist das!)

– Das steht nicht im Parteiprogramm, sondern in entsprechen-
den Studien. 

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD) 

An dieser Stelle, sage ich einmal, sind wir in der Situation, 
dass wir alle das überarbeiten wollen – mit unterschiedlichen 
Vorstellungen. Wir, die SPD, halten z. B. nichts von dem, was 
der Kollege Glück gesagt hat, die Mindestumlage zu erhöhen. 
Denn das betrifft dann auch die Industriezweige, die im inter-
nationalen Wettbewerb stehen und energieintensiv sind. Des-
wegen müssen wir aufpassen, dass wir da nicht das Kind mit 
dem Bade ausschütten. 

Aber an dieser Stelle – auch das sage ich ganz ehrlich – sehe 
ich Einigungsmöglichkeiten. Da sehe ich Möglichkeiten, zu-
sammenzukommen und – ich gehe einmal davon aus, dass das 
eine parlamentarische Initiative der CDU war – dann auch zu 
einer guten Diskussion im Ausschuss zu kommen und dort 
einfach sachlich zu diskutieren. Das ist ein Punkt, an dem, 
glaube ich, keine grundsätzliche Differenz vorhanden ist. 

Klar ist, dass die Zahl der Ausnahmen gestiegen ist. Die Di-
mension kann man noch einmal bereden und auch die Konse-
quenzen, die wir daraus ziehen.

Das andere, was wir natürlich auch nicht vergessen dürfen, 
ist, dass die Börsenpreise gesunken sind. Diese gesunkenen 
Preise müssen natürlich letzten Endes auch an die Stromkun-
den weitergegeben werden. Auch das würde sehr, sehr viel 
ausmachen.

Der zweite Punkt, bei dem man aber sehr viel schneller han-
deln kann und bei dem man nicht die Situation wie im EEG 
hat, dass viele Kosten sozusagen schon da sind und wir sie in 
den nächsten Jahren abfinanzieren müssen, ist das Thema 
Stromsteuer. Da kann man von jetzt auf nachher handeln. Das 
wirkt von heute auf morgen und senkt die Stromkosten für die 
Kundinnen und Kunden. Heute liegt die Stromsteuer bei gut 
2 Cent. Der Vorschlag ist im Augenblick, davon um 25 % he-
runterzugehen. Das wären 0,5 Cent pro Kilowattstunde weni-

ger ab sofort, ab dem Tag des Beschlusses im Bundestag bzw. 
im Bundesrat. Deswegen müssen wir uns, glaube ich, jetzt in 
der Diskussion auf das konzentrieren, was zügig machbar ist. 

Ich glaube, wir sollten auch darüber diskutieren, wie wir das 
konkret machen. Denn wir haben in unserer Gesellschaft lei-
der Leute, die nicht das große Einkommen haben, die auch 
Schwierigkeiten haben, das Geld in die Hand zu nehmen für 
die Investition in einen energieeffizienten Kühlschrank, für 
eine energieeffiziente Waschmaschine. Eine Möglichkeit wä-
re, dass man denen z. B. mit der kompletten Befreiung des 
Grundtarifs von der Stromsteuer hilft. Eine andere Option wä-
re, dass man möglicherweise auch dieses Geld aus der Strom-
steuer gezielt für Investitionen in diesem Bereich verwendet. 
Ich glaube, darüber müssen wir reden, dass an dieser Stelle 
auch tatsächlich etwas gemacht wird. Denn das sind die Din-
ge, die wir in der Hand haben, die die Politik in der Hand hat. 

Deswegen halte ich es für sehr wichtig, dass wir konkret nicht 
nur über das diskutieren, was war – darüber müssen wir auch 
reden –, sondern insbesondere in die Zukunft gerichtet disku-
tieren. Wenn wir über die Zukunft diskutieren, dann geht es 
natürlich nicht nur um das Thema Strompreise. Ich habe das 
schon vorhin in dem ersten Teil meiner Rede gesagt. Da geht 
es auch um das Thema Mobilität, um den Ausbau des ÖPNV. 
Wir brauchen spritsparendere Autos. Es geht langfristig auch 
um den Umstieg auf E-Mobilität. Ich bin überzeugt, dass es 
kostensenkend ist, wenn die Investitionskosten z. B. für ein 
Brennstoffzellenauto entsprechend gesunken sind.

Ein ganz zentraler Punkt – der Umweltminister hat das auch 
angesprochen – ist das Thema Wärme. Ich glaube, darüber 
werden wir hier im Zuge der Debatte über die Novellierung 
des Erneuerbare-Wärme-Gesetzes noch eine vertiefte Diskus-
sion haben. Durch die Studie, die die KfW beim Prognos-In-
stitut in Auftrag gegeben hat, haben wir gesehen, dass – –

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sie haben 
bei der Redezeit Stunden mit Minuten verwechselt!)

– Ich kann aus der Redezeitanzeige nicht entnehmen, wie viel 
Redezeit ich noch habe; das muss ich ganz ehrlich sagen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Weitermachen!)

– Genau.

Es ist, glaube ich, wichtig, dass wir über dieses Thema reden. 
Wir haben gesehen, dass es sich rechnet, dass man es aber 
auch richtig angehen muss, damit es sich rechnet. Deswegen 
ist es richtig, dass die Landesregierung, dass die grün-rote Ko-
alition im Zuge der Novellierung des Erneuerbare-Wärme-
Gesetzes das Thema Sanierungsfahrplan wirklich in den Mit-
telpunkt stellen wird, damit die Leute dann auch durch Bera-
tung und Hilfe wissen, in welcher Reihenfolge man am bes-
ten vorgeht. Dämme ich zuerst die Kellerdecke? Tausche ich 
zuerst meinen Heizkessel aus? Das ist, glaube ich, wichtig. 
Das sind die Dinge, die wir auch wirklich angehen können.

Deswegen kann ich hier noch einmal klar sagen: Die SPD ist 
die Partei der Energiewende. Erhard Eppler, Hermann Scheer 
sind die Namen, die dafür stehen. Die Grünen sind erfreuli-
cherweise mit dabei. 

(Heiterkeit – Vereinzelt Beifall – Abg. Claus Schmie-
del SPD: Sehr gut!)
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Ich hoffe, dass CDU und FDP nicht nur mit Worten dabei sind, 
sondern auch mit Taten. Unserem Klima und unserem Geld-
beutel würde es guttun. 

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht der Kollege Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst einmal an Frau Sitz-
mann und an Herrn Untersteller gerichtet: Sie haben gerade 
eben erwähnt, Frau Sitzmann, die Stromkosten seien ja gar 
nicht so wichtig; man müsse die Energiekosten insgesamt be-
trachten. Sie haben dann auch über die Wohnraumförderung 
gesprochen. Wer hat denn hier eine Debatte über Stromprei-
se beantragt? Das waren doch Sie.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was ist denn das für ein 
Vorwurf?)

Als Nächstes: Sie haben in Bezug auf die Strompreisbremse 
gefragt, ob wir die Energiewende überhaupt wollen. Ich kann 
das mit einem ganz klaren Ja beantworten.

(Zuruf von der SPD: Aber!)

Aber

(Vereinzelt Heiterkeit)

die Energiewende ist ein Marathon. Es bringt nichts, wenn Sie 
bei einem Marathon nach dem Startschuss losrennen wie blöd. 
Manches Mal ist eben solides Wachstum

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

besser als tumorartige Zellteilungsraten, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Zum Thema „Langsam“ möchte ich Ihnen gleich einmal den 
Ball zuspielen. Zu diesem ganzen Hokuspokus mit Ihrem Lan-
desplanungsgesetz: Wie viele Windkraftanlagen haben Sie im 
letzten Jahr hinbekommen? Ich glaube, es waren neun.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist die Erblast, lie-
ber Herr Kollege! Die schwarz-gelbe Erblast! – Ge-
genruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: 

Billiger geht es nicht!)

Daher: Werfen Sie bitte anderen nicht vor, wie langsam das 
geht. 

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Die Änderung ist erst 
am 1. Januar in Kraft getreten!)

Übrigens – noch einmal zu der ganzen Subventionierungsge-
schichte –: Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe 
vorhin Worte von Herrn Fehrenbach benutzt. Er warnt eindeu-
tig vor zu hohen Subventionen. Ich kann auch versuchen, es 
Ihnen bildlicher darzustellen: Nur, weil Sie Ihr Kind lieben, 
füttern Sie ihm nicht nur Schokolade, sondern vielleicht ab 
und zu zwischendurch auch einmal andere Sachen. Das gilt 
im Kleinen wie im Großen. Das gilt im Übrigen für die För-
derung der Fotovoltaik genauso.

Jetzt einmal zu den Ausnahmen von der EEG-Umlage. Herr 
Stober, das waren einfach Märchen, die da gerade eben erzählt 
worden sind. Wenn Sie alle Ausnahmen von der EEG-Umla-
ge

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

für im internationalen Wettbewerb stehende energieintensive 
Unternehmen streichen würden – alle Ausnahmen, komplett 
–, dann würde Ihnen das eine Ersparnis von 1 Cent pro Kilo-
wattstunde bringen. Das wäre aber bei diesen steigenden 
Strompreisen ein Effekt, der innerhalb von neun Monaten wie-
der abgevespert wäre. Das bringt einfach nichts.

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Und deswegen wei-
ten Sie die Zahl der Ausnahmen immer weiter aus, 

oder was?)

– Nein, nicht weiter ausweiten, aber auch nicht mit Arbeits-
plätzen spielen, und unter dem Strich bringt es nichts. Wenn 
ich an den Strompreisen etwas machen möchte, dann muss 
ich etwas da machen, wo Musik drin ist. Es wurde ganz klar: 
Das ist zunächst bei der Besteuerung, durch die die Stromkos-
tensteigerungen zustande kamen. Das ist außerdem bei der 
EEG-Umlage. Ich habe Ihnen gesagt: Die EEG-Umlage ist zu 
hoch – nicht nur, dass es die Menschen und die Wirtschaft be-
zahlen müssen, sondern es tut auch der Energiewende nicht 
gut. Ich sage es noch einmal: Da geht solides Wachstum dem 
vor, möglichst schnell, überhastet irgendetwas hinzubekom-
men.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was Sie von den Re-
gierungsfraktionen mir leider schuldig geblieben sind, ist zu-
nächst einmal eine Antwort auf die Frage, was Sie denn ei-
gentlich tun wollen. Wir haben Ihnen gesagt, was wir tun wol-
len. Wir haben gesagt, dass wir niedrigere Steuern haben wol-
len. Wir haben gesagt, dass man die EEG-Umlage festschrei-
ben muss.

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Festschreiben?)

Wir haben gesagt: Wir wollen einen Öko-Soli haben. Was wol-
len denn Sie? Dazu habe ich überhaupt nichts gehört,

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Da haben Sie nicht 
zugehört!)

weder etwas von den Grünen noch von der SPD, noch vom 
Minister, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Sie sagen, Sie sähen keinen Handlungsbedarf, es sei okay, 
wenn die EEG-Umlage steige: Sagen Sie doch einmal, wo die 
Grenze liegen soll? Bei 7, 8 oder 10 Cent pro Kilowattstun-
de? Sagen Sie das doch einmal. Wenn Sie sagen, Sie sehen 
keinen Handlungsbedarf, dann stellen Sie sich aber bitte auch 
hin und sagen den Menschen da draußen, dass es für Sie völ-
lig in Ordnung ist, wenn der Strompreis ungeordnet einfach 
immer weiter steigt und immer weiter steigt. Ansonsten for-
mulieren Sie bitte, wo Ihre Grenze ist und was Sie dagegen 
tun wollen. Das sind Sie uns heute leider schuldig geblieben.

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Sie haben nicht zu-
gehört!)

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)
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Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Umweltminister Untersteller.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
mache es kurz. Auf ein paar Dinge möchte ich noch einmal 
eingehen.

Stichwort „Windenergie und Vorschläge der Grünen“: Herr 
Kollege Nemeth, mein Problem mit Ihnen ist immer, dass Sie 
Dinge durcheinanderbringen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Abg. Paul 
Nemeth CDU hält ein Schriftstück hoch. – Abg. Paul 

Nemeth CDU: Hier steht es!)

Ich will einmal deutlich machen, um was es da ging. Einmal 
ganz offen gesagt: So arg weit waren die Vorschläge, die wir 
gemacht haben, nicht von denen der Kollegen der CDU weg. 
Um was geht es dabei? Es geht darum, dass wir der Auffas-
sung sind – übrigens ist auch mein Kollege Habeck aus 
Schleswig-Holstein dieser Ansicht –, dass an den sehr guten 
Standorten in Norddeutschland, also den Standorten mit 130, 
140, 150 % des Referenzertrags, die Vergütungen heute zu 
hoch sind,

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist so! 
Ja!)

dass wir aber gleichzeitig im Süden, nämlich an den Standor-
ten mit 70 % bis 80 % des Referenzertrags, nicht weiter ab-
senken können. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Hört, hört!)

Altmaier hatte ursprünglich einen Vorschlag, der „generell ab-
senken“ hieß. Ich habe gesagt: Dies mache ich nicht mit. Was 
ich mitmache, ist der Vorschlag, den Habeck und ich einge-
bracht haben. Daran kann man sehen, dass sich die Länder, in 
denen die Grünen mitregieren, nicht auseinanderdividieren 
lassen. Das gilt selbst für Schleswig-Holstein, obwohl dieses 
Land eine andere Interessenlage hat. Unser gemeinsamer Vor-
schlag ist ein sogenanntes modifiziertes Referenzertragsmo-
dell. Das heißt, stärker absenken in Norddeutschland, aber in 
Süddeutschland ein Niveau beibehalten, das es uns weiterhin 
ermöglicht, zu investieren.

Ich kann Sie nur bitten, dann, wenn die EEG-Novelle nach 
der Bundestagswahl ansteht – es wird eine große Novelle ge-
ben –, sich gemeinsam mit mir für ein modifiziertes Referenz
ertragsmodell im Sinne von Baden-Württemberg einzusetzen 
– übrigens auch im Sinne von Bayern.

(Abg. Paul Nemeth CDU: Für ganz Deutschland!)

Was diese Frage betrifft, bin ich ganz eng mit meinem baye-
rischen Kollegen Huber zusammen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Was macht 
der Huber?)

Sie dürfen davon ausgehen, dass ich gemeinsam mit dem Kol-
legen Huber alles daransetzen werde, ein solches modifizier-
tes Referenzertragsmodell umzusetzen. Das war der erste 
Punkt.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Zweitens zur Strompreisbremse: Ich zitiere einmal den ge-
schätzten CSU-Kollegen Josef Göppel. Die Formulierung „ge-
schätzter CSU-Kollege“ meine ich ernst. Er hat zu dieser 
Strompreisbremse gesagt: „unsachlich und politisch schäd-
lich“. Ich finde, mehr muss man dazu nicht sagen. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Zuruf des 
Abg. Paul Nemeth CDU)

Drittens: Herr Kollege Nemeth, wenn Sie den Einspeisevor-
rang der erneuerbaren Energien infrage stellen, werde ich 
nachdrücklich auf der anderen Seite stehen. Das will ich Ih-
nen ganz deutlich sagen.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Paul Ne-
meth CDU: Ökosozialistisch! – Gegenruf des Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE – Gegenruf der Abg. 

Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das ist so!)

Dies werden wir unter keinen Umständen mitmachen. Ich will 
Ihnen auch sagen, warum. Ich bitte Sie darum, einmal nach-
zudenken. 

Die Bundesregierung hat vor Fukushima, im Herbst 2010 – 
manchmal denkt man, die Energiewende wurde mit Fukushi-
ma beschlossen; das ist gar nicht der Fall –, 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Richtig!)

den Beschluss – wenn man es einmal historisch sieht – im Zu-
sammenhang mit der Laufzeitverlängerung gefasst. Damals 
hat man gesagt: „Wir machen eine Laufzeitverlängerung.“ Um 
das Ganze politisch halbwegs im Zaum zu halten – das muss 
man auch einmal dazusagen –, hat man damals gesagt: „Wir 
bauen die erneuerbaren Energien

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Aus!)

bis 2050 auf ein Niveau von 80 % massiv aus. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Mit einer länge-
ren Laufzeit!)

Bis 2020 streben wir einen Anteil der erneuerbaren Energien 
an der Bruttostromerzeugung von mindestens“ – das steht in 
dem Beschluss – „35 % an.“ Das ist der Beschluss der Bun-
desregierung. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist auch 
Beschluss des Bundesparteitags in Hannover!)

Jetzt frage ich Sie: Was soll es denn, heute in einer Situation, 
in der der Anteil der erneuerbaren Energien an der Brutto-
stromerzeugung plus/minus 23 % beträgt, davon zu reden, 
dass wir jetzt die Bremse reinhauen müssen?

(Abg. Paul Nemeth CDU: Wir haben Negativpreise! 
Wie kommt das denn?)

Jetzt kommt noch eines dazu: Diese 35 % wurden vor dem 
Atomausstieg beschlossen. Wenn man jedoch 2011 acht An-
lagen herausnimmt und dazu noch einiges in den kommenden 
Jahren, dann ist es doch logisch – das sagt einem schon der 
gesunde Menschenverstand; da muss man in Mathematik in 
der Schule nicht besonders gut gewesen sein –, 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Wir machen uns lächer-
lich! Erklären Sie doch mal Negativpreise!)
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dass man gut beraten ist, diese 35 % noch einmal zu überden-
ken und auch im Sinne von Versorgungssicherheit zu überle-
gen, ob man nicht vielleicht über 35 % bis 2020 hinausgeht. 
In dieser Situation kommen Sie daher und reden von Bremse. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Wenn wir Speicher hätten, 
ja! – Abg. Claus Schmiedel SPD: Entschleunigung!)

Man müsste die Bremse beim Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien reinhauen und den Einspeisevorrang infrage stellen. Sol-
che Leute wie Sie gefährden in Deutschland die Versorgungs-
sicherheit.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Paul Nemeth CDU: Das ist unverschämt!)

Stichwort „Privilegierte Letztverbraucher oder Befreiung der 
Industrie“. Ich habe vorhin gesagt: Es wird von keinem der 
Beteiligten infrage gestellt, dass die energieintensiven Bran-
chen, die im internationalen Wettbewerb stehen, weitgehend 
von der EEG-Umlage befreit werden. Was heißt das? Sie be-
zahlen in der Regel 0,05 Cent – wir bezahlen 5,227 Cent. Das 
ist die Situation heute.

Der Punkt ist nur: Man muss hinterfragen, ob all das, was heu-
te unter diese Privilegierung fällt, gerechtfertigt ist. Wie sieht 
das konkret aus? Es sieht so aus, dass der Umfang an Privile-
gierung etwa 4,4 Milliarden € – wenn ich es recht im Kopf 
habe; nageln Sie mich nicht darauf fest – beträgt. Wenn man 
dies umlegt – der Kollege Glück hat die Zahl vorhin genannt 
–, entspricht das etwa 1 Cent von den 5,2 Cent EEG-Umlage, 
die heute auf die Privilegierung entfallen.

Jetzt frage ich Sie anhand eines Beispiels: Wodurch ist es ge-
rechtfertigt, dass der Braunkohletagebau privilegiert ist? Was 
ist daran gerechtfertigt? Steht er im internationalen Wettbe-
werb? Droht der Braunkohletagebau abzuwandern oder unter 
Druck zu kommen? 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Aus meiner Sicht – das sage ich einmal ganz deutlich – ist der 
Braunkohletagebau aus der Privilegierung herauszunehmen. 
Wir reden hier über etwa 180 Millionen €, die das ausmacht. 
Das möchte ich einmal ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Hier muss man ehrlicherweise sagen: Es gibt unterschiedlichs-
te Länderinteressen, und zwar von Schwarz bis Rot. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig! 
Genau!)

Da brauchen wir uns nichts vorzumachen; das ist einfach so. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: NRW!)

– Nicht nur NRW, es sind auch Länder im Boot, in denen die 
FDP mitregiert. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sachsen!)

– In Sachsen hat man sich massiv für die Beibehaltung stark-
gemacht. Aber aus meiner Sicht muss man dieses Thema bei 
der großen EEG-Novelle noch einmal angehen. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Minister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Glück?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Ja, bitte.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU und Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP: Der hat aber Glück!)

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Minister Untersteller, 
vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. 

Über die Frage, ob der Braunkohletagebau wirklich von der 
EEG-Umlage befreit werden muss, kann man vielleicht dis-
kutieren. 

(Abg. Ernst Kopp SPD: Frage!)

Es geht aber in der heutigen Debatte, die von den Grünen be-
antragt wurde, um Strompreise. Sie sagen, die gesamte Aus-
nahmeregelung für im internationalen Wettbewerb stehende 
energieintensive Unternehmen macht 1 Cent der gesamten 
EEG-Umlage aus. Das bedeutet aber auch, dass Sie, selbst 
wenn Sie alles streichen würden – nicht nur die Förderung der 
Braunkohleindustrie –, eben nur diesen einen Cent sparen 
könnten. Bei einer Betrachtung der Entwicklung vom letzten 
zu diesem Jahr würde das eine Steigerung der EEG-Umlage 
um 1,7 % bedeuten. Das wäre ein Effekt, der innerhalb eines 
Dreivierteljahres abgevespert wäre. Darin steckt doch keine 
Musik, oder sehen Sie darin einen größeren Effekt?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Kollege Glück, ich widerspreche Ihnen 
hier nicht. Nur: Der Vorschlag des Kollegen Altmaier macht 
einen Bruchteil dieses einen Cents aus. Das ist doch der Witz, 
über den wir reden. Der Vorschlag des Kollegen Altmaier – 
er wurde übrigens gemeinsam mit Rösler abgestimmt – macht 
einen Bruchteil dieses einen Cents aus. Die Einsparung von 
1 Cent je Kilowattstunde würde für eine vierköpfige Familie 
mit einem Verbrauch von 4 000 kWh im Jahr theoretisch ei-
ne Entlastung von 40 € im Jahr bedeuten. Bei den Vorschlä-
gen von Herrn Altmaier und Herrn Rösler sprechen wir über 
eine Entlastung von 15 € im Jahr. 

Jetzt frage ich Sie: Ist es wert, diese Debatte der letzten Mo-
nate wegen dieser 15 € zu führen? Ich gebe Ihnen die Ant-
wort: Sie ist es nicht wert, sondern Sie gefährden damit die 
Investitionssicherheit in Deutschland. Das hat die Kollegin 
Sitzmann vorhin deutlich gemacht. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Als Allerletztes möchte ich noch kurz auf eine Äußerung des 
Herrn Nemeth eingehen. Herr Kollege Nemeth, Sie geben den 
Ministerpräsidenten verkürzt wieder. Hier bitte ich Sie, doch 
richtig zu zitieren. Wenn Sie jemanden wiedergeben oder zi-
tieren, dann geben Sie ihn bitte richtig wieder. Was hat der 
Herr Ministerpräsident denn in den angesprochenen Äußerun-
gen gesagt? Er hat gesagt: Langfristig,

(Abg. Paul Nemeth CDU: Was ist „langfristig“?)

langfristig gesehen können die Preise sinken. 

(Abg. Paul Nemeth CDU: Langfristig sind wir alle 
tot!) 
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Warum können sie sinken? Das ist doch logisch. Um das zu 
erkennen, muss man in Mathe nicht gut gewesen sein. Wenn 
wir ein Energieversorgungssystem haben, das zunehmend we-
niger von Brennstoffkosten abhängig ist – Solar- und Wind-
energie haben nun einmal keine Brennstoffkosten; ihre Brenn-
stoffkosten liegen bei null –, dann ist es logisch, dass die Ener-
giekosten, die Stromkosten, langfristig auch wieder sinken. 
Ich bitte Sie, solche einfachen Gedankengänge zukünftig ein-
fach einmal zu berücksichtigen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Nach § 60 Absatz 3 der Geschäfts-
ordnung soll die Redezeit verlängert werden, wenn die Regie-
rungsvertreter 50 % der Gesamtredezeit der Fraktionen über-
schreiten. Dies war der Fall. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich das Wort noch einmal dem 
Kollegen Nemeth. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Der hat doch seine Re-
dezeit auch schon massiv überschritten!)

Abg. Paul Nemeth CDU: Meine Damen und Herren, wenn 
die Regierung so lange redet und dann auch noch die Behaup-
tung aufstellt, dass der energiepolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion für die Versorgungssicherheit in Deutsch-
land verantwortlich sei, 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Nein, eine Gefahr!)

dann muss man schon einmal kurz antworten. Denn Sie tra-
gen die Verantwortung für die Versorgungssicherheit. 

Vor drei Wochen, beim EnBW-Kommunaltag, bei dem Sie in 
Vertretung für den Ministerpräsidenten selbst da waren, hat 
der Vorstandsvorsitzende der EnBW Regional AG, Herr Dr. 
Bruder, gesagt – er ist verantwortlich für die Verteilnetze in 
vielen Städten und Gemeinden in Baden-Württemberg –: „Der 
rasante, zu schnelle Ausbau der erneuerbaren Energien ist ei-
ne Gefahr für die Verteilnetze. Es muss entschleunigt werden; 
es geht zu schnell.“ Deshalb sind  S i e  ein Risiko, das zu 
einem Blackout in Baden-Württemberg führen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Lachen bei Abgeordneten der Grünen – Zu-

rufe von den Grünen: Oh!)

Präsident Guido Wolf: Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Damit ist die Aktuelle Debatte beendet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Soziale Gerechtigkeit durch Steuerge-
rechtigkeit – Steuerbetrug bekämpfen auch von Baden-
Württemberg aus – beantragt von der Fraktion der SPD

Auch hier beträgt die Gesamtredezeit 40 Minuten. Ich darf die 
Mitglieder der Landesregierung bitten, sich an den vorgege-
benen Redezeitrahmen zu halten. § 60 Absatz 4 der Geschäfts-
ordnung verlangt freie Rede. 

Für die SPD-Fraktion spricht Kollege Schmiedel.

Abg. Claus Schmiedel SPD: Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Eine weltweite Kooperation von Journa-
listen hat unter dem Stichwort Offshore-Leaks ein aufwendi-
ges System von Scheinfirmen, Stiftungen offengelegt, das ein-
zig und allein der aggressiven Steuervermeidung, der Steuer-
hinterziehung und der Geldwäsche dient. Die Deutsche Steu-
er-Gewerkschaft schätzt das weltweite Hinterziehungsvolu-
men allein bei deutschen Steuerhinterziehern auf ca. 400 Mil-
liarden €. Das entspricht etwa dem Zehnfachen des Landes-
haushalts von Baden-Württemberg. Die Europäische Union 
schätzt, dass in der EU pro Jahr 1 Billion € durch Steuerhin-
terziehung und Steuerumgehung verloren gehen. 

Man sieht, es handelt sich nicht um Peanuts, sondern um ge-
waltige Summen. Deshalb geht es nicht um Einzeltatbestän-
de, sondern um Strukturen und Systeme, mit denen jedenfalls 
wir Sozialdemokraten uns nicht länger abfinden wollen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Wenn man dem begegnen will, bedarf das zunächst einer kla-
ren Haltung, einer inneren Einstellung und einer klaren Ansa-
ge, dass wir Steuerhinterziehungen und Steuerumgehungen 
nicht als Kavaliersdelikte betrachten und ihnen keinen Schon-
raum und keine Schonfrist einräumen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Deshalb war es ein grandioser Fehler der Bundesregierung 
und des Bundesfinanzministers – übrigens mit Unterstützung 
der baden-württembergischen CDU und FDP –, zu versuchen, 
die Daten, die man aus sogenannten Steuer-CDs gewinnen 
kann, nicht zu gewinnen, sondern Schonräume und Schonfris-
ten einzuräumen. Wir sind der Landesregierung sehr dankbar, 
dass sie im Verbund mit anderen, befreundeten Landesregie-
rungen für den Zugriff auf diese Daten gesorgt hat, sodass man 
damit Steuersünder in Baden-Württemberg und in Deutsch-
land verfolgen kann.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Wie hat sich das ausgewirkt? Obwohl wir selbst keine „Steu-
er-CDs“ gekauft, aber auf die von anderen für einen zweistel-
ligen Millionenbetrag erworbenen „Steuer-CDs“ zugegriffen 
haben, kamen in Baden-Württemberg bis August 2012 durch 
über 10 000 Selbstanzeigen – 10 000 Selbstanzeigen! – 320 
Millionen € zusätzlich in die Staatskasse. 

Das zeigt, dass es wichtig ist, mit allen Möglichkeiten zu ar-
beiten, die sich bieten, um Steuern, die hinterzogen wurden – 
das ist Unrecht –, dem Fiskus zuzuführen. Denn Steuerhinter-
ziehung ist ja nicht irgendetwas, was für sich passiert. Viel-
mehr: Wer Steuern hinterzieht, lebt auf Kosten anderer. Ir-
gendjemand muss die Mittel erbringen. Wir hätten uns eine 
leidige Debatte um Steuererhöhungen längst schenken kön-
nen, wenn alle, die dazu verpflichtet sind, rechtmäßig ihre 
Steuern zahlen würden. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Wenn große Konzerne Steuergestaltungsspielräume im Zuge 
der Globalisierung und internationaler Finanzierungsströme 
ausnutzen, ist es auch eine grandiose Wettbewerbsverzerrung, 
wenn Mittelständler das nicht praktizieren und auch gar nicht 
können, ihren vollen Steueranteil entrichten, während große 
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Konzerne häufig trotz riesiger Gewinne einen minimalen Steu-
eranteil in Baden-Württemberg und in Deutschland lassen.

Das Zweite: Wenn man dem begegnen will, braucht man da-
für auch Personal. CDU und FDP/DVP haben in Baden-Würt-
temberg 2 000 Stellen in der Steuerverwaltung gestrichen – 
2 000 Stellen! Das hat ganz einfach dazu geführt, dass dem 
Fiskus in Baden-Württemberg – auch nach Schätzung des 
Rechnungshofs – jedes Jahr mehrere Hundert Millionen Eu-
ro entgehen. 

Was macht die neue Landesregierung? Sie hält dagegen. Al-
lein über den Vierten Nachtrag 2011 hat sie 50 Neustellen und 
50 Anwärterstellen ausgebracht. 2012 waren es 100 Neustellen 
und 100 Anwärterstellen. Auch im Doppelhaushalt 2013/2014 
werden diese Vorhaben weitergeführt. Von den insgesamt 500 
Neustellen sollen 300 Stellen den Außendiensten, und zwar 
überwiegend der Betriebsprüfung, zugutekommen. Das wird 
dafür sorgen, dass in unserem Land endlich mehr Steuerge-
rechtigkeit Einzug hält, was dringend notwendig ist.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Es ist klar, dass wir im Zuge globalisierter Finanzierungsströ-
me mit unseren Landesmitteln, mit den nationalen Mitteln 
auch an Grenzen stoßen. Deshalb müssen wir uns überlegen, 
wie wir mit den zur Verfügung stehenden Mitteln einen wirk-
samen Beitrag leisten können, um diese globale Fehlentwick-
lung einzudämmen. 

Dazu gehört für uns, dass die Landstriche in der Welt, die zwar 
die Offenlegungsregeln der OECD akzeptiert haben, sie aber 
nicht praktizieren, möglichst schnell von der grauen auf die 
schwarze Liste kommen, damit es möglich wird, gegenüber 
denjenigen, die Geschäftsbeziehungen mit diesen „schwar-
zen“ Ländern unterhalten, Kontaktsperren zu verhängen so-
wie Sanktionen zu verkünden und durchzuführen. Andere 
Möglichkeiten gibt es nicht. 

Wir schauen ein bisschen neidvoll auf die USA, die einfach 
sagen: Entweder ihr liefert uns die Namen und die Daten, oder 
wir schränken eure Tätigkeit – beispielsweise die von Schwei-
zer Banken auf amerikanischem Boden – ein, und dann schi-
cken wir den Haftrichter los und nehmen einmal ein paar 
Bankverantwortliche in Haft. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Wir sind ganz dezidiert der Meinung, dass Banken – ob deut-
sche oder ausländische –, die sich an diesem System aktiv und 
engagiert beteiligen, strafrechtlich belangt werden müssen und 
im Zweifel auch ihre Banklizenz verlieren müssen, wenn sie 
diese benutzen, um systematisch zu diesen globalen Steuer-
hinterziehungen beizutragen. 

(Beifall des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD)

Ich bin sehr gespannt, was uns der Finanzminister nachher da-
zu sagen kann, was auf Landes- und auf Bundesebene weiter 
unternommen wird, damit der Zusammenhalt in unserer Ge-
sellschaft nicht weiter gestört wird durch diejenigen, die sich 
ihrer Steuerpflicht entziehen, während das Gros der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und auch die Mittelständler 
im Wesentlichen jeden Monat ihren Steuerbeitrag leisten. Des-
halb können wir nicht dulden, dass sich insbesondere die Su-

perreichen und die großen Konzerne dieser Steuerpflicht ent-
ziehen.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Kößler.

(Abg. Walter Heiler SPD: Jetzt wird es schwer!)

Abg. Joachim Kößler CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich habe mir lange überlegt, was 
das Thema „Soziale Gerechtigkeit durch Steuergerechtigkeit 
– Steuerbetrug bekämpfen auch von Baden-Württemberg aus“ 
soll. Ich habe den Eindruck, es geht hier nicht um ein sachli-
ches Thema, nicht um Steuergerechtigkeit, nicht um soziale 
Gerechtigkeit, sondern es geht zum Teil um Wahlkampf. So-
ziale Gerechtigkeit und Steuergerechtigkeit sind jedoch wich-
tige Themen und zu schade für ein Wahlkampfvorgeplänkel. 
Oder geht es darum, dass Sie die baden-württembergischen 
Steuerzahler unter Generalverdacht stellen wollen? Ich gehe 
bis zum Beweis des Gegenteils davon aus, dass alle Steuer-
zahler in Baden-Württemberg ihre Steuern bezahlen.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was sagen Sie denn zu 
den 10 000 Selbstanzeigen?)

Dass die Bürger in Baden-Württemberg keine Glücksgefühle 
beim Zahlen von Steuern haben, ist selbstverständlich.

Zunächst einmal gehe ich auf das Thema Steuergerechtigkeit 
ein. Das Wort „Steuer“ kommt aus dem Altdeutschen und be-
deutet „Stütze“. Wir alle sollen den Staat durch Abgaben stüt-
zen. Unter Steuer versteht man eine Geldleistung ohne Rechts-
anspruch auf eine Gegenleistung. Das heißt aber nicht, dass 
der Staat das Geld mit vollen Händen ausgeben soll.

Von Friedrich dem Großen stammt folgender Satz:

Eine Regierung muss sparsam sein, weil das Geld, das 
sie erhält, aus dem Blut und Schweiß ihres Volkes stammt. 
Es ist gerecht, dass jeder Einzelne dazu beiträgt, die Aus-
gaben des Staates tragen zu helfen. Aber es ist nicht ge-
recht, dass er die Hälfte seines jährlichen Einkommens 
mit dem Staate teilen muss. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Das ist ein wichtiger Satz von einem aufgeklärten Monarchen.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Merken Sie sich den letzten Teil, dass nicht mehr als die Hälf-
te gefordert werden soll. Auf die Steuerpläne Ihres Spitzen-
kandidaten komme ich noch zu sprechen. 

Jetzt will ich auf die Steuergerechtigkeit eingehen. Ein ge-
rechtes Steuersystem muss Starke fordern und Schwache för-
dern. Die gesamten Steuereinnahmen in der Bundesrepublik 
sind von 440 Milliarden € im Jahr 2002 auf 600 Milliarden € 
im Jahr 2012 gestiegen. Das zeigt, dass wir kein Einnahme-, 
sondern ein Ausgabenproblem haben. 

(Beifall der Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU und Le-
opold Grimm FDP/DVP)



3900

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 65. Sitzung – Donnerstag, 11. April 2013
(Joachim Kößler) 

Sie tun aber so, als würde dieses Land am Hungertuch nagen.

Lassen Sie mich ein paar eindrucksvolle Daten nennen, die 
ein Beitrag zum Beweis der Steuergerechtigkeit sein sollen. 
10 % der Steuerbürger erbringen in Deutschland 55 % des 
Lohn- und Einkommensteueraufkommens, 50 % der Steuer-
bürger nur 6 %, und 20 % der Steuerbürger 0,1 %. 40 % der 
Bürger zahlen überhaupt keine Steuern.

Jetzt komme ich zum Spitzensteuersatz, der erhöht werden 
soll. Dieser wurde im Jahr 2004 auf 42 % gesenkt.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Nicht von uns!)

– Das wollte ich gerade sagen. Der Spitzensteuersatz wurde 
unter einer rot-grünen Bundesregierung auf 42 % gesenkt. 
Wenn Sie sich davon distanzieren wollen, muss ich Sie dar-
auf hinweisen, dass Gerhard Schröder den Spitzensteuersatz 
gesenkt hat. 

Bei 42 % bleibt es aber nicht. Hinzu kommen 3 % Reichen-
steuer, 5,5 % Solidaritätszuschlag und 9 % Kirchensteuer aus 
der Steuerschuld, die 25 Millionen Deutsche zahlen,

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Wollen 
Sie die abschaffen?)

sodass wir insgesamt auf einen Spitzensteuersatz von rund 
51 % kommen. 

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Beklagenswert sind nicht die etwa 51 %, sondern beklagens-
wert ist, dass man bei einem Jahreseinkommen von 52 000 € 
schon bei 42 % ist. Dies betrifft also nicht nur einen Spitzen-
verdiener, sondern auch schon einen gut verdienenden Fach-
arbeiter. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Kollege Kößler, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Gruber?

Abg. Joachim Kößler CDU: Am Ende. 

Hinsichtlich der indirekten Steuern sei nur eines erwähnt. 
Grundnahrungsmittel werden mit einem Steuersatz von nur 
7 % belegt. Der Erwerb von Grundnahrungsmitteln wird also 
bedeutend geringer besteuert als der Erwerb sonstiger Waren. 
Das trägt natürlich auch zur Steuergerechtigkeit bei.

Aber jetzt komme ich zur sozialen Gerechtigkeit, zum zwei-
ten wichtigen Thema der von Ihnen beantragten Debatte. 56 % 
des Bundeshaushalts sind soziale Transfereinkommen. Das ist 
gut so; denn wir legen hohen Wert auf soziale Gerechtigkeit. 
Dafür, dass es dabei Grenzen gibt, will ich Ihnen ein Zitat von 
Ludwig Erhard, dem Vater der sozialen Marktwirtschaft, nen-
nen:

Am Ende des Versorgungsstaates steht der soziale Unter-
tan, nicht der eigenverantwortliche Bürger. 

Trauen wir dem Bürger mehr zu! Aus Eigeninitiative, aus Kre-
ativität entsteht Leistung für den Einzelnen und für die Ge-
sellschaft. 

Dass einiges verändert werden muss, ist klar. Sie haben im 
Bundesrat verhindert, dass die kalte Progression beseitigt 
wird. Es ist aber dringend notwendig, dass wir sie beseitigen. 
3 Milliarden € entstehen aus der kalten Progression. Wir grei-
fen dem Bürger allein durch die Inflation in die Tasche und 
geben ihm das nicht zurück.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Ich will erst in der zweiten Runde auf ein Beispiel zur kalten 
Progression eingehen und will jetzt zu den Steuerplänen Ih-
res Spitzenkandidaten kommen. 

(Zuruf: Wie heißt der?)

Es ist aber nicht nur der SPD-Spitzenkandidat, der so man-
ches an Steuererhöhungen fordert, sondern es sind auch die 
Grünen. Ich verstehe die Partei der Grünen in Baden-Würt-
temberg eigentlich nicht. Ich verstehe nicht, wie man, wenn 
man sich in der bürgerlichen Mitte etablieren will, solchen 
Plänen zustimmen kann. 

Von was reden wir? Wir reden von der Einführung der Ver-
mögensteuer, von der Erhöhung der Erbschaftsteuer, der Ka-
pitalertragsteuer und von der Erhöhung des Spitzensteuersat-
zes. Aber 81 % der Bürger wollen, dass der Staat mit seinem 
Geld auskommt und dass er damit einen soliden Haushalt dar-
stellt. 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Nur 81 % der Bür-
ger?)

– 81 % der Bürger wollen, dass wir mit dem Geld auskom-
men und gut wirtschaften. 

Wir kommen jetzt zum Mittelstand. Die Steuerpläne, die auf 
dem Tisch liegen, gefährden den Mittelstand in Baden-Würt-
temberg, 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

einen Mittelstand, der die tragende Säule unserer Wirtschaft 
ist. Ich will das erklären. Das „Handelsblatt“ hat aufgrund ei-
ner Untersuchung des Zentrums für Europäische Wirtschafts-
forschung in Mannheim Folgendes festgestellt: „Die kleinen 
Unternehmen werden mit 16 % mehr belastet, die großen Un-
ternehmen beinahe mit 20 %.“ Darüber hinaus erhöhen Sie 
die Erbschaftsteuer und wollen Vermögensteuer erheben. Da-
mit werden Sie den Unternehmen Eigenkapital entziehen. Ge-
winne dienen der Eigenkapitalbildung der mittelständischen 
Unternehmen. Die brauchen Gewinne, um in die Zukunft in-
vestieren zu können.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Sie werden eine wichtige Säule der baden-württembergischen 
Wirtschaft beschädigen. Diese Säule beschäftigt 80 % der Ar-
beitnehmer. 80 % der Auszubildenden werden dort ausgebil-
det. Sie zahlen 80 % der Steuern in diesem Land. 

In diesem Zusammenhang noch ein Satz zur sozialen Gerech-
tigkeit: „Sozial ist, was Arbeitsplätze schafft.“

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)
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Dies hat der österreichische Nationalökonom Joseph Schum-
peter schon in den Zwanzigerjahren erkannt. Er hat gesagt: 
„Nur der innovative Unternehmer schafft Arbeitsplätze.“ Und 
Sie wollen ihn beschädigen. 

Ich fordere Sie auf: Unterstützen Sie unsere mittelständische 
Wirtschaft! Sorgen Sie für die Arbeitsplätze in Baden-Würt-
temberg! Distanzieren Sie sich von diesen Steuerplänen! 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht die 
Kollegin – –

(Abg. Gernot Gruber SPD begibt sich zu einem Saal-
mikrofon.)

– Entschuldigung.

(Glocke des Präsidenten)

Ich habe versäumt, Herrn Abg. Gruber das Wort zu erteilen. 
Herr Gruber hatte eine Frage, und Herr Kollege Kößler hatte 
zugesagt, sie am Ende seiner Rede zuzulassen. Ich bitte um 
Entschuldigung. 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Entschuldigung, dass 
ich schon an meinen Platz gegangen bin!)

Kollege Gruber. 

Abg. Gernot Gruber SPD: Meine Frage an Sie, Herr Köß-
ler, lautet – Sie haben die Reichensteuer kritisch erwähnt –: 
Distanzieren Sie sich von der Reichensteuer, die mit den Stim-
men von CDU und SPD im Bundestag eingeführt worden ist? 

Abg. Joachim Kößler CDU: Ich habe es nicht beklagt. Ich 
habe nur addiert, was für eine Steuerbelastung schon jetzt be-
steht. 

Die OECD hat festgestellt, dass insbesondere im mittleren Be-
reich der Progression zu stark besteuert wird. Sie hat festge-
stellt, dass die mittelständische Wirtschaft in Deutschland ins-
gesamt zu stark belastet wird. Ich beklage die Reichensteuer 
im Augenblick nicht; ich sage nur: Jetzt reicht es. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist ein Un-

sinn! Das stimmt doch hinten und vorn nicht!)

Präsident Guido Wolf: Kollegin Aras, bitte. 

Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Kößler, die Vor-
bereitungen für meine Rede hätte ich mir schenken können; 
denn Sie machen es einem wirklich sehr einfach. Eigentlich 
brauche ich gar nichts von dem, was ich aufgeschrieben ha-
be. 

(Zurufe von der CDU und der FDP/DVP)

Ihre Ausführungen reichen. Jetzt kommen Sie mit der Behaup-
tung, die Themen „Soziale Gerechtigkeit“ und Steuergerech-
tigkeit seien Wahlkampfthemen. Als es im letzten Jahr darum 
ging, das Steuerabkommen zwischen Deutschland und der 

Schweiz abzulehnen – wofür wir inhaltlich gute Argumente 
hatten –, haben Sie genauso argumentiert und gesagt, das sei 
dem Wahlkampf geschuldet. Die heutige Debatte und die ak-
tuelle Offshore-Leaks-Debatte zeigen, dass wir damals rich-
tig lagen. Steuergerechtigkeit umfasst mehr als Einmalzah-
lungen, die uns in Entsprechung irgendwelcher Prognosen zu-
gesagt worden sind. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

In diesem Saal hat niemand von uns – weder die Kollegen von 
der SPD noch Mitglieder unserer Fraktion, noch die Landes-
regierung – jemals die Baden-Württemberger unter General-
verdacht gestellt. Im Gegenteil: Sie waren es, Ihre Fraktion 
war es, die einen Antrag in die Haushaltsberatungen einge-
bracht haben – das war der einzige Antrag mit einem solchen 
Inhalt –, in dem gefordert wurde, zusätzliche Steuereinnah-
men durch das Steuerabkommen mit der Schweiz in Höhe von 
1,1 Milliarden € zu generieren, und zwar mit der Begründung, 
dass aufgrund der geografischen Nähe unseres Landes zur 
Schweiz davon ausgegangen werden könne, dass hier mehr 
Steuerhinterzieher leben und wir deshalb einen entsprechend 
höheren Anspruch haben. Das war Ihr Antrag, Herr Kollege 
Kößler. Insofern weise ich dies vehement zurück. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Ich finde es schon erstaunlich, dass Sie, obwohl die Zahlen 
inzwischen international bekannt sind – Herr Schmiedel hat 
sie erwähnt; allein für Deutschland ist Schätzungen zufolge 
von Einnahmen in Höhe von 400 Milliarden € auszugehen, 
die uns bislang verloren gegangen sind, Steuergelder, die wir 
für dringende Aufgaben brauchen –, heute noch hier stehen 
und sagen, wir hätten kein Einnahmeproblem, sondern ein 
Ausgabenproblem. In welcher Welt leben Sie eigentlich? Sind 
diese Zahlen denn alle erfunden? Sind die Zahlen der Steuer-
gewerkschaften – –

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Haben Sie die neu-
esten Statistiken nicht gelesen? In anderen Ländern 
gibt es noch mehr Vermögen! Zypern, Griechenland! 

– Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Sie können gern eine Zwischenfrage stellen. Jetzt halte ich 
hier meine Rede. 

Es geht darum, dass wir sehr wohl ein Einnahmeproblem ha-
ben, und es geht darum, dass die bestehende Steuergesetzge-
bung für alle gleichermaßen gilt. Unsere Aufgabe ist es, die 
Steuererhebung konsequent und effizient durchzuführen, da-
mit wir Einnahmen generieren und so Geld in die Kassen be-
kommen, das wir wieder für öffentliche Aufgaben ausgeben 
können. Dazu gehört die Bildung, dazu gehört die Infrastruk-
tur und vieles mehr. Wir hätten dann viele Probleme nicht. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Allein die Offshore-Leaks-Debatte und die entsprechenden 
Erkenntnisse zeigen, dass es absolut richtig war, dass diese 
Landesregierung im Bundesrat dem Steuerabkommen mit der 
Schweiz nicht zugestimmt hat und damit dazu beigetragen hat, 
dass dieses Abkommen gescheitert ist. Kollege Schmiedel hat 
es vorhin ausgeführt.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist aber 
nur gescheitert, und es gibt keine Alternative! Das ist 

das Problem!)
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– Es wird eine Alternative geben müssen, und zwar auf inter-
nationaler Ebene. Schauen Sie etwa auf Luxemburg oder auf 
die USA, dann sehen Sie: Andere Länder haben anders ver-
handelt, und dann kommen auch andere Ergebnisse zustande. 
Die USA haben beispielsweise einen vollen Datenabgleich 
hinbekommen. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU: Aber De-
laware haben sie auch!)

Der Regierungschef von Luxemburg hat am Mittwoch im Par-
lament verkündet, dass sich Luxemburg ab Januar 2015 am 
automatisierten Datenaustausch mit der EU beteiligt. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Teilweise!)

Das ist immerhin ein Erfolg. Hätte Herr Schäuble damals rich-
tig verhandelt, hätte er effizient im Sinne unserer Steuerbür-
ger und im Interesse unseres Landes sowie im Sinne der Steu-
ergerechtigkeit verhandelt, dann hätten wir ein anderes Ergeb-
nis. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wir haben also sehr wohl ein Einnahmeproblem. Denn leider 
gibt es viele Steueroasen; viele Länder gewähren Anonymi-
tät. Wir können dieses Problem daher nur auf internationaler 
Ebene bekämpfen. 

Ich möchte noch einmal die USA anführen. Die USA haben 
das schier Unvorstellbare möglich gemacht. Was haben sie 
gemacht? Die Schweizer Bank Wegelin, die sich selbst als ei-
nes der ältesten privaten Geldinstitute bezeichnet, musste 
letztendlich auf Druck der US-Steuerfahndung aufgelöst wer-
den. Warum ging das? Weil die USA hart verhandelt haben, 
weil es den Deal gab: Die Bank gesteht ihre Schuld ein, und 
dafür gehen die Mitarbeiter nicht ins Gefängnis. Das sind Ver-
handlungen, die effizient und im Sinne der Steuergerechtig-
keit sind. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Im eigenen Land ha-
ben sie die Steueroasen behalten!) 

Uns Grünen und der grün-roten Landesregierung stellt sich 
die Frage: Welche Erkenntnisse ziehen wir aus der Offshore-
Leaks-Debatte? 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Sie meinten Off-
shorewindkraftanlagen!)

Es geht zum einen darum, dass wir das, was die USA und die 
Schweiz hinbekommen haben, auf EU-Ebene hinbekommen. 
Deshalb stimmen wir nicht einem einzelnen bilateralen Ab-
kommen zu, wie es zwischen Deutschland und der Schweiz 
vorgesehen war; denn nur ein gemeinsames Vorgehen in der 
EU ist tatsächlich effektiv und im Sinne der Steuergerechtig-
keit. Das ist das eine Ziel. 

Ein weiterer Punkt: Man muss, finde ich, über Sanktionen für 
Länder, die sich als Steueroase bezeichnen oder sich an Steu-
erhehlerei beteiligen, nachdenken. Es geht auch darum, zu 
überlegen, den Banken, die sich nachweislich an Steuerbetrug 
und Steuerhinterziehung, egal in welcher Weise, beteiligen, 
die Lizenz zu entziehen. 

Als Drittes können wir in Baden-Württemberg die Stärkung 
unserer Steuerverwaltung angehen. Das haben wir schon wäh-

rend unserer Oppositionszeit gesagt. Kaum waren wir in der 
Regierung, haben wir schon die ersten Schritte hierzu unter-
nommen. Erst vor einer Woche wurde in den Medien darüber 
berichtet, welche Steuermehreinnahmen die Betriebsprüfer in 
Zahlen erbringen. Rechnerisch kann man sagen: Jeder Be-
triebsprüfer hat im Durchschnitt 1,5 Millionen € mehr in die 
Landeskasse gebracht. Das heißt, die Betriebsprüfer erwirt-
schaften mindestens das 15-Fache ihres Einkommens. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Sie kannten die Zahlen; auch zu Ihrer Regierungszeit waren 
sie nicht viel anders. Trotzdem haben Sie unsere Anträge zu 
einer besseren Personalausstattung innerhalb der Steuerver-
waltung in den Beratungen zum Haushaltsplan für 2013/2014 
abgelehnt. Das dient weder der Steuergerechtigkeit noch an-
deren Belangen. Es geht Ihnen vielmehr darum, Steuerbetrü-
gern weitere Möglichkeiten zu schaffen, sonst hätten Sie näm-
lich unserem Antrag zugestimmt. 

(Abg. Matthias Pröfrock CDU: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!)

– Warum haben Sie denn unseren Anträgen nicht zugestimmt? 
Wenn Sie daran interessiert gewesen wären, hätten Sie es ge-
tan. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Sie müssen Einigkeit 
in der EU herstellen! Sonst hat das alles keinen Wert! 

Das ist alles nur Gerede!)

– Erstens rede ich jetzt. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU)

Zweitens: Wenn Sie eine Zwischenfrage stellen wollen, dann 
melden Sie sich, und dann werde ich mir überlegen, ob ich 
diese Frage zulasse oder nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Karl Zimmermann CDU: Verbieten Sie jetzt 

auch noch Zwischenrufe?)

Das Beispiel Energiewende zeigt: Es geht nicht darum, dass 
wir warten, bis alle weltweit an einem Strang ziehen, sondern 
es geht darum, dass Deutschland – wie bei der Energiewende 
auch – hier eine Verantwortung übernimmt. Auch hier können 
wir sehr wohl eine Vorreiterrolle einnehmen. Das ist unsere 
Aufgabe. Wir in Baden-Württemberg werden alles dafür tun 
und unsere Landesregierung darin bestärken, im Bundesrat 
die entsprechenden Initiativen für mehr Steuergerechtigkeit 
zu ergreifen. In erster Linie gelingt dies durch mehr Betriebs-
prüfungen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Herr Kollege Dr. Rülke. 

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Fraktion hat das, was 
jetzt in der Öffentlichkeit unter dem Stichwort Offshore-Leaks 
diskutiert wird, zum Gegenstand einer Aktuellen Debatte im 
Landtag von Baden-Württemberg gemacht. 
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Das kann man durchaus tun. Primär ist es zwar kein landes-
politisches Thema, aber den Landeshaushalt betreffen die Fra-
gen, ob es weltweit Steueroasen gibt und ob es möglicherwei-
se – das ist wahrscheinlich – auch baden-württembergische 
Steuerpflichtige gibt, die diese Steueroasen nutzen, um Steu-
ern zu hinterziehen. 

Daher sage ich sehr eindeutig – ich glaube, das ist auch Kon-
sens in diesem Haus –, dass es unser Ziel sein muss, gegen 
diese Steueroasen vorzugehen und darauf hinzuwirken, dass 
niemand mehr die Gelegenheit erhält, Steuern, die dem ba-
den-württembergischen Fiskus zustehen, dadurch zu hinter-
ziehen, dass er sein Geld im Ausland anlegt.

Die SPD sagt, unser Land sei bei der schmerzhaften Sanie-
rung des Haushalts zwingend auf Mehreinnahmen angewie-
sen, die ihm durch Steuerbetrug zu entgehen drohten. Das ist 
durchaus richtig, meine Damen und Herren. Aber gerade dann 
frage ich mich, warum Sie das Steuerabkommen mit der 
Schweiz blockieren 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: So ist es!)

und auf diese Art und Weise dafür sorgen, dass das Land Ba-
den-Württemberg Einnahmeausfälle hat. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: In Milliardenhöhe!)

Das ist das Problem, das Sie schaffen. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE)

Denn bei der Bekämpfung dieser Steueroasen kann es doch 
um nichts anderes gehen, als sich mit diesen Ländern darauf 
zu verständigen, dass dem baden-württembergischen Fiskus 
etwas von dem zurückgegeben wird, was ihm vorher entzo-
gen wurde. Da macht es auch keinen Sinn, Wolkenkuckucks-
heime von Steuerabkommen zu entwerfen, die völlig unrea-
listisch sind. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: So ist es!)

Es macht auch keinen Sinn – Kollege Kößler hat Entsprechen-
des zu Recht vermutet –, hier in den Bundestagswahlkampf 
einzusteigen. Denn der einzige Grund dafür, dass Sie dieses 
Steuerabkommen blockieren, ist, dass Sie die Bundesregie-
rung im Bundesrat schlecht aussehen lassen wollen

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Die ist schlecht!)

im Hinblick auf die Bundestagswahl. Sie stellen Ihre partei-
taktischen Interessen vor die Interessen des Landes. Das wird 
an dieser Stelle wieder deutlich. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU – Zuruf des 
Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Daher ist es auch völlig heuchlerisch, Bundesfinanzminister 
Schäuble zu kritisieren und zu sagen, er habe keine Erfolge 
im Kampf gegen diese Steueroasen. 

(Abg. Muhterem Aras und Abg. Charlotte Schneide-
wind-Hartnagel GRÜNE: Hat er auch nicht!)

– Ja, weil Sie diese Erfolge nicht zulassen, beispielsweise im 
Bundesrat beim Kampf gegen die Steuerhinterziehung.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das sind 
doch keine Erfolge!)

Im Übrigen frage ich da schon einmal sehr deutlich: Wo wa-
ren denn die Erfolge der Finanzminister Eichel und Stein-
brück? 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Wo denn?)

Was haben denn die hinbekommen, meine Damen und Her-
ren?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Nichts! 
Schulden! Schulden haben die gemacht!)

Herr Steinbrück ist nur dann erfolgreich, wenn es um den ei-
genen Geldbeutel geht. Das ist das Problem bei diesem Kanz-
lerkandidaten.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Die Minister Schäuble und Rösler haben völlig recht: Wir 
brauchen eine internationale Allianz gegen Steueroasen. Das 
hat der Kollege Kößler auch schon angesprochen. Es nützt 
doch überhaupt nichts, wenn Sie sich hier in Parteiideologie 
ergehen und auf Bundesebene mit diesem Thema Wahlkampf 
betreiben, während Sie auf internationaler Ebene nichts hin-
bekommen. Deshalb ist es notwendig, die Bundesregierung 
dabei zu unterstützen, eine internationale Allianz gegen die-
se Steueroasen zu erreichen. Das ist jedoch nicht Ihr Ziel, son-
dern Sie versuchen nur, Schuldzuweisungen vorzunehmen, 
und dort, wo die Bundesregierung handelt, schmeißen Sie ihr 
Knüppel zwischen die Beine. Das ist Ihre Politik.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Die Bundesregierung hat auch völlig recht, wenn sie die Da-
ten möchte, die jetzt offensichtlich in Zeitungsredaktionen 
vorliegen. Auch das Land Baden-Württemberg hat immer wie-
der diese Daten verwandt. Aber eines – das haben Sie bei der 
Diskussion um diese „Steuer-CDs“ nie verstanden – können 
wir eben nicht tun: Wir können nicht Finanzbeamte des Lan-
des Baden-Württemberg zu irgendwelchen konspirativen Tref-
fen schicken, wo sie gestohlene Daten-CDs entgegennehmen

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Warum 
können das andere Länder?)

und sich damit möglicherweise der Strafverfolgung ausset-
zen. Das können wir nicht. Dazu gibt es bislang kein höchst-
richterliches Urteil, und so lange ist es unverantwortlich, die-
sen Weg zu gehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Ich sage in aller Deutlichkeit: Deutsche Staatsbürger sollen 
das Recht haben, ihr Geld im Ausland anzulegen. 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Aber legal!)
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Aber sie müssen dort genauso besteuert werden, als wenn sie 
das Geld in Deutschland angelegt hätten. Das müssen wir 
durchsetzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr 

richtig!)

Der beste Weg dazu ist, die Kapitalertragsteuer bei Auslands-
vermögen in Höhe der deutschen Sätze dort abzuziehen und 
sie an den deutschen Fiskus zu überweisen, genau wie in dem 
Abkommen mit der Schweiz vorgesehen.

Wenn wir schon über Steuersätze reden – das hat der Kollege 
Kößler auch schon angesprochen –, dann müssen wir auch 
über Ihre Steuerpläne reden: Erhöhung des Spitzensteuersat-
zes, Vermögensteuer, Verschärfung der Erbschaftsteuer – ein 
rot-grünes Horrorkabinett, ein Anschlag auf den Mittelstand. 
Das müssen wir den Bürgern in diesem Land auch sehr deut-
lich sagen.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Das sagen im Übrigen nicht nur ich und der Kollege Kößler, 
sondern das sagt beispielsweise auch der Chef der Wirtschafts-
weisen, Professor Schmidt. Ein Spitzensteuersatz von 49 % 
schadet der wirtschaftlichen Entwicklung in unserem Land, 
genauso wie Ihre Vermögen- und Erbschaftsteuerpläne. Sie 
schaden damit, so Professor Schmidt, letztlich auch der Ent-
wicklung der Löhne für die Beschäftigten in diesem Land. 
Denn wer dem Mittelstand schadet, der schadet auch dessen 
Beschäftigten.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Professor Schmidt sagt, Ihre Steuerpläne sind Gift für den 
Mittelstand. Der VDMA äußert sich ähnlich: Sie sind nicht 
nur Gift für den Mittelstand, sondern auch Gift für die Inves-
titionen des Mittelstands. Nur über die Investitionen des Mit-
telstands entstehen jedoch Arbeitsplätze.

Auch der Bund der Steuerzahler sagt es in aller Deutlichkeit: 
„Diese Erhöhungen treffen auch die Mitte der Gesellschaft.“ 

Selbst Ihr Parteifreund Oppermann hat am vergangenen Wo-
chenende in einer Fernsehtalkshow eingeräumt, dass man mit 
einem Jahreseinkommen von 64 000 € in diesem Land kein 
Spitzenverdiener ist. Aber genau auf diese Leute, die sich in 
diesen Einkommenskategorien bewegen, 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Das stimmt doch gar 
nicht!)

zielen Sie. Bei den Grünen sind es nicht 64 000 €; sie fangen 
schon bei 60 000 € an.

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Oh mein Gott! Sie 
haben gar nichts kapiert!)

Insofern stimmt es nicht ganz, was ich über den Kollegen Op-
permann gesagt habe.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Noch weiter geht der DIHK. Herr Präsident, mit Ihrer Geneh-
migung darf ich zitieren. Der DIHK sagt, die Steuerpläne von 
Rot-Grün seien „ein Fluch für Familienunternehmen“. Ein 
Fluch für Familienunternehmen: Wenn man sich die Wirt-
schaftsstruktur des Landes Baden-Württemberg anschaut und 
sich anschaut, was die Stärke des Landes Baden-Württemberg 
ist, erkennt man, dass es die Familienunternehmen sind. Ge-
nau auf diese zielen Sie mit Ihren Plänen ab. Jeder Prozent-
punkt, um den die Einkommensteuer steigt, kostet 200 000 
Arbeitsplätze. Das sage nicht ich, sondern das sagt der DIHK-
Präsident Eric Schweitzer. Sie sollten bei diesen Plänen in sich 
gehen und so etwas nicht der Bevölkerung zumuten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht der 
Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid.

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
kürzlich verstorbene Margaret Thatcher behauptete, es gebe 
keine Gesellschaft, es gebe nur einzelne Männer und Frauen.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Oh!)

Das Ergebnis dieses Denkens können wir heute beobachten. 
Ein Teil der Menschen – gerade die Reichsten der Reichen – 
hat sich aus der Solidargemeinschaft verabschiedet. Diese 
wirkliche Parallelgesellschaft hinterzieht in großem Stil Steu-
ern und legt damit die Axt an das Fundament unseres Gemein-
wesens.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Die neuen Enthüllungen der Offshore-Leaks haben das noch 
einmal drastisch vor Augen geführt.

An dieser Stelle will ich eines klipp und klar festhalten: Steu-
erbetrug ist eine Straftat, ist ein Verbrechen gegen das Ge-
meinwohl und ein Schlag in das Gesicht der ehrlichen Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler.

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP)

Diese Enthüllungen zeigen auch, wie wichtig der Kampf ge-
gen das weltumspannende Netzwerk von Steuerbetrügern ist. 
Genau hier hat die schwarz-gelbe Bundesregierung bislang 
sträflich versagt. Placebolösungen helfen uns nicht weiter. 
Wenn ich dann höre, man brauche ein „Steuer-FBI“, dann 
weiß ich nicht, was das soll. Nein, das Problem dieser Bun-
desregierung ist: Dort, wo sie selbst aktiv handeln könnte, tut 
sie es nicht; sie stellt sich gegen den Ankauf von Steuerdaten-
CDs und wirft den Fahndern damit Knüppel zwischen die Bei-
ne.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Wenn dann Herr Schäuble bei den Offshore-Leaks unverhoh-
len die Journalisten zum Bruch des Informantenschutzes auf-
ruft, dann ist das an Heuchelei nicht zu überbieten. Denn dort, 
wo der Staat Zugriff auf Daten hat, will Schwarz-Gelb nicht 
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ran, und dort, wo das Verfassungsrecht Hürden aufbaut, da 
sollen dann plötzlich die Journalisten liefern. Das passt nicht 
zusammen.

Wir stehen dazu: Wir wollen, dass Steuerdaten-CDs angekauft 
werden. Sie haben es in der Vergangenheit nicht getan. Wir 
werden es tun. Denn es sind Daten, die uns zustehen und die 
notwendig sind, um Steuergerechtigkeit durchzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Diese ganzen Enthüllungen zeigen einmal mehr, wie goldrich-
tig die Ablehnung des Steuerabkommens mit der Schweiz war. 
Denn da geht es um Geld und Gerechtigkeit gleichermaßen. 
Herr Rülke, Sie sagen, wir würden da ein Wolkenkuckucks-
heim errichten. Sie haben ein Wolkenkuckucksheim entwor-
fen; Sie haben völlig unzuverlässige Schätzungen zur Grund-
lage eines Haushaltsantrags gemacht. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ihre Schät-
zungen sind auch nicht besser!)

Wer meint, es würden aufgrund dieses Abkommens plötzlich 
10 Milliarden € in deutsche Kassen fließen, der hat überhaupt 
keine tatsächliche Grundlage dafür.

Die Schweiz hatte eine Garantiezahlung angeboten. Diese Ga-
rantiezahlung hätte für Baden-Württemberg weniger Geld be-
deutet, als wir durch Selbstanzeigen hereingeholt haben. Das 
zeigt: Auch unter fiskalischen Gesichtspunkten – wenn man 
nur auf das Geld schaut – ist dieses Abkommen ein hundsmi-
serables Abkommen gerade für Baden-Württemberg gewesen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Aber Gerechtigkeit ist nicht nur eine Frage des Geldes; es ist 
vor allem eine Prinzipienfrage. Die Frage bei dem Steuerab-
kommen mit der Schweiz war doch: Werden die Steuerhinter-
zieher bessergestellt als die ehrlichen Steuerzahler? An dieser 
Frage sind Sie von CDU und FDP letzten Endes nicht nur im 
Bundesrat, sondern gesellschaftlich gescheitert. Sie haben sich 
auf die Seite der Steuerhinterzieher geschlagen. Wir sind auf 
der Seite der ehrlichen Steuerzahler.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Wo war es denn? 
Beweise! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Unver-

schämt ist das!)

Sie wollten dort eine Amnestie für Steuerhinterzieher, wo wir 
die volle Härte des Gesetzes weiterhin zur Anwendung brin-
gen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Was hat Ei-
chel damals gemacht? Hat der keine Amnestie ge-

macht? – Weitere Zurufe – Unruhe)

Deshalb haben wir das Steuerabkommen abgelehnt. Wir ha-
ben daraus gelernt. Die Steueramnestie von Eichel hat sich 
nicht bewährt.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Aber er stand 
auch auf der Liste der Steuerhinterzieher!)

Deshalb ist es richtig, das Steuerabkommen mit der Schweiz 
abzulehnen und weiterhin mit der vollen Härte des Gesetzes 
gegen Steuerhinterzieher vorzugehen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Peter Hauk CDU: Die volle Härte ist nach der 
Verjährung eingetreten! Das ist Ihre „volle Härte“! 

Sie gestatten Verjährung!)

Sie sehen an den Reaktionen nach dem Scheitern des Steuer-
abkommens, wie richtig es war, sich nicht auf solche Verträ-
ge einzulassen. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Jetzt haben wir 
gar nichts!)

Luxemburg, Liechtenstein, die Schweiz, Österreich – die Steu-
eroasen kippen wie Dominosteine. Das ist nur möglich, weil 
man Härte gegenüber Steuerhinterziehung zeigt.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Peter Hauk CDU: Das ist doch unsäglich!)

Wir sollten uns parteiübergreifend zumindest in einem einig 
sein, nämlich dass es darum geht, Steueroasen trockenzule-
gen. Das schafft man nicht mit schlechten Abkommen, son-
dern man schafft es nur über internationale Kooperation aus-
gehend von einem Zusammenstehen der Staaten, die Härte bei 
der Rechtsverfolgung angedeihen lassen. Genau das ist es, 
was die USA gemacht haben, und genau das ist es, was auch 
Deutschland machen sollte.

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Ja!)

Wir, die Landesregierung, handeln für mehr Steuergerechtig-
keit und gegen Steuerbetrug. Deshalb haben wir nach dem 
jahrelangen Personalabbau während Ihrer Regierungszeit die 
Steuerverwaltung personell besser ausgestattet. Es gibt 500 
zusätzliche Stellen – Herr Schmiedel hat es ausgeführt – und 
500 zusätzliche Ausbildungsplätze. Das ist ein konkreter Bei-
trag zu mehr Steuergerechtigkeit. 2012 hat jeder Steuerfahn-
der beispielsweise fast 2 Millionen € zusätzlich erbracht. Der 
Personalaufbau ermöglicht auch die Einrichtung einer neuen 
zentralen Sondereinheit zur Steuerbetrugsbekämpfung. Da-
mit wird nicht nur die Strafverfolgung, sondern auch die prä-
ventive Ebene, nämlich über die Steueraufsicht, gestärkt. 

Damit sieht man auch, dass die Forderung nach einem „Steu-
er-FBI“ völlig in die Irre geht. Entscheidend ist, dass die Län-
der ihrer Verantwortung gerecht werden und ihre Steuerver-
waltung personell ausreichend ausstatten, so, wie wir es in Ba-
den-Württemberg tun.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Jürgen Filius 
GRÜNE)

Wir machen als Land über den Bundesrat Druck. Wir werden 
eine Bundesratsinitiative über eine Entschließung einbringen, 
um die Bekämpfung der Steuerhinterziehung zu verbessern, 
und zwar in einem ganz entscheidenden Punkt, nämlich der 
Verjährung der Strafbarkeit. Wir wollen die Diskrepanz zwi-
schen der Verjährung der Steuerfestsetzung und der Strafbar-
keit in Fällen der Steuerhinterziehung beseitigen. Wir sind der 
Überzeugung, auch in der allgemeinen Strafbarkeit muss die 
Verjährungsfrist zehn Jahre betragen. Es darf keinen Verjäh-
rungsrabatt für Steuersünder geben. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)
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Es ist in der Tat zu prüfen, inwieweit Banken, die kontinuier-
lich und systematisch Beihilfe zum Steuerbetrug, zur Steuer-
hinterziehung leisten, noch die notwendige Zuverlässigkeit 
für eine Lizenz bei der BaFin bekommen. Auch dieses müs-
sen wir, selbstverständlich unter Wahrung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit, prüfen. Es kann nicht sein, dass in 
Deutschland tätige Filialen ausländischer Banken oder gar 
deutsche Banken selbst diese Steuerhinterziehung systema-
tisch begünstigen. 

Ich will noch ein Letztes sagen, weil Sie die Steuerpläne an-
gesprochen haben und damit vom eigentlichen Thema des 
Steuerbetrugs etwas abgelenkt haben: Für die notwendige 
Haushaltskonsolidierung brauchen wir auch eine Verbesse-
rung auf der Einnahmeseite unseres Haushalts. Das geht über 
die konsequente Durchsetzung des Steuerrechts. Deshalb 
brauchen wir mehr Personal in der Steuerverwaltung. Das geht 
selbstverständlich auch über die positiven Effekte des Wirt-
schaftswachstums und der steigenden Steuereinnahmen. Das 
setzt aber auch voraus, dass wir einige Steuersätze für einige 
Zahler erhöhen. 

Deshalb wird die Landesregierung eine Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes im Bundesrat unterstützen – wie übrigens an-
dere Landesregierungen auch; ich denke an das Saarland, an 
die Kollegin Kramp-Karrenbauer mit CDU-Parteibuch. Die-
se Länder haben erkannt, dass wir die Schuldenbremse nur 
einhalten können, wenn wir den Spitzensteuersatz maßvoll 
anheben. Die Annahme, dass durch die Anhebung des Spit-
zensteuersatzes Tausende von Firmen und Tausende von Ar-
beitsplätzen gefährdet würden, ist einfach falsch. 

In den Glanzzeiten der von Ihnen so hochgelobten Väter der 
sozialen Marktwirtschaft – Adenauer und Erhard – lag der 
Spitzensteuersatz weit jenseits der 49 %, die die SPD und die 
Grünen jetzt vorschlagen. Trotzdem ist das Wirtschaftswun-
der mit vollem Dampf weitergefahren.

(Abg. Peter Hauk CDU: Ab welchem Einkommen? 
– Abg. Wolfgang Drexler SPD zu CDU und FDP/

DVP: Da sehen Sie alt aus!)

Gleichzeitig hat der Staat die notwendigen Einnahmen gehabt, 
um keine Schulden zu machen und in die öffentliche Infra-
struktur zu investieren. Denn gerade unsere Familienunter-
nehmen, gerade unsere Mittelständler sind auf ein leistungs-
fähiges Verkehrsnetz, auf ein leistungsfähiges Bildungssys-
tem, auf eine Breitbandkommunikation in der Fläche ange-
wiesen. Deshalb braucht das Land, braucht der Staat in 
Deutschland mehr Einnahmen,

(Abg. Peter Hauk CDU: Weil Sie nicht sparen!)

auch aus Steuererhöhungen.

Steuergerechtigkeit ist ein zentrales Thema für die Haushalts-
konsolidierung, es ist aber vor allem ein Thema für die Tem-
peratur, für die Wärme in der Gesellschaft. Wir sind eben nicht 
nur einzelne Männer und Frauen, sondern wir sind eine Ge-
sellschaft, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Kolle-
ge Schmiedel.

Abg. Claus Schmiedel SPD: Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Kößler, was Sie uns sagen 
wollten, ist mir irgendwie dunkel geblieben. 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Es ist überhaupt nicht 
dunkel geblieben! Es war ganz klar!)

Was sollte die Botschaft sein? 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Die Botschaft war klar!)

Sollte das ein verstecktes Verständnis sein, weil niemand gern 
Steuern zahlt? Liegt es dann sozusagen in der Natur der Sa-
che, dass man sich den Themen entzieht? Klar ist doch: Sie 
haben der Erhöhung der Anzahl der Steuerfahnder, der Steu-
erprüfer nicht zugestimmt. Das ist einfach der Fakt. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Eben! Und warum 
nicht? Das weiß kein Mensch!)

Jeder einzelne Steuerfahnder hat 2012 im Durchschnitt 1,8 
Millionen € eingebracht. Das ergibt insgesamt 354 Millio-
nen € mehr Steuereinnahmen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD zu CDU und FDP/
DVP: Da waren Sie dagegen!)

Von den Betriebsprüfern hat jeder Einzelne 1,5 Millionen € 
eingenommen. Das ergibt insgesamt 2,8 Milliarden € Mehr-
einnahmen durch die Betriebsprüfer. Es ist völlig klar, dass es 
nicht ausreicht, wenn jemand seine Steuern nur zu deklarie-
ren braucht und man ihm gleichzeitig signalisiert, dass er mit 
einer Betriebsprüfung höchstens alle 20 Jahre zu rechnen ha-
be. Deshalb erreichen wir Steuergerechtigkeit nur durch aus-
reichendes Personal. Dem haben Sie sich verweigert. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Warum?)

Deshalb war Ihre Entscheidung eine Entscheidung gegen mehr 
Steuergerechtigkeit in Baden-Württemberg.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Sie sagen jetzt unter dem Druck der öffentlichen Diskussion 
über die Offshore-Leaks-Erkenntnisse, die Bundesregierung 
benötige diese Erkenntnisse ganz schnell. Wie passt das dann 
mit der Weigerung des Ankaufs der Steuerdaten-CDs zusam-
men?

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das habe 
ich vorhin erklärt! – Abg. Karl Zimmermann CDU: 

Das waren andere!)

– Was heißt: „Das waren andere“? Das ist doch völlig egal. 
Glauben Sie, dass den Journalisten das auf dem Silbertablett 
überreicht wurde? 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Eben! Ja wie denn?)

Das wurde mit den Instrumenten aufgedeckt, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Aber nicht 
durch den Staat! Das ist doch ein Unterschied!)

die auch andere anwenden, etwa wenn Steuerfahnder unter-
wegs sind. Entweder will man, oder man will nicht. Sie wol-
len nicht. Deshalb sind Sie gegen mehr Steuergerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Wolf-
gang Drexler SPD: So ist es!)
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Nun zum Vorwand, man könne immer nur dann handeln, wenn 
internationale Vereinbarungen bestünden: Das ist höllisch 
schwierig. Es ist völlig klar, dass wir, wenn wir auf internati-
onaler Ebene etwa Großbritannien mit ins Boot nehmen möch-
ten, noch sehr lange verhandeln müssen. 

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Deshalb ist es wichtig, dass wir mit Staaten wie den USA oder 
anderen zusammen ein Zeichen setzen und eine klare Ansage 
machen, wie wir uns das vorstellen und was geht und was 
nicht. Das Ergebnis der Ablehnung des Abkommens mit der 
Schweiz sind 10 000 Selbstanzeigen. 

(Lachen des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

– Ja, natürlich. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Natürlich!)

Glauben Sie, die Selbstanzeigen hätte es gegeben, wenn wir 
eine Amnestie in Aussicht gestellt hätten. Dann hätte es kei-
ne einzige Selbstanzeige gegeben, weil nichts zu befürchten 
gewesen wäre. Die 10 000 Selbstanzeigen zeigen also, dass 
dieses Vorgehen richtig war.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Nun zu Ihren Horrorgemälden, was nach dem erwarteten 
Wahlsieg von Rot-Grün steuerlich kommt. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja, die Um-
fragen sagen es aus!)

Nehmen wir das Beispiel Vermögensteuer. Für die Vermögen-
steuer ist ein Freibetrag von 2 Millionen € vorgesehen,

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das trifft alle!)

für Verheiratete von 4 Millionen €. 

Nehmen wir an, Herr Rülke, ein vermögender verheirateter 
Bürger hat 5 Millionen €. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Mich inte-
ressiert der Mittelstand!)

Dann zahlt er bei einem Freibetrag von 4 Millionen € auf 
1 Million € 1 % Vermögensteuer; das sind 10 000 €. Mir kann 
niemand erzählen, dass das denjenigen in den Ruin treibt, der 
5 Millionen € auf der Seite hat. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Der inter-
essiert mich nicht! Mich interessiert der Mittelstand!)

Zum Mittelstand gibt es eine ganz klare Ansage, das Betriebs-
vermögen nicht einer Vermögensteuer zu unterziehen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Dann müs-
sen Sie das Bundesverfassungsgericht abschaffen! – 
Gegenruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das 

stimmt doch so gar nicht!)

– Wir warten, was das Verfassungsgericht sagt. Es hat noch 
gar kein Urteil gesprochen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Doch!)

Wenn sich die Trennung nicht aufrechterhalten lässt, wird es 
auch keine Vermögensteuer geben. Für uns ist die Priorität 
eindeutig: Wenn sich privates und betriebliches Vermögen bei 
der Besteuerung nicht klar trennen lassen, wird es keine Ver-
mögensteuer geben. Denn die Besteuerung der Substanz der 
Betriebe kommt für uns nicht infrage.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen 
– Zuruf von der CDU: Das sagen Sie, aber was sagen 

die Grünen?)

Insofern ist Ihr Horrorgemälde, dass wir an betriebliche Ver-
mögen herangehen, völlig falsch. 

Von den Familienbetrieben fallen 90 % oder noch mehr durch 
die Freibeträge heraus. Die anderen haben die Möglichkeit, 
sich nach Körperschaftsteuerrecht behandeln zu lassen und 
sind genauso außen vor. All das zählt also nicht. Vielmehr geht 
es darum, dass das Vermögen und das Einkommen aus Ver-
mögen sich in den letzten 20 Jahren verdoppelt haben bzw. 
um 50 % gestiegen sind, während die Einkommenszuwächse 
bei den Arbeitnehmern 25 % betragen haben. 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Kalte Progression!)

Dass die Vermögenden in einer angespannten finanziellen La-
ge einen vernünftigen, zumutbaren Beitrag zu mehr sozialer 
Gerechtigkeit und Steuergerechtigkeit in Baden-Württemberg 
leisten, kann man erwarten. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Kößler.

Abg. Joachim Kößler CDU: Meine Damen und Herren! Ich 
habe mir vieles angehört, will mich aber dagegen verwahren, 
dass wir als Helfershelfer von Steuerbetrügern gebrandmarkt 
werden. Das hat der Minister getan. Dagegen verwahre ich 
mich. 

(Beifall bei der CDU und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Ich will auf einige Dinge eingehen. Es gab den Vorschlag des 
Bundesfinanzministeriums zur Einrichtung eines „Steuer-
FBI“. Dies wurde von verschiedenen Ländern, insbesondere 
auch von Baden-Württemberg, abgelehnt. Aber wenn man 
dies ablehnt, braucht man eine Alternative. Bisher habe ich 
nichts von einer Alternative gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Es geht doch nicht darum, allein im Inland die Anzahl der 
Steuerfahnder und Steuerprüfer zu erhöhen.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Aber auch!)

Es muss in diesem internationalen Feld darum gehen, Spezi-
alisten einzustellen. Ich komme noch einmal auf die Spezia-
listen zurück, die diese starke Verflechtung in der internatio-
nalen Finanzwirtschaft verstehen. Es wird nicht gelingen, dies 
mit – ich sage es ganz vorsichtig – einheimischen Finanzbe-
amten, die das internationale Bank- und Finanzgeschäft nicht 
kennen, zu bewältigen. 
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Also, wenn ich schon kritisiere, brauche ich andere Vorschlä-
ge. 

(Beifall bei der CDU und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Ich will noch etwas sagen: Tatsächlich sind in Baden-Würt-
temberg die Zahl der aufgeklärten Fälle und der Umfang der 
Steuerzahlungen durch die Steuerfahndung und die Betriebs-
prüfung gestiegen – dies aber durch die Beamten, die schon 
jetzt vorhanden sind. Zwischen 2011 und 2012 gab es keine 
Erhöhung der Zahl der Beamten. Sie haben in Ihrem Haushalt 
zwar mehr Stellen für Betriebsprüfer, Steuerfahnder und Fi-
nanzbeamte vorgesehen, aber die sind im Augenblick noch 
nicht griffbereit. Das heißt, sie können noch nicht zum Ein-
satz kommen. 

Aus diesem Grund kann ich Ihnen sagen: Es muss mehr ge-
schehen – wahrscheinlich im internationalen Bereich, nicht 
unbedingt im nationalen Bereich.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD und Abg. Muhterem 
Aras GRÜNE: Beides!)

Wir unterstützen jede Möglichkeit, um Steuerbetrug in Ba-
den-Württemberg zu vermeiden.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Dann müssen Sie zu-
stimmen!)

Aber ich habe vorhin schon gesagt: Es darf niemand in Ba-
den-Württemberg unter Generalverdacht gestellt werden. 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Das hat auch nie-
mand getan!)

Noch etwas: Wenn Sie hoch qualifizierte Leute in Baden-
Württemberg wollen, müssen Sie die auch gut bezahlen. Das 
ist notwendig, sonst bekommen Sie nicht die entsprechenden 
Beamten, Betriebsprüfer und Steuerfahnder, bzw. sie laufen 
Ihnen in Zukunft davon. 

Auf die anderen Punkte will ich jetzt nicht im Einzelnen ein-
gehen. Ich glaube, meine Redezeit ist aufgebraucht. Wie viel 
Zeit habe ich noch?

Präsident Guido Wolf: Sie ist abgelaufen.

Abg. Joachim Kößler CDU: Meine Zeit ist abgelaufen.

(Heiterkeit – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: 
Schon wieder!)

Ich könnte noch vieles zu den Steuererhöhungen, die die Wirt-
schaft in Baden-Württemberg schädigen, sagen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
legin Aras.

Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Kollege Rülke, Sie haben 
trotz diverser Debatten in diesem Haus – nicht nur heute, son-
dern schon früher – immer noch nicht begriffen, warum wir 

das deutsch-schweizerische Steuerabkommen abgelehnt ha-
ben.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das habe 
ich begriffen! Aus Parteitaktik!)

– Aus gutem Grund, aus inhaltlichen Gründen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Nein, aus 
parteitaktischen Gründen!)

Die Aktuelle Debatte zeigt, dass wir recht hatten. Für mich 
persönlich ist die einzige Erklärung, dass Sie Ihr Redemanu-
skript fertig hatten und nicht flexibel genug waren, darauf zu 
reagieren und es zu ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also, wer 
von uns beiden hat ein Manuskript bei der Aktuellen 

Debatte?)

Dann zu der Geschichte zum Spitzensteuersatz: Ich meine, es 
ist typisch für Ihre Partei, dass Sie brutto und netto nicht ganz 
auseinanderhalten können und heute noch nicht verstanden 
haben – –

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Oh-Rufe von der CDU und der FDP/DVP – Leb-

hafte Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Es ist so.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Sehr gut! – Abg. Karl 
Zimmermann CDU: Unverschämt! Hochnäsig!)

Denn sonst hätten Sie auch nicht aufführen können – – Es ist 
auf der einen Seite natürlich richtig, dass Gutverdienende im 
Ergebnis eine höhere Steuerlast haben. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das ist ja logisch!)

Das ist auch der Sinn der Steuergerechtigkeit 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

und der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit. Das heißt, star-
ke Schultern müssen auch mehr beitragen.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau!)

Das ist richtig, und dazu stehen wir – ich hoffe, Sie auch. 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Aber nicht ab 52 000 €!)

– Moment! Ich bin dran. Sie können gern eine Frage stellen. 

Ferner müssen Sie beachten, dass das zu versteuernde Ein-
kommen nicht das Gleiche ist wie das Bruttoeinkommen. Es 
gehen diverse Freibeträge, Sonderausgaben und sonstige Aus-
gaben ab, die nicht berücksichtigt werden.

(Zuruf des Abg. Jürgen Filius GRÜNE)

Es gibt eine Studie des IWS, die ausführt, dass bei den 450 
Reichsten in Deutschland der Steuersatz gerade einmal 34,3 % 
beträgt. So viel zur Wahrheit. 

Deshalb ist es wichtig, zu unterscheiden: Das Bruttoeinkom-
men ist etwas anderes als 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Netto!)
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das zu versteuernde Einkommen. Das sollten Sie ein für alle 
Mal mitnehmen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Karl Zimmermann CDU: Wir sind hier doch 
nicht in einer Volkshochschule! – Gegenruf des Abg. 
Claus Schmiedel SPD: Doch! Man muss doch wis-
sen, worüber man redet! – Abg. Wolfgang Drexler 
SPD zu Abg. Karl Zimmermann CDU: Es wäre gut, 
wenn du da einmal hingehen würdest! – Weitere Zu-

rufe – Glocke des Präsidenten)

Lieber Kollege Kößler, ich schätze Sie ja wirklich sehr.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Zuruf des Abg. Joachim Kößler CDU)

Deshalb verstehe ich Ihre Ausführungen hier nicht. Sie kön-
nen doch nicht allen Ernstes sagen: „Steuerbetrug und Steu-
erhinterziehung können wir nicht national, sondern nur inter-
national begegnen.“

Wir müssen beides machen, Herr Kößler. Wir können und 
müssen beides machen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Claus Schmiedel SPD: Genau!)

Insofern hoffe ich sehr, dass wenigstens die CDU-Kollegen 
im Finanz- und Wirtschaftsausschuss

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Wenigstens die!)

bei den nächsten Haushaltsberatungen zustimmen werden, 
wenn wir wieder eine Stärkung der Steuerverwaltung bean-
tragen, weil wir das Ziel haben, mehr Steuergerechtigkeit und 
eine bessere und effizientere Steuererhebung zu erreichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Frau Kollegin Aras, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Kößler?

Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Klar.

Abg. Joachim Kößler CDU: Liebe Frau Aras, 

(Oh-Rufe von der CDU – Abg. Karl Zimmermann 
CDU: Kein falsches Zeugnis!)

ich würde jetzt gern das Kompliment zurückgeben, aber las-
sen wir das einmal. Sonst kommen noch verschiedene Ver-
dächtigungen auf. 

(Heiterkeit – Vereinzelt Beifall – Glocke des Präsi-
denten)

Präsident Guido Wolf: Zur Sache, Herr Kollege.

(Heiterkeit – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 
Er wollte ja gerade zur Sache kommen!)

Abg. Joachim Kößler CDU: Ich habe eine Frage. Sind wir 
uns darüber einig, 

(Zurufe von der SPD: Ja!)

dass wir qualifizierte Leute im internationalen Bereich brau-
chen, die die Informationen besorgen? Als Beisatz füge ich 
hinzu, dass ich nicht bestritten habe, dass wir diese auch in 
Baden-Württemberg brauchen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Gut! – Abg. Wolf-
gang Drexler SPD: Wieso habt ihr dann dagegen ge-

stimmt?)

Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Dann sind wir uns völlig ei-
nig.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Und Friede sei 
mit euch!)

Ich habe gesagt, dass wir beides brauchen. Die Zahlen zeigen, 
dass eine Stärkung der Steuerverwaltung in Baden-Württem-
berg dringend notwendig war und dass wir auf einem guten 
Weg sind. Sie haben die Chance, uns mit Ihrer Fraktion auf 
diesem Weg zu begleiten. Diese Chance haben Sie bei den 
nächsten Haushaltsberatungen.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Für die Fraktion GRÜNE halte ich fest – ich denke, das kann 
ich auch für die SPD-Kollegen sagen –: Steuerbetrug ist nicht 
hinnehmbar. 

An dieser Stelle möchte ich mit Erlaubnis des Präsidenten den 
EU-Kommissar für Steuern, Zollunion, Statistik, Audit und 
Betrugsbekämpfung zitieren, der das auf den Punkt gebracht 
hat:

Machen wir uns nichts vor: Steuerhinterzieher bestehlen 
die ehrlichen Bürger und entziehen den Mitgliedsstaaten 
dringend benötigte Einnahmen. 

Darum geht es. Unser Ziel ist es, dem Steuerbetrug Instrumen-
te entgegenzustellen.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Ich sage Ihnen noch eines: Die Bekämpfung des Steuerbetrugs 
bedeutet auch eine Stärkung des Mittelstands; denn der Mit-
telstand gehört vorwiegend nicht zu denen, die in Steueroa-
sen flüchten.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf: Sehr gut!)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Kollege Dr. Rülke.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Finanzminister, ich finde es schon 
bemerkenswert, wenn Sie einerseits erklären: „Wenn wir an 
Daten-CDs herankommen können, ist uns jedes Mittel recht, 
dabei ist uns jeder Rechtsbruch recht“, während Sie anderer-
seits sagen: „Die Informationen, die im Zusammenhang mit 
der Offshore-Leaks-Geschichte den Medien zugegangen sind, 
wollen wir nicht. 

(Minister Dr. Nils Schmid schüttelt den Kopf.)

In diesem Fall gibt es verfassungsrechtliche Hürden. Es gilt, 
Informanten zu schützen.“
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Herr Minister, habe ich Sie wirklich richtig verstanden, dass 
Sie diese Informationen nicht wollen und Ihnen ein Rechts-
bruch nur dann recht ist, wenn es um Daten-CDs geht, wäh-
rend Ihnen die Informationen von Offshore-Leaks gestohlen 
bleiben können? 

Darüber hinaus halte ich es für völlig unangemessen, wie Sie 
es getan haben, Teile der Union, insbesondere Finanzminister 
Schäuble, in ein Boot zu setzen mit Steuerhinterziehern und 
zu erklären, das seien die Helfershelfer. Dies begründen Sie 
damit, dass er mit Amnestien arbeiten möchte, obwohl der Ih-
rer Partei angehörende frühere Finanzminister Eichel auch mit 
Amnestien gearbeitet hat. Man kann meinetwegen zu der 
Überzeugung kommen, dass Amnestien nichts taugten und 
man deshalb nicht mit Amnestien arbeite. Wenn aber der der 
eigenen Partei angehörende Bundesfinanzminister Eichel mit 
Amnestien gearbeitet hat, ist es eine Unverschämtheit, Herrn 
Schäuble als Helfershelfer von Steuerhinterziehern hinzustel-
len, wenn auch er Gebrauch von Amnestien macht. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Nun, Herr Kollege Schmiedel – ich dachte schon, Sie wären 
unterwegs zu dem Ort, den Sie gestern genannt haben – und 
Frau Kollegin Aras, zu dem Wundermittel des Personals bei 
den Betriebsprüfern.

Es wäre schön, wenn es so einfach wäre, dass man einfach 
hochrechnen könnte, wie viel ein Betriebsprüfer einbringt. 
Dann brauchte man sich nur zu fragen: „Wie viele Einnahmen 
hätte ich gern?“ oder „Wie hoch ist die Verschuldung?“, könn-
te das hochrechnen und entsprechend viele Betriebsprüfer ein-
stellen. Wenn es so einfach wäre, wäre es schön. Aber das, 
meine Damen und Herren, ist eine Milchmädchenrechnung. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: So ist es!)

Im Übrigen hat Herr Kollege Kößler völlig recht: Sie brau-
chen erst das entsprechend qualifizierte Personal und müssen 
dieses qualifizierte Personal anständig bezahlen. Wenn Sie 
nämlich ständig, wie Sie es tun, die Landesbeamten schlech-
ter und schlechter stellen, dann werden Sie dieses Personal, 
das Sie brauchen, gar nicht bekommen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Herr Kollege Schmiedel – ich glaube, das wollen wir festhal-
ten –, ich finde Ihre glasklare Aussage gut, dass es keine Ver-
mögensteuer mit der SPD geben soll, wenn betriebliches Ver-
mögen betroffen sein sollte. Das ist eine gute, eine richtige 
Aussage. Ich hoffe, der Finanzminister sieht es ebenso. Ich 
hoffe, auch die Bundes-SPD wird das bestätigen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Da habe ich 
schon Zweifel!)

Denn dann können wir mit dem heutigen Tag das Thema Ver-
mögensteuer beerdigen. Das wäre doch ein außerordentlich 
positives Ergebnis dieser Debatte. Nur dann hätte sich diese 
Debatte gelohnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU – Abg. Karl Zimmermann CDU: Was sagen die 

Grünen?)

Interessant ist im Übrigen, Herr Kollege Schmiedel, dass Sie 
nur über die Vermögensteuer gesprochen haben. Frau Kolle-
gin Aras, ich habe zum Thema Spitzensteuersatz, Vermögen-
steuer, Erbschaftsteuer gar nichts gesagt, sondern nur zitiert. 
Ihre Invektiven, die Sie hier losgelassen haben, richten sich 
gegen den DIHK, gegen die Wirtschaftsweisen, gegen den 
Mittelstand. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Na!)

Ich habe nur zitiert; ich habe von mir aus gar nicht bewertet. 
Ich teile die Bewertungen des Mittelstands, des DIHK und der 
Wirtschaftsweisen, aber die Invektiven, die Sie hier losgewor-
den sind, richten sich genau gegen diese. 

Es war schon bemerkenswert: Sie, Herr Kollege Schmiedel, 
haben kein Wort zum Spitzensteuersatz und zur Erbschaftsteu-
er gesagt, weil Sie genau wissen, dass diese Folterinstrumen-
te dem Mittelstand in Baden-Württemberg genauso schaden 
wie eine Vermögensteuer. 

(Zuruf der Abg. Muhterem Aras GRÜNE)

Deshalb hoffe ich, dass wir zu weiteren Aktuellen Debatten 
kommen und dass dann vielleicht nach dem Prinzip „Zehn 
kleine Negerlein“ heute die Vermögensteuer, morgen der Spit-
zensteuersatz und übermorgen die Erbschaftsteuer genauso 
abgeräumt werden. Dann sind Sie vielleicht auch wieder wähl-
bar, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU – Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Zehn klei-

ne was?)

– Kinderlein.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Das war ja diskri-
minierend!)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht der 
Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid.

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie-
ber Herr Kollege Rülke, Ihre Diskussionskultur ist schon et-
was schwierig. Ich mache es einmal am Beispiel Vermögen-
steuer fest. Wir hatten eine Aktuelle Debatte zu den steuerpo-
litischen Plänen der Landesregierung, in der wir – sowohl die 
Vertreter der Regierungsfraktionen als auch ich als zuständi-
ger Minister – Ihnen zu den verschiedenen Facetten detailliert 
Auskunft gegeben haben. Dass das Land Baden-Württemberg 
im Bundesrat einer Vermögensteuer nicht zustimmen wird, 
wenn es keine ausreichende Verschonung von Betriebsvermö-
gen gibt, ist eine Aussage, die der Ministerpräsident und ich 
schon seit vielen Monaten treffen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie machen 
immer wieder Aussagen, die dann nicht mehr gelten!)

– Nein, die sind immer wieder konkret. – Insofern halten wir 
uns an das, was wir gesagt haben, vielleicht im Unterschied 
zu anderen politischen Kräften.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)
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Das Zweite, was ich auch etwas schwierig finde, sind Ihre 
Aussagen zum Thema Daten-CDs. Ich will noch einmal fest-
halten: Ich bin dafür – und die Landesregierung verhält sich 
auch so –, dass wir uns angebotene Steuerdaten ankaufen und 
annehmen und dann auch dazu nutzen, um die Betroffenen ei-
ner entsprechenden Strafverfolgung zuzuführen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also, wol-
len Sie die von Offshore-Leaks kaufen oder nicht?)

Was ich will, habe ich auch schon öffentlich erklärt. Ein biss-
chen Differenzierungsvermögen traue ich auch Ihnen zu, Herr 
Dr. Rülke. 

(Vereinzelt Beifall)

Ich kann nicht erwarten und dazu auffordern, dass die Jour-
nalisten das Informantengeheimnis brechen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also, Sie 
wollen sie gar nicht!)

Wenn die Journalisten oder die Informanten wie andere Er-
kenntnisträger zu dem Entschluss kommen, uns das zuzulei-
ten, werden wir die Daten selbstverständlich annehmen. Wir 
werden die Redaktionen aber nicht dazu auffordern – wie es 
Herr Schäuble implizit getan hat –, den Informantenschutz zu 
brechen.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Warum nicht?)

Ich glaube, das ist eine sehr differenzierte Meinung, die aber 
gerade einem liberalen Politiker vielleicht einleuchten sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Ich kann allerdings überhaupt nicht verstehen, dass Sie sich 
nach wie vor dem Ankauf von Steuerdaten-CDs verweigern. 
Wir sind der Auffassung, dass dies rechtlich sauber ist. Denn 
wir holen die Daten zurück, die dem Staat zustehen. Der Staat 
muss nämlich alle Daten bekommen, um Steuern festsetzen 
zu können. Die Bürgerinnen und Bürger, die diese Daten vor-
enthalten, sind eben diejenigen, die gegen Recht und Gesetz 
verstoßen, und nicht der Staat, der sich das zurückholt, was 
ihm zusteht. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Deshalb war es auch besonders seltsam, dass in Ihrer Regie-
rungszeit zwar die angebotenen Daten von der damaligen Lan-
desregierung nicht angekauft worden sind, aber Sie den Kauf-
preis dann mit anderen geteilt haben, um die Daten zu verwer-
ten. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das erklä-
ren Sie jetzt gerade für Offshore-Leaks!)

Diese feinsinnige Unterscheidung wird niemand mehr nach-
vollziehen können. – Ich bin bereit, Daten anzukaufen, wenn 
sie uns angeboten werden. Aber ich fordere niemanden dazu 
auf – weder Angestellte von Banken im Ausland noch Redak-
teure –, Straftaten zu begehen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das war 
jetzt auch sehr feinsinnig!)

– Nein, das ist sehr eindeutig. Was Sie getan haben, ist Fol-
gendes: Sie haben aus angekauften Steuerdaten Profit gezo-
gen, wollten diese Daten aber selbst nicht ankaufen. Das fin-
de ich nun wirklich besonders schäbig. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: So ist es! – Abg. Karl Zimmermann 

CDU: Das ist keine Logik!)

Zum Thema „Steuerabkommen mit der Schweiz“: Hier füh-
ren wir, glaube ich, gewissermaßen Nachhutgefechte. Sie ha-
ben diese Debatte gesellschaftlich und politisch verloren. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Lachen bei der FDP/DVP – Staatssekretär Ingo 

Rust: So ist es!)

Sie haben sie nicht etwa deshalb verloren – – Das war nicht 
meine Wortwahl. Ich habe nicht von „Helfershelfern“ gespro-
chen. Das Problem war vielmehr vonseiten Herrn Schäubles 
und der CDU sowie der FDP in dieser Debatte, dass auf der 
einen Seite Leute standen, die politisch dafür geworben ha-
ben, dass man Steuerhinterzieher scharf drannimmt, und auf 
der anderen Seite Leute standen, die nicht auf der Seite der 
ehrlichen Steuerzahler waren, sondern eher auf der Seite der 
Steuerhinterzieher, indem Amnestieregelungen angeboten 
wurden. 

(Abg. Matthias Pröfrock CDU: Wer war auf der an-
deren Seite? – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/

DVP: So wie von Eichel!)

Das ist der politische und gesellschaftliche Konflikt gewesen. 
Sie haben aus meiner Sicht zu Recht verloren. Denn ich glau-
be, dass sich die Politik unbedingt auf die Seite der ehrlichen 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler schlagen muss. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Zum Schluss will ich noch auf zwei konkrete Punkte einge-
hen; denn es wäre ja schade, wenn sich die Debatte auf reine 
Nachhutgefechte beschränken würde. Zum Thema „Steuer-
FBI“: Jawohl, ich bin in der Sache – ich weiß zwar nicht, was 
Herr Kampeter mit dem Begriff „Steuer-FBI“ genau vorschla-
gen wollte, vermute aber stärkere Zuständigkeiten des Bun-
des – –

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie wissen 
nicht, was gemeint ist, aber Sie sind dagegen!)

– Ich habe aus den kurzen Meldungen – er hat es ja nicht aus-
geführt – herausgelesen, dass er eine stärkere Zuständigkeit 
des Bundes in der Steuerverwaltung anstrebt. Da sage ich: Ich 
halte das jetzige System für leistungsfähig. Es gibt ein Bun-
deszentralamt für Steuern, wo bereits heute internationale 
Steuerfälle verfolgt werden. Das ist auch richtig. Ich glaube 
aber nicht, dass der Bund zusätzliche Zuständigkeiten braucht. 
Vielleicht braucht er mehr Personal in diesem Bundeszentral-
amt für Steuern; da wäre ich sofort dabei. Wenn Herr Schäub-
le meint, er brauche mehr Personal für das Bundeszentralamt 
für Steuern, um internationalen Steuerhinterziehern auf die 
Schliche zu kommen, dann bin ich sofort dabei und unterstüt-
ze dies. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)
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Was wir, das Land, tun, ist, dass wir die Kooperation mit dem 
Bundeszentralamt für Steuern verbessern, indem wir gerade 
über die neu geschaffene Sondereinheit bei internationalen 
Sachverhalten die Zusammenarbeit zwischen dem Bundes-
zentralamt – das verständlicherweise nicht in die Fläche ge-
hen kann – und unserer Steuerverwaltung auf OFD-Ebene ver-
bessern. Das ist die normale Scharnierstelle, und genau diese 
Verbesserungen haben wir aus dem Reservoir der zusätzlichen 
Stellen gespeist, die Sie zuvor abgelehnt hatten. Insofern ha-
ben wir in unserer Zuständigkeit konsequent gehandelt; wir 
haben keine Placebolösungen mit dem „Steuer-FBI“ in die 
Debatte hineingebracht. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Der zweite konkrete Punkt, den ich noch ansprechen will – 
darauf sind Sie zu meinem Bedauern gar nicht eingegangen –, 
bezieht sich auf folgende Frage: Unterstützen Sie den Vor-
schlag, die Verjährungsfristen bei Steuerhinterziehung einheit-
lich auf zehn Jahre anzuheben, oder nicht? Da stehen Sie im 
Wort. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das kann 
ich bejahen!)

Diesem konkreten Punkt sind Sie bewusst ausgewichen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das kann 
ich bejahen! – Abg. Karl Zimmermann CDU: Man 
kann zehn Jahre später noch Steuern nacherheben! 

Da fehlt es Ihnen wohl an Fachkenntnis!)

Immer wenn es in Bezug auf Steuerbetrug konkret wird, sind 
Sie auf der falschen Seite. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie haben 

halt mehr Redezeit als wir!)

Präsident Guido Wolf: Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Damit ist Tagesordnungspunkt 2 erledigt. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

a)	Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung – Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher 
und gemeindehaushaltsrechtlicher Vorschriften – 
Drucksache 15/3119

b)	Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der 
CDU – Gesetz zur Änderung des Kreistagswahlrechts 
– Drucksache 15/2138

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses 
– Drucksache 15/3214

Berichterstatter: Abg. Alexander Throm

Das Präsidium hat für die Allgemeine Aussprache eine Rede-
zeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache erteile ich für die CDU-Frak-
tion Herrn Kollegen Throm das Wort. 

Abg. Alexander Throm CDU: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Mit den im vorliegenden Gesetzentwurf vorgeschlage-

nen Änderungen kommunalwahlrechtlicher und gemeinde-
haushaltsrechtlicher Vorschriften ist die CDU in vielen Berei-
chen, in denen es um Formalien, Fristen und Statistiken geht, 
einverstanden. Selbstverständlich stimmen wir auch der Ab-
schaffung der Möglichkeit für Doppelkandidaturen bei Kreis-
tagswahlen zu. Das ist auch in unserem Gesetzentwurf ent-
halten.

Auch dem Vorschlag von Grün-Rot, das Auszählverfahren für 
die Sitzverteilung von dem guten alten d’hondtschen Verfah-
ren auf das nach Sainte-Laguë/Schepers umzustellen, wollen 
wir uns nicht verschließen. Ich will aber die Gelegenheit nut-
zen, darauf hinzuweisen, dass damit auch kleineren Gruppie-
rungen der Einzug in die Kommunalgremien erleichtert wird. 
Dies betrifft auch Splittergruppierungen und extreme Grup-
pierungen am linken und rechten Rand. Insofern nehmen Sie 
dies, indem Sie dieses Auszählverfahren heute ändern wollen, 
billigend in Kauf. 

Nicht einverstanden sind wir dagegen mit Ihrem Vorschlag, 
das Wahlalter auf 16 Jahre abzusenken. Schon der Begriff ist 
falsch, denn tatsächlich wird nur das Alter, in dem man das 
Recht erhält, zu wählen, abgesenkt und nicht das Alter, in dem 
man das Recht erhält, gewählt zu werden. Insofern hat Ihr Ge-
setzentwurf zwei Systemfehler. Sie reißen das aktive und das 
passive Wahlrecht auseinander, und Sie begehen einen Bruch 
in der Wahlrechtssystematik zwischen Kommunalwahlen ei-
nerseits und Landtags-, Bundestags- und Europawahlen an-
dererseits. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Sie schaffen ein Wahlrecht erster und zweiter Klasse. 

Wir lehnen Ihr Gesetzesvorhaben aus den angeführten Sys-
temgründen ab. Wir denken, dass es vielfältige andere Mög-
lichkeiten gibt, Jugendliche an der politischen Willensbildung 
zu beteiligen und an die politische Willensbildung heranzu-
führen. Wir haben deshalb heute einen Entschließungsantrag 
eingebracht, nämlich den Antrag Drucksache 15/3332-1. Jetzt 
liegt der interfraktionelle Entschließungsantrag Drucksache 
15/3332 vor, dem wir – gewisse Abänderungen wurden vor-
genommen – gern zustimmen.

Ich will darauf hinweisen, dass wir diesem Entschließungs-
antrag zustimmen – heute werden die Änderungen auch zum 
Wahlrecht ab 16 voraussichtlich beschlossen –, der zum Ziel 
hat, dass selbstverständlich auch die politische Willensbildung 
und das Zugehen auf die jungen Menschen zwischen 16 und 
18 Jahren weiter gefördert werden muss. 

Wir wollen auch, dass die Beteiligung in Jugendgemeinderä-
ten, in Jugendforen oder Jugendhäusern, je nachdem, welche 
Form zur Gemeinde oder der Stadt passt, noch weiter verstärkt 
wird. 

In letzter Sekunde kommt noch der Vorschlag von der Frak-
tion GRÜNE und der Fraktion der SPD – nicht von der Re-
gierung – zur besseren Beteiligung von Frauen bei Kommu-
nalwahlen. Um es gleich vorab zu sagen: Im Ziel sind wir uns 
völlig einig. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Hört, hört!)

– Das habe ich hier auch schon gesagt. – Gerade die CDU hat 
verstanden, dass wir Frauen in der Politik insgesamt und ins-
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besondere bei den Kommunalwahlen stärker beteiligen müs-
sen. Da brauchen wir keine Nachhilfe von Grün-Rot. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Staatssekretär 
Ingo Rust: Ach?)

Aber wir wollen auch die Autonomie der Parteien und der 
Wählervereinigungen, die Wahlfreiheit und die Parteienfrei-
heit – das sind für uns hohe verfassungsrechtliche Grundsät-
ze – nicht im Geringsten antasten. Ihnen scheinen diese 
Grundsätze nicht so wichtig zu sein. 

(Beifall der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Sie haben Angst vor der eigenen Courage bekommen. Noch 
im letzten Frühjahr wollten die Grünen, insbesondere ihre 
Fraktionsvorsitzende, ein Gesetz zur Festlegung von starren 
Quoten als Voraussetzung für die Zulassung von Wahllisten 
einbringen. Frau Staatsministerin Krebs hat damals im Mai – 
heute ist sie nicht da; die Fraktionsvorsitzende der Grünen ist 
auch nicht da; das ist sehr bemerkenswert – erklärt:

(Abg. Daniel Renkonen GRÜNE: Herr Hauk ist auch 
nicht da!)

Daher sind wir entschlossen, einen verfassungsgemäßen 
Weg für eine verbindliche und praktikable Lösung bei den 
Kommunalwahlen zu suchen. 

Die Frau Ministerin hat offensichtlich ein Jahr gesucht und 
keinen Weg gefunden; es gibt ihn auch nicht. 

(Beifall bei der CDU)

Der Innenminister und auch Kollege Sakellariou haben die-
ses Vorhaben schon damals für verfassungswidrig gehalten. 
Frau Sitzmann und Frau Krebs sahen das anders. Heute be-
kommen sie von Grün-Rot ein Trostpflaster, um einen zu star-
ken Gesichtsverlust zu vermeiden. 

Jetzt soll dieses Thema in einer Sollvorschrift geregelt wer-
den. Es soll vorgeschrieben werden, dass die Listenplätze in 
der Regel alternierend zu vergeben sind. Weil Sie jedoch qua-
si das schlechte Gewissen plagt oder der Verfassungsbruch 
droht, schreiben Sie hinein, dass all dies keine Rechtswirkun-
gen haben soll. Das ist ein einmaliger Vorgang, den es so in 
einem Gesetz noch nie gegeben hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Friedlin-
de Gurr-Hirsch CDU: Wofür braucht man dann ein 

Gesetz?)

Noch schöner wird es in der Begründung Ihres im Innenaus-
schuss eingebrachten Änderungsantrags. Da schreiben Sie 
dann wörtlich, dass die vorgesehene Regelung keinen verbind-
lichen Charakter habe, sondern an die Parteien appelliere.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: So macht man 
ein Gesetz!)

Jetzt darf ich Ihnen sagen, was Ihre Fraktionsvorsitzende zu 
diesem Thema ebenfalls am 24. Mai gesagt hat – ich zitiere –:

Wir müssen feststellen, dass in der Vergangenheit sämtli-
che Appelle … nicht dazu geführt haben, dass Frauen an-
gemessen an der Politik beteiligt und ... repräsentiert 
sind.

Was soll man mehr sagen als dieses Zitat Ihrer eigenen Frak-
tionsvorsitzenden? Ein völlig unnützes Gesetz. Es hat in der 
Vergangenheit nichts genützt, und dieser Appell ist insofern 
unnütz. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wenn das so ist, dann ist es ein Placebo für Frau Sitzmann und 
Frau Krebs und andere in Ihren Fraktionen. Das wollen Sie 
doch nicht ernsthaft behaupten. Damit wollen Sie auch tat-
sächlich auf die Listenaufstellung Einfluss nehmen und einen 
Rechtfertigungsdruck auf Parteien und Wählervereinigungen 
ausüben.

Dies stellt damit in der Tat eine Beeinträchtigung der Verfas-
sungsgrundsätze zu Parteien- und Wahlfreiheit dar. Dies kön-
nen wir nicht mittragen. Das ist ein merkwürdiges Demokra-
tieverständnis, das Sie heute an den Tag legen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Abschließend: Es ist etwas anderes, wenn eine Partei sich de-
mokratisch in ihren Satzungen selbst entsprechende Vorschrif-
ten gibt oder aber ein Gesetzgeber in Parteien hineinregieren 
will. Ein Kollege der Grünen hat es im Innenausschuss so for-
muliert: 

Nachholbedarf gebe es im Übrigen weder bei der SPD 
noch bei den Grünen, sondern bei der CDU.

Also ist eindeutig klar: Grün-Rot maßt sich jetzt an, auch in 
andere Parteien und ihre demokratischen Grundfreiheiten hi-
neinregieren zu wollen. Welches Demokratieverständnis! Wie 
ist Ihnen die Regierungsmacht zu Kopf gestiegen! Sie brechen 
ein Tabu, und zwar erstmals in Deutschland. In keinem ande-
ren Bundesland gibt es ein solches Gesetz.

(Zuruf von der SPD: Das ist Entwicklungshilfe!)

Deshalb können wir hier heute auch nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! In der ersten Lesung haben wir schon 
sehr ausführlich über das Gesetzespaket zur Änderung des 
Kommunalwahlrechts diskutiert. Kern ist die Senkung des ak-
tiven Wahlalters auf 16 Jahre. Wir schaffen damit die Voraus-
setzungen, dass bei der Kommunalwahl 2014 junge Menschen 
im Alter von 16 und 17 Jahren volles Stimmrecht haben. 

(Zuruf des Abg. Karl Klein CDU)

Junge Menschen können dann über die Zusammensetzung des 
Gemeinderats, des Kreistags, der Regionalversammlung in 
der Region Stuttgart und der Ortschaftsräte mitentscheiden, 
und junge Menschen können jetzt mit einem Abstand von drei 
Monaten Übergangszeit auch bei Bürgermeisterwahlen mit-
wählen. Wir geben jungen Menschen mehr Möglichkeiten, 
politisch mitzubestimmen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)
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Kollege Throm, wir folgen damit auch dem Beispiel anderer 
Bundesländer. Viele andere Bundesländer haben das aktive 
Wahlalter gesenkt. Sie haben gleichwohl das passive Wahlal-
ter bei 18 Jahren belassen. Das funktioniert dort, und es wird 
auch in Baden-Württemberg gut funktionieren.

Die Senkung des Wahlalters – das haben wir immer gesagt – 
ist ein Baustein in einem Gesamtsystem. Das zweite Thema, 
das dazugehört, ist der Jugendgemeinderat, ist die Jugendver-
tretung. Herr Professor Goll hat mir in der ersten Lesung vor-
geworfen, wir würden hier nicht vorankommen. Sie können 
heute sehr gut dem Entschließungsantrag, dem Sie jetzt auch 
beigetreten sind, entnehmen, dass die Fraktionen von Grünen 
und SPD sich hier auf Regelungen geeinigt haben. Wir wol-
len dem Jugendgemeinderat, der Jugendvertretung zu einem 
verbindlichen Rede- und Antragsrecht sowie zu einem Anhö-
rungsrecht im Gemeinderat verhelfen. Das soll in den Ge-
schäftsordnungen verankert werden. Ich freue mich, Kollege 
Herrmann, dass die CDU-Fraktion unserem Entschließungs-
antrag beigetreten ist. 

(Unruhe)

– Könnt ihr mal ein bisschen leiser sein?

Ich habe das in der Vergangenheit nie so deutlich von Ihnen 
gehört, dass Sie sagten,

(Anhaltende Unruhe – Glocke des Präsidenten)

der Jugendgemeinderat solle auch ein verbindliches Rede- und 
Antragsrecht im Gemeinderat bekommen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Abgeord-
neter, der Präsident will etwas sagen!)

Es ist gut, dass wir das jetzt interfraktionell so sehen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf des Abg. Karl Klein CDU)

Die Fraktionen der Grünen und der SPD haben einen Ände-
rungsantrag mit dem Ziel paritätisch besetzter Wahllisten ein-
gebracht, nachgeschoben. Wir alle waren uns bei der Ersten 
Beratung am 6. März hier im Landtag darüber im Klaren: Es 
gibt einen äußerst geringen Anteil von Frauen in den Gemein-
deräten und Kreistagen. Wir waren uns einig, dass die Partei-
en und die Wählervereinigungen mehr Anstrengungen unter-
nehmen müssen, um mehr Frauen auf ihre Wahllisten und an-
schließend in die Gremien zu bekommen. Daher sehen wir die 
Notwendigkeit, dies im Kommunalwahlgesetz deutlich zu ma-
chen.

Mit dem Änderungsantrag wollen wir einen klaren Appell im 
Gesetz verankern. Wir fordern die Wählervereinigungen und 
die Parteien offensiv auf, ihre Wahllisten paritätisch besetzt 
einzureichen und die Hälfte der Plätze für Frauen vorzusehen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Nach unseren Vorstellungen sollen bei der Aufstellung der 
Wahllisten Männer und Frauen, Frauen und Männer abwech-
selnd berücksichtigt werden. Wir handhaben das seit der 
Gründung unserer Partei so. Wir handhaben das auch mit gro-
ßem Erfolg so.

(Unruhe – Zuruf: Es ist zu laut! – Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Bei der CDU ist immer Unruhe! Im-

mer!)

Es wundert mich, dass bei Ihnen gerade jetzt, da Kollege 
Throm vorher so darum gestritten hat, dass auch die CDU die 
Frauen erkennen würde, so eine große Unruhe herrscht

(Zurufe von der CDU)

und dass insbesondere auch bei der FDP/DVP so eine starke 
Unruhe herrscht.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wir haben 
halt Angst vor Ihnen! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: Bei denen ist der frauenpolitische Sprecher 

ein Mann! – Glocke des Präsidenten)

Deswegen will ich es noch einmal deutlich machen, damit Sie 
es auch verstehen: Mit dieser Regelung, mit dem klaren Ap-
pell wollen wir die Chancen für Frauen, einen guten Listen-
platz zu bekommen, verbessern, und auch ihre Chancen ver-
bessern, in die kommunalen Parlamente einzuziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Ich habe etwas das Gefühl, Herr Kollege Throm, Sie haben 
Angst vor Ihrer eigenen Courage, 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Ihr habt doch 
Angst vor der eigenen Courage! „Soll“!)

indem Sie hier immer wieder verfassungsrechtliche Beden-
ken vortragen. Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken sind oh-
ne Substanz.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Haben wir schon 
einmal ein Gesetz mit „soll“ gehabt?)

Denn das, was wir machen, ist ein Appell des Gesetzgebers. 
Er steht im Einklang mit unserer Verfassung. Er steht gerade 
nicht im Konflikt mit den Rechten der Parteien, ihre Wahllis-
ten selbstständig aufzustellen. Denn es ist ein klares Signal 
des Gesetzgebers. Wir richten uns an die Parteien und die 
Wählervereinigungen, mindestens die Hälfte der Plätze für 
Frauen vorzusehen.

Dieser Appell steht nicht im Konflikt mit dem Recht der Bür-
ger auf Wahlfreiheit. Denn unser Kommunalwahlrecht kennt 
aus gutem Grund Kumulieren und Panaschieren. Da haben die 
Bürgerinnen und Bürger schon heute gute Möglichkeiten.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Da hatten sie 
schon immer die Möglichkeit, Akzente zu setzen! – 
Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das 
wollen wir ja! – Gegenruf der Abg. Friedlinde Gurr-

Hirsch CDU: Das haben sie nicht genutzt!)

Kurzum: Wir meinen, mit dem Gesetz kommen wir heute der 
Stärkung der Demokratie und einer Verbesserung der Beteili-
gungsrechte insbesondere junger Menschen nach. Das ist ein 
guter Tag für unser Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Fried-
linde Gurr-Hirsch CDU: So ein komisches Gesetz!)
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Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Kolle-
ge Sakellariou.

Abg. Nikolaos Sakellariou SPD: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir sprechen über das Gesetz zur Änderung kommunal-
wahlrechtlicher und gemeindehaushaltsrechtlicher Vorschrif-
ten. Ich will mit dem zentralen Thema anfangen, mit dem Kol-
lege Schwarz aufgehört hat, nämlich mit dem Änderungsan-
trag zur paritätischen Besetzung von Listen mittels einer Soll-
vorschrift mit appellativem Charakter.

Ich will etwas vorwegschicken, was schon gesagt wurde, näm-
lich dass über das Ziel, den Frauenanteil zu erhöhen, hier Ein-
vernehmen herrscht.

Ich möchte heute auch einmal in die Geschichte gehen. Im 
Jahr 1891 hat die SPD das Frauenwahlrecht in ihr Programm 
aufgenommen. Im Jahr 1895 gab es die erste Parlamentsde-
batte im Reichstag, bei der August Bebel für die SPD das 
Frauenwahlrecht gefordert hat. Im Protokoll von vor 118 Jah-
ren ist ob dieser Forderung der SPD vermerkt – Zitat –: „Gro-
ße Heiterkeit“.

Es hat sich etwas getan, und es hat sich seitdem sehr viel ver-
ändert. Wie gesagt, heute beklagen wir den Frauenanteil von 
22 % in Gemeinderäten in Baden-Württemberg, wobei man 
ehrlicherweise dazusagen muss, dass das auch etwas mit dem 
Organisationsgrad von Frauen in politischen Parteien zu tun 
hat. Da gibt es bestimmte Beziehungen, die man ebenfalls be-
rücksichtigen muss.

Der zweite Teil: Der erschreckend niedrige Anteil von Frau-
en in Kreistagen von 16 % ist bedenkenswert, vor allem weil 
dort Fragen betreffend Familien, Schülerbeförderung, Kran-
kenhaus, Abfallverwertung, die einen so geringen Frauenan-
teil nicht verdienen, behandelt werden. Aber auch da muss 
man natürlich rechnen. Wenn nahezu 40 % der Vertreter in 
Kreistagen Bürgermeister sind und davon über 90 % Männer, 
dann verschiebt das die Statistik bezogen auf den Frauenan-
teil erheblich.

(Beifall der Abg. Rosa Grünstein SPD)

Das muss man ebenfalls berücksichtigen, wenn man solche 
Zahlen diskutiert.

Richtig ist: Es gibt Probleme, Frauen als Bewerberinnen für 
kommunale Mandate zu gewinnen. Insofern war es uns ganz 
wichtig, in diesem Dilemma eine Lösung zu finden, die dem 
Ziel gerecht wird, mehr Frauen in die Kommunalparlamente 
zu bekommen – durch eine öffentliche Debatte, durch eine 
Debatte in den Parlamenten, in den Aufstellungsorganen –, 
die aber die verfassungsrechtlichen Grenzen berücksichtigt. 

Es wäre niemandem geholfen, wenn das System, welches das 
Frauenwahlrecht letztlich erst ermöglicht hat – nämlich die 
Parteienfreiheit –, bei der Umsetzung eines Teilschritts durch 
Begrenzung von Parteirechten und der in Artikel  21 des 
Grundgesetzes verankerten Rechte wieder infrage gestellt 
würde.

Ich sage auch, warum ich da besonders empfindlich bin. Die 
SPD, die diese Idee vor 122 Jahren hatte, war in ihrer Ge-
schichte dreimal verboten: von 1878 bis 1890, von 1933 bis 

1945 und von 1946 – durch die Zwangsvereinigung mit der 
KPD – bis 1989 in der DDR.

(Zuruf des Abg. Konrad Epple CDU)

Deswegen besteht der Grundsatz der Parteienfreiheit mit Ver-
fassungsrang, dass der Staat sich von Regelungen fernzuhal-
ten hat, die die Parteien sowohl inhaltlicher als auch personel-
ler Art treffen, letztlich zu Recht.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Thomas Blenke 
und Dieter Hillebrand CDU)

Ich meine, dass es uns mit dieser Vorschrift gelungen ist, bei 
den Aufstellungskonferenzen unter Einhaltung dieses Verfas-
sungsgrundsatzes die Debatte zu führen, die uns nicht minder 
wichtig ist und die wir brauchen, um dieses System in unse-
rem Sinn weiterzuentwickeln. Insofern finde ich die Lösung 
klug, vernünftig und hilfreich und nicht verfassungswidrig; 
sie ist also genau das, was wir wollen.

Der nächste Punkt ist die Frage der Absenkung des aktiven 
Wahlalters auf 16 Jahre. Auch das halten wir für eine vernünf-
tige und kluge Lösung. Alle Einwände, die es bislang gege-
ben hat, haben außer Acht gelassen, dass wir bereits in acht 
Bundesländern diese Möglichkeit haben, ab 16 Jahren zu wäh-
len. Es gibt überhaupt keine Probleme mit den dortigen Re-
gelungen, im Gegenteil.

Wenn man sieht, wie früh Jugendliche sich an Prozessen wie 
bildungspolitischen Fragen, Nahverkehr und Umweltschutz 
beteiligen wollen und mit welcher Begeisterung sie dabei sind, 
fällt es wirklich schwer, einem 16-Jährigen, der sehr engagiert 
ist, nicht das aktive Wahlrecht zu geben, auch wenn ihm das 
passive Wahlrecht noch nicht gewährt wird, was aus meiner 
Sicht schlüssig ist. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Deswegen und auch aus der Erfahrung heraus, die ich mit Ju-
gendlichen im Vergleich zu manchen Erwachsenen auch hier 
in diesem Raum gemacht habe, wenn Diskussionen mit Schul-
klassen anstehen und man Reizthemen, die unter Erwachse-
nen oft mit Schaum vor dem Mund diskutiert werden, mit 16- 
und 17-Jährigen diskutiert, sage ich: Man wundert sich, mit 
welcher Sachlichkeit und Entspanntheit solche Reizthemen, 
die hier nur wutentbrannt diskutiert werden, von Jugendlichen 
verhandelt werden.

Ich muss sagen, diese Altersgruppe ist diejenige, bei der es 
uns wichtig sein müsste, sie für politische Prozesse zu moti-
vieren und zu begeistern. Diese zwei Jahre von 16 bis 18 Jah-
ren sind der beste Zeitraum, gut motivierte junge Menschen 
mitzunehmen und sie so zu führen, dass sie aktive Staatsbür-
ger werden. Das ist uns mit diesem Gesetz gelungen.

Herzlichen Dank allen, die daran beteiligt waren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Kollege Professor Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! In der ersten Lesung haben wir uns 
schon über die Knackpunkte des Gesetzes unterhalten. Es 
bleibt im Wesentlichen dabei. Ich schicke voran: Bei durch-
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aus vorhandenen Sympathien zu einzelnen Teilen des Geset-
zes werden wir, die FDP/DVP-Fraktion, dieses Gesetz heute 
ablehnen, und zwar aus zwei Gründen. Ich gehe jetzt nur noch 
auf die zwei Gründe ein, weshalb wir letzten Endes ablehnen 
werden. 

Der erste Grund ist das Thema „Doppelkandidatur in zwei 
Wahlkreisen bei Kreistagswahlen“. Da kann ich nur noch ein-
mal bekräftigen, dass ich es als eine wirklich sinnlose Aktion 
empfinde, diese Möglichkeit wieder aus dem Gesetz zu strei-
chen. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Es besteht kein Zweifel, dass die Möglichkeit, in zwei Wahl-
kreisen anzutreten, auch Möglichkeiten schafft, Listen attrak-
tiv zu gestalten, und übrigens auch Möglichkeiten, Frauen ver-
stärkt zu berücksichtigen. Das muss man wissen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Genau! – 
Lachen der Abg. Andreas Schwarz und Charlotte 

Schneidewind-Hartnagel GRÜNE)

– Ja, das ist ganz klar. Ich erlebe das hier öfter: Wenn Ihnen 
hier die Argumente ausgehen, dann sagen Sie entweder: „Wir 
wissen nicht Bescheid“, oder Sie fangen an zu lachen. Es fin-
det jedoch niemand ein Argument dagegen, dass man sich, 
wenn wenige Frauen zur Verfügung stehen, leichter tut, wenn 
man sie auf die Listen von zwei Wahlkreisen setzen kann. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr 

richtig!)

Das begreift eigentlich jeder. Das sollte man als Vorteil der 
bestehenden Regelung nicht einfach leugnen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Das hat doch nicht 
zu einem höheren Frauenanteil geführt!)

Außerdem verfälscht diese Regelung auch nirgendwo einen 
Wählerwillen. Seien wir einmal ehrlich: Die Einteilung in 
Wahlkreise kennt fast keiner der Wähler bei einer Kreistags-
wahl. Der Wähler schaut auf die Liste und sieht Namen von 
Leuten, die er kennt, und von Leuten, die er nicht kennt. Wenn 
ein Mann oder eine Frau aus der Nachbargemeinde auf der 
Liste steht, den oder die er kennt, dann weiß er doch nicht, 
dass die Nachbargemeinde nicht mehr zum selben Wahlkreis 
gehört. Aber er kann sich unter der Liste natürlich mehr vor-
stellen. Es wird für ihn plastischer. Das war bisher eine gute 
Regelung. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig! Genau!)

Ich kann nur noch einmal sagen: Mir erschließt es sich nicht, 
dass man es auf diese Regelung abgesehen hat und sie jetzt 
wieder streichen will. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Kollege Professor Dr. Goll, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Lehmann?

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ja. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Vielen Dank, dass Sie die 
Zwischenfrage zulassen. – Ich bin langjähriger Kommunal-
politiker. Als die Regelung damals eingeführt wurde, empfand 
ich das als schizophren. Es ist ja ein Vortäuschen, dass jemand 
an verschiedenen Orten gleichzeitig da ist. Entweder kandi-
diere ich auf einer Liste, oder ich kandidiere nicht. Aber ich 
kann doch nicht auf mehreren Listen gleichzeitig kandidieren. 
Das ist absurd. Es ist vielleicht schön für kleine Parteien, dass 
man dann mehr Möglichkeiten hat. Aber eigentlich täuscht 
das den Wählerinnen und Wählern etwas vor, was gar nicht 
da ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ich kann nur noch einmal 
sagen, lieber Herr Lehmann: Natürlich können Sie diese An-
sicht hier äußern, aber ich finde sie in keiner Weise logisch. 
Denn wenn jemand in einem anderen Wahlkreis gewählt wird, 
sitzt er hinterher im selben Kreistag. Warum soll man nicht 
eine Persönlichkeit aus einer Nachbargemeinde, die zufällig 
gerade nicht im eigenen Wahlkreis liegt, auch wählen dürfen? 

Das System der Wahlkreise bei der Kreistagswahl ist eigent-
lich völlig abstrakt, und niemand kennt es wirklich. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr richtig!)

Als Letztes komme ich noch zu dem Argument, das immer 
wieder angeführt wird, dass Splittergruppen einziehen könn-
ten. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Ich bitte darum, die Nebengeräusche 
einzustellen.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Dazu muss man sagen: Es 
ist eigentlich genau umgekehrt. Die damals geäußerte Be-
fürchtung, dass Splittergruppen einziehen, hat sich nur in ganz 
wenigen Fällen eingestellt. An sich war die damalige Befürch-
tung unbegründet. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Böblingen, Esslin-
gen, Ludwigsburg!)

– Ja, gut. Aber im Grunde genommen muss man ganz weni-
ge Fälle ständig zitieren. Deswegen ist es gerade umgekehrt: 
Die damit verbundenen Befürchtungen sind eigentlich nicht 
eingetreten. 

Viel erstaunlicher ist für mich Folgendes: Nachdem Sie hier 
sozusagen eine Wählerirritierung und eine Beeinflussung des 
Wählerwillens beklagen, schreiten Sie selbst munter weiter 
zur Tat, und zwar mit einer Regelung zur Listenaufstellung, 
die nun tatsächlich in den Wählerwillen eingreift und ihn in 
einer Weise beeinflusst, wie wir das nicht für richtig halten. 

Man muss ganz klar sagen: Wir halten nichts von solchen Be-
vormundungen, aber wir halten sehr viel von dem Ziel, mehr 
Frauen in die kommunalen Parlamente zu bringen. Da unter-
stützen wir Sie auch in allen Aktivitäten. Wir halten jedoch 
nichts von Quoten und nichts von einer Bevormundung bei 
der Listenaufstellung. Man mag jetzt sagen, Sie haben diese 
Regelung sehr stark zurückgenommen, und zwar so stark, dass 
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man fast von einer Farce statt von einem richtigen Gesetz 
sprechen könnte. Es hat mehr mit Schau und Symbolik zu tun. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Dazu muss ich jedoch sagen: Auch von Gesetzen, die mit 
Schau und Symbolik zu tun haben, halten wir nichts. Streng 
genommen haben wir den Fall eines Gesetzes, von dem wir 
nichts halten, weil es nur Schau und Symbolik ist. Aber wenn 
es ein richtiges Gesetz wäre, würde es uns auch nicht gefal-
len, weil es Bevormundung bedeutet. 

(Zuruf: Genau!)

Insofern müssten wir an dieser Stelle fast mit beiden Armen 
ablehnen. Sie werden verstehen, dass ich das Fazit ziehe: Aus 
diesen beiden Gründen werden wir dem Gesetzentwurf am 
Ende nicht zustimmen. 

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Innenminister Gall.

Innenminister Reinhold Gall: Herr Präsident, werte Kolle-
ginnen, werte Kollegen! Wir haben uns zu den Inhalten die-
ses Gesetzentwurfs in den zurückliegenden Monaten bei un-
terschiedlichen Gelegenheiten ausgetauscht, die Argumente 
abgewogen und unsere jeweiligen Positionen deutlich ge-
macht. Wir haben den Gesetzentwurf bei der Ersten Beratung, 
bei der Einbringung erläutert und im Innenausschuss im De-
tail weiterdiskutiert. Im Rahmen dieses parlamentarischen 
Verfahrens wurde eine neue, von den Vorrednern schon ange-
sprochene Sollregelung eingebracht. Das halte ich für ein völ-
lig legitimes Verfahren, sich seitens der Legislative während 
eines Gesetzgebungsverfahrens mit Vorschlägen einzubringen – 

(Zuruf von der CDU: Das steht außer Frage! Aber es 
muss auch Qualität haben!)

anders als Sie es in den zurückliegenden Jahren immer ge-
macht haben. Ein von der Regierung eingebrachter Gesetz-
entwurf wurde von Ihnen in keinem Fall jemals verändert. Ich 
halte die Änderung eines Gesetzentwurfs für einen völlig nor-
malen parlamentarischen Vorgang.

(Beifall bei den Grünen)

Mit dem Thema „Berücksichtigung und bessere Platzierung 
von Frauen in kommunalen Vertretungen“ – ich benutze gern 
die Worte „Kommunale Parlamente“, auch wenn sie auf der 
kommunalen Ebene nicht gern gehört werden, für mich ist es 
auch ein Parlament, weil dort auch Politik gemacht wird; denn 
auch grundsätzliche Entscheidungen zur Infrastruktur, zur Bil-
dung haben etwas mit Politik zu tun; das ist überhaupt keine 
Frage – haben wir uns zuletzt auf der Grundlage einer Gro-
ßen Anfrage der Fraktion der SPD im März dieses Jahres in-
tensiv auseinandergesetzt. 

Ich will ausdrücklich sagen: Die vorgesehene Sollregelung, 
wie sie jetzt formuliert ist und Ihnen heute vorliegt, stellt mei-
nes Erachtens einen gelungenen Kompromiss dar. Herr 
Throm, es geht nicht darum, ob irgendjemand sein Gesicht 

verliert. Ich finde, das ist sowieso eine komische Haltung sei-
tens der Politik. Seine Meinung im Rahmen eines Diskussi-
onsprozesses zu ändern, abzuwägen, sich anders zu positio-
nieren, das halte ich in einer Demokratie für einen normalen 
Vorgang. Es geht nicht darum, ob jemand sein Gesicht verlo-
ren hat, sonst findet man vielleicht zum Schluss einen faulen 
Kompromiss. Nein, es geht darum, Argumente abzuwägen, 
um dann möglichst zu einer einmütigen Meinung zu kommen. 

Wie gesagt, die vorgesehene Sollregelung ist ein gelungener 
Kompromiss, weil einerseits deutlich gemacht wird, dass es 
uns ein Anliegen ist, den Anteil von Frauen in den kommuna-
len Vertretungen zu erhöhen. Mein Wunsch wäre es sogar, den 
Anteil deutlich zu erhöhen. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das ist unser aller An-
liegen!)

Andererseits wird deutlich gemacht – das will ich gern zuge-
ben, weil es aus verfassungsrechtlichen Gründen wichtig ist, 
wie Sie, Herr Throm, es angesprochen haben –, dass das, was 
wir hier festschreiben, rechtlich unverbindlich ist. Das ist, oh-
ne darum herumzureden, schlichtweg erforderlich, damit die-
ses Gesetz verfassungskonform bleibt. Deswegen ist die For-
mulierung so getroffen worden, wie wir sie Ihnen heute vor-
gelegt haben. 

Außerdem stellt diese Bestimmung, die wir getroffen haben, 
in Richtung derer, die ehrenamtlich in Kreiswahlausschüssen 
arbeiten, klar, wie mit dieser Formulierung umzugehen ist. 
Auch dies ist ein erforderlicher und wichtiger Hinweis. 

Werte Kolleginnen, werte Kollegen, ich denke, alle Vorredne-
rinnen und Vorredner haben es zum Ausdruck gebracht: Wir 
sind uns einig, den Frauenanteil in den kommunalen Gremi-
en zu erhöhen. Leider haben wir zur Kenntnis nehmen müs-
sen, dass alle bisherigen Bemühungen mehr oder weniger be-
scheidene Erfolge erzielt hatten. Deshalb ist es auch von mei-
ner Warte aus gerechtfertigt, sinnvoll und richtig, einen – 
wenn auch unverbindlichen – Appell beispielsweise an die 
Parteien und Wählervereinigungen zu richten und ihren Blick 
darauf zu lenken, dass auch sie aufgrund von Artikel 3 des 
Grundgesetzes eine Verantwortung haben, an diesem Thema 
intensiver als bisher zu arbeiten. 

(Beifall bei den Grünen)

Auf keinen Fall, meine Damen und Herren, greifen wir mit 
dieser Regelung in Themen wie Wahlfreiheit, Wahlgerechtig-
keit und Stimmengleichheit ein. Das wäre in der Tat nicht ver-
fassungskonform.

Aber, meine Damen und Herren, neben diesem Thema – auch 
das wurde angesprochen – ist auch das Wahlrecht ab 16 Jah-
ren bei kommunalen Wahlen, bei Abstimmungen ein wichti-
ges Thema. Diese Neuregelung ist auch für mich als Innen-
minister ein zentrales, wichtiges Anliegen, da ich es für wich-
tig halte, junge Menschen mehr als bislang möglichst frühzei-
tig auch in Diskussions- und Entscheidungsprozesse einzube-
ziehen. Wo sollte dies besser möglich sein als auf der kom-
munalen Ebene? Dort gibt es eine große Nähe zu den Themen, 
die auch junge Menschen berühren: Bildung, Sport, Kultur 
und all diese Dinge. 
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Deshalb ist es gut und richtig, dass sich die Regierungsfrak-
tionen mehr als einig sind, dass diese neue Möglichkeit für 
Gemeinderats-, Ortschaftsrats- und Kreistagswahlen, aber 
auch für Bürgermeisterwahlen Anwendung finden soll.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Da orientieren wir uns an dem – da gibt es, finde ich, keinen 
Widerspruch –, was andere Bundesländer in der Vergangenheit 
schon gemacht haben. Das bezieht sich nur auf das aktive und 
nicht auf das passive Wahlrecht. Da befinden wir uns, wenn Sie 
so wollen, im Geleitzug auch mit anderen Ländern, die bis vor 
Kurzem sogar noch von der CDU regiert worden sind. 

Auch wenn mit dieser Änderung kein passives Wahlrecht ab 
16 Jahren verbunden ist, hoffe und erwarte ich sogar, dass die-
ser erste Schritt dazu taugen wird, den einen oder anderen jun-
gen Menschen zu animieren und bei ihm vielleicht Lust zu 
wecken, mit 18 Jahren bei der nächsten Kommunalwahl oder 
in diesem Fall mit 19 oder 20 Jahren auch für ein kommuna-
les Mandat zu kandidieren.

Mit diesem Wahlrecht – das finde ich auch wichtig und will 
es ausdrücklich erwähnen – gehen auch Bürgerpflichten ein-
her. Bürgerpflichten – auch das sollten wir jungen Menschen 
gelegentlich deutlich machen – sind in einer Demokratie auch 
sehr wichtig. Beispielsweise können diese Jugendlichen – das 
geht aber nur im Rahmen des Bestimmungsrechts der Erzie-
hungsberechtigten – ab sofort dann auch zur Übernahme von 
Ehrenämtern in den Kommunen herangezogen werden. 

Die Änderung des Wahlverfahrens haben wir angesprochen. 
Dazu will ich nichts Näheres ausführen. Wir stellen damit 
nichts anderes her als die Gleichheit des Auszählungsverfah-
rens mit dem für Bundestags- und Landtagswahlen. Warum 
sollte dies nicht auch bei der Kommunalwahl Anwendung fin-
den? 

Dies ist eine sinnvolle Ergänzung oder Abrundung, wenn man 
so will, des durchaus – da teile ich die Meinung aller meiner 
Vorredner – bewährten kommunalen Wahlsystems in Baden-
Württemberg mit den Möglichkeiten, die unsere Bürgerinnen 
und Bürger, die Wählerinnen und Wähler haben, die es in an-
deren Bundesländern schlicht und ergreifend nicht gibt. 

Mein letzter Hinweis, der auch wichtig ist: Mit diesem Gesetz 
ist auch eine nochmalige gesetzliche Änderung verbunden, 
was die Frist zur Umstellung des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens betrifft. Wir tragen damit den kommuna-
len Wünschen Rechnung, die vielfach geäußert worden sind. 
Wir haben auch zugesagt: Wir werden früher, als in Ihrem Ge-
setz vorgesehen ist, evaluieren, um den Kommunen dann im 
Lauf dieser längeren Frist die Möglichkeit zu geben, unter den 
neuen Bedingungen schneller umzustellen, als wir es jetzt 
zeitlich einräumen. 

Wir haben aber auch ganz klar erklärt – Herr Throm, auch da 
hatte ich schon eine andere Meinung, habe mich aber eines 
Besseren belehren lassen –: Ziel dieses Umstellungsprozes-
ses muss auch sein, dass wir in Baden-Württemberg am En-
de ein einheitliches Haushalts- und Rechnungswesen haben, 
obwohl ich nach wie vor ein Fan der Kameralistik bin. Aber 
die Sachargumente haben mich ganz einfach überzeugt.

(Abg. Sascha Binder SPD: Na ja! – Zuruf des Abg. 
Walter Heiler SPD)

Meine Damen und Herren, wie die bisherigen Beratungen und 
auch die heutigen Wortbeiträge gezeigt haben, gibt es in allen 
Fraktionen, über alle Parteigrenzen hinweg in vielen Einzel-
bereichen dieses Gesetzes Zustimmung. Deshalb finde ich es 
schade, dass Sie dem Gesamtgesetz nicht zustimmen wollen, 
weil Ihnen das eine oder andere nicht passt, obwohl Sie mit 
vielen Einzelthemen im Großen und Ganzen durchaus einver-
standen sind.

Ich finde das schon deshalb schade, weil auch die Anhörung 
ganz klar ergeben hat, dass der weit überwiegende Teil des 
Gesetzentwurfs beispielsweise auch von den kommunalen 
Landesverbänden begrüßt wird. Wenn es Einwände gegeben 
hat, waren sie meist rechtssystematischer Natur und richteten 
sich nicht im Grundsatz gegen die neue Regelung.

Meine Damen und Herren, ich darf darauf hinweisen, dass im 
Zusammenhang mit der Kommunalwahl ab dem 20. August 
dieses Jahres mit der Aufstellung von Listen für Kandidatin-
nen und Kandidaten begonnen werden kann, und zwar unab-
hängig vom genauen Wahltag, der aufgrund des noch nicht 
festgesetzten Tages der Europawahl noch nicht feststeht. Der 
geborene Wahltag – das wissen Sie – wäre der 8. Juni 2014. 
Am 8. Juni 2014 können und dürfen wir aufgrund unserer ge-
setzlichen Regelungen aber keine Kommunalwahl durchfüh-
ren. Deshalb werden nach wie vor intensive Gespräche darü-
ber geführt, die Europawahl vorzuziehen.

Ich will andeuten, dass derzeit der 25. Mai favorisiert wird. 
Ich hoffe, dass es gelingt, sich darauf zu einigen. Sollte dies 
nicht gelingen, dann müssen wir uns auf einen anderen Wahl-
tag für die Kommunalwahl verständigen. Dabei biete ich ei-
ne breite Diskussion an.

Meine Damen und Herren, ich bin der Auffassung, dass wir 
den 16- und 17-Jährigen die Chance geben sollten, sich be-
reits bei der Vorbereitung der Kommunalwahl einzubringen 
und entsprechend daran mitzuwirken. Das geht aber nur, wenn 
der Gesetzentwurf der Landesregierung heute verabschiedet 
wird, worum ich Sie jetzt noch einmal bitte. Dadurch könnte 
den 16- und 17-Jährigen die Chance gegeben werden, bei-
spielsweise bei den aktuell anstehenden Oberbürgermeister-
wahlen in Singen und Aalen ihren Oberbürgermeister bzw. ih-
re Oberbürgermeisterin mit zu wählen.

In diesem Sinn bedanke ich mich für die Diskussion, die wir 
teils auch strittig geführt haben. Ich wünsche mir, dass Sie Ih-
re Vorbehalte an der einen oder anderen Stelle überwinden 
und diesem Gesetzentwurf zustimmen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur 
A b s t i m m u n g.

Ich lasse zunächst über den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung, Drucksache 15/3119, abstimmen. Abstimmungsgrund-
lage ist Abschnitt I der Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses, Drucksache 15/3214. Der Innenausschuss empfiehlt 
Ihnen, dem Gesetzentwurf der Landesregierung mit Änderun-
gen in Artikel 4 zuzustimmen.
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Ich rufe auf

Artikel 1

Änderung der Gemeindeordnung

Wer Artikel 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 2

Änderung der Landkreisordnung

Die CDU-Fraktion hat darum gebeten, über die drei Nummern 
in Artikel 2 getrennt abzustimmen. Ich lasse daher zunächst 
über Nummer  1 abstimmen. Wer Artikel  2 Nummer  1 zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Wer Artikel 2 Nummer 2 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Eine Gegenstimme, Herr Dr. 
Rülke. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Rülke allein zu Haus!)

Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Wer Artikel 2 Nummer 3 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich 
zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung des Ver-
bands Region Stuttgart

Wer Artikel 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 4

Änderung des Kommunalwahlgesetzes 

und dazu Abschnitt I der Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses, Drucksache 15/3214. Wer Artikel 4 mit den Ände-
rungen entsprechend Abschnitt  I der Beschlussempfehlung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Reform des Gemeinde-
haushaltsrechts

Wer Artikel 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 6 

Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung

Wer Artikel 6 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 7 

Änderung der Gemeindekassenverordnung

Wer Artikel 7 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 8 

Maßgebende Einwohnerzahlen

Wer Artikel 8 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 9

Inkrafttreten, Übergangsbestimmung

Wer Artikel 9 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mehrheitlich zugestimmt. 

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 11. April 2013 das folgende Ge-
setz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher und 
gemeindehaushaltsrechtlicher Vorschriften“. – Sie stimmen 
der Überschrift zu. 

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Dem Gesetz wur-
de mehrheitlich zugestimmt. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Unruhe – Glo-
cke des Präsidenten)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, Drucksache 15/2138. Der Innenaus-
schuss schlägt Ihnen dazu in Abschnitt II seiner Beschluss-
empfehlung Drucksache 15/3214 vor, diesen Gesetzentwurf 
für erledigt zu erklären. Wer diesem Beschlussvorschlag zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Einstimmig zugestimmt. 

Wir haben noch über den interfraktionellen Entschließungs-
antrag Drucksache 15/3332 abzustimmen. Die ursprünglichen 
Anträge der Fraktion der CDU, Drucksache 15/3332-1, sowie 
der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der SPD, Drucksache 
15/3332-2, wurden zurückgezogen. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU, der 
Fraktion GRÜNE, der Fraktion der SPD und der Fraktion der 
FDP/DVP zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Dem Entschließungsantrag 
Drucksache 15/3332 ist einstimmig zugestimmt.

Damit ist Punkt 3 der Tagesordnung erledigt.
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Vor der Mittagspause rufe ich noch Punkt 4 der Tagesord-
nung auf: 

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Errichtung und 
den Betrieb eines gemeinsamen Vollstreckungsportals der 
Länder – Drucksache 15/3210

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit verzichtet die Regierung 
auf die mündliche Begründung des Gesetzentwurfs und ver-
zichten die Fraktionen auf eine Aussprache.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 15/3210 zur 
weiteren Beratung an den Ständigen Ausschuss zu überwei-
sen. – Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen. 

Punkt 4 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Bevor wir jetzt in die Mittagspause eintreten, kündige ich an, 
dass Punkt 5 der Tagesordnung heute Nachmittag nach der 
Fragestunde aufgerufen wird. Punkt 8 wird heute von der Ta-
gesordnung abgesetzt und vertagt. 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird um 
14:00 Uhr fortgesetzt.

(Unterbrechung der Sitzung: 12:57 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14:01 Uhr)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir fahren in der Tagesordnung fort. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde – Drucksache 15/3315

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 1 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
D i e t r i c h  B i r k  C D U  –  D r o h e n  d e n 
H o c h s c h u l e n  n a c h  A u s l a u f e n  d e s  S o -
l i d a r p a k t s  K ü r z u n g e n ?

Ich darf Herrn Abg. Dr. Birk bitten, seine Frage vorzutragen. 

Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Frau Präsidentin, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In 17 Jahren der Zugehörigkeit 
zu diesem Hohen Haus ist es nun das erste Mal, dass ich eine 
Mündliche Anfrage an die Landesregierung stelle. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 
CDU: Das erste Mal ist das schönste! Er hat so einen 
Glanz in den Augen! – Abg. Thomas Blenke CDU: 

Jungfernfrage!)

Ich bitte deshalb um eine umfassende Beantwortung. 

Ich frage die Landesregierung: Inwieweit treffen Medienbe-
richte zu, wonach insbesondere im Wissenschaftsbereich – im 
Zusammenhang mit der anstehenden Neuverhandlung des So-
lidarpakts – Einsparmöglichkeiten geprüft werden, um das Ta-
rifergebnis der Angestellten im öffentlichen Dienst auf die Be-
amten zu übertragen? 

(Vereinzelt Beifall – Abg. Thomas Blenke CDU: Sou-
verän gemeistert! – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 

CDU: Gut gelesen! Wunderbar!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank, Herr 
Abgeordneter. – Für die Landesregierung darf ich Frau Mi-
nisterin Bauer ans Rednerpult bitten. 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Sehr verehrter Herr Abg. Dr. Birk, ich beantwor-
te Ihre Frage sehr gern wie folgt: 

Sie beziehen sich in Ihrer Frage auf Medienberichte, wonach 
angeblich die teilweise Weitergabe der Tarifsteigerungen an 
die Beamten im Wissenschaftsbereich gegenfinanziert werden 
soll. 

Der Solidarpakt – Sie wissen es – läuft mit Ablauf des Jahres 
2014 aus. Die Landesregierung wird in diesem und im nächs-
ten Jahr im Dialog mit den Hochschulen gemeinsam eine 
Nachfolgeregelung erarbeiten. 

Zum Erfolg unserer Hochschullandschaft haben in den letz-
ten Jahren die Solidarpakte beigetragen. Sie haben unseren 
Hochschulen Planungssicherheit gebracht. Deshalb werden 
wir eine Nachfolgeregelung erarbeiten, die den Hochschulen 
auch in Zukunft die notwendige Planungssicherheit gewähr-
leistet. 

Wie Sie aus den Beratungen zum Haushalt 2013/2014 wissen, 
arbeitet die jetzige Landesregierung hart daran, den Haushalt 
zu sanieren und das strukturelle Defizit von 2,5 Milliarden €, 
das uns die Vorgängerregierung hinterlassen hat, bis zum Grei-
fen der Schuldenbremse im Jahr 2020 schrittweise abzubau-
en. 

Wenn das Einsparziel erreicht werden soll, müssen sicherlich 
alle Beteiligten ihre Konsolidierungsbeiträge leisten; auch der 
Einzelplan 14 ist davon betroffen. Gleichzeitig wird zu be-
rücksichtigen sein, dass für die kommenden Jahre anhaltend 
mit Höchstwerten bei den Studierendenzahlen gerechnet wer-
den muss. Erst nach dem Jahr 2020 kann von leicht rückläu-
figen Zahlen ausgegangen werden. 

Wir werden dies für die bevorstehenden Verhandlungen zum 
Solidarpakt in die Überlegungen einbeziehen. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Es liegt eine Zusatzfra-
ge vor. – Bitte schön, Herr Abg. Dr. Birk. 

Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Frau Ministerin, vielen Dank. 
– Können Sie schon heute etwas zum genaueren Zeitplan für 
die Verhandlungen sagen? Bis wann können wir mit Eckpunk-
ten für den Solidarpakt rechnen, um somit Planungssicherheit 
zu haben? Können Sie vor dem Hintergrund des Wegfalls der 
Studiengebühren und der Einführung der Qualitätssicherungs-
mittel ausschließen, dass diese auf den künftigen Solidarpakt 
angerechnet werden, was tendenziell zu einer Verschlechte-
rung der Finanzierungssituation der Hochschulen führt?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Zum weiteren Verfahren: Ende des Jahres 2014 
läuft der Solidarpakt aus. Wir brauchen eine Nachfolgerege-
lung, die im nächsten Doppelhaushalt 2015/2016 greift. Da-
her sollten wir die Verhandlungen im Sommer 2014 abge-
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schlossen haben. Die ersten Gespräche und Vorüberlegungen 
werden begonnen. Die Bilanzierung der Stärken und Schwä-
chen des bisherigen Solidarpakts wird vorgenommen. Ich ge-
he davon aus, dass wir 2014 in präzise Verhandlungen einstei-
gen, sodass wir damit im Sommer 2014 fertig sein werden. 

Zu der Frage, ob ich ausschließen kann, dass diese Qualitäts-
sicherungsmittel auf die Grundfinanzierung angerechnet wer-
den: Ich finde, man sollte in der Politik generell versuchen, 
möglichst wenig auszuschließen und offen zu sein für ver-
schiedene Möglichkeiten, um die Dinge weiterzuentwickeln. 
Aber gefragt danach, ob ich es für sinnvoll halte, Qualitätssi-
cherungsmittel, die man zusätzlich gewährt, in den Solidar-
pakt einzubeziehen und mit der Grundfinanzierung zu ver-
rechnen, kann ich Ihnen antworten: Sinnvoll wäre eine solche 
Maßnahme nicht. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Ist die Mündliche Anfra-
ge damit erledigt, oder gibt es weitere Zusatzfragen? 

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Noch eine! – Gegen-
ruf des Abg. Walter Heiler SPD: Aber dann ist gut!)

– Noch eine. Herr Abg. Dr. Birk. 

Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Frau Ministerin, können Sie 
uns etwas zu den Kostenentwicklungen in den Hochschulen 
sagen, die im Rahmen des künftigen Solidarpakts jetzt am 
striktesten verhandelt werden müssen? Letztendlich stellt sich 
die Frage: Wo bestehen die höchsten Kostensteigerungen, und 
wo ist – wenn man so will – der größte Handlungsbedarf ge-
geben? Gibt es neben den Sachkosten und Energiekosten noch 
weitere entsprechende Bereiche?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Sie deuteten es an, Herr Kollege Birk, dass ins-
besondere die gestiegenen Energiekosten für die Hochschu-
len problematisch sind, 

(Abg. Peter Hauk CDU: Das spielt hier aber keine 
Rolle! Das haben wir schon früher hier gehört!)

nicht nur weil sich die Strompreise erhöhen, sondern auch, 
weil der Energiebedarf der Hochschulen durch die Ausstat-
tung mit IT-Infrastruktur und Großgeräten wächst. Die Frage 
der Bewirtschaftungskosten ist in der Tat zu klären. Für die 
Hochschulen und insbesondere für die Universitäten ist dies 
eine schwierige Frage. Wir werden eine angemessene Lösung 
erarbeiten müssen. 

Generell ist für die Universitäten das Verhältnis der Grundfi-
nanzierung, wie sie im Solidarpakt gewährleistet ist, zu den 
wachsenden projekt- und programmbezogenen und zeitlich 
befristeten Drittmittelfinanzierungen problematisch gewor-
den. Zunehmend müssen für die Drittmittelprojekte grundla-
genfinanzierte Anteile bereitgestellt werden, um die Drittmit-
telprojekte abzusichern, sodass die verlässliche finanzielle Ba-
sis der Universitäten im Verhältnis zu den einzuwerbenden 
Mitteln immer ungünstiger wird. 

Dies wird aber nicht allein über eine Neuregelung im Solidar-
pakt zu verbessern sein, sondern man wird insbesondere mit 
dem Bund darüber verhandeln müssen, dass Drittmittelpro-
jekte mit einem anderen und angemesseneren Overheadanteil 
pro Projekt ausgestattet sind, um die Universitäten in diesem 
Bereich sicherer agieren zu lassen. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Es 
liegt eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abg. Hauk vor. 

Abg. Peter Hauk CDU: Frau Ministerin, wie bewerten Sie 
die Stromkostenentwicklungen bei den Universitäten? Halten 
Sie die Entwicklung für so signifikant, dass dies zumindest 
seitens der Hochschulen als ein Knackpunkt genannt werden 
wird, über den man im Zuge der Verhandlungen über den So-
lidarpakt reden muss? 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Der relevantere Kostentreiber ist der insgesamt 
wachsende Energiehunger der Universitäten durch eine auf-
wendigere IT-Infrastruktur, aufwendigere Großgeräte, die 
Energie verbrauchen. Das ist wirklich eine immense Kosten-
belastung. Wir werden mit den Universitäten darüber reden 
müssen, wie die Anstrengungen im Bereich Energieeffizienz 
vergrößert werden, weil die Bedarfe, mengenmäßig betrach-
tet, so groß sind.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Fragen vor.

Dann rufe ich die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e r  A b g .  S a b i n e 
K u r t z  C D U  –  T r a g ö d i e  u m  d i e  S a n i e -
r u n g  d e s  S c h a u s p i e l h a u s e s  –  3 .   A k t

Ich darf die Kollegin Kurtz bitten, die Frage zu verlesen.

(Abg. Peter Hauk CDU: Das liegt wohl an der Lan-
desregierung, dass das der dritte Akt ist! – Abg. Fried-
linde Gurr-Hirsch CDU: Nach dem dritten Akt ist 

normalerweise Schluss!)

Abg. Sabine Kurtz CDU: Ich frage die Landesregierung:

a)	Welche Auswirkungen hat die Verzögerung der Fertigstel-
lung der Renovierung des Schauspielhauses für den Thea-
terstandort Stuttgart?

b)	Welche Auswirkungen haben die bei der Renovierung des 
Schauspielhauses entstehenden Mehrkosten für die Reno-
vierung des Opernhauses?

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Also nach dem 
dritten Akt ist Schluss! Das ist ein klassisches Dra-

ma!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Für 
die Landesregierung darf ich Herrn Staatssekretär Rust ans 
Rednerpult bitten.

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Von der Schauspiel-
kunst versteht er anscheinend etwas! Er weiß, dass es 

fünf Akte sind!)

Staatssekretär Ingo Rust: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich beantworte die Frage der Frau Kolle-
gin Kurtz wie folgt:

Zu Frage a: Durch die weitere Verzögerung werden für das 
Schauspielhaus vorgesehene Aufführungen ausfallen. Es ist 
bedauerlich, dass das Ensemble von Herrn Weber zum Ende 
seiner Intendanz nicht im renovierten Schauspielhaus seine 



3922

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 65. Sitzung – Donnerstag, 11. April 2013
(Staatssekretär Ingo Rust) 

Abschlussvorstellung geben kann und in den letzten Jahren in 
einem Provisorium gespielt hat. Dies wirkt sich auch auf das 
Publikum aus. Die Besucherbindung wird dadurch erschwert 
und der Ruf des Theaterstandorts beschädigt.

(Abg. Peter Hauk CDU: Glauben Sie, es wird bes-
ser?)

Ich möchte hier auch noch einmal ganz deutlich herausstrei-
chen: Ich habe sehr viel Respekt für Herrn Intendant Weber. 
Durch die Fehlerketten auf dem Bau wird er sich nun ohne ei-
ne Aufführung im Stammhaus, also im Schauspielhaus, aus 
Stuttgart verabschieden müssen. Die Absage der Abschieds-
vorstellung ist leider ein trauriger Höhepunkt des Sanierungs-
dramas. Dass ausgerechnet auch noch mit dem „Großen Fres-
sen“ die letzte Premiere von Hausregisseur Volker Lösch den 
Bauarbeiten zum Opfer fällt, ist nicht gut. 

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Das passt ja dann!)

Das ist umso bedauerlicher, als Herr Weber und sein Ensem-
ble viel zu lange und wohl auch leider viel zu oft mit den Wir-
ren der Technik haben kämpfen müssen.

Der Ärger um die Technik drohte gerade in den letzten Wo-
chen die Leistungen von Herrn Weber für den Theaterstand-
ort Stuttgart zu überlagern. Das ist sehr bedauerlich, denn in 
drei Jahren Sanierungszeit hat sich das Ensemble mit vielen 
Provisorien arrangieren müssen. Herr Weber hat auch in den 
beiden Ausweichspielstätten an der Türlenstraße und im 
NORD sehr gute Arbeit geleistet, sodass die Zuschauer dem 
Schauspielhaus treu geblieben sind. Er hat dafür gesorgt, dass 
die Künstler am Schauspiel trotz der Baustelle in Ruhe arbei-
ten konnten. 

Trotz der Querelen und immer wieder auftretenden Verzöge-
rungen hat das Ensemble um Herrn Weber mit Enthusiasmus 
weitergespielt. Das verdient unsere Anerkennung. Ich möch-
te auf diesem Weg vor allem noch einmal dafür danken, wie 
souverän er und auch sein Ensemble mit der geplatzten Rück-
kehr in den vergangenen Wochen umgegangen sind.

Zu Frage b: Die entstandenen Mehrkosten bei der Sanierung 
des Schauspielhauses haben keine direkten Auswirkungen für 
die Sanierung des Opernhauses. Die bisherigen Verwaltungs-
ratsbeschlüsse zur Sanierung des Opernhauses haben weiter 
Bestand. Die für das Opernhaus im Rahmen des Sanierungs-
programms für die Württembergischen Staatstheater vorgese-
henen 18 Millionen € inklusive einer Rückstellung von 5 Mil-
lionen € für die Steuerung der Ober- und Untermaschinerie 
stehen. 

Wie vereinbart sollen die Sanierungsmaßnahmen vorwiegend 
in den Sommerpausen der Jahre 2012 bis 2015 durchgeführt 
werden. Im Jahr 2012 wurden im Verwaltungsrat beschlosse-
ne Maßnahmen in Höhe von 1,5 Millionen € zuzüglich Pla-
nungskosten durchgeführt. Die Umsetzung der Maßnahmen 
in Höhe von 4 Millionen € zuzüglich Planungskosten, die für 
das Jahr 2013 beschlossen wurden, läuft. Die Umsetzung soll 
vorwiegend in der Sommerpause 2013 erfolgen.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Zuerst eine Zusatzfrage 
der Kollegin Heberer.

Abg. Helen Heberer SPD: Herr Staatssekretär, ich möchte 
Sie fragen: Gehen Sie mit mir in der Einschätzung einig, dass 
es sich bei der von Frau Kurtz dargestellten Thematik mit dem 
Zusatz „3. Akt“ nun tatsächlich um den dritten Akt in einem 
klassischen Drama, nämlich Klimax und Peripetie, Höhepunkt 
der Problematik, glücklicher Umschwung und vor allem er-
folgreicher Ausgang handelt?

(Abg. Peter Hauk CDU: Das ist eine Tragödie!)

Ich schließe direkt die Frage an: Was wurde inzwischen ver-
anlasst, um den Problemen zu begegnen? Inwieweit wurden 
Sachverständige hinzugezogen? Das war auch immer wieder 
eine Frage von uns. Ab wann laufen – und zwar vor den Pro-
bephasen – Testphasen?

Danke schön.

Staatssekretär Ingo Rust: Zur ersten Frage: Ich hoffe, dass 
wir den Höhepunkt dessen, was von Kollegin Kurtz richtiger-
weise als Tragödie bezeichnet wurde, erreicht haben

(Abg. Peter Hauk CDU: Aber Sie schließen nichts 
mehr aus!)

und dass es jetzt zu einer Wendung kommt und ab jetzt bes-
ser läuft.

Wir haben, seit uns ganz konkret am Montag der vorvergan-
genen Woche die erneuten Probleme mit der Bühnentechnik 
bekannt wurden, ein Expertenteam aus zwei Bühnensachver-
ständigen zusammengestellt. Der eine Bühnensachverständi-
ge war an der Sicherheitsabnahme der Bühne direkt beteiligt. 
Die lief damals übrigens sehr gut und ohne größere Proble-
me. Wir haben außerdem das Fraunhofer-Institut für Produk-
tionstechnik und Automatisierung, das IPA in Stuttgart, mit 
Sachverständigen eingeschaltet. Das ist aus meiner Sicht ein 
Institut, das im ganzen mittel- und süddeutschen Raum für das 
Thema „Steuerungs- und Automatisierungstechnik“ eine Ins-
titution ist.

Diese Experten werden jetzt uns und vor allem die Firma, die 
für die Behebung der Probleme verantwortlich ist, begleiten 
und uns wahrscheinlich bis Mitte Mai eine genauere Einschät-
zung der Problemlage geben können.

Die Inbetriebnahme läuft weiter, sie läuft auch aktuell. Das 
heißt, es wird jetzt jede Position dieser Bühne, die möglich 
ist, abgefahren, einzeln ausprobiert und bestätigt. Dies läuft 
jetzt weiter, bis Ende April, Mitte Mai alle Positionen dieser 
Bühne abgefahren sind und wir dann ein komplettes Bild vom 
Zustand dieser Bühne und von den Problemen, die vielleicht 
auftreten können, haben.

Es wurde vereinbart, dass zwischendurch immer wieder Ku-
lissenproben stattfinden, das heißt, Kulissen aufgebaut wer-
den können und geprobt wird. Das war auch schon bisher der 
Fall. Diese Taktung, diese Abwechslung zwischen Inbetrieb-
nahme und diesen Bühnenproben, findet weiter statt.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Kollegin Kurtz hat eine 
weitere Zusatzfrage. – Bitte schön.

Abg. Sabine Kurtz CDU: Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 
– Ich stelle eine gewisse Katharsis zwischen dem zweiten Akt 
und dem dritten Akt fest. Ich muss sagen, ich freue mich be-
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sonders über Ihre Antwort auf meine Frage unter Buchstabe a, 
weil da doch eine gewisse Sensibilität durchschimmert, die 
wir bei Herrn Minister Schmid im zweiten Akt stark vermisst 
haben. Ich bin also mit Ihnen in der Einschätzung ganz einig.

(Abg. Peter Hauk CDU zu Staatssekretär Ingo Rust: 
Das war ein Lob für Sie! – Gegenruf der Abg. Fried-
linde Gurr-Hirsch CDU: Intellektuell verpackt!)

Ich möchte jetzt noch eine weitere Frage anschließen. Wir ha-
ben der „Stuttgarter Zeitung“ vom 9. April entnommen, dass 
die Staatstheater eine eigene Stabsstelle für Bau und Liegen-
schaften eingerichtet haben. Dort sollen jetzt alle Bauaktivi-
täten bezüglich der John Cranko Schule, der Opernsanierung 
und jetzt auch noch des Schauspielhauses gebündelt werden. 
Halten Sie das für notwendig? Halten Sie das für sinnvoll? 
Entstehen da Parallelstrukturen? Ist es eine sinnvolle Verwen-
dung von Steuermitteln, wenn die Theater jetzt eine eigene 
Stabsstelle für Bauaktivitäten einrichten?

(Abg. Peter Hauk CDU: Die Frau Präsidentin scheint 
davon nicht überzeugt zu sein!)

Staatssekretär Ingo Rust: Zunächst vielen Dank für das Lob. 
– Herr Hendriks hat mir von dieser Stabsstelle berichtet, die 
er da einrichten will. Nach dem, was er mir dazu geschildert 
hat – ich habe noch nicht gesehen, was er genau vorhat –, 
scheint es mir sehr sinnvoll. Denn es geht darum, wie man den 
Theaterbetrieb während Bauarbeiten organisiert, wie man sie 
abwickelt, wie man bezüglich der Bauarbeiten reagiert. Was 
ich gesehen habe, ist keine Doppelstruktur; denn es sind dort 
keine Ingenieure und Architekten einbezogen, sondern dieje-
nigen, die den Theaterbetrieb während Bauarbeiten, vor Bau-
arbeiten organisieren müssen und dann auch die Umzugsar-
beiten koordinieren sollen. Ich halte das für sehr sinnvoll und 
sehe keine Doppelstruktur bei dem, was ich bisher gesehen 
habe.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Es liegt eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Dr. Birk vor.

Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Herr Staatssekretär, bereits vor 
dem ersten Akt wurden offensichtlich Fehler gemacht,

(Abg. Helen Heberer SPD: Vor dem Prolog!)

insbesondere auch, was die Frage der Ausschreibung und der 
Umsetzung anging.

Ich würde gern einmal folgendes Beispiel anführen, das uns 
auch von der Presse übermittelt wurde, nämlich dass die eben 
erst eingebauten 700 neuen Sitze ausgetauscht werden muss-
ten, weil größere Besucher und Schwangere nur unter körper-
lichen Qualen Platz nehmen konnten. Können Sie dem Ho-
hen Haus erklären, was sowohl bei der Ausschreibung als auch 
bei der Umsetzung, bei der Realisierung, an Fehlern erfolgt 
ist?

Sie hatten im Rahmen der letzten Mündlichen Anfrage zu die-
ser Thematik auch davon berichtet, dass Sie kraftvoll für den 
folgenden Akt eine Taskforce einsetzen wollten.

Können Sie uns mitteilen, wie sich diese Taskforce zusam-
mensetzt, wer dafür die Federführung hat, wie die Aufgaben-

verteilung zwischen Wissenschafts- und Finanzministerium 
ist, wie die Rolle Ihres Ministerialdirektors diesbezüglich ein-
zuschätzen ist, wieso es jetzt wiederum zu diesen ärgerlichen 
und wirklich erheblichen Fehlern, zu diesem Fiasko gekom-
men ist und welche Konsequenzen Sie daraus für die Zukunft 
ziehen?

Staatssekretär Ingo Rust: Das sind etwas mehr als zwei Fra-
gen, die theoretisch möglich sind.

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Zwei Komplexe!)

Aber Herrn Dr. Birk beantworte ich das sehr gern. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Ist ja erst seine 
zweite Frage!)

– Genau. Daher ist es sicher zu entschuldigen.

Ich habe mich auch mit dem Ausschreibungsverfahren be-
schäftigt, weil es mich schon interessiert hat, wie man zukünf-
tig verhindern kann, dass man unter Umständen Firmen für 
Aufträge auswählt, die dem Projekt in der Summe nachher 
nicht gewachsen sind. 

Ich habe hier die kompletten Ausschreibungsunterlagen von 
damals, weiß, wer bei den Gesprächen mit den Firmen dabei 
war, wie die Firma ausgewählt wurde. Wir haben zunächst 
einmal ein öffentliches Ausschreibungsverfahren. Da beste-
hen enge Grenzen bezüglich dessen, was man an Spielraum 
hat, eine solche Bewertung durchzuführen. Ein wichtiges Ar-
gument ist der Preis, den die Firma anbietet. Das ist einfach 
so. Es gab auch Firmen, die ein Angebot gemacht haben, das 
preislich doppelt so hoch war wie das Angebot der Firma, die 
den Zuschlag bekommen hat.

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Dann ist es auch dop-
pelt so breit!)

Das heißt, wir sind an das öffentliche Ausschreibungsverfah-
ren gebunden. Die Firma – ich nehme jetzt konkret auf die 
Bühne Bezug – hat Referenzen vorzuweisen, und zwar nicht 
irgendwelche in kleinen Stadthallen, sondern es waren ordent-
liche Referenzen, sodass es auch im Nachgang betrachtet aus 
meiner Sicht keine einschlägigen Gründe gegeben hätte, die-
se Firma aufgrund irgendwelcher Erfahrungen abzulehnen. 
Die Entwicklung war damals nicht ersichtlich, und die Refe-
renzen waren eigentlich auch vorhanden. 

Die Gründe, warum die Firma es ausgerechnet in diesem Fall 
nicht hinbekommen hat – der Drehscheibenwagen musste 
komplett neu gemacht werden; der war ein Komplettausfall 
–, sind mir nicht ersichtlich. Ich stelle jedoch keine groben 
Mängel bei der Ausschreibung für die Bühnentechnik insge-
samt fest. Bei der Auswahl der Firma für die Bühnentechnik 
habe ich mir die Ausschreibungen sehr genau angesehen. 

Es bleibt festzuhalten, dass es sich bei dieser Bühne im enge-
ren Sinn nicht um ein Bauwerk, sondern um eine komplexe 
Sondermaschine handelt. Das haben uns auch die Gutachter 
des Fraunhofer-Instituts bestätigt. Wir haben diese schon seit 
letztem Freitag im Einsatz. Es entspricht zwar dem Stand der 
Technik, was da verbaut ist, aber die Komplexität der Einstel-
lungsmöglichkeiten dieser Maschine ist höherer Maschinen-
bau.



3924

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 65. Sitzung – Donnerstag, 11. April 2013
(Staatssekretär Ingo Rust) 

Ich habe mir selbst ein Bild von der Steuerung der Maschine 
gemacht. Es ist eine eigene Konstruktion, eine eigene Ent-
wicklung der Firma. Auch die Software, die Steuerung ist ei-
ne eigene Entwicklung der Firma. Was uns an die Firma bin-
det, ist – das muss ich ausdrücklich sagen –, dass wir keine 
Möglichkeit haben, die Firma zu wechseln, weil nur diese Fir-
ma die Steuerung programmieren kann, weil sie sie selbst ent-
wickelt hat. 

(Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Sitze?)

Was die Sitze betrifft, gehe ich davon aus, dass sich auch der 
Verwaltungsrat damals mit der Planung und mit den Sitzen 
beschäftigt hat. Man hat erst nach dem Einbau gemerkt, dass 
der Abstand zu klein ist, und zwar deshalb, weil die Reihen 
einfach wieder so eingebaut wurden, wie es vor der Sanierung 
des Schauspielhauses der Fall war, aber die Steigung verän-
dert wurde. Wenn die Steigung verändert wird, kann man sei-
nen Fuß nicht mehr unter den Sitz des Vordermanns schieben 
und hat dadurch einen Platzverlust. Das wurde allerdings erst 
beim Einbauen entdeckt. Das ist aus meiner Sicht ein Pla-
nungsfehler, der dann zwar behoben wurde, jedoch zu Mehr-
kosten geführt hat. Der Verwaltungsrat hat beschlossen, es zu 
beheben – aus meiner Sicht eine richtige Entscheidung –, aber 
das hat eindeutig zu höheren Kosten geführt.

Wir haben schon im März letzten Jahres gesagt: Wir müssen 
dort auch personell unterstützen und personelle Änderungen 
vornehmen. Das haben wir auch gemacht. Wir haben zusätz-
liches Personal aus einem anderen Amt von Vermögen und 
Bau nach Stuttgart berufen. Was ich dazu selbst erfahren und 
an Rückmeldungen von den Staatstheatern bekommen habe, 
ist, dass die Staatstheater mit der neuen personellen Unterstüt-
zung, die wir dort gegeben haben, sehr zufrieden sind.

Auch die ersten Gespräche mit der Expertenkommission, die 
uns helfen soll, die Steuerungsprobleme mit der Bühne zu be-
heben, haben gezeigt, dass es eine positive Rückmeldung gab, 
das heißt, dass vor allem auch die Bühnentechniker der Staats-
theater mit der Zusammenarbeit sehr zufrieden sind. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Jetzt!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Es liegt eine weitere Zu-
satzfrage von Frau Abg. Kurtz vor.

(Abg. Walter Heiler SPD: Es langt dann!)

Abg. Sabine Kurtz CDU: Herr Staatssekretär, ich möchte 
noch einmal auf das Gutachten des Rechnungshofs eingehen. 
Wir sprechen jetzt immer über Verschulden der Firmen, die 
für die Problematik bei der Drehbühne und beim Sitzeinbau 
verantwortlich sind. Uns liegt ein Gutachten vom Rechnungs-
hof vor, das die bisherigen Vorgänge sehr detailliert analysiert. 
Da wird sehr deutlich, dass das Zusammenspiel der verschie-
denen verantwortlichen Stellen nicht gut funktioniert hat. Wel-
che Konsequenzen ziehen Sie bislang aus diesem Rechnungs-
hofbericht, was die Verantwortlichkeiten anbetrifft?

Staatssekretär Ingo Rust: Der Rechnungshof hat sehr deut-
lich gezeigt, wo in diesem konkreten Fall die Schwachstellen 
und Probleme liegen. Aus meiner Sicht geht die Analyse des 
Rechnungshofs aber auch darüber hinaus. Er hat sehr deutlich 
aufgezeigt, wo wir grundsätzlich Probleme beim staatlichen 
Bauen in Baden-Württemberg haben, wo die Prozesse nicht 

stimmen, wo nicht nur die Kommunikation nicht stimmt, son-
dern – auch aus meiner Sicht – die gesamten Abläufe nicht 
stimmen. 

Ich möchte ein Beispiel nennen: Wenn bei Bauprojekten zu-
nächst politisch ein Preis festgelegt wird und im Anschluss 
genauer gesagt wird, was überhaupt gemacht werden soll, und 
am Schluss das, was gemacht werden soll, zum Preis passen 
muss, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sie meinen 
den Filderbahnhof, oder?)

dann ist das ein Vorgehen, wie es in der freien Wirtschaft nicht 
praktiziert wird. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Bei Stuttgart 21 wol-
len Sie es so machen! – Abg. Dr. Friedrich Bullinger 

FDP/DVP: Filderbahnhof!)

Man müsste vielmehr zuerst analysieren, was eventuell ge-
macht werden soll, und dieses müsste dann möglichst gewer-
kescharf bepreist werden. Wenn die Liste mit den einzelnen 
Positionen und den dazugehörenden Kosten vorliegt, dann 
können wir festlegen, was wir uns unter Berücksichtigung 
dessen, was wir investieren möchten, leisten können. 

So wird im staatlichen Hochbau leider nicht gearbeitet. Aus 
meiner Sicht müssen wir das ändern. Wir müssen unter Um-
ständen mehr Geld in eine genaue Analyse am Anfang eines 
Projekts investieren, in eine genaue Betrachtung dessen, was 
die einzelnen Positionen kosten, und können dann erst festle-
gen, welche Gewerke wir realisieren können.

Ich habe mit Mitarbeitern und der Leitung der Abteilung von 
Bosch gesprochen, die für weltweite Bauvorhaben zuständig 
ist: Eine große Firma – und wir können uns nur mit einem gro-
ßen Konzern vergleichen – würde unsere Vorgehensweise im 
staatlichen Hochbau niemals anwenden. 

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Deshalb habe ich gesagt: Wir müssen uns diesem Thema 
grundsätzlich näher widmen und unsere Prozesse unter die 
Lupe nehmen. Wir haben eine externe Organisationsuntersu-
chung ausgeschrieben, die in diesem Fall nicht das Ziel hat, 
wieder einmal irgendwo 20 % bei einer Behörde zu sparen, 
sondern die das Ziel hat, die Bauprozesse im staatlichen Hoch-
bau genau zu analysieren, und zwar vom Ministerium bis zum 
Amt des Landesbetriebs Vermögen und Bau vor Ort. Das be-
trifft jetzt nicht nur Stuttgart, sondern die Analyse der Bau-
prozesse soll landesweit erfolgen, um zu klären, ob die Bau-
prozesse so, wie wir sie vornehmen, richtig sind.

Zu dieser Analyse gehört aus meiner Sicht auch die Politik. 
Hier müssen wir uns an die eigene Nase fassen. Wir müssen 
uns fragen: Kann es sein, dass wir dieses Projekt zu einem be-
stimmten Preis durchführen möchten, ohne vorher genau de-
finiert zu haben, was wir genau wollen, also z. B. welche Sa-
nierungsmaßnahmen realisiert werden sollen, und ohne genau 
die Preise für die einzelnen Bausteine zu kennen? Ich möch-
te gern – in der Wirtschaft würde man es so bezeichnen – die 
gesamte Prozesskette von der politischen Entscheidung bis 
zur Bauausführung und der Baubegleitung betrachten. Das 
Baucontrolling gehört selbstverständlich auch dazu. 
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Das ist das, was wir bisher in die Wege geleitet haben. Wir ha-
ben übrigens im Februar die Stelle des Vorstehers des Amts 
für Vermögen und Bau in Stuttgart neu ausgeschrieben. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Es 
liegt eine weitere Zusatzfrage der Kollegin Gurr-Hirsch vor. 

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Herr Staatssekretär 
Rust, es geht, glaube ich, beim Schauspielhaus um 5,5 Milli-
onen € Mehrkosten. Nun hat man am 4. April in der „Stutt-
garter Zeitung“ lesen können, dass eine Paketlösung ange-
strebt werden solle, bei der die Kulturgebäude wie die Staats-
theater, die John Cranko Schule und das „Hotel Silber“ im Ge-
samten betrachtet werden. Was bedeutet das für das Schau-
spielhaus? Womit hat das Schauspielhaus bei dieser Paketlö-
sung zu rechnen? Bekommt es weniger Mittel? Was ist eigent-
lich die Strategie einer solchen Lösung? Es geht auch um die 
Aufteilung zwischen Stadt und Land. Ich bitte Sie, dies noch 
etwas aufzudröseln.

Staatssekretär Ingo Rust: Wir gehen beim Schauspielhaus 
von Mehrkosten von 4,3 Millionen € und beim Verbindungs-
gebäude von 1,5 Millionen € aus. Daher stimmt die Zahl, die 
Sie genannt haben, von der Größenordnung her. Wir sind mit 
der Stadt im Gespräch. Wir sind der Auffassung, dass auch für 
diese Mehrkosten wie beim Staatstheater eine hälftige Auftei-
lung der Kosten gilt. Wir sind im Gespräch. 

Dass das „Hotel Silber“ bei den Gesprächen mit berücksich-
tigt werden soll, ist mir nicht bekannt. Dass das Thema ein 
Stück weit mit dem Opernhaus und mit der John Cranko Schu-
le zusammenhängt, ist klar, weil die Staatstheater Stuttgart ein 
Betrieb sind. Mir ist aber nicht bekannt, dass das „Hotel Sil-
ber“ im Verhandlungspaket enthalten ist. 

(Abg. Sabine Kurtz CDU: Das sagt Herr Kuhn!)

– Es kann sein, dass es der Wunsch der Stadt ist.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Aber das ist nicht 
Ihre Verhandlungsbasis!)

Es gab meines Wissens kein Gespräch, in dem das Gesamt-
paket besprochen wurde. Ob es die Stadt wünscht, kann ich 
nicht beurteilen. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Ich sehe keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit ist die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 
erledigt.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 3 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  – 
S t a n d  v o n  P l a n u n g ,  F i n a n z i e r u n g 
u n d  B a u b e g i n n  d e r  B a u m a ß n a h m e 
B   1 4  W e i l e r t u n n e l  i n  S c h w ä b i s c h 
H a l l

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Präsidentin! 
Ich frage die Landesregierung:

a)	Welche Bedeutung misst die Landesregierung aus städte-
planerischer und verkehrstechnischer Sicht der Fortführung 
der Baumaßnahme B 14 Weilertunnel in Schwäbisch Hall 
bei?

b)	Wie stellt sich der aktuelle Zustand bei Planung und Finan-
zierung seit den Antworten der Landesregierungen in den 
Drucksachen 14/7192 und 15/1165 dar?

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Vielen Dank. – Ich darf 
für die Landesregierung Frau Staatssekretärin Dr. Splett um 
die Beantwortung bitten.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Frau Präsidentin, sehr 
geehrter Herr Abg. Bullinger, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Zur Frage a beziehe ich mich auf die Antwort in Druck-
sache 15/1165. Die damalige Aussage gilt unverändert.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Danke!)

Die Realisierung des Weilertunnels ist für die Verkehrsentlas-
tung von Schwäbisch Hall und die sich daraus ergebende 
Möglichkeit einer flächenhaften Stadtentwicklung in der Wei-
ler Vorstadt von großer Bedeutung. Die erste Teilbaumaßnah-
me hat im Jahr 2002 stattgefunden. Das war der Bau der Fuß-
gängerunterführung. Die zweite Teilbaumaßnahme hat im Jahr 
2007 stattgefunden. Das war der vierstreifige Ausbau der 
Stuttgarter Straße auf einer Länge von 500 m. Die volle Ver-
kehrswirksamkeit wird nur mit dem Bau des Weilertunnels er-
reicht.

Zur Frage b. Zur Planung: Die rechtlichen Voraussetzungen 
für den Bau wurden von der Stadt Schwäbisch Hall über ein 
Bebauungsplanverfahren geschaffen. Der Bund hat den 
„Gesehen“-Vermerk für den vierstreifigen Ausbau im März 
1997 erteilt. Der Planungsentwurf für das Tunnelbauwerk 
Weilertunnel erhielt vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung im März 2009 den „Gesehen“-Vermerk. 
Für die betriebstechnische Ausstattung ist noch ein separater 
RAB-Entwurf aufzustellen. Es ist außerdem noch ein wasser-
rechtliches Verfahren für den verbleibenden Abschnitt von der 
Stadt durchzuführen, und nach Abschluss dieses Wasserrechts-
verfahrens sowie Erteilung eines „Gesehen“-Vermerks hier-
zu durch den Bund ist dann noch eine Ausführungsplanung 
erforderlich. 

Sie haben auch nach der Finanzierung gefragt. Ich muss ganz 
allgemein über dieses Projekt hinaus einige Ausführungen ma-
chen. Es ist bekannt, dass es ein erhebliches Finanzierungs-
defizit für den Ausbau der Hauptverkehrsachsen, der Bundes-
fernstraßen, gibt. Unser Bestreben ist es zunächst, die 40 Maß-
nahmen, die sich derzeit im Bau befinden, zu finanzieren. Der 
Restfinanzierungsbedarf für bereits laufende Maßnahmen be-
trägt rund 700 Millionen €. Der Finanzierungsbedarf für üb-
rige Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs beläuft sich noch 
auf etwa 4 Milliarden €. 

Die zusätzlichen 70 Millionen  € aus dem Infrastrukturbe-
schleunigungsprogramm  II für Baden-Württemberg für die 
Jahre 2013 und 2014 vermindern dieses Defizit – aber nur in 
sehr geringem Umfang.

Die bisherige Finanzierungslinie des Bundes geht von 185 
Millionen € im Jahr 2012 auf rund 60 Millionen € pro Jahr ab 
2014 zurück. Der Mittelbedarf allein für die laufenden Bau-
maßnahmen beträgt in diesem Jahr 235 Millionen €, im nächs-
ten Jahr etwa 170 Millionen € und im übernächsten Jahr 150 
Millionen €.
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Deswegen hat das Land eine transparente und nachvollzieh-
bare Priorisierung für die baureifen Bundesfernstraßenprojek-
te durchgeführt. Dieses Vorgehen wurde von Bundesverkehrs-
minister Ramsauer begrüßt. Der Weilertunnel ist im Rahmen 
dieser Priorisierung in die dritte Gruppe eingestuft worden. 
Das heißt, dass der Realisierungszeitpunkt erst mittelfristig ist 
und nicht genau genannt werden kann.

Dazu gilt: Der Baubeginn der Maßnahmen wird immer von 
der Mittelbereitstellung bzw. der Mittelfreigabe durch den 
Bund abhängen. Wir setzen uns natürlich weiterhin für eine 
ausreichende Mittelzuweisung des Bundes für die Umsetzung 
der Neu- und Ausbauprojekte in Baden-Württemberg und für 
die notwendigen Mittel für den Erhalt des Bundesfernstraßen-
netzes in Baden-Württemberg ein. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abg. Dr. Bullinger, bitte.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Staatssekre-
tärin, bedeutet das, wenn die wasserrechtlichen Voraussetzun-
gen der Stadt Schwäbisch Hall noch nachgeschoben und die 
Mittel entsprechend aufgestockt würden, wäre es möglich, 
dass man dieses vor allem aus städtebaulicher Sicht ganz drin-
gende Projekt früher beginnen könnte? 

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Das frühere Beginnen 
hängt, wie ich soeben ausgeführt habe, auch von der Frage der 
Finanzierbarkeit ab. Die Kosten für diesen Tunnel betragen 
rund 36 Millionen €, und nach unserer Priorisierung ist diese 
Maßnahme in der dritten Gruppe eingestuft. Damit können 
wir keinen Baubeginn benennen. 

Die andere Aussage zur Planung ist auch klar: Es sind eben 
noch einige Schritte und eine Ausführungsplanung notwen-
dig. Aber auch die Ausführungsplanungen beginnen wir in der 
Regel erst dann, wenn wir eine Finanzierungsperspektive se-
hen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Danke!)

– Bitte.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Ich 
sehe keine weitere Zusatzfrage. Damit ist die Mündliche An-
frage unter Ziffer 3 erledigt. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 4 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  – 
S t a n d  d e s  A u s b a u s  d e s  S c h w ä b i s c h 
H a l l e r  C a m p u s  d e r  H o c h s c h u l e  H e i l -
b r o n n

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Raufelder GRÜNE)

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Ich frage die Landesregierung: 

a)	Wie ist der aktuelle Stand der Planungen beim Ausbau des 
Schwäbisch Haller Campus der Hochschule Heilbronn?

b)	Wie sieht die konkrete finanzielle Unterstützung inklusive 
der Förderung studentischer Wohnungen im verabschiede-
ten Staatshaushalt 2013/14 und folgende für den Ausbau 
des Schwäbisch Haller Campus der Hochschule Heilbronn 
aus?

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Für 
die Landesregierung darf ich Frau Ministerin Bauer ans Red-
nerpult bitten. 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Verehrter Herr Abg. Bullinger! Im Zuge des Aus-
bauprogramms „Hochschule 2012“ ist der Standort Schwä-
bisch Hall der Hochschule Heilbronn neu geschaffen worden. 
Der Studienbetrieb wurde zum Wintersemester 2009/2010 
aufgenommen. Zum Wintersemester 2012/2013 haben über 
300 Studierende ihr Studium in einem der verschiedenen 
BWL-Studiengänge aufgenommen. 

In diesem Wintersemester waren über 700 Studierende einge-
schrieben. Der Standort hat damit eine positive Entwicklung 
genommen. Die Bewerberzahlen bleiben immer noch ein we-
nig hinter den hohen Überbuchungszahlen anderer Standorte 
zurück, aber sie sind bei Weitem ausreichend, um eine Voll-
auslastung zu gewährleisten. 

Wie Sie alle wissen, ist das Ausbauprogramm „Hochschule 
2012“ mit der Aufnahme des doppelten Abiturjahrgangs be-
endet. Für weitere Ausbaumaßnahmen über „Hochschule 
2012“ hinaus fehlen derzeit die finanziellen Spielräume.

Es geht jetzt darum, für die nächsten Jahre zu klären, in wel-
chem Umfang die bisher grundsätzlich befristet angelegten 
Ausbaumaßnahmen dieses Programms verstetigt werden kön-
nen. Die gute Akzeptanz, die der neue Standort in Schwäbisch 
Hall bei den Bewerbern und den Studierenden findet, bildet 
dafür eine gute Diskussionsgrundlage. 

Wir haben im Parlament mehrfach darüber gesprochen, dass 
wir im nächsten Jahrzehnt den Ausbau der Studienplätze von 
22 500 sukzessive auf 16 000 zurückfahren müssen. Dann 
müssen wir prüfen, wie sich in diesem Rahmen der Standort 
Schwäbisch Hall positionieren lässt. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich Folgendes ausführen: Je-
weils 1,9 Millionen € werden vom Land bereitgestellt, zum 
Teil als reguläre Haushaltsmittel, zum Teil als Sondermittel 
aus dem Ausbauprogramm „Hochschule 2012“. In dieser Fi-
nanzierung enthalten sind 21 Professuren und eine A-11-Stel-
le für die Verwaltungsorganisation. 

Den jeweils 1,9 Millionen € des Landes stehen 660 000 € ge-
genüber, die vonseiten der Raumschaft zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Beispiel-
haft!)

Das ist ein hervorragendes Engagement, das es in anderen Be-
reichen auch gibt. Wir freuen uns sehr, wenn sich die Raum-
schaft bewusst ist, dass die Hochschulen eine Bereicherung 
und eine Stärkung des Standorts bedeuten, und sich entspre-
chend engagieren. 
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Das zuständige Studentenwerk Heidelberg verfügt in Schwä-
bisch Hall über keine Wohnheimplätze. Derzeit ist auch nicht 
geplant, ein Wohnheim einzurichten, da nach Auskunft des 
Studentenwerks dort keine Wohnungsnot herrscht und die Stu-
dierenden auf dem privaten Wohnungsmarkt eine Unterkunft 
finden.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Eine Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Kollege.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ich werde nicht 
nach den Wohnungsverhältnissen fragen; denn ich habe gese-
hen, dass sich auch Kollege Sakellariou noch gemeldet hat.

Frau Ministerin, ich habe aber folgende Frage: Der Oberbür-
germeister und auch die Professoren haben die Hoffnung, dass 
man auch die Einrichtung eines Masterstudiengangs im Auge 
hat. Gibt es hierzu schon Ausführungen seitens Ihres Hauses?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Wir sind im Gespräch mit dem Oberbürgermeis-
ter und mit der Hochschule. Im Zusammenhang mit dem Mas-
terprogramm 2016 gibt es Bemühungen und Überlegungen, 
die darauf abzielen, ob man einen entsprechenden Studien-
gang an diesem Standort ansiedeln kann. 

Wenn ich es richtig verstanden habe, haben die Hochschule 
und die Raumschaft insbesondere Interesse an einem Master-
studiengang im Bereich der Weiterbildung. Deshalb muss man 
in enger Zusammenarbeit mit der regionalen Wirtschaft und 
den Unternehmen prüfen, wie sich die Bedarfe darstellen. Wie 
Sie wissen, haben wir großes Interesse daran, dass der Mas-
terausbau nicht nur im engeren Sinn verstanden wird und aus-
schließlich konsekutive Angebote umfasst. Über den Weiter-
bildungsmaster wird es Menschen ermöglicht, sich berufsbe-
gleitend weiterzuqualifizieren. Dieses Segment gilt es auszu-
weiten. 

Selbstverständlich müssen Weiterbildungsmasterangebote so 
konzipiert sein, dass sie sich selbst tragen. Das Land kann 
hierbei allenfalls im Sinne einer Anschubfinanzierung unter-
stützend tätig sein. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Vielen 
Dank!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Vielen Dank. – Ich habe 
keine Meldung von Herrn Abg. Sakellariou gesehen. Das 
heißt, es gibt keine weiteren Zusatzfragen. Damit ist die 
Mündliche Anfrage unter Ziffer 4 beantwortet. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 5 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  W a l t e r 
H e i l e r  S P D  –  S c h l i e ß u n g s a b s i c h t  d e r 
F i r m a  N o k i a  S i e m e n s  N e t w o r k s  i n 
B r u c h s a l

Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg. Walter Heiler SPD: Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich frage die Landesregierung: 

a)	Wie wurde die Landesregierung seit Bekanntwerden der 
Schließungsabsicht der Firma Nokia Siemens Networks in 
Bruchsal tätig?

b)	Welche Perspektiven sieht sie für die betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im Lichte des aktuellen Sach-
stands, insbesondere auch bezüglich der Zusage der Ge-
schäftsleitung, die Beschäftigungsgarantie bis zum 31. De-
zember 2014 zu gewährleisten?

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Vielen Dank. – Für die 
Landesregierung darf ich Herrn Staatssekretär Rust ans Red-
nerpult bitten.

Staatssekretär Ingo Rust: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Namens der Landesregierung beantworte 
ich die Anfrage des Kollegen Heiler wie folgt: 

Zu Buchstabe a: Seit dem Joint Venture von Nokia Siemens 
Networks im Jahr 2007 gab es immer wieder Schwierigkei-
ten. Im Jahr 2010 wurde die Zahl der Arbeitsplätze von ur-
sprünglich 900 auf 700 reduziert, gleichzeitig aber wurde ein 
Beschäftigungsgarantievertrag bis zum Dezember 2014 abge-
schlossen. Insofern kam der Schließungsbeschluss zum No-
vember 2012 völlig überraschend. Allerdings waren uns die 
anhaltenden Probleme bei Nokia Siemens Networks in Bruch-
sal schon im November 2011 bekannt geworden, als in der 
Presse von einem weiteren Stellenabbau berichtet wurde.

Wirtschaftsminister Dr. Schmid hat deshalb im Dezember 
2011 mit dem Betriebsratsvorsitzenden, Herrn Färber, Kon-
takt aufgenommen und in den nachfolgenden Monaten in 
mehreren Schreiben und Telefonaten auf die Geschäftsleitung 
eingewirkt. Dennoch wurde Ende November 2012 – wieder 
über die Presse – bekannt, dass der Standort Bruchsal ge-
schlossen werden soll.

In einem Gespräch, das Minister Dr. Schmid am 27. Novem-
ber 2012 mit dem Geschäftsführer der Nokia-Siemens-Mut-
tergesellschaft in München, Herrn Dr. Rodler, führte, hat die-
ser den Schließungsbeschluss bestätigt und dies im Wesentli-
chen mit betriebswirtschaftlichen und marktstrategischen Ar-
gumenten begründet. Seit diesem Zeitpunkt stehen speziell 
unsere Mitarbeiter, aber auch Minister Dr. Schmid persönlich 
in engem Kontakt mit dem Betriebsratsvorsitzenden, Herrn 
Färber, Frau Oberbürgermeisterin Petzold-Schick, der IG Me-
tall und der Geschäftsleitung von Nokia Siemens Networks. 
Ich darf die Frau Oberbürgermeisterin und auch Herrn Be-
triebsratsvorsitzenden Färber heute sehr herzlich unter den 
Zuhörern begrüßen.

Unzählige Gespräche, Schreiben und Aktivitäten waren die 
Folge. Am 9. Januar 2013 fand im Werk Bruchsal eine große 
Runde aller Beteiligten statt, bei der zwar die Schließungsab-
sicht bestätigt wurde, gleichermaßen aber auch die grundsätz-
liche Akzeptanz der Beschäftigungsgarantie bis zum 31. De-
zember 2014. 

Außerdem gab es vorhin ein Gespräch, in dem sich Minister 
Dr. Schmid noch einmal persönlich über die aktuelle Situati-
on informiert und seine weitere Unterstützung zugesagt hat.

Wir denken, dass diese Gespräche sehr wichtig waren und 
sind. Das haben auch die Bewertung und die Resonanz in der 
Presse gezeigt. Dies ist Grundlage der seither laufenden Ver-
handlungen der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerseite. Der 
Minister hat zugesagt, dass wir uns dabei weiter einbringen. 
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Auch wenn wir diese Verhandlungen nicht direkt beeinflus-
sen können, stehen die Mitarbeiter des Ministeriums für Fi-
nanzen und Wirtschaft sowie der Minister weiterhin vermit-
telnd und koordinierend für alle beteiligten Parteien zur Ver-
fügung. Ich kann Ihnen versichern: Es vergeht bei uns fast 
kein Tag, an dem wir im Ministerium nicht in dieser Sache tä-
tig sind.

Zur Frage unter Buchstabe b: Beide Seiten gehen davon aus, 
dass der Schließungsbeschluss grundsätzlich besteht. Ledig-
lich 80 Mitarbeiter – diese Zahl steht momentan im Raum – 
sollen in Bruchsal beschäftigt bleiben, wobei deren Aufgaben 
noch nicht abschließend geklärt sind. Auch die Personen ste-
hen noch nicht fest. Vielleicht können noch einige zusätzliche 
Arbeitsplätze ausgehandelt werden. Für die restlichen rund 
570 Mitarbeiter geht es aber um den Zeitpunkt der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses, des zwangsweisen Ausschei-
dens. Hier herrscht noch große Unsicherheit.

In den letzten Wochen haben insgesamt zehn Verhandlungs-
runden zwischen der Geschäftsleitung und den Vertretern der 
Arbeitnehmerseite stattgefunden, um eine sozial verträgliche 
Einigung zu finden. Nach Aussagen beider Seiten ist man aber 
bisher noch weit auseinander. Andererseits haben aber auch 
beide Parteien das nachvollziehbare Interesse, eine Einigung 
zu erzielen. Die Arbeitgeberseite will verhindern, dass ein 
schon seit Langem wirtschaftlich nicht ausgelastetes Werk bis 
Ende 2014 weiterbetrieben wird, und die Arbeitnehmer wol-
len selbstverständlich wissen, wie es danach weitergeht und 
welche Zukunftsperspektiven es gibt. Es sollte möglich sein, 
in den nächsten Wochen eine Einigung zu erzielen. Wir haben 
angeboten, dies weiterhin zu unterstützen.

Zum Thema „Beschäftigungsgarantie bis zum 31. Dezember 
2014“ kann ich mich nur auf die am 9. Januar dem Herrn Mi-
nister persönlich gegebene Zusage der Geschäftsleitung ver-
lassen. Wir gehen davon aus und erwarten auch, dass sie ein-
gehalten wird, dass man zu dieser Beschäftigungsgarantie 
steht.

Die Perspektive der einzelnen betroffenen Mitarbeiter muss 
man differenziert sehen. Wie gesagt, etwa 80 Arbeitsplätze – 
vielleicht sind es auch mehr – können eventuell erhalten wer-
den. Die Auszubildenden – es sind derzeit etwa 45 – können 
ihre Ausbildung zu Ende bringen. Angesichts der derzeitigen 
Arbeitsmarktlage haben sie, denke ich, gute Chancen, einen 
Arbeitsplatz zu finden.

Der Altersdurchschnitt der über 570 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter liegt bei über 50. Ein Teil von ihnen wird vielleicht 
vorzeitig in Rente gehen. Speziell jüngere, gut qualifizierte 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben, denke ich, bei 
der derzeitigen Arbeitsmarktlage gute Chancen, woanders un-
terzukommen. 

Dennoch werden vermutlich 200 bis 300 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zunächst arbeitslos werden. Hier ist beab-
sichtigt, eine Beschäftigungsgesellschaft zu gründen, was von-
seiten des MFW ausdrücklich begrüßt würde. Auch da sind 
wir nicht die entscheidenden Akteure. 

Abschließend kann man sagen, dass sich unser Minister per-
sönlich sehr in dieser Sache eingesetzt hat. Er hat auch ange-
boten, dieses Engagement fortzuführen. Ich danke an dieser 

Stelle auch Kollegen Heiler, der sich ebenfalls von Anfang an 
aktiv dabei eingebracht hat – wie ich gehört habe, hat er sich 
sogar während eines Krankenhausaufenthalts über den aktu-
ellen Stand in dieser Angelegenheit berichten lassen. 

Vielen Dank. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Es gibt eine Zusatzfrage 
vom Kollegen Kern. 

Abg. Manfred Kern GRÜNE: Herr Staatssekretär, vielen 
Dank für Ihre Ausführungen. Ich bin der Betreuungsabgeord-
nete für Bruchsal und habe mich auch von Anfang an einge-
schaltet. 

Die Firmen Nokia und Siemens haben dort ein Joint Venture 
gemacht, dessen Vertrag offiziell demnächst auslaufen wird. 
Man befürchtet danach insgesamt eine Strategieänderung bei 
Siemens – es geht ja um Nokia Siemens. Man befürchtet in 
manchen Bereichen auch, dass dadurch für Baden-Württem-
berg insgesamt Nachteile entstehen. Denn es gibt im Land 
noch weitere Standorte, etwa einen recht großen Standort in 
Ulm und einen kleineren Standort in Mannheim. 

Ich möchte einfach einmal nach der Einschätzung des Minis-
teriums dazu fragen, was dort passiert und wie es weiterge-
hen wird. 

Staatssekretär Ingo Rust: Verlässliche Informationen dazu 
haben wir derzeit nicht. Wenn man aber die Wirtschaftspres-
se verfolgt, weiß man, wie es dem Joint Venture und wie es in 
diesem Fall auch den Mutterkonzernen geht. Ich denke, es ist 
in den nächsten Wochen angesagt – das tun wir auch –, dies 
sehr aufmerksam zu beobachten. 

Ich darf noch einmal an das erinnern, was ich zum bisherigen 
Hergang geschildert habe: Auch hier haben wir hauptsächlich 
aus der Presse von den jeweiligen Schwierigkeiten erfahren. 
Wir würden uns wünschen, dass die Unternehmen etwas früh-
zeitiger auf uns, also das Wirtschaftsministerium, zukommen. 
Das machen übrigens viele Unternehmen, und zwar nicht nur 
die großen – hierüber liest man dann häufig in der Zeitung –, 
sondern auch viele kleine Unternehmen im Land, die, wenn 
es Schwierigkeiten gibt, ebenfalls auf uns, auf das Wirtschafts-
ministerium, zukommen. In solchen Fällen steht hinterher 
nichts in der Presse; das ist auch gut so. Unser zuständiges 
Referat kann dort auch wirklich helfen. 

Ich möchte dies auch als Signal an die Unternehmen im Land 
formulieren und betonen, dass wir, das Wirtschaftministeri-
um, mit den uns zur Verfügung stehenden Instrumenten – ich 
denke an Garantien oder Bürgschaften; dies hat vielen Unter-
nehmen über die letzte Wirtschaftskrise hinweggeholfen – un-
terstützend zur Seite stehen können. 

Es muss nicht unbedingt ein schlechtes Zeichen sein, wenn 
ein Unternehmen frühzeitig an uns herantritt und uns von 
möglichen Umstrukturierungsprozessen berichtet und fragt, 
welche Möglichkeiten das Land, welche Möglichkeiten der 
Staat, vielleicht aber auch die landeseigenen Förderbanken 
haben, einen solchen Prozess zu begleiten, zu helfen und zu 
unterstützen. 

Wir tun das sehr gern; wie gesagt, wir tun das in vielen Fäl-
len, und dabei geht es nicht nur um große Unternehmen – et-
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wa eine Drogeriemarktkette –, bei denen man es dann aus der 
Zeitung erfahren kann, sondern auch um viele kleine Unter-
nehmen, für die wir uns tagtäglich einsetzen. Wir tun dies 
gern; hierzu ist es aber nötig, dass wir frühzeitig informiert 
sind. 

Wir haben zu den konkreten Standorten, die Sie genannt ha-
ben, bislang noch keine Informationen. Da wir aber mit der 
Geschäftsleitung im Gespräch sind, hoffe ich und gehe ich da-
von aus, dass wir in diesem Fall frühzeitiger informiert wer-
den. 

Bei den in Rede stehenden Unternehmen handelt es sich nicht 
um den klassischen schwäbischen Mittelständler, der viel-
leicht eher an uns herantreten und uns eher ansprechen wür-
de, sondern es handelt sich um Weltkonzerne, für die ein Bun-
desland möglicherweise nicht dieselbe Rolle spielt wie für den 
klassischen Mittelständler im Land. Deshalb finde ich es auch 
wichtig, dass wir im Gespräch bleiben; das tun wir. Dass sich 
der Minister so intensiv eingesetzt hat und weiter einsetzt, 
zeigt ebenfalls, dass wir in Baden-Württemberg um jeden Ar-
beitsplatz kämpfen. 

Unsere derzeitige Arbeitsmarktsituation darf uns nicht den 
Blick dafür verstellen, dass jeder Arbeitsplatz in Baden-Würt-
temberg wichtig ist, auch wenn wir im Moment eher das Pro-
blem des Fachkräftemangels haben. Ich glaube, angesichts der 
jetzigen Arbeitsmarktsituation kann man sagen, dass wir noch 
Glück im Unglück haben. Denn jetzt besteht gerade für die 
Auszubildenden – sie liegen mir sehr am Herzen – die Chan-
ce, dass sie auf dem Arbeitsmarkt gute Anschlussarbeitsstel-
len bekommen. Zumindest berichten mir Unternehmen, wenn 
ich vor Ort bin, dass sie händeringend nach Arbeitskräften su-
chen, nach gut ausgebildeten Facharbeitern ebenso wie nach 
Auszubildenden. 

Ich gehe davon aus, dass es sich in diesem Fall um gut ausge-
bildete Fachkräfte handelt, die schnell Anschluss auf dem Ar-
beitsmarkt finden können. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Staatssekretär, es 
liegen noch drei Zusatzfragen vor. Ich möchte darum bitten, 
die Fragen kurz und knapp zu stellen und entsprechend zu ant-
worten. – Herr Kollege Heiler.

Abg. Walter Heiler SPD: Herr Staatssekretär, können Sie mir 
zustimmen, wenn ich behaupte, dass von Anfang an partei-
übergreifend Einigung bestand, dass wir das Verhalten der ge-
nannten Firma in dieser Form nicht akzeptieren können? Der 
Kollege Manfred Kern war damals dabei. Auch der Kollege 
Heribert Rech hat sich in der Presse sehr frühzeitig entspre-
chend geäußert. 

Können Sie mir insbesondere darin zustimmen, dass ein po-
litischer Konsens notwendig ist, um der Firma ein deutliches 
politisches Signal zu senden? Können Sie auch zustimmen, 
dass der politische Konsens auch zukünftig notwendig sein 
wird? 

Meine Fragen sind leicht mit Ja oder Nein zu beantworten.

(Vereinzelt Heiterkeit – Abg. Claus Schmiedel SPD: 
Nein! Ruhig ausführlich antworten! – Gegenruf der 
Abg. Rosa Grünstein SPD: Nein! Es liegen noch zwei 

weitere Fragen vor!)

Staatssekretär Ingo Rust: Ich kann bestätigen, dass dies hier 
der Fall war. Ich kann Ihre Äußerungen auch grundsätzlich 
bestätigen. Ich denke, es sollte daran festgehalten werden, 
dass bei solchen Themen – vor allem dann, wenn es um mög-
liche Standortschließungen geht, die es immer wieder einmal 
gibt – parteiübergreifender Konsens besteht und dass sich al-
le Abgeordneten, ob im Wahlkreis, ob als Betreuungsabgeord-
nete oder was es da sonst noch alles gibt

(Heiterkeit der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch und He-
ribert Rech CDU)

– es gibt ja auch wirtschaftspolitische Sprecher, die sich oft 
für die unternehmerischen Angelegenheiten einsetzen –, ge-
meinsam dafür einsetzen sollten und nicht versuchen sollten, 
daraus eine parteipolitische Geschichte zu machen. Das war 
in diesem Fall nicht so. Das war in vielen anderen Fällen auch 
nicht so.

Mich freut, dass wir, wenn es um den Wirtschaftsstandort Ba-
den-Württemberg, um die Unternehmen und die Arbeitsplät-
ze in Baden-Württemberg geht, parteiübergreifend einer Mei-
nung sind und alle an einem Strang ziehen. Das freut mich als 
Wirtschaftsstaatssekretär, und das freut mich auch als Abge-
ordneten. 

Ich kann absolut bestätigen, Herr Kollege Heiler, dass dies 
hier der Fall war und auch bei vielen anderen Gelegenheiten 
der Fall ist. 

Ich appelliere an die Kolleginnen und Kollegen, ebenfalls so 
zu handeln. Ich möchte dies mit der Aussage verbinden: Wenn 
es in Ihrem Wahlkreis ähnliche Fälle gibt, wenn Sie erleben, 
dass eine Firma in Not gerät oder es möglicherweise schwie-
rig für sie werden kann, wenn Sie entsprechende Signale aus 
der Belegschaft oder von den Geschäftsleitungen erhalten, 
können Sie sich gern vertrauensvoll an uns wenden. Wir be-
handeln das alles, wie gesagt, streng vertraulich. Wenn eine 
Firma nicht von sich aus an die Presse geht, tun wir es als 
Wirtschaftsministerium auch nicht. 

Wir versuchen dann, die Unternehmen mit den Instrumenten 
des Landes, aber auch mithilfe der landeigenen Förderbank, 
soweit es möglich ist, zu unterstützen – wie gesagt, nicht nur, 
wenn es sich um prominente Fälle handelt, sondern auch, 
wenn es sich um ein kleines mittelständisches Unternehmen 
handelt, das nicht als Weltkonzern gelten kann. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Die letzte Frage stellt 
jetzt Herr Kollege Rech. 

Abg. Heribert Rech CDU: Herr Staatssekretär, Sie haben von 
den Instrumenten gesprochen, die Ihnen im Wirtschaftsminis-
terium zur Verfügung stehen. Sie haben zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass es sich im vorliegenden Fall nicht um einen 
klassischen baden-württembergischen Mittelständler handelt. 

Vorausgesetzt – das ist meine Frage –, es kann im Fall des Un-
ternehmens am Standort Bruchsal doch noch ein tragfähiges 
Geschäftsmodell oder eine tragfähige Produkterweiterung ent-
wickelt werden, würden Sie dann auch in diesem Fall zum In-
strument einer Landesbürgschaft greifen können? Haben Sie 
darüber schon mit der Geschäftsleitung, mit der Sie in Kon-
takt stehen, gesprochen?
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Staatssekretär Ingo Rust: Da Sie Ihre Frage hypothetisch 
formuliert haben, kann ich hypothetisch mit Ja antworten. 

(Abg. Walter Heiler SPD: Alles denkbar!)

Wie gesagt, Sie haben Ihre Frage sehr hypothetisch formu-
liert. Theoretisch ist dies möglich. Das habe ich ausdrücklich 
gesagt. Wir bieten dies jeder Firma an, wenn sie ein entspre-
chendes Konzept und Geschäftsmodell vorweist. Natürlich 
wird die Möglichkeit einer Bürgschaft gründlich geprüft, denn 
Bürgschaften, wenn diese denn vorgenommen werden, basie-
ren auf Steuergeldern. Das muss gründlich geprüft werden; 
aber wir bieten diese Instrumente in allen Bereichen an. Im 
Land haben wir, u. a. mit der L-Bank, gute und wertvolle In-
strumente, die wir einsetzen können. Das tun wir; das bieten 
wir an. Damit halten wir auch nicht zurück. 

Es spielt auch keine Rolle, ob es sich in den entsprechenden 
Fällen um einen großen Konzern handelt oder nicht. Wir bie-
ten dies nicht nur mittelständischen Unternehmen an, sondern 
auch größeren Unternehmen. Da machen wir keine Unter-
schiede.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. 

Staatssekretär Ingo Rust: Sehr gern. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die Mündliche Anfrage unter Ziffer 5 ist somit er-
ledigt. 

Die Zeit für die Fragestunde – 60 Minuten – ist nun auch ab-
gelaufen. Das heißt, die Mündlichen Anfragen unter den Zif-
fern 6 bis 8 können jetzt aus Zeitgründen nicht mehr von der 
Regierung beantwortet werden. Wenn die Fragestellerinnen 
und Fragesteller damit einverstanden sind, werden die Münd-
lichen Anfragen schriftlich beantwortet und mit dieser Ant-
wort in das Sitzungsprotokoll aufgenommen. – Gut. Herzli-
chen Dank.

*

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e r  A b g .  S a b i n e 
K u r t z  C D U  –  F i n a n z i e r u n g  d e r  g e -
p l a n t e n  G e d e n k s t ä t t e  i m  „ H o t e l  S i l -
b e r “

a)	Wie gestalten sich die Verhandlungen des Landes mit der 
Stadt Stuttgart über eine Aufteilung der Kosten der geplan-
ten Gedenkstätte im „Hotel Silber“?

b)	Welche Kosten entstehen dem Land voraussichtlich durch 
die geplante Gedenkstätte im „Hotel Silber“ in Stuttgart?

Schriftliche Antwort des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft:

Zu a: Die Stadtverwaltung unter Oberbürgermeister Schuster 
hat sich bislang grundsätzlich zu einer Mitfinanzierung des 
Projekts bekannt, eine qualifizierte Kostenzusage bislang aber 
nicht erklärt.

Um in der Sache weiterzukommen, hat das Ministerium für 
Finanzen und Wirtschaft Herrn Oberbürgermeister Fritz Kuhn 

zuletzt nochmals schriftlich um eine verbindliche Positionie-
rung der Stadt in der Kostenfrage gebeten. Eine Antwort da-
rauf hat das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft noch 
nicht erhalten.

Das Land erwartet von der Stadt als Voraussetzung für die Re-
alisierung des Projekts eine hälftige Beteiligung an den Kos-
ten des laufenden Betriebs einschließlich Miete und an den 
Kosten für die Ausstellungsplanung und die Ausstellungsein-
richtung. Dies ist der Stadt bereits aus der ersten Sitzung des 
runden Tisches am 26. Juni 2012 und zahlreichen weiteren 
Sitzungen der sogenannten Vorbereitungsgruppe zur organi-
satorischen und konzeptionellen Klärung des Projekts be-
kannt.

Zu b: Eine genaue Kostenkalkulation ist bei dem gegebenen 
frühen Projektstand nicht möglich. Vorläufig gehen wir für ei-
nen Erinnerungsort mit ca. 1 000 m2 Ausstellungsfläche grob 
geschätzt von folgenden Kostengrößen aus:

Für Kosten für notwendige Umbauten im Gebäude zur Schaf-
fung von Ausstellungsflächen gibt es eine sehr grobe Schät-
zung, da noch ohne Planung und Prüfung der Gebäudesubs-
tanz, von etwa 3 bis 5 Millionen €.

Für Kosten der Ausstellungsgestaltung und -einrichtung – 
hierin sind beispielsweise auch die Kosten eines wissenschaft-
lichen Beirats enthalten, der zur konzeptionellen Ausstellungs-
vorbereitung berufen werden soll – werden ca. 3,5 Millionen € 
geschätzt.

Für Kosten des laufenden Betriebs – hierin enthalten sind bei-
spielsweise auch die Personalkosten, die Gebäudemiete und 
die Kosten für die Durchführung von Veranstaltungen – wer-
den mindestens 1 Million € pro Jahr geschätzt.

Weiteres wird erst gesagt werden können, wenn das Ausstel-
lungs- und Betriebskonzept vorliegt und der Umfang der not-
wendigen baulichen Eingriffe in die Gebäudestruktur sowie 
die statischen und technischen Anforderungen bekannt sind. 

Im Übrigen muss über die landesseitige Finanzierung der für 
Investitionen, Erstausstattung und laufenden Betrieb eines Er-
innerungsorts „Hotel Silber“ erforderlichen Mittel zu gegebe-
ner Zeit im Rahmen der Haushaltsberatungen entschieden 
werden.

Entsprechend wurde auch bereits der Antrag der Abg. Sabine 
Kurtz u. a. CDU vom 27. Februar 2013, Drucksache 15/3148, 
beantwortet. 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
R e i n h a r d  L ö f f l e r  C D U  –  A n w e s e n -
h e i t  d e s  M i n i s t e r s  D r .  N i l s  S c h m i d 
b e i  S i t z u n g e n  d e r  F i n a n z m i n i s t e r -
k o n f e r e n z ?

a)	 Inwieweit treffen Medienberichte zu (u. a. „Münchner Mer-
kur“ vom 1. März 2013), wonach Herr Finanz- und Wirt-
schaftsminister Dr. Nils Schmid nur einmal im Jahr 2012 
bei einer Finanzministerkonferenz anwesend war?

b)	Aus welchen Gründen war Herr Finanz- und Wirtschafts-
minister Dr. Schmid bei den Sitzungen nicht anwesend?
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Schriftliche Antwort des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft:

Im Jahr 2012 fanden elf Sitzungen der Finanzministerkonfe-
renz und sieben Kamintreffen der Finanzminister statt. Herr 
Minister Dr. Nils Schmid nahm an insgesamt sieben der Sit-
zungen teil. Bei allen anderen Terminen war das Ministerium 
für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg – mit einer 
Ausnahme – durch den Ministerialdirektor und Amtschef 
Wolfgang Leidig vertreten. 

Minister Dr. Nils Schmid konnte im Jahr 2012 nicht an allen 
Terminen der Finanzminister teilnehmen, weil in vielen Fäl-
len zeitgleich der Landtag Baden-Württemberg tagte bzw. an-
dere wichtige Verpflichtungen im Land anstanden, wie z. B. 
die Hauptversammlung und der Aktionärsausschuss der 
EnBW sowie der Baden-Württembergische Sparkassentag. 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  T h a d -
d ä u s  K u n z m a n n  C D U  –  D e r  F i l d e r d i -
a l o g  i n  d e r  B e w e r t u n g

a)	Hält die Landesregierung den Filderdialog für eine gelun-
gene Form der Bürgerbeteiligung?

b)	In welcher Form beabsichtigt die Landesregierung, gemein-
sam mit den Projektpartnern die Ergebnisse des Filderdia-
logs umzusetzen?

Schriftliche Antwort des Staatsministeriums:

Das Staatsministerium nimmt in Abstimmung mit dem Minis-
terium für Verkehr und Infrastruktur zu der oben genannten 
Anfrage wie folgt Stellung:

Zu a: Im Vorfeld der bevorstehenden Planfeststellung im Ab-
schnitt 1.3 haben mehrere Bürgerinitiativen auf den Fildern 
die Durchführung eines Beteiligungsverfahrens gefordert. Im 
Nachgang der Schlichtung zu Stuttgart 21 hatte die Deutsche 
Bahn AG ihre Bereitschaft erklärt, im Bereich der Filder mit 
den Bürgerinnen und Bürgern in einen Dialog einzutreten. Al-
le Projektpartner einigten sich am 24. Februar 2012 darauf, 
ein Beteiligungsverfahren durchzuführen. Dabei definierten 
sie bereits damals wesentliche Rahmenbedingungen und Prä-
missen für ein solches Verfahren. 

Zu Beginn des Filderdialogs S 21 definierten dann alle Pro-
jektpartner wiederholt u. a. zwei wesentliche Prämissen für 
das Beteiligungsverfahren, nämlich die Direktanbindung der 
Gäubahn an den Flughafen Stuttgart und die Einhaltung des 
Kostendeckels. Zudem haben die Projektpartner deutlich ge-
macht, dass das Ergebnis des Filderdialogs einen empfehlen-
den Charakter aufweisen würde, und verpflichteten sich, das 
Ergebnis ernsthaft zu prüfen. Diese und weitere Rahmenbe-
dingungen wurden von Anfang an kommuniziert und lassen 
sich heute noch auf der Internetseite www.filderdialog-s21.de 
abrufen.

Methodisch gesehen verlief der Filderdialog aus Sicht der 
Landesregierung durchaus erfolgreich, auch wenn diese Sicht-
weise nicht von allen Teilnehmenden geteilt wird. Der Groß-
teil der Teilnehmenden war allerdings mit dem Verfahren zu-
frieden, denn die Diskussionsatmosphäre war gut. Trotz ent-
gegenstehender Prämissen konnte auch über eine nicht gerin-
ge Zahl von Varianten diskutiert werden. Das Ziel der Projekt-

partner, Transparenz über Antragstrasse und mögliche Vari-
anten herzustellen, wurde erreicht. 

Auch die Moderation in Großgruppen selbst gelang: Die Teil-
nehmenden tauschten sich aus, arbeiteten sich innerhalb kür-
zester Zeit ein, und es wurden substanzielle Ergebnisse erar-
beitet. 

Neben gesetzten Vertreterinnen und Vertretern von Kommu-
nen, Projektpartnern, Verbänden und Zivilgesellschaft wur-
den auch eine ähnlich große Anzahl von sogenannten Zufalls-
bürgern einbezogen, deren Hinzuziehung anfänglich teilwei-
se kritisch gesehen wurde. Diese „Zufallsbürger“ haben aber 
die Gesprächssituationen entschärft und zur Versachlichung 
beigetragen. Viele gesetzte Vertreterinnen und Vertreter sowie 
Expertinnen und Experten der Projektpartner haben die Ein-
beziehung der „Zufallsbürger“ im Verlauf des Verfahrens po-
sitiv bewertet. Somit hatte das Verfahren auch positive Erfah-
rungen mit dem Modell der „Zufallsbürger“ erzeugt, die bei 
Planungszellen und bei den Bürger- und Bürgerinnenräten 
zum Zuge kommen. 

Aktuell fand bzw. findet die Methode der „Zufallsbürger“ auch 
Anwendung bei der Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
am integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept (BEKO) 
des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
sowie bei der Entwicklung eines Leitfadens für eine neue Pla-
nungskultur unter Federführung der Staatsrätin für Zivilge-
sellschaft und Bürgerbeteiligung.

Allerdings fand der Filderdialog S 21 auch unter erschwerten 
Rahmenbedingungen statt. Beispielsweise war der Zeitplan 
zu eng getaktet. Dies war dem Wunsch der Projektpartner ge-
schuldet, da die Deutsche Bahn AG als Vorhabenträgerin ei-
ne rasche Einleitung des Planfeststellungsverfahrens anstrebt. 
Der ursprüngliche Starttermin war ungünstig, was seitens der 
Staatsrätin bereits im Verfahren bemängelt wurde. 

Zu dem engen Zeitrahmen kam hinzu, dass das Verfahren erst 
zu einem sehr späten Zeitpunkt angesetzt wurde. Den Planun-
gen für den Planfeststellungsabschnitt 1.3 hätte es gutgetan, 
wenn es eine solche Beteiligung bereits Jahre vorher hätte ge-
ben können. 

Der späte Zeitpunkt hatte zur Folge, dass gewichtige Prämis-
sen galten, nämlich der Kostendeckel und die Anbindung der 
Gäubahn an den Flughafen. Gerade deshalb war es für die Pro-
jektpartner wichtig, dass diese Rahmenbedingungen offen und 
ehrlich kommuniziert wurden. Diese Rahmenbedingungen 
waren nicht ideal, aber es ist auch naiv zu glauben, dass Bür-
gerbeteiligung immer unter idealen Bedingungen stattfinden 
kann.

Es ist ein wesentliches Ergebnis des Filderdialogs S 21, dass 
eine ernsthafte Variante zur Antragstrasse diskutiert wird. Das 
zeigt sich z. B. darin, dass die Deutsche Bahn AG ihre Unter-
lagen für die Antragstrasse um die Variante „Filderbahnhof 
unter der Flughafenstraße“ (im Folgenden: „Filderbahnhof 
plus“) ergänzt. Es zeigt sich auch, dass es sinnvoll sein kann, 
Optionen in einem späten Verfahrensstand nochmals zu prü-
fen, wenn massive Vorbehalte bestehen.

Zu b: Am Ende der Dialogrunden haben sich ca. 60 % der Teil-
nehmenden gegen die direkte Anbindung der Gäubahn an den 
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Flughafen und für die Beibehaltung der bestehenden Gäu-
bahntrasse und deren Anbindung an den Tiefbahnhof ausge-
sprochen. 40 % der Teilnehmenden favorisierten den „Filder-
bahnhof plus“ Die erste Variante war unter den Projektpart-
ner nicht konsensfähig, da sie einen Verzicht auf vertraglich 
vereinbarte Prämissen bedeutet hätte. Zugleich haben die Pro-
jektpartner u. a. zugesagt, dass die zweite Empfehlung – „Fil-
derbahnhof plus“ – geprüft werden sollte, von der sich die 
Teilnehmenden wie auch die Projektpartner Vorteile verspra-
chen. 

Die Deutsche Bahn AG prüfte nach Abschluss der Dialogrun-
den im Rahmen einer Machbarkeitsstudie den „Filderbahnhof 
plus“ und benannte erhebliche Mehrkosten in Höhe von 224 
Millionen €, die allerdings nicht hinterlegt wurden. Das Mi-
nisterium für Verkehr und Infrastruktur und die Nahverkehrs-
gesellschaft Baden-Württemberg prüften zudem die verkehr-
liche Funktion und kamen zu dem Schluss, dass der „Filder-
bahnhof plus“ zwar kundenfreundlicher ist, aber für die An-
gebotskonzeption des Regionalverkehrs kaum Vorteile bietet. 

Eine von der DB durchgeführte Betriebssimulation kam zum 
Ergebnis, dass der „Filderbahnhof plus“ ebenso wie die An-
tragstrasse eine „wirtschaftlich optimale“ Betriebsqualität hat. 
Eine Präferenz ergab sich aus der Betriebssimulation jedoch 
nicht. Das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur kam des-
halb zur Einschätzung, dass die nur geringen Vorteile für den 
Bahnbetrieb und die Kundenfreundlichkeit eine Mitfinanzie-
rung des Landes nicht rechtfertigen könnten. 

*

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Ich rufe Punkt 5 der Ta-
gesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der CDU und Stellungnahme des 
Staatsministeriums – Bildungspolitik muss in der Verant-
wortung des Landes bleiben – Drucksache 15/2552

dazu gestellte Anträge:

Änderungsantrag der Fraktion GRÜNE und der Frakti-
on der SPD – Drucksache 15/3182

Änderungsantrag der Fraktion der FDP/DVP – Drucksa-
che 15/3346

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten, für die 
Aussprache fünf Minuten je Fraktion, wobei gestaffelte Re-
dezeiten gelten. 

Das Wort zur Begründung erteile ich Frau Abg. Dr. Stolz.

Abg. Dr. Monika Stolz CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Kulturhoheit der Länder ist ein Herz-
stück unseres föderalen Systems. Die Länder haben im föde-
ralen Aufbau insbesondere in der Bildungspolitik eine nahe-
zu eigenständige Gestaltungshoheit. Föderalismus heißt Wett-
bewerb der besten Ideen und nicht Einheitsbrei. Wettbewerb 
heißt Anstrengung statt Mittelmaß.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU: Bravo! Gerade in der Bildungspo-

litik!)

Gerade die Bildungspolitik und das Hochschulwesen leben 
nicht von Vereinheitlichung, nicht von einem Zentralismus, 
der alles besser zu wissen meint, sondern sie leben von krea-
tiver Vielfalt und dem Ringen um die besten Lösungsmodel-
le. Dieses föderalistische Prinzip hat Baden-Württemberg ge-
rade in der Bildungs- und Hochschulpolitik an die Spitze der 
Bundesländer gebracht. Wir wollen, dass das so bleibt.

Es war deshalb richtig, dass die Eigenständigkeit der Länder 
durch die Föderalismusreformen I und II gestärkt wurde. In-
zwischen mehren sich aber Stimmen derer, die diese Refor-
men infrage stellen und die klare Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern aufweichen wollen. Je größer die 
Geldnot der Länder, desto eher sind manche bereit, ihre föde-
ralistischen Prinzipien für Geld vom Bund zu verkaufen. Das 
Kooperationsverbot im Bereich von Schule und Hochschule 
wird durchaus infrage gestellt.

Die CDU-Fraktion hat dazu eine klare Position: Gerade ein 
starkes Land wie Baden-Württemberg ist aufgerufen, selbst-
bewusst den Föderalismus zu stärken. Gerade einem Land wie 
Baden-Württemberg steht es nicht zu, leichtfertig nach dem 
Bund zu rufen, um dann dem Bund den Schwarzen Peter zu-
schieben zu können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: 

Leichtfertig macht das niemand!)

– Diese Regierung macht das sehr gern, wenn es schwierig 
wird. Entweder war es dann die Vorgängerregierung, oder es 
ist der Bund. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Genau!)

Aber nie steht man zur eigenen Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU – Abg. Karl-Wilhelm Röhm 
CDU: Jawohl!)

Gerade einem Land wie Baden-Württemberg steht es nicht zu, 
nach dem Bund zu rufen, vor allem wenn es selbst, wie es 
eben diese neue Regierung tut, in der Schulpolitik ein Chaos 
anrichtet

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

und mit dem Ruf nach dem Bund davon ablenken will.

(Beifall bei der CDU – Abg. Karl-Wilhelm Röhm 
CDU: Ja, Katastrophe!)

Es darf keine Verwischung der Verantwortlichkeiten geben; 
denn eine klare Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern ist auch ein Gebot der Demokratie. Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen wissen, wer für eine gute oder schlechte Po-
litik verantwortlich ist. Das ist der Geist der Föderalismusre-
form gewesen. Wir Landespolitiker sollten selbstbewusst ge-
nug sein, um zu sagen: Wir wollen die Linie unserer Schul- 
und Hochschulpolitik selbst bestimmen. Wir wissen besser als 
der Bund, welche Schul- und Hochschulpolitik die richtige 
für Baden-Württemberg ist.

Unsere Position ist: Wir brauchen deshalb keine Lockerung 
des Kooperationsverbots in der Hochschulpolitik. Wir wollen 
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aber auch keine Lockerung des Kooperationsverbots in der 
Bildungspolitik. Wir wollen keine Einmischung des Bundes 
in die Schulpolitik, keinen goldenen Zügel des Bundes, um 
die Schulpolitik zu vereinheitlichen.

(Abg. Alfred Winkler SPD: „Mir san mir“!)

Wenn die Länder mehr Geld für die Bildungspolitik benöti-
gen, muss nicht die föderale Kompetenzordnung geändert 
werden, sondern muss die Finanzausstattung der Länder, et-
wa durch eine erhöhte Beteiligung am Umsatzsteueraufkom-
men, verbessert werden.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Da sind 
wir uns ja einig!)

Unsere Position ist klar. Aber was will die Landesregierung? 
Auf der einen Seite lesen wir in der Stellungnahme zu unse-
rem Antrag, die Landesregierung bekenne sich zur verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzverteilung in der Schul- und 
Hochschulpolitik. Auf der anderen Seite fordert der Ände-
rungsantrag von Grünen und SPD eine stärkere Beteiligung 
des Bundes im Bereich der frühen und der allgemeinen Bil-
dung, für Inklusion und BAföG, Ganztagsangebot und Schul-
sozialarbeit. Das ist nichts anderes als das Hineinregieren des 
Bundes in unsere Schulpolitik.

Auf der einen Seite lobt der Ministerpräsident in vielen Re-
den den Föderalismus. Auf der anderen Seite fordern Vertre-
ter Ihrer Koalition das glatte Gegenteil. 

(Zuruf des Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE) 

Claus Schmiedel sagte im „Reutlinger General-Anzeiger“ 
vom 28. Oktober 2012 – ich zitiere mit Erlaubnis der Präsi-
dentin –:

„Wir brauchen frisches Geld aus Berlin.“ Das Koopera-
tionsverbot müsse deshalb nicht nur für die Hochschulen, 
sondern auch für die Schulen gekippt werden.

Kollegin Sandra Boser sagte in der Aktuellen Debatte „Bil-
dungsabbruch statt Bildungsaufbruch – Verlierer sind unsere 
Kinder“ am 13. Dezember 2012:

Darum werden wir eine Veränderung beim Kooperations-
verbot anstreben.

Ich frage: Welche Ziele verfolgt die Landesregierung nun 
wirklich? Wofür tritt sie in den Verhandlungen zwischen Bund 
und Ländern ein? Wir wollen ein klares Bekenntnis der Lan-
desregierung zur Gestaltungshoheit der Länder in der Bil-
dungspolitik. Wir wollen ein Bekenntnis zur Föderalismusre-
form, an der der Ministerpräsident ja selbst beteiligt war. Die 
Frage ist: Wofür treten Sie ein? Wenn Sie dafür eintreten, rei-
chen wir Ihnen als überzeugte Föderalisten die Hand. Aber 
tun Sie das! Wir erwarten klare Antworten.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Dr. Schmidt-Eisenlohr das Wort.

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bildung ist und 
bleibt eine zentrale Zukunftsaufgabe. Jeder kluge Kopf, jedes 

Talent zählt für die Zukunft unseres Landes. Umso wichtiger 
ist es, gemeinsam dafür zu sorgen, dass Bildung im frühkind-
lichen Bereich, im schulischen Bereich ebenso wie an den 
Hochschulen ausreichend und verlässlich finanziert wird.

(Beifall der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Wir hatten bereits vor Ostern, am 20. März, im Rahmen einer 
von uns beantragten Aktuellen Debatte die Frage der Verläss-
lichkeit im Hochschulpakt diskutiert. Ich rufe diese Debatte 
deswegen gern noch einmal in Erinnerung. Denn die Bedeu-
tung eines Ausbaus der Studienplätze im Bachelorbereich und 
im Masterbereich ist in diesem Haus ja wohl unbestritten.

Das gilt auch für Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU. In Ihrem Bilanzpapier „2 Jahre Grün-Rot“ haben Sie 
zum Hochschulbereich nicht viel zu sagen,

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Bei der besten 
Ministerin ist das kein Wunder!)

vielleicht ungefähr eine halbe Seite. Ich deute das als generel-
le Zufriedenheit. Wir mahnen jedoch eine Fortführung des 
Ausbaus der Bachelorstudienplätze plus einen Ausbau der 
Masterstudienplätze an. Die Aktuelle Debatte hat gezeigt: Ja, 
wir haben dafür ein Konzept. Ja, wir finanzieren es von Lan-
desseite.

Wie wichtig das Thema ist, konnten wir in den letzten Tagen 
lesen. Wer die Grundrechenarten beherrscht, wusste, dass die 
große Zahl von Bachelorstudierenden ihr Studium nun been-
det und jetzt Masterplätze sucht. Baden-Württemberg geht 
hier verlässlich voran. Wir bauen als erstes Bundesland in 
Deutschland den Masterbereich aus.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Jetzt kommen Sie mit dem, was die CDU besonders gut be-
herrscht, dem Schwarzmalen.

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Sie haben keine 
Farbe!)

Sie sind gut darin, große Gespenster an die Wand zu malen. 
Das haben Sie hier gerade sehr deutlich gezeigt. Das Gespenst, 
um das es heute geht, ist die Vorstellung, dass sich das Land 
bei der zentralen Landesaufgabe Bildungspolitik aus der Ver-
antwortung stiehlt und dass wir das abgeben wollen. Nur so 
kann man Ihre Anträge – das gilt übrigens auch für die FDP/
DVP mit ihrem Änderungsantrag – und Ihre Rede deuten.

Selbstverständlich nimmt das Land seine bildungspolitische 
Verantwortung wahr. Zu unserem Bekenntnis zur Verlässlich-
keit gehört es aber auch, über den Tellerrand Baden-Württem-
bergs hinauszuschauen. Wir wissen doch alle, dass die Her-
ausforderungen, die mit der zentralen Zukunftsaufgabe Bil-
dung verbunden sind, von den Ländern allein nicht gemeis-
tert werden können. Hier müssen alle zusammen anpacken: 
die Gemeinden als Schulträger, das Land mit seinen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern an den Schulen und Hochschulen, 
aber eben auch der Bund, nämlich da, wo es im heutigen Kom-
petenzgefüge möglich und nötig ist.

(Zuruf des Abg. Alexander Salomon GRÜNE)
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Sie aber malen jetzt das Gespenst an die Wand, dass das Land 
aus finanziellen Nöten heraus Kompetenzen an den Bund ab-
geben könnte. Bleiben Sie doch realistisch. Egal, wie man zu 
der Debatte über die Abschaffung des Kooperationsverbots 
steht – eine Zweidrittelmehrheit für eine Änderung des Grund-
gesetzes ist überhaupt nicht in Sicht, auch nicht, wenn die 
schwarz-gelbe Bundesregierung im Herbst endlich abgewählt 
wird.

Halten wir uns also nicht bei dieser Gespensterdebatte über 
ein Kooperationsverbot auf. Vielmehr geht es darum, wie Bil-
dung, Hochschulen und Wissenschaft unterhalb einer Verfas-
sungsänderung im gesamtstaatlichen Gefüge bessergestellt 
werden können. Wir haben dazu einen sehr konkreten Ände-
rungsantrag vorgelegt. Ich kann Sie nur auffordern, diesem 
Antrag zuzustimmen, statt Lippenbekenntnisse einzufordern.

Unser Antrag listet konkrete Möglichkeiten auf, wie Bund und 
Länder gemeinsam mehr Verlässlichkeit in der Bildungsfinan-
zierung herstellen können. 

Erstens: Eine Anpassung des Umsatzsteueraufkommens hat 
bereits am 20. März große Zustimmung in diesem Haus ge-
funden.

Zweitens: Es gibt bereits vielfältige Kooperationen, die aus-
gebaut und fortgesetzt werden können. Das reicht vom Hoch-
schulpakt, über den wir, wie gesagt, schon am 20. März dis-
kutiert haben, bis zur Unterstützung des Bundes bei der Bar-
rierefreiheit und Inklusion in Kindergärten und Schulen. Ich 
denke, auch das ist ein gemeinsames Ziel. Darüber brauchen 
wir nicht mehr zu streiten.

Noch einmal konkreter: Auch beim Hochschulbau geht Ba-
den-Württemberg verlässlich voran. Das Kabinett hat vor Kur-
zem beschlossen, die seit 2007 vom Bund gezahlten Entflech-
tungsmittel für den Hochschulbau weiterhin in der Zweckbin-
dung zu lassen. Auch damit schaffen wir Verlässlichkeit für 
unsere Hochschulen. 2011 ist mehr als eine halbe Milliarde 
Euro an Landes- und Bundesmitteln in diesen Bereich geflos-
sen. 

Wenn Sie vor Ort sind, wissen Sie, dass marode Gebäude 
ebenso wie der Hochschulausbau weitere Investitionen not-
wendig machen. Die Zweckbindung, die wir hier jetzt umge-
setzt haben, ist ein klares Signal an den Bund: Baden-Würt-
temberg will Verlässlichkeit. Wir stehen zur gemeinsamen 
Verantwortung und liefern unseren Teil.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Zusammenfassend möchte ich sagen: Mit unserem Antrag zei-
gen wir, wie ohne grundgesetzliche Änderungen und ohne ei-
ne Gespensterdebatte, wie Sie sie hier hochgezogen haben, 
zügig eine gute Lösung erreicht werden kann. Lassen Sie uns 
im Interesse der Kinder und der jungen Menschen nicht dar-
auf warten, dass das Grundgesetz geändert wird, sondern las-
sen Sie uns jetzt handeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der SPD 
erteile ich Herrn Abg. Rivoir das Wort.

Abg. Martin Rivoir SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wo ein Wille ist, ist auch 
ein Weg. Dieses altbewährte Sprichwort passt – so denke ich 
– auch zu den aktuellen Debatten um die zukünftige Finan-
zierung der anstehenden Aufgaben im Bildungs- und Wissen-
schaftsbereich. Denn die umfassende Modernisierung des Bil-
dungssystems bringt trotz der grundsätzlichen Zuständigkeit 
der Länder einige Themen mit sich, denen sich auch der Bund 
in seiner gesamtstaatlichen Verantwortung stellen muss. Fest 
steht, dass das Land allein diese großen finanziellen Heraus-
forderungen nicht meistern kann.

Beispielhaft seien folgende Handlungsfelder genannt: die In-
vestitionskosten für einen flächendeckenden Ausbau der 
Ganztagsschulen sowie der behindertengerechte Ausbau der 
Schulen. Dieser geht auf eine UN-Konvention zurück. Der 
Bund hat sie unterschrieben; der Bund sollte – so meinen wir 
– auch bundesweit dafür sorgen, dass dies entsprechend um-
gesetzt wird.

Es ist z. B. denkbar, Sozialarbeiterstellen über das Sozialge-
setzbuch dauerhaft zu finanzieren, um Kindern und Jugendli-
chen in den Schulen eine bessere Umgebung zu schaffen. Das 
Gleiche gilt für eine Aufgabenstellung im Wissenschafts- und 
Hochschulbereich.

Wir konnten jüngst bei unserer Reise nach Malaysia und Sin-
gapur sehen, wie massiv in den dortigen Ländern mit finanzi-
eller Unterstützung des Staates in Forschung investiert wird. 
Wenn es darum geht, mit solchen Ländern gleichzuziehen, um 
mit ihnen mithalten zu können, ist das Land allein überfor-
dert.

Ein anderes Beispiel ist die Schaffung neuer Studienplätze im 
Rahmen des Hochschulpakts. Dieser Hochschulpakt – da will 
ich Ihnen zwei Zahlen nennen – war ursprünglich so ausge-
legt, dass bis zum Jahr 2015 etwa 275 000 neue Studienplät-
ze geschaffen werden sollten. Die aktuellen Prognosen sehen 
vor, dass wir bundesweit im Moment bis zu 600 000 neue An-
fängerplätze brauchen. Das ist ein dramatischer Zuwachs und 
stellt die Länder vor große Herausforderungen.

Von 2007 bis heute haben wir hier im Land Baden-Württem-
berg – begonnen wurde dies von der alten Landesregierung, 
und es wurde dann von uns weitergeführt und vollendet – mit 
dem Programm „Hochschule 2012“ über 22 500 zusätzliche 
Studienanfängerplätze geschaffen. 

Wir erwarten nun vom Bund, dass er der Realität ins Auge 
sieht und uns bei den Anstrengungen unterstützt. Dabei geht 
es nicht um eine Umgehung des Kooperationsverbots, es steht 
auch keine Grundgesetzänderung an, sondern dies ist einfach 
eine ganz praktische Maßnahme, um ein Problem, das erkannt 
ist, auch zu lösen. 

Es wurde schon angesprochen, dass wir beim Hochschulbau 
eine ähnliche Problematik haben. Früher war der Hochschul-
bau eine Gemeinschaftsaufgabe. Wir müssen darauf drängen, 
dass die Kompensationsmittel aus dem Bundeshaushalt auch 
nach dem Jahr 2014 weiter bereitgestellt werden. Ansonsten 
kommen wir mit den Neubauten und den Sanierungen unse-
rer Hochschulen in Baden-Württemberg nicht weiter. 

Klar ist – so meinen wir –, dass wir einfach auch neue Wege 
in der Zusammenarbeit gehen müssen. Wie ich bereits am An-
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fang gesagt habe: Wenn es alle Beteiligten wollen, dann las-
sen sich auch Lösungen finden, und zwar ohne eine Grundge-
setzänderung und ohne eine Aufhebung oder Aufweichung 
des Kooperationsverbots. 

Wie aus der Stellungnahme der Landesregierung hervorgeht, 
sind die Verhandlungen zu den von mir genannten Punkten 
noch nicht abgeschlossen. Wir müssen dennoch zeitnah zu gu-
ten Ergebnissen kommen. 

Wie hier schon zweimal erwähnt wurde, besteht das Problem 
sicher darin, dass die jetzige Verteilung der Finanzströme zwi-
schen Bund und Ländern veraltet ist. Diese wurde vor unge-
fähr 15 Jahren festgelegt. Damals hat noch niemand von ei-
nem flächendeckenden Angebot an Ganztagskindergärten und 
Ganztagsschulen, von Inklusion, von dem stark ansteigenden 
Bedarf an Studienanfängerplätzen gesprochen. Das sind alles 
Probleme, die uns heute präsentiert werden, die wir heute lö-
sen müssen und die nicht mehr in den Finanzrahmen der da-
mals festgelegten Umsatzsteuerverteilung passen. Die alte Re-
gelung der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Län-
dern ist den neuen Aufgaben der Länder nicht mehr adäquat. 

Aus unserer Sicht, meine Damen und Herren, ist deshalb ei-
ne Erhöhung des Anteils am Umsatzsteueraufkommen für die 
Länder ein wichtiger und entscheidender Schritt. Wenn wir 
diesen Anteil um einen Prozentpunkt erhöhen, dann haben wir 
genügend Finanzmittel, um die von mir beschriebenen Auf-
gaben zu meistern. 

Für uns ist jegliche Art von untergesetzlichen Regelungen zu 
eigenen Themenbereichen wünschenswert. Ich will hier nun 
nicht den Begriff der „Gespensterdiskussion“ überbewerten, 
aber ich meine schon, dass wir bei diesen Fragen nicht aufge-
regt, theoretisch und grundsätzlich diskutieren sollten, son-
dern uns im Interesse der Betroffenen die Dinge einfach prag-
matisch anschauen, Lösungen suchen, mit dem Bund verhan-
deln und schauen sollten, dass wir möglichst viel Geld vom 
Bund für die Belange hier in Baden-Württemberg erhalten. 

In dem von uns vorgelegten Änderungsantrag wurden die 
Maßnahmen, die wir von der Regierung erwarten, beschrie-
ben und wird ein Zeitpunkt vorgeben, zu dem die Regierung 
über diese Maßnahmen und die Verhandlungsergebnisse be-
richten soll. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit und hoffe auf große Zustimmung zu unserem Antrag. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern.

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Jetzt bin ich ge-
spannt auf die Lösung der FDP!)

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist erfreulich und verdienstvoll, 
dass sich die Regierungsfraktionen trotz der gegensätzlichen 
Positionen der SPD und der Grünen auf Bundesebene zum Er-
halt des sogenannten Kooperationsverbots bekannt haben. 

Auch in der FDP hatte der Landesverband Baden-Württem-
berg mit seinem Einsatz für den Bildungsföderalismus nicht 
nur Freunde. Immerhin ist es uns in unserem Fall gelungen, 
den Bundesparteitag in seiner Mehrheit zu überzeugen. Das 
haben SPD und Grüne bisher leider noch nicht geschafft. 

Das Resultat war erst einmal eine Verkehrte-Welt-Situation 
im Bundesrat, in dem ein Gesetzentwurf der christlich-libera-
len Koalition mit Kompromisscharakter im Hochschulbereich 
von SPD und Grünen blockiert wurde mit der Begründung, 
der Kompromiss gehe nicht weit genug und müsse das Ko-
operationsverbot vollständig aufheben, also auch im Schulbe-
reich. 

Die baden-württembergische Landesregierung hat im Bundes-
rat eine merkwürdige Rolle gespielt, indem sie angekündigt 
hat, dem Kompromissvorschlag trotz grundsätzlicher Unter-
stützung nicht zustimmen zu wollen. Er sei nicht genügend in 
die Breite gegangen, so ihre Begründung. 

Gleichzeitig zeigte sich bei einer Diskussion im Wissen-
schaftsausschuss im vergangenen September grundsätzliche 
Einigkeit zwischen den Fraktionen im Landtag und der Lan-
desregierung in der Frage des Kooperationsverbots.

Der heute vorliegende Antrag der CDU gibt uns allen Gele-
genheit, den Worten Taten folgen zu lassen. Die Regierungs-
fraktionen haben schon einen Änderungsantrag vorgelegt. 
Hierzu und zum Änderungsantrag der FDP/DVP sage ich 
nachher noch etwas. Es ist jedenfalls eine gute Gelegenheit, 
ein Signal der Geschlossenheit zu senden; sie sollte nicht aus 
parteitaktischen Erwägungen ausgeschlagen werden.

Umgekehrt war der etwas eierige Kurs des Ministerpräsiden-
ten in der Frage, ob Baden-Württemberg gegen den Länder-
finanzausgleich klagen soll oder nicht, kaum nützlich. Man 
kann es den Ländern Bayern und Hessen nur anrechnen und 
ihnen dankbar sein, dass sie hierbei so konsequent die Fahne 
des Wettbewerbsföderalismus hochgehalten haben, während 
unser Ministerpräsident monatelang laut hin und her überlegt 
hat, ob man nun klagen oder verhandeln soll. 

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Es bleibt zu hoffen, dass Sie von Grün-Rot Ihre Standfestig-
keit in Ihren Bundesparteien wahren. Uns Liberale haben Sie 
in dieser Frage jedenfalls auf Ihrer Seite. Die Landesregierung 
wird nämlich auch jetzt, da es um die Bildungsfinanzierung 
durch Länder und Bund geht, dringend Verbündete brauchen. 
Dabei werden nicht nur die zahlreichen Versuche abzuweh-
ren sein, das sogenannte Kooperationsverbot zu kippen, son-
dern es muss über die noch ungeklärte finanzielle Seite der 
Föderalismusreform verhandelt werden, und zwar in dem 
Sinn, dass die Länder die ihnen allein zufallenden und ge-
wachsenen Aufgaben im Bildungsbereich überhaupt bewälti-
gen können. 

Die Fraktion der FDP/DVP hält es deshalb für notwendig, die 
Länder mit einem höheren Anteil am Mehrwertsteueraufkom-
men zu beteiligen. Einen entsprechenden Beschluss hat unse-
re Fraktion bereits im Juli 2011 gefasst. Es ist erfreulich und 
für eine gemeinsame Position sehr hilfreich, dass auch die 
Landesregierung den Weg über einen höheren Mehrwertsteu-
eranteil – wohlgemerkt: keine Steuererhöhung – für den 
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zweckmäßigsten hält. Im Gegenzug können sich die Länder 
zu einem entsprechend höheren Anteil an den Bildungsaufga-
ben verpflichten. Hierzu könnte ein Staatsvertrag dienen, in 
dem auch andere Fragen, wie gegebenenfalls noch bestehen-
de Mobilitätshemmnisse, z. B. bei der Anerkennung von Ab-
schlüssen oder Lehramtsqualifikationen, geklärt werden. 

Man muss in der Debatte immer wieder deutlich machen, dass 
im Zuge der Föderalismusreform klare Verantwortlichkeiten 
festgelegt wurden. Demnach sind für Bildung ausschließlich 
die Länder zuständig. Das verbirgt sich letztlich hinter dem 
etwas irreführenden Begriff „Kooperationsverbot“. Klare Zu-
ständigkeiten verhindern Mischfinanzierungen und die übli-
chen Schwarzer-Peter-Spiele, ob Bund oder Land schuld an 
dieser oder jener Misere ist. Dagegen ist mit unklaren Verant-
wortlichkeiten niemandem gedient – am allerwenigsten der 
Sache selbst. 

Die Forderung nach einer höheren Beteiligung der Länder am 
Mehrwertsteueraufkommen, wie es der Änderungsantrag von 
Grünen und SPD verlangt, ergibt aus unserer Sicht nur Sinn, 
wenn man sich auch klar und unmissverständlich zur Verant-
wortung der Länder für die Bildung und damit zur Beibehal-
tung des Kooperationsverbots bekennt, wie es der CDU-An-
trag verlangt. 

Der Änderungsantrag der FDP/DVP ist daher ein Vorschlag, 
diese zwei Seiten derselben Medaille zusammenzuführen. Das 
heißt, unser Änderungsantrag zielt nicht auf die Ersetzung des 
CDU-Antrags, sondern auf seine Ergänzung durch den we-
sentlichen Punkt des grün-roten Änderungsantrags ab. Neben 
dem Bekenntnis zum Kooperationsverbot und der Forderung 
nach einem höheren Anteil am Mehrwertsteueraufkommen 
enthält unser Änderungsantrag noch das Begehren, eine 
Selbstverpflichtung in Form eines Staatsvertrags anzustoßen, 
sowie die Aufforderung zur Entwicklung einer gemeinsamen 
baden-württembergischen Position aus dem CDU-Antrag und 
die Berichtsaufforderung aus dem grün-roten Antrag. 

Wir Liberalen sind der Auffassung, dass ein von allen Frakti-
onen im Landtag getragener Beschluss ein gutes und wichti-
ges Signal wäre, das der Landesregierung in den bevorstehen-
den Verhandlungen den Rücken stärken würde. Deshalb bitte 
ich Sie alle sehr herzlich um Zustimmung zum Änderungsan-
trag der FDP/DVP-Landtagsfraktion.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Frau Ministerin Bauer das Wort.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich 
freue mich darüber, dass wir uns hier im Haus fraktionsüber-
greifend einig sind. Keinem von uns ist daran gelegen, die 
Kompetenzen der Bundesländer zu beschneiden. Alle beken-
nen sich dazu, dass die Kompetenzen der Länder erfüllbar sein 
müssen. Alle wissen, dass wir gemeinsam – Bund und Län-
der – in der Verantwortung stehen, das Nötige zu tun, damit 
Wissenschaft und Bildung vorangebracht werden und finan-
ziell abgesichert sind. 

Differenzen gibt es lediglich bei der Frage, wie die Länder ih-
rer Verantwortung angemessen gerecht werden können. Es ist 
keine Überraschung, dass es in der Substanz um die Frage 
geht: Wo kommen die nötigen Mittel dafür her? 

Lassen Sie mich zum Thema Grundgesetzänderung noch ei-
nes voranstellen: Die Diskussion wird landauf, landab seit 
Langem geführt. Die ehemalige Bundesforschungsministerin 
Schavan hat sich positioniert und sich für die Abschaffung des 
Kooperationsverbots im Bereich der Hochschule verkämpft. 
Sie hatte dafür bekanntermaßen nicht die nötige Unterstüt-
zung. Auch für alle anderen Varianten von Grundgesetzände-
rungen, die im Raum stehen, gibt es nicht die erforderliche 
Zweitdrittelmehrheit. Das wissen alle. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: So sieht 
es aus!)

Politik besteht nicht darin, die Verhältnisse – klug oder weni-
ger klug – zu kommentieren, sondern darin, die nötigen und 
die möglichen Schritte zu gehen. Deswegen ist es richtig, dass 
wir pragmatisch bleiben und prüfen, wie wir jenseits der nicht 
vorhandenen Zweitdrittelmehrheiten die nötigen Schritte ge-
hen, um Bildung und Wissenschaft voranzubringen. 

Der politische Terminkalender für das Jahr 2013 ist allen be-
kannt: Zumindest auf kurze Sicht wird sich an den Konstella-
tionen in Bezug auf eine mögliche Verfassungsänderung 
nichts ändern. Deswegen bitte ich Sie, den Weg mitzugehen, 
pragmatisch zu sein und zu prüfen: Was kann man jenseits 
und unterhalb der Schwelle einer Verfassungsänderung in der 
Sache für unsere Schulen, für unsere Hochschulen, für die 
Forschung tun? 

Ich möchte betonen: Man kann, wenn man will, eine ganze 
Menge tun. Lassen Sie mich einmal beispielhaft für verschie-
dene Bereiche ausführen, was alles im Bereich Bildung und 
Hochschule für die gemeinsame Anstrengung von Bund und 
Ländern machbar ist. 

Im Bildungsbereich ist es insbesondere möglich, hinsichtlich 
des Ausbaus der Ganztagsschulen, der Inklusion und der früh-
kindlichen Bildung gemeinsame Projekte aufzusetzen.

Im Hochschulbereich lässt sich das Studienplatzangebot si-
chern, der Hochschulbau weiter absichern, lassen sich die Sa-
nierungsmaßnahmen finanzieren, und wir müssen die ange-
messene technische Ausstattung, die Ausstattung mit Infor-
mations- und Kommunikationstechnik gemeinsam schultern.

Die Föderalismusreform I hat die Kompetenzzuordnung ge-
klärt und die Kompetenzen der Länder in diesem Bereich ge-
stärkt. Sie hat allerdings nicht den zweiten Schritt getan und 
die Länder mit der entsprechenden Finanzkraft ausgestattet, 
um diesen Aufgaben allein nachkommen zu können. Deswe-
gen brauchen wir in diesem Bereich das gemeinsame finanzi-
elle Engagement von Bund und Ländern.

Lassen Sie mich ausführen, was im Bereich der Hochschulen 
möglich ist. 

Erstes Beispiel: Ausfinanzierung, Weiterfinanzierung des 
„Hochschulpakts 2020“. Ich werde mich direkt im Anschluss 
an diesen Tagesordnungspunkt auf den Weg nach Berlin ma-
chen, wo wir gemeinsam mit der Bundesforschungsministe-
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rin über genau dieses Paket verhandeln werden. Es geht dar-
um, die Ausfinanzierung des Hochschulpakts II vorzunehmen 
und anzudiskutieren, wie es in Richtung 2020 weitergeht.

Unsere Hochschulen brauchen in diesem Bereich dringend 
Planungssicherheit und sind darauf angewiesen, dass wir hier 
umgehend – Wahlkampf hin oder her – klar Schiff machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Zweites Beispiel: Hochschulbau. Die durch den Wegfall der Ge-
meinschaftsaufgabe Hochschulbau benötigten Kompensations-
mittel werden – so ist es vorgesehen – sukzessive zurückgefah-
ren. Die Bundesregierung hat kürzlich einen Antrag vorgelegt, 
für das Jahr 2014 und befristet auf dieses Jahr die Kompensati-
onsmittel für den Hochschulbau noch einmal aufrechtzuerhalten. 
Wir erwarten ein Entgegenkommen des Bundes, damit die Mit-
telhöhe nach oben korrigiert wird und mindestens 900 Millio-
nen € für diesen Bereich zur Verfügung gestellt werden. Wir er-
warten auch, dass die Gewährleistung dieser Mittel bis mindes-
tens 2019 verlängert wird. Das ist das zweite Beispiel.

Ein drittes Beispiel, das im Hochschulbereich möglich wäre, 
betrifft das BAföG. BAföG wird bekanntermaßen zu 65 % 
durch den Bund und zu 35 % durch die Länder finanziert. Es 
wäre möglich, die Finanzierung des BAföG komplett vom 
Bund übernehmen zu lassen. Aufseiten der Länder würden da-
durch etwa 1 Milliarde € pro Jahr frei. Diese Mittel könnten 
zweckgebunden – gern auch per Staatsvertrag – als weitere 
Mittel dem Hochschulbereich zur Verfügung gestellt werden. 

Ein weiteres Beispiel, das aufzeigt, was der Bund tun könnte, 
betrifft die Finanzierung von Overheadpauschalen im Bereich 
der Drittmittelforschung sowohl für die Forschungsprogram-
me des Bundes als auch die Forschungsprogramme der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft. Auch das ist eine Finanzie-
rungsmöglichkeit des Bundes, ohne dass eine Verfassungsän-
derung notwendig ist.

Lassen Sie mich ein paar Beispiele aus dem Schulbereich er-
wähnen. Im Schulbereich sind die Handlungsmöglichkeiten 
des Bundes zwar geringer,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

aber dennoch vorhanden. Schule und andere gesellschaftliche 
Handlungsbereiche sind zunehmend miteinander verflochten, 
sodass der Bund in den Bereichen, in denen er eine eigene Ge-
setzgebungskompetenz hat, eine schulnahe Förderung vorneh-
men kann. 

Lassen Sie mich das anhand der Beispiele öffentliche Fürsor-
ge, Sozialversicherung, Ausbildungshilfen, Gesundheit und 
außerschulische berufliche Bildung aufzeigen. All diese ge-
setzlichen Zuständigkeitsbereiche des Bundes greifen in den 
Schulbereich ein und ermöglichen es dem Bund, im Sinne der 
Schule tätig zu werden. Dies ist auch nach der Föderalismus-
reform I der Fall. 

Für diese Bereiche gibt es eine Kooperationsermächtigung, 
die es dem Bund ermöglicht, im Bereich des Ausbaus der 
Ganztagsschulen und im Bereich der Infrastrukturmaßnahmen 
aktiv zu werden, die nötig werden, wenn Schule den ganzen 
Tag über stattfindet. Dann müssen nicht nur eine Kantine oder 
eine Mensa ausgestattet werden. Dann braucht man auch an-
dere Aufenthaltsräume, Seminarräume, Arbeitsflächen und 

Lehrerzimmer, die die meisten Schulen heute nicht vorweisen 
können. 

Außerdem bieten sich Möglichkeiten durch den Ausbau der 
Schulsozialarbeit. Die Schulsozialarbeit ist ein wichtiges Be-
tätigungsfeld im präventiven Bereich. Dadurch kann der Bund 
bis hin zum Bereich des Personals tätig werden und so unse-
ren Ganztagsschulen helfen, das notwendige Personaltableau 
aufzustellen, das diese für einen guten Ganztagsschulbetrieb 
brauchen. 

Ein weiteres Betätigungsfeld betrifft den Bereich der Inklusi-
on. Wir werden unsere Schulen auf einem breiten Feld durch 
einen Ausbau der Barrierefreiheit ertüchtigen müssen. Ferner 
werden wir im Bereich der Eingliederungshilfe viele Mög-
lichkeiten brauchen, um Schulbegleiter, Schulassistenzen für 
Kinder mit Handicaps zur Verfügung zu stellen, die am Schul-
unterricht teilnehmen wollen. 

Auch in diesem Bereich hat der Bund die Möglichkeit, Fi-
nanzmittel zur Verfügung zu stellen – sowohl für Investitio-
nen im baulichen Bereich als auch im Bereich des Personals –, 
um die Schulen zu unterstützen. 

Das war ein kurzer Einblick in das breite Feld der Möglich-
keiten. 

Ich appelliere noch einmal an Sie über alle Fraktionsgrenzen 
hinweg: Die Debatte um eine mögliche Verfassungsänderung 
– wie auch immer man dazu stehen mag – darf uns nicht da-
von abhalten, schon heute die notwendigen Schritte zu gehen 
und die notwendigen Vereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern zu treffen, um konkrete Verbesserungen für Schulen, 
für Hochschulen und für die Wissenschaft auf den Weg zu 
bringen.

Ich erwarte und erhoffe mir Ihre tatkräftige Unterstützung 
auch im Hinblick auf die jeweiligen Fraktionen im Bundes-
tag und unsere Bundesparteien. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Frau Abg. Dr. Stolz das Wort.

Abg. Dr. Monika Stolz CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wer hat diese Gespensterdebatte angezet-
telt? Wen habe ich im Zusammenhang mit dem Kippen des 
Kooperationsverbots denn zitiert? Dabei habe ich doch die 
Kollegin Boser von den Grünen und Herrn Schmiedel zitiert. 
Wer hat diese Unsicherheit ins Spiel gebracht? 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Was für 
eine Unsicherheit? Wir finanzieren!)

Ich wäre froh, wenn im Zusammenhang mit dieser Gespens-
terdebatte von Ihrer Seite ganz klar gesagt würde, dass auch 
Sie eine Lockerung des Kooperationsverbots nicht wollen. 
Dann sind wir d’accord. Diese Debatte haben aber nicht wir 
angezettelt. 

Gleiches gilt für den Kollegen Rivoir. Wir können die Aufga-
ben natürlich nicht allein erfüllen. Dass diese Äußerung aus-
gerechnet von baden-württembergischer Seite kommt, wun-
dert mich nicht. 
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In einer neueren Schrift des Instituts der deutschen Wirtschaft 
heißt es in der Überschrift eines Artikels: „Drei kleine Sün-
der“. Darunter heißt es: „Viele Bundesländer sparen, aber drei 
kleine Sünderlein entwickeln ihre Haushalte in eine andere 
Richtung.“ Diese, nämlich Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz und Hessen, vergrößern ihr strukturelles Defizit. Alle 
anderen verringern ihr strukturelles Defizit. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Sind Sie 
gegen Hochschulausbau?)

Ausgerechnet Baden-Württemberg geht so vor. Dann ist na-
türlich klar, dass man sagt: Das Geld reicht uns hinten und 
vorn nicht.

Aber, lieber Kollege Rivoir, wir können und wollen die Sa-
che ganz pragmatisch und ganz unaufgeregt angehen. Dazu 
mache ich einen Vorschlag: Unterstützen Sie den Änderungs-
antrag der Fraktion der FDP/DVP, der wirklich vieles zusam-
menfasst, aber die Möglichkeit offenlässt, dass die Länder die 
Gestaltungshoheit in der Bildungspolitik, in der Schulpolitik 
behalten. 

Liebe Frau Ministerin, es gibt viele Bereiche, in die der Bund 
hineinregieren kann, bei denen er mitregieren kann. Aber wol-
len wir das? Wir wollen die Probleme der Inklusion und die-
se Angelegenheiten so lösen, wie es für Baden-Württemberg 
sinnvoll ist. Dass Sie jetzt schon „Geld für Inklusion“ rufen, 
obwohl Sie noch nicht einmal ein Inklusionskonzept vorle-
gen, ist auch ein bisschen vorschnell. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP – Abg. Claus Schmie-
del SPD: Das Konzept geht ja nur mit Geld! Was 

nützt denn ein Konzept ohne Geld?)

– Das Konzept geht zunächst einmal mit dem Willen zu einer 
eigenen Gestaltungshoheit. Wir sollten nicht den zweiten 
Schritt vor dem ersten tun. Ich schlage pragmatisch und un-
aufgeregt vor: Stimmen wir dem Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP/DVP zu!

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Nein! Dem von Grün-
Rot!)

Liebe Frau Ministerin – ich sehe Sie jetzt nicht mehr –, neh-
men Sie unser Angebot an, dass wir hier zusammenarbeiten 
und mit einer gemeinsamen Position gegenüber dem Bund 
agieren, aber unsere Gestaltungshoheit nicht leichtfertig auf-
geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kom-
men zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung der vorlie-
genden Anträge. 

Abschnitt I des Antrags Drucksache 15/2552 ist ein Berichts-
teil und kann für erledigt erklärt werden. – Sie stimmen zu.

Zu Abschnitt II dieses Antrags liegen der Änderungsantrag 
der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der SPD, Drucksache 
15/3182, sowie der Änderungsantrag der Fraktion der FDP/
DVP, Drucksache 15/3346, vor. 

Ich lasse zuerst über den Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP/DVP, Drucksache 15/3346, abstimmen. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist der Ände-
rungsantrag mehrheitlich abgelehnt.

Ich lasse nun über den Änderungsantrag der Fraktion GRÜ-
NE und der Fraktion der SPD, Drucksache 15/3182, abstim-
men. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD zu Abg. Dr. Timm Kern 
FDP/DVP: Jetzt können Sie ja zustimmen!)

Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 
dem Änderungsantrag mehrheitlich zugestimmt.

Die Abstimmung über Abschnitt II des Antrags der Fraktion 
der CDU, Drucksache 15/2552, hat sich durch die Annahme 
des Änderungsantrags der Fraktion GRÜNE und der Frakti-
on der SPD, Drucksache 15/3182, erledigt. 

Somit ist Punkt 5 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des In-
nenministeriums – Die Situation der Landesfeuerwehr-
schule Bruchsal – Drucksache 15/2672

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion.

Das Wort zur Begründung erteile ich Herrn Abg. Funk.

Abg. Thomas Funk SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion hat einen Antrag eingebracht, 
der sich mit der Feuerwehr befasst, weil in Kürze die Bauar-
beiten für eine neue Landesfeuerwehrschule am Standort 
Bruchsal anstehen. Dabei geht es nicht nur darum, in die Jah-
re gekommene Gebäude zu modernisieren und bessere Stan-
dards anzubieten, sondern es geht auch darum, Anreize für 
den Nachwuchs zu schaffen, angemessene Standards vorzu-
halten, die auch die Qualität der Ausbildung steigern, und da-
mit letztendlich auch ein Stück weit Wertschätzung für das 
Ehrenamt auszudrücken, das in unseren Hilfs- und Rettungs-
organisationen zum Ausdruck kommt.

Auf der Homepage der Landesfeuerwehrschule findet sich das 
Motto: „Wer sein Metier beherrschen will, muss es erlernen.“ 
Das gilt natürlich in besonderer Weise für diejenigen, die ret-
ten, bergen und löschen wollen. Idealismus allein genügt 
nicht; Idealismus genügte schon vor rund 150 Jahren nicht, 
als erstmals Vorschriften für die Ausbildung von Angehörigen 
der Feuerwehren erarbeitet wurden. Steigende Gefahrenpo-
tenziale und die damit verbundene Anpassung der Ausrüstung 
machten über die Grundausbildung hinaus auch Spezialaus-
bildungen erforderlich. Das war der Hintergrund für die Ent-
stehung solcher Feuerwehrschulen, von denen es seit den 
Zwanzigerjahren in Baden und Württemberg immerhin vier 
gab.

Nach der Gründung des Landes Baden-Württemberg hat man 
diese gemeinsamen Ausbildungsstandorte konzentriert und 
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Bruchsal zum Standort der Landesfeuerwehrschule Baden-
Württemberg erhoben. Die Gebäude und die Einrichtungen, 
die wir dort an zwei Standorten in Bruchsal vorfinden, erfül-
len nicht in allen Belangen den Standard, den man an moder-
ne Einrichtungen anlegen würde. Es sind überwiegend Ge-
bäude aus den Sechziger- und Siebzigerjahren. Daher hat man 
sich bereits 2009 entschlossen, hier einen Neubau vorzuse-
hen. Denn ein solcher Neubau stellt gegenüber einer Sanie-
rung und Modernisierung die wirtschaftlichere Lösung dar. 

Gleichzeitig wird mit dem Neubau die Landesfeuerwehrschu-
le um eine Akademie für Gefahrenabwehr erweitert. Diese soll 
eine interdisziplinäre Ausbildung von Führungskräften aus al-
len Bereichen des Bevölkerungsschutzes ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang haben wir dem Innenministerium 
im Rahmen unseres Antrags einen Fragenkatalog vorgelegt, 
für dessen umfangreiche Beantwortung, die Ihnen in der ent-
sprechenden Drucksache ebenfalls vorliegt, wir sehr dankbar 
sind. Aus dieser Stellungnahme ergibt sich, dass eine ganze 
Reihe weiterer Vorteile mit diesem Neubau sowie mit der 
Konzentration an einem Standort verknüpft sind. Wir errei-
chen eine ganze Reihe von wertvollen Synergieeffekten. So 
entfallen künftig für die Lehrgangsteilnehmer und Ausbilder 
zeitaufwendige Fahrten zwischen den beiden Standorten in 
Bruchsal, und Ausrüstungsgegenstände und Übungsobjekte 
müssen nur noch an einem Ort vorgehalten werden. 

Die Unterbringung der Lehrgangsteilnehmer wird insgesamt 
schon dadurch deutlich verbessert, dass die aus den Sechzi-
ger- und Siebzigerjahren stammende Unterbringung in Dop-
pelzimmern mit einer Dusche auf dem Flur nun einer zeitge-
mäßeren Lösung weichen wird. Künftig wird also eine spür-
bare Verbesserung der Standards gegeben sein, und zwar nicht 
nur bei den Unterkünften, sondern auch bei den Unterrichts-
räumen hinsichtlich Ausstattung und Größe. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Der Bedarf an Aus- und Fortbildung von Führungskräften 
steigt weiter. Nach wie vor werden Jahr für Jahr mehr als 
7 000 Feuerwehrangehörige in Bruchsal ausgebildet. Noch 
immer besteht dabei ein enormer Bedarf. Das dortige Ange-
bot hat sich bewährt; es wird stark nachgefragt. Weil bekannt-
lich Lernmotivation ganz entscheidend davon abhängt, dass 
sich die Lehrgangsteilnehmer vor Ort wohlfühlen, sollte die 
Landesfeuerwehrschule entsprechend attraktive Angebote ma-
chen. 

Es gibt aber noch weitere Gründe, die für den Neubau spre-
chen. Die Akademie für Gefahrenabwehr dient ja nicht nur 
der Feuerwehr; hier werden auch Angehörige der Rettungs-
dienste und der im Katastrophenschutz versammelten Orga-
nisationen sich gemeinsam fortbilden und für den Ernstfall 
vorbereiten und dabei voneinander lernen. Gleichzeitig soll 
eine stärkere Verzahnung mit der Wissenschaft erfolgen; ins-
besondere mit der Forschungsstelle für Brandschutztechnik 
am Karlsruher Institut für Technologie wird eine verstärkte 
Zusammenarbeit angestrebt, damit aktuelle Forschungsergeb-
nisse in die Ausbildung der Lehrgangsteilnehmer und somit 
in die Praxis einfließen. 

Ein weiterer Grund für die Notwendigkeit des Neubaus ist die 
damit verbundene Hoffnung, dass auch nach dem Wegfall der 

Wehrpflicht und im Zuge des demografischen Wandels der 
freiwillige Dienst bei den Feuerwehren im Land für engagier-
te Bürgerinnen und Bürger, die eine qualitativ hochwertige 
Ausbildung erwarten, weiterhin attraktiv ist und bleibt. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

In diesem Sinn halten nicht nur Grüne und Sozialdemokraten, 
sondern, so hoffe ich, auch Christdemokraten und Liberale die 
rund 40 Millionen € für gut angelegtes Geld, gut angelegt in 
die Gefahrenabwehr und in die öffentliche Sicherheit. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Die klatschen aber 
nicht! – Gegenruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger 

FDP/DVP: Ihr klatscht doch auch nicht!)

Ich denke, diese Maßnahme stellt einen weiteren Baustein dar, 
der zukünftig zu einem funktionierenden Gemeinwesen in Ba-
den-Württemberg beiträgt.

Ich danke der Regierung für ihre ausführliche Stellungnahme 
zu unserem Antrag, würde mir aber noch ein Wort des Minis-
ters dazu wünschen, 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein!)

bis wann die Feuerwehr in den Genuss dieser neuen Anlage 
kommt. Denn der zeitliche Ablauf wird in der Stellungnahme 
zum vorliegenden Antrag noch nicht genügend gewürdigt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP – Abg. 

Wolfgang Drexler SPD: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Epple das Wort. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Drei Sachen bleiben 
rot: Die Feuerwehr, der Weihnachtsmann und die 

SPD! – Vereinzelt Heiterkeit)

Abg. Konrad Epple CDU: Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen und Kollegen, meine Feuerwehrkameraden im Landtag, 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Zuruf: Ka-
meradinnen!)

sehr geehrte Damen und Herren! Die ehrenamtlich Tätigen 
bei den freiwilligen Feuerwehren und im Katastrophenschutz 
leisten mit hoher Professionalität und großem Engagement ei-
nen äußerst wertvollen Dienst am Menschen.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: So ist es!)

Ohne diese Kräfte wäre im Land der Brand- und Bevölke-
rungsschutz nicht denkbar und nicht aufrechtzuerhalten. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP)

Deshalb ist ihr Dienst unbezahlbar. Umso größer sind unser 
Dank und unsere Anerkennung gegenüber all denjenigen, die 
sich hier freiwillig oder beruflich engagieren. Das kann man 
nicht oft genug betonen. Hier sage ich für die CDU-Fraktion 
wieder: Herzlichen Dank!
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(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der SPD 
und der FDP/DVP – Abg. Wolfgang Drexler SPD: 

Sehr gut!)

– Kann man da nicht klatschen?

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Doch!)

Dass die Haupt- und Ehrenamtlichen ihren Dienst so profes-
sionell ausüben, liegt sicher auch an der guten Ausbildung an 
der Landesfeuerwehrschule. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau! – Staatssekre-
tär Jürgen Walter: Und am Innenminister!)

Deshalb unterstützen wir von der CDU den Neubau der Lan-
desfeuerwehrschule am Standort Im Wendelrot in Bruchsal 
ausdrücklich, zumal dieser unter unserem ehemaligen Innen-
minister Heribert Rech schon geplant wurde. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Thomas Blenke CDU: Das muss einmal 
gesagt werden! – Zuruf von der CDU: Genau! – Abg. 
Claus Schmiedel SPD: Ja, aber wir machen es!)

An der Landesfeuerwehrschule lernen Spezialisten, Führungs-
kräfte und Ausbilder mit modernsten Unterrichtsmethoden al-
les, was sie für ihren Dienst brauchen. Doch für eine hoch-
wertige Ausbildung bedarf es auch eines entsprechenden Um-
felds. Daher wird die Landesfeuerwehrschule an einem Stand-
ort zusammengeführt. Das ist günstiger, als den alten Haupt-
standort in einem Wohngebiet aufwendig zu sanieren. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

So können mit einem vertretbaren finanziellen Aufwand zeit-
gemäße und komfortable Unterkünfte für die Lehrgangsteil-
nehmer entstehen. 

(Zurufe von der SPD)

– Auch bei der Feuerwehr gibt es Angehörige. Das schließt 
Frauen und Männer ein.

(Staatssekretär Ingo Rust: „Teilnehmer“ haben Sie 
gesagt! – Zuruf: Es gibt auch Frauen bei der Feuer-
wehr! – Abg. Walter Heiler SPD: Kameradinnen!)

Auch die bisher notwendigen Transporte von Personal und 
Ausrüstung

(Abg. Helen Heberer SPD: Personalien!)

zwischen zwei Standorten fallen zukünftig weg. Außerdem 
werden Lehrsäle zur Verfügung stehen

(Abg. Walter Heiler SPD: „Lehrsälinnen“!)

die sich auf dem neuesten technischen Stand befinden. 

So entstehen durch die Zusammenlegung an einem Standort 
Synergieeffekte, die wir bei der Zusammenlegung von Wirt-
schafts- und Finanzministerium noch ein bisschen vermissen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Ulrich Goll FDP/DVP – Abg. Claus Schmiedel SPD: 

Das ist aber frech!)

– Ja, so ist es halt. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Erfreulicherweise – auch das muss berücksichtigt werden – 
übernehmen auch immer mehr Frauen bei der Feuerwehr Ver-
antwortung. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Jetzt sind wir beim 
Thema!)

Die Zeiten, als es noch „Frauen an den Herd“ hieß, sind vor-
bei. Heute heißt es wie auf diesem Plakat: „Frauen an den 
Brandherd“. 

(Der Redner hält ein Plakat hoch. – Heiterkeit)

Das ist eine Werbekampagne des Feuerwehrverbands.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Nicht von 
der CDU?)

– Nein. Aber sie könnte auch von uns kommen. 

(Heiterkeit – Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜ-
NE: Allerdings!)

Es muss aber auch bei der Ausstattung der Landesfeuerwehr-
schule berücksichtigt werden, dass sich erfreulicherweise im-
mer mehr Frauen bei der Feuerwehr engagieren.

(Beifall der Abg. Beate Böhlen GRÜNE)

Möglich müssen hier z. B. Maßnahmen sein, die auch eine 
kurzfristige Kinderbetreuung vorsehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Auch die Schaffung einer Akademie für Gefahrenabwehr ist 
zu begrüßen. Hier können die Führungskräfte der einzelnen 
Fachdienste im Bevölkerungsschutz gemeinschaftlich und in-
terdisziplinär ausgebildet werden. Das sorgt für eine bessere 
Vernetzung aller hier beteiligten Organisationen. 

Doch zur Finanzierung dieses Teils des Vorhabens habe ich 
noch eine Bitte. Eventuell entstehende Mehrkosten oder Be-
triebskosten einer solchen Akademie sollten nicht aus den all-
gemeinen Mitteln der Feuerschutzsteuer finanziert werden. 
Diese Steuer muss zweckgebunden und ausschließlich für die 
Gemeindefeuerwehren im Land genutzt werden. Auch Sie, 
Herr Minister, haben noch zu Oppositionszeiten Wert darauf 
gelegt, dass das Geld, das aus der Feuerschutzsteuer kommt, 
den Feuerwehren bei den Gemeinden zugutekommt. In Zei-
ten sprudelnder Einnahmen sollte es mit einer vernünftigen 
Finanzpolitik möglich sein, eventuell notwendige zusätzliche 
Mittel für die Akademie aus dem Haushalt zu entnehmen. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Für den 
Einheitsfeuerwehrmann!)

Vielleicht ergeben sich zukünftig auch noch Synergieeffekte 
im Doppelministerium und lassen sich noch ganz andere Lö-
cher stopfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Prima! – 
Abg. Wolfgang Drexler SPD: Für den Einheitsfeuer-

wehrmann! Das finde ich gut!)
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Filius das Wort.

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Schutz der Bevölkerung vor Katastrophen, egal, ob sie von 
Menschen oder von Naturereignissen verursacht sind, ist ei-
ne grundlegende staatliche Aufgabe. Das Rückgrat des Kata-
strophenschutzes bildet in Baden-Württemberg die Feuerwehr. 
Deren ehrenamtliche und hauptamtliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter leisten einen unschätzbaren Beitrag, für den ich 
mich an dieser Stelle ganz explizit bedanken möchte. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU, der SPD und der FDP/DVP)

Die Landespolitik steht in der Verpflichtung, dafür Sorge zu 
tragen, dass die Feuerwehrleute für diese Aufgabe entspre-
chend ausgebildet werden. Dafür ist die Landesfeuerwehr-
schule in Bruchsal zuständig. Seit 52 Jahren ist sie die einzi-
ge Feuerwehrschule im Land. Deshalb liegt in den Händen ih-
rer 41 Lehrkräfte ein Großteil der Sicherheit in unserem Land. 

Vom Kollegen Funk und auch vom Kollegen Epple ist schon 
darauf hingewiesen worden, dass die Räumlichkeiten der 
Schule abgewirtschaftet und in die Jahre gekommen sind und 
dass hier die baulichen Anforderungen nicht mehr der heuti-
gen Zeit entsprechen, was die Duschen und andere Bereiche 
angeht. 

Ich danke insbesondere den Kolleginnen und Kollegen der 
SPD, die uns mit dem vorgelegten Antrag die Möglichkeit ge-
geben haben, den Zustand, der in der Landesfeuerwehrschu-
le herrscht, näher zu beleuchten und klarzustellen, dass wir 
dann auch entsprechende Maßnahmen umsetzen, nämlich dass 
keine Sanierung durchgeführt, sondern ein Neubau errichtet 
wird.

Es ist sicherlich mehr als sinnvoll, die Aktivitäten der Schule 
zukünftig an einem Standort zusammenzuführen. Eine bloße 
Sanierung der Gebäude des sogenannten Stammsitzes am Bil-
dungszentrum Bruchsal wäre – das ist klar – überhaupt nicht 
zu rechtfertigen, sondern hier ist es einfach richtig, dies mit 
einem Neubau umzusetzen.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Richtig!)

Synergien – das wurde ebenfalls schon angesprochen – sind 
gegeben, auch unter dem Aspekt, dass hier jetzt auch die Aka-
demie für Gefahrenabwehr als ein wichtiger Baustein für die 
Risikovorsorge im Land integriert wird. Es gibt immer mehr 
Bündelungen und Verzahnungen, und die unterschiedlichen 
Profile sind miteinander zu verknüpfen. Das ist der richtige 
Weg. 

Von meinen Vorrednern wurde auch schon angesprochen, dass 
das Ehrenamt – das ist ja hier in den letzten Sitzungen auch 
immer wieder auf der Tagesordnung gewesen – von ganz we-
sentlicher Bedeutung ist, dass aber der Anteil der bei der Feu-
erwehr tätigen Frauen sowie der Migrantinnen und Migran-
ten, die sich dort engagieren, einfach noch nicht deren Bevöl-
kerungsanteil entspricht. Es gibt gute Ansätze, um dafür zu 
werben, dass sich mehr Frauen in der Feuerwehr engagieren. 
Aber ich möchte ganz besonders darauf hinweisen, dass wir 

auch, was die Migrantinnen und Migranten betrifft, entspre-
chende Fortschritte erreichen wollen. 

Auf die Familienverträglichkeit ist ebenfalls schon hingewie-
sen worden. Auch da ist man, hoffe ich, auf dem richtigen 
Weg. Ich würde es begrüßen, wenn Sie, Herr Innenminister 
Gall, jetzt schon erste Ergebnisse mitteilen könnten, wie dort 
der aktuelle Stand ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie Abgeord-
neten der CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich Herrn Professor Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es gab erst vor wenigen Tagen in 
Waiblingen den Fall, dass aus einem brennenden Hochhaus 
tatsächlich nicht in letzter Minute, sondern in letzter Sekun-
de Menschen gerettet werden konnten.

Wenn man die Debatte jetzt verfolgt hat, geht einem zwangs-
läufig durch den Kopf, dass diese Menschen vermutlich bzw. 
sicher nicht gerettet worden wären, wenn wir in Baden-Würt-
temberg nicht dieses sehr hohe Niveau hätten, was die Tätig-
keit und den Erfolg unserer Feuerwehr angeht.

Dieser Erfolg hängt natürlich auch mit einer sehr guten Aus-
bildung zusammen. Dafür haben wir die Landesfeuerwehr-
schule. Apropos, da stellt sich die Frage: Wer war denn schon 
einmal dort?

(Einige Abgeordnete melden sich. – Abg. Werner 
Raab CDU: Ich! Ich wohne dort!)

– Es waren Gott sei Dank schon viele da. Auch wir haben uns 
die Schule angeschaut. Man kann den Besuch dieser Einrich-
tung nur empfehlen. Es ist sehr eindrucksvoll, zu sehen, wie 
dort gerade die praktische Ausbildung läuft, und sich davon 
zu überzeugen, wie hoch das Niveau ist und wie glücklich wir 
auch mit diesem Niveau sein können. Ich finde es übrigens 
auch ausdrücklich gut, dass man hier die Entwicklung dieser 
Schule einmal anspricht. 

Die Pläne sind gut. Es ist mehrfach angesprochen worden: Sie 
stammen aus dem Jahr 2009. Dass sie umgesetzt werden, ist 
sehr erfreulich, auch wenn das natürlich erheblichen Aufwand 
bedeutet. Es wird dort einen Neubau geben. Es wird die Aka-
demie für Gefahrenabwehr geben, die über die Feuerwehr hi-
naus auch Mitarbeitern des Katastrophenschutzes und der Ret-
tungsdienste neue Möglichkeiten der Fortbildung bietet. Das 
ist eine wirklich gute Sache, die man nur begrüßen kann und 
die natürlich zu dieser hoch leistungsfähigen Organisation 
Feuerwehr beiträgt.

An dieser Stelle darf man ein Wort zum Thema Ehrenamt sa-
gen. Diese Organisation ist nun wirklich von ehrenamtlichem 
Engagement geprägt. Dabei muss man berücksichtigen, dass 
die Leistung der Feuerwehr weit über den eigentlichen Brand-
schutz hinausreicht. Ich denke hier an ihre Leistung für den 
sozialen Zusammenhalt in den Gemeinden sowie an die Aus-
bildung wichtiger Charaktereigenschaften gerade bei jungen 
Feuerwehrleuten. Das sind Charaktereigenschaften, die man 
überall brauchen kann. Deswegen ist es eine sinnvolle Maß-
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nahme, diese Schule in der vorgesehenen Weise zu erneuern, 
um das Niveau der Ausbildung noch weiter zu steigern. 

Bei der Feuerwehr in Baden-Württemberg möchte ich mich 
auch im Namen meiner Fraktion ganz herzlich für ihre Leis-
tungen bedanken.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU sowie der Abg. Anneke Graner SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Gall das Wort.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: In Uniform, 
hätte ich erwartet! – Abg. Thomas Blenke CDU: Jetzt 

ist er in seinem Element!)

Innenminister Reinhold Gall: Werte Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn Sie es gestatten, will ich den 
Dank, den Sie quer über alle Fraktionen hinweg in Richtung 
der Feuerwehren, der Angehörigen unserer Feuerwehren zum 
Ausdruck gebracht haben, aber auch den Dank an unsere Lan-
desfeuerwehrschule, an die Menschen, die dort seit Jahrzehn-
ten Garanten für die Qualität der Ausbildung sind, die Sie 
ebenfalls gewürdigt haben, stellvertretend für die Adressaten 
entgegennehmen und gleichzeitig zusagen, dass wir diesen 
Dank in geeigneter Form weitergeben werden – das ist über-
haupt keine Frage – an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Schule, aber auch an die Feuerwehren und an den Landes-
feuerwehrverband sowie die Kreisverbände unserer Feuer-
wehren. 

Ich will ausdrücklich ergänzen: Ich freue mich darüber, wenn 
Sie die Qualität der Ausbildung an unserer Landesfeuerwehr-
schule loben. Ich will jedoch darauf hinweisen, dass das, wo-
rauf Sie, Herr Professor Dr. Goll, am Schluss hingewiesen ha-
ben, natürlich nur dank denen geleistet werden kann, die die 
Ausbildung in unseren Feuerwehren außerhalb der Schule be-
treiben. Das, was an den Standorten durch Truppmann und 
Truppführer, durch die Ausbilder, durch technische Hilfeleis-
tungen geleistet wird, ist die Verzahnung dessen, was in un-
serem Land stattfindet – Landesaufgabe, Betrieb und Unter-
halt –, was inhaltlich an der Landesfeuerwehrschule gemacht 
wird, aber auch was in den Feuerwehren selbst oder in den 
übergeordneten Ausbildungseinheiten gemacht wird. Ganz 
herzlichen Dank dafür! Ich freue mich, dass hierüber große 
Einigkeit bei uns herrscht. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Meine Damen, meine Herren, vor dem Hintergrund, dass die 
Wertschätzung von allen Fraktionen getragen wird, kann ich 
natürlich bestätigen, dass, wie Herr Epple bereits gesagt hat, 
die Planung nicht erst seit einem Jahr oder zwei Jahren läuft. 
Vielmehr ist die Planung in Bezug auf die Erweiterung der 
Landesfeuerwehrschule und die Optimierung der Ausbil-
dungsmöglichkeiten ein Prozess, der seit vielen Jahren auf 
dem Weg ist. Wir waren uns erfreulicherweise in diesem Haus 
immer einig darüber. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Sehr gut!)

Nachdem untersucht worden war, ob es wirtschaftlich ist, in 
der gegenwärtigen Struktur die entsprechenden Innovationen 
vorzunehmen und die vorhandenen Einrichtungen

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

auf den Stand der heutigen Zeit zu bringen, oder ob man bes-
ser einen Neubau machen sollte, haben wir in großer Gemein-
samkeit Letzteres beschlossen. Deshalb herzlichen Dank für 
die nochmalige Unterstützung dieser Maßnahme. 

Die Gründe für den Neubau wurden schon genannt; sie liegen 
auf der Hand. Auch wenn sich beide Einrichtungen – eine am 
Berg und eine im Industriegebiet – in der Stadt Bruchsal be-
finden, ist viel Organisation notwendig, und der mehrmals täg-
lich stattfindende Pendelverkehr derer, die dort in Ausbildung 
sind, aber auch des Lehrpersonals ist umständlich und nimmt 
unnötigerweise Zeit in Anspruch, die besser für die Vermitt-
lung von Ausbildungsinhalten genutzt werden könnte. Dass 
die Bedingungen für diejenigen, die sich dort eine Woche und 
länger – manche sogar über viele Wochen hinweg – in Aus-
bildung befinden, der heutigen Zeit, dem 21. Jahrhundert, an-
gemessen sein müssen, steht auch außer Frage. 

Der Bau von 1959 wurde mehrmals erweitert und teilweise 
bis Ende der Siebzigerjahre modernisiert; er ist jedoch inzwi-
schen in die Jahre gekommen, sodass Handlungsbedarf be-
steht. Wir werden mit den neuen Räumlichkeiten insgesamt 
verbesserte Raumangebote für Aus- und Fortbildung haben. 
Die Anzahl der Lehrräume wird sich summarisch nicht erhö-
hen, aber die Möglichkeiten, die geboten sind, werden besser 
sein.

Deshalb ganz herzlichen Dank, dass wir dafür Ihre Unterstüt-
zung haben. Wir werden dadurch die Bedingungen für eine 
effektive Aus- und Fortbildung verbessern; denn – das haben 
Sie richtigerweise bestätigt – die Ausbildung an diesem Stand-
ort ist eine unverzichtbare Voraussetzung für wichtige Tätig-
keiten im Dienste der Menschen in unserem Land. 

Ich freue mich, dass die Menschen im Land dies ebenfalls so 
sehen. Die Angehörigen unserer Feuerwehren erhalten näm-
lich immer wieder Bestnoten bei der Beurteilung ihrer Tätig-
keit. Das hat für mich als Politiker den Vorteil, dass,

(Abg. Thomas Blenke CDU: Sie kriegen zwei No-
ten!)

wenn ich als Feuerwehrmann Bestnoten und als Politiker et-
was schlechtere Noten erhalte, jedenfalls ein guter Mittelwert 
herauskommt. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das verfälscht Ihr eige-
nes Ergebnis aber ein bisschen!)

– Nein, Herr Kollege Blenke. Da befinden wir uns in dersel-
ben misslichen Lage. Das will ich ausdrücklich erwähnen.

Deshalb ist dieser Neubau ein ganz wichtiges Zeichen für die 
Angehörigen unserer Feuerwehren. Ich denke, er gibt der 
Wertschätzung für die Arbeit, die in den Reihen der Feuer-
wehren geleistet wird, Ausdruck.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ein Wort zum 
Thema „Erweiterung um eine Akademie für Gefahrenabwehr“ 
verlieren. Das haben wir bereits in den zurückliegenden Jah-
ren diskutiert. Seitens der SPD haben wir schon zu Oppositi-
onszeiten einen entsprechenden Antrag eingebracht. Die Lan-
desregierung bzw. mein geschätzter Vorgänger, Herr Rech, 
hatte dies – jedenfalls zu diesem Zeitpunkt – noch nicht für 
entscheidungsreif gehalten. Aber auf jeden Fall gab es die An-
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sage, dass man gesprächsbereit sei, dass aber noch ein gewis-
ses Maß an inhaltlicher Vorarbeit erforderlich sei. Die haben 
wir zwischenzeitlich erledigt. Ich habe eben Ihrem Redebei-
trag, Herr Epple, entnehmen können, dass auch Sie dieser Er-
weiterung um eine Akademie für Gefahrenabwehr positiv ge-
genüberstehen und diese nachhaltig unterstützen.

Die Gründe für diese Erweiterung – über die ich mich freue; 
das ist völlig klar, weil ich sie als sinnvoll erachte – sind, den-
ke ich, hinlänglich bekannt. Die Feuerwehren übernehmen 
heutzutage nicht nur Aufgaben der örtlichen Gefahrenabwehr, 
sondern spielen auch im Bereich des Katastrophenschutzes – 
ich denke, ich kann das sagen, ohne dass ich eine andere Or-
ganisation benachteiligen oder hintanstellen möchte – eine 
ganz wichtige Rolle. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir noch stärker als in der Ver-
gangenheit mit den anderen Einheiten zusammenarbeiten. Da-
her beabsichtigen wir, Führungskräfte aller im Katastrophen-
schutz tätigen Organisationen gemeinsam dort auszubilden 
und Seminare anzubieten.

Herr Epple, was die Kosten hierfür betrifft, möchte ich Sie 
einfach dafür sensibilisieren, dass die Einnahmen aus der Feu-
erschutzsteuer nicht ausschließlich und vollumfänglich dafür 
gedacht sind, die örtlichen Feuerwehren und Kommunen zu 
unterstützen.

(Abg. Konrad Epple CDU: Die Kommunen!)

Es sollte unstrittig sein, dass das Land seine eigenen Aufga-
ben nach dem Feuerwehrgesetz finanziert, z. B. den Betrieb 
einer Landesfeuerwehrschule, der jetzt ergänzt wird durch den 
Bereich der Akademie für Gefahrenabwehr. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Da sind wir uns einig!)

Nur um Ihnen einen Überblick zu vermitteln, meine Damen 
und Herren: Es wird hierfür keine eigene Gebäudestruktur 
oder Ähnliches geben, sondern wir reden hier nach heutigem 
Stand von etwa drei Büros. Dass die Lehrsäle und Seminar-
räume multifunktional genutzt werden, liegt auf der Hand. Da-
für werden keine eigenen Baumaßnahmen erforderlich sein. 

Wenn wir das Konzept vollumfänglich diskutiert und darüber 
entschieden haben, dann werden wir auch über eine Kosten-
beteiligung anderer Träger sprechen müssen. Deshalb ist 
durchaus auch daran zu denken, dass Mittel aus dem Haus-
haltsposten für Katastrophenschutz verwendet werden, um 
entsprechende Kosten zu tragen. Aber, wie ich bereits ange-
deutet habe, wird das letztendlich sehr überschaubar sein. 

Ich halte die interdisziplinäre Aus- und Fortbildung wirklich 
für unabdingbar, um für die Gefahrensituationen der Zukunft 
ausreichend gut gerüstet zu sein. Die Verzahnung mit den be-
teiligten Stellen, u. a. auch mit den Katastrophenschutzbehör-
den in unserem Land, wird, denke ich, deutschlandweit wie-
der einmal Vorbild sein. Das vertiefte Wissen, das dort erwor-
ben werden kann, die Fähigkeiten, das Einsatzpotenzial der 
einzelnen Einheiten – sowohl was das Personal als auch was 
die Gerätschaft anbelangt – werden die Einheiten in die Lage 
versetzen, im Ernstfall äußerst effizient und – obwohl über-
wiegend ehrenamtlich tätig – hoch professionell arbeiten zu 
können. Die Behördenstrukturen werden wir mit einbinden. 
Die angesprochene Verzahnung mit der Forschung wird dazu 

beitragen, dass wir über bestimmte Entwicklungen mehr Wis-
sen erhalten und dieses in Ausbildungsinhalte einfließen las-
sen können.

Es wird – wie Kollege Funk bereits ausgeführt hat – an eine 
sehr enge Verzahnung zu der im Karlsruher KIT beheimate-
ten Forschungsstelle für Brandschutztechnik gedacht. Es lohnt 
sich übrigens nicht nur, die Landesfeuerwehrschule zu besu-
chen, sondern es lohnt sich auch, wenn Sie einmal beim KIT 
in Karlsruhe sind, sich über die Forschungsstelle für Brand-
schutztechnik kundig zu machen. Dann wird auch deutlich, 
warum wir an der Verzahnung mit der Forschungsstelle für 
Brandschutztechnik hohes Interesse haben.

Herr Kollege Funk, zu Ihrer Frage zu den Zeiträumen: Mit 
Verlaub, das war im Antrag nicht gefragt und wurde daher 
auch nicht beantwortet. Aber ich nehme dazu natürlich gern 
Stellung. Wir befinden uns in der intensiven Planung. Wir sind 
auch im Zeitplan, wobei insbesondere wir als politisch Ver-
antwortliche hinsichtlich der Baumaßnahmen und der Vorpla-
nung immer ein bisschen vorsichtig sein sollten. Die Zeitpla-
nung sieht vor, dass Ende 2016, aber spätestens Anfang 2017 
der Spatenstich erfolgen kann. Wir haben die feste Absicht, 
dass die ersten Einrichtungen Mitte des Jahres 2016 fertigge-
stellt sein sollen. Insgesamt sind drei Bauabschnitte geplant. 
Spätestens Anfang 2017 soll die neue Schule in der von uns 
angedachten Struktur in Betrieb gehen. 

Eine letzte Bemerkung zum Stichwort Finanzierung: Mit En-
de des Doppelhaushalts 2013/2014 werden wir 29 Millionen € 
von den angesprochenen 36 bzw. 37 Millionen € Baukosten 
und etwa 4 Millionen € Ausrüstungskosten finanziert haben. 
Die weitere Finanzierung wird den Haushalten 2015 und 2016 
vorbehalten sein. 

In diesem Sinn möchte ich mich ausdrücklich noch einmal 
ganz herzlich für diese Diskussion und für die Stellungnah-
men bedanken, die Sie zu unseren Feuerwehren und zur Lan-
desfeuerwehrschule abgegeben haben. 

(Vereinzelt Beifall)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Zimmermann?

Innenminister Reinhold Gall: Ja.

Abg. Karl Zimmermann CDU: Herr Minister, das wird ei-
ne Schlussfrage. – Danke schön für die Ausführungen. Ich 
denke, was die Kompetenz der Feuerwehr und die fraktions-
übergreifende Unterstützung der Feuerwehr anbelangt, sind 
wir uns einig. 

Ich hätte noch eine Frage – über das hinausgehend, was heu-
te auf der Tagesordnung steht –: Wissen Sie, ob die Aufhe-
bung der Wehrpflicht sich negativ auf das Interesse der Jugend 
für die Feuerwehr ausgewirkt hat? Das wäre schade. Können 
Sie da Zahlen oder Tendenzen nennen? 

Innenminister Reinhold Gall: Herr Kollege Zimmermann, 
wenn Sie es mir gestatten, möchte ich mehr vor dem Hinter-
grund meiner Feuerwehrtätigkeit antworten und nicht so sehr 
als Minister. Denn Zahlen hierzu kenne ich noch nicht. 

Ich nehme wahr, dass der Zustrom derer, die schon 18 oder 
19 Jahre alt sind, in Feuerwehren – aber auch in andere Ein-



3944

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 65. Sitzung – Donnerstag, 11. April 2013
(Minister Reinhold Gall) 

richtungen wie THW oder Rettungsdienste – nachgelassen 
hat, weil keine Notwendigkeit mehr besteht, Ersatzdienst zu 
leisten. Darauf habe ich immer wieder hingewiesen. Der da-
malige Ersatzdienst hat – dies gilt jedenfalls für die Feuer-
wehren – dazu geführt, dass 90 % derer, die keinen Wehr-
dienst, sondern im Bereich der Feuerwehr Ersatzdienst leis-
ten wollten, anschließend bei den Feuerwehren geblieben sind, 
weil die Tätigkeit in diesen Jahren ihnen nahegebracht hat, 
dass es sich lohnt, sich für das Gemeinwesen einzusetzen, und 
es ein hohes Maß an Identität schaffen kann, sich mit anderen 
gemeinsam für eine Sache einzusetzen. 

Wir spüren diese Entwicklung noch nicht, weil die Wehrpflicht 
noch nicht sehr lange ausgesetzt ist. Aber es wird unisono bei 
allen Einrichtungen so gesehen. Wir müssen uns deshalb noch 
mehr als in der Vergangenheit bemühen, den Nachwuchs di-
rekt aus der Jugendarbeit zu rekrutieren. Denn die sogenann-
ten Quereinsteiger, insbesondere durch Wehrersatzdienst, wer-
den weniger sein als in der Vergangenheit. 

(Abg. Thomas Blenke CDU zu Grünen und SPD: 
Klatscht einmal für euren Minister! – Beifall bei Ab-
geordneten aller Fraktionen – Abg. Winfried Mack 

CDU: Jetzt sind sie aufgewacht!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen zur 
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des Antrags Druck-
sache 15/2672. Der Antrag ist ein reiner Berichtsantrag und 
kann für erledigt erklärt werden. – Sie stimmen zu. 

Somit haben wir den Tagesordnungspunkt 7 erledigt.

Heute Morgen hat der Herr Präsident schon bekannt gegeben, 
dass Tagesordnungspunkt 8 abgesetzt worden ist. 

Ich rufe nun also Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Fraktion der FDP/DVP und Antwort 
der Landesregierung – Expertise des Bildungsforschers 
Prof. Dr. Klaus Klemm für die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) zu den „Auswirkungen der de-
mografischen Entwicklung auf den Lehrkräftebedarf all-
gemein bildender Schulen in Baden-Württemberg“ – 
Drucksache 15/2402

Hierzu rufe ich den Antrag der Fraktion der FDP/DVP, Druck-
sache 15/3347, und den Antrag der Fraktion GRÜNE und der 
Fraktion der SPD, Drucksache 15/3351, mit auf. 

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion, wobei gestaf-
felte Redezeiten gelten, und für das Schlusswort der die Gro-
ße Anfrage stellenden Fraktion eine Redezeit von fünf Minu-
ten festgelegt. 

Für die Begründung erteile ich Herrn Abg. Dr. Kern das Wort.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

Wir werden die Qualität im Bildungswesen spürbar ver-
bessern. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Man mag es aus heutiger Sicht schon fast nicht mehr für mög-
lich halten, aber dieser Satz findet sich tatsächlich im grün-
roten Koalitionsvertrag auf Seite 3. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Das machen wir 
auch! – Zuruf des Abg. Alfred Winkler SPD)

Seit die Koalitionspartner diese sehr selbstbewusste Aussage 
getroffen haben, hat sich viel getan. Während die damalige 
Kultusministerin noch ganz fest davon überzeugt war, dass 
nach Jahrzehnten des „Bildungskaputtsparens“ in Baden-
Württemberg mit der grün-roten Regierung ein neues, natür-
lich viel besseres Zeitalter für die Bildung begonnen hat, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja! Mit viel mehr 
Geld!)

kündigte der Ministerpräsident quasi aus dem Off die Strei-
chung von 11 600 Lehrerstellen an. Die Rechnung schien ein-
fach. Eine Berechnung aus der Zeit der christlich-liberalen 
Landesregierung hatte eine Zahl von 8 055 Lehrerstellen er-
geben, die als demografische Rendite durch die zurückgehen-
den Schülerzahlen wegfallen könnten. 

(Zuruf des Abg. Alfred Winkler SPD)

Zu den 8 055 Stellen hat man dann noch die 3 500 Stellen da-
zugerechnet, welche die christlich-liberale Klassenteilersen-
kung von 33 auf 30 „gekostet“ hätte.

(Zuruf des Abg. Alfred Winkler SPD)

Man war nämlich bei Grün-Rot nach der Landtagswahl auf 
einmal der Meinung, alles, was mit dem Klassenteiler zusam-
menhänge, sei gar nicht mehr so wichtig. Vor der Wahl hatte 
man da noch anders gesprochen und abgestimmt. „Sei’s drum, 
was interessiert mich mein Geschwätz von vor der Wahl?“ 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Man muss sich bei all dem aber die Frage stellen: Was ist 
schlimmer: dass Grün-Rot zuerst den Bildungsaufbruch ver-
sprochen hat und nun den Bildungsabbruch betreibt, oder dass 
man bei einem so fundamental bedeutsamen Anliegen wie der 
Lehrerversorgung eine derart über den Daumen gepeilte gi-
gantische Milchmädchenrechnung aufmacht?

Die Milchmädchenrechnung hat unmittelbare Folgen, wie wir 
auch gestern in der Regierungsbefragung zur Unterrichtsver-
sorgung hören konnten.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sie wa-
ren doch gar nicht da!)

Das Entlastungskontingent wird um 14 % gekürzt. Das heißt 
im Klartext: Alles, was über den Pflichtunterricht hinausgeht, 
ist infrage gestellt und findet zukünftig nicht mehr statt – ob 
das die Betreuung des Computerraums, die Technik AG oder 
die Theater AG ist, also alles, was Minister Stoch gestern mit 
„nice to have“ gemeint hat. An den Gymnasien fallen die An-
rechnungsstunden für die Beratungslehrer weg, und die Bud-
gets für die Hausaufgabenbetreuung werden gestrichen. 

(Glocke der Präsidentin)
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Beratungslehrertätigkeit und Hausaufgabenbetreuung sind 
meines Erachtens aber weit mehr als „nice to have“. Sie ma-
chen ganz wesentlich die Qualität des schulischen Angebots 
aus. 

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Käppeler?

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Nein, ich muss jetzt durch-
kommen.

(Lachen bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Vereinzelt Beifall – Zuruf der Abg. Beate Böhlen 

GRÜNE)

Jedenfalls geschieht dies alles zur Finanzierung der 1 000 in 
diesem Jahr – von den insgesamt 11 600 – zu streichenden 
Stellen, wie uns der Minister gestern mitgeteilt hat. Ich inter-
pretiere die Aussagen folgendermaßen:

Erstens werden wir in den Folgejahren mit weiteren erhebli-
chen Einschnitten und Kürzungen rechnen müssen.

Zweitens: Die Streichung der 11 600 Stellen refinanziert sich 
eben nicht von selbst aus der sogenannten demografischen 
Rendite; sonst wären ja nicht darüber hinausgehende Strei-
chungen nötig. 

Die GEW hat geahnt, dass die Rechnung der Landesregierung 
nicht aufgehen kann. Die Gewerkschaft hat seinerzeit den Bil-
dungswissenschaftler Professor Klemm beauftragt, zu berech-
nen, was die Vorhaben zum Bildungsausbau im Koalitions-
vertrag ausmachen und was dies, verrechnet mit der demogra-
fischen Rendite, ergibt. 

Auf dieser Grundlage entstand die vorliegende Große Anfra-
ge. Vonseiten der FDP/DVP gingen wir in einer Schätzung da-
von aus, dass die tatsächliche demografische Rendite eher bei 
der Hälfte von 11 600 Stellen, also ungefähr bei 6 000 Stel-
len, liegt.

Irgendwie muss es dann den Grünen aber schon gedämmert 
haben. Nachdem die FDP/DVP-Landtagsfraktion einen An-
trag zur Ermittlung des Lehrerstellenbedarfs unter Einrech-
nung der wichtigen Vorhaben Ganztagsschulausbau, Inklusi-
onsangebote und Verbesserung der Unterrichtsversorgung ge-
stellt hat, haben überraschend auch die Grünen am 2. Dezem-
ber letzten Jahres auf ihrem Landesparteitag so ziemlich ge-
nau dasselbe beschlossen. Ich zitiere: 

Trotzdem bereitet gerade die praktische Umsetzung un-
seres Koalitionsvertrages an vielen Stellen weitreichen-
de Probleme. Konkret werden die grüne Landtagsfrakti-
on und die Landesregierung aufgefordert, das KM zu be-
auftragen, den möglichst genauen Ressourcenbedarf der 
Vorhaben des Koalitionsvertrages zu ermitteln. Bünd-
nis 90/Die Grünen Baden-Württemberg fordern die grün-
rote Landesregierung auf, weitreichende Sparmaßnah-
men im Bildungsbereich zurückzustellen, bis fundiertes 
Zahlenmaterial vorliegt und die damit verknüpften stra-
tegischen Entscheidungen diskutiert und getroffen sind. 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Leider haben Sie seinerzeit den Antrag der FDP/DVP in den 
Haushaltsberatungen trotz des Parteitagsbeschlusses der Grü-
nen abgelehnt. Sie erhalten aber heute sozusagen eine zweite 
Chance. Wir schlagen Ihnen vor, dass Folgendes bei der Be-
darfsrechnung berücksichtigt wird: erstens, mit dem Ziel ei-
ner ausreichenden Unterrichtsversorgung, die Aufstockung 
der Krankheitsreserve auf 2,5 % bis 2016 sowie der vollstän-
dige Abbau der sogenannten Überstundenbugwelle; zweitens, 
auch durch Verankerung der Ganztagsschule im Schulgesetz, 
bis 2016 die Möglichkeit für alle Schulen, auf eigenen Wunsch 
Ganztagsschule zu werden; drittens bis 2016 ein inklusives 
Angebot für mindestens ein Drittel der Schülerinnen und 
Schüler der Primarstufe und der Sekundarstufe I mit diagnos-
tiziertem sonderpädagogischen Förderbedarf. Über diese Aus-
bauziele herrscht in diesem Haus im Grunde Konsens. Wir 
würden uns deshalb über die Zustimmung zur unserem An-
trag freuen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Wacker das Wort. 

Abg. Georg Wacker CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal bin ich der 
FDP/DVP sehr dankbar, dass sie diese Große Anfrage gestellt 
und damit wichtige Fragen aufgeworfen hat, die uns vor dem 
Hintergrund der Qualitätsentwicklung an unseren Schulen in-
teressieren. Im Mittelpunkt dieser Fragen steht die Ressour-
cenplanung, die die wichtigste Voraussetzung dafür ist, eine 
vernünftige Bildungspolitik gestalten zu können. 

Die Auskünfte der Landesregierung sind teilweise durchaus 
aufschlussreich. Interessant ist dabei – das möchte ich an die-
ser Stelle ganz deutlich zum Ausdruck bringen –, dass durch 
eine Aussage der Landesregierung in der Beantwortung end-
lich mit der Legende der sogenannten Erblast im Bildungsbe-
reich aufgeräumt wird. In der Antwort auf Frage 1 heißt es – 
Zitat –: 

Entsprechend der politischen Festlegungen wurden die 
Ressourcengewinne aus dem Schülerrückgang von 
2003/04 bis 2012/13 nahezu vollständig im Bildungssys-
tem belassen und konnten so bereits für bildungspoliti-
sche Maßnahmen und zur Verbesserung der Unterrichts-
versorgung genutzt werden.

Ich weiß genau, dass die Rednerinnen bzw. Redner der Regie-
rungsfraktionen nachher damit kommen werden, man könne 
angeblich deswegen nichts umsetzen, weil man eine Erblast 
der früheren Landesregierung abzutragen habe. Meine Damen 
und Herren, schauen Sie sich dieses Zitat einmal genau an. 
Was hätten Sie als frühere Oppositionsparteien getan, wenn 
wir bereits in der vergangenen Legislaturperiode die k.w.-Stel-
len gestrichen hätten und große Lücken in der Unterrichtsver-
sorgung hinterlassen hätten? Sie wären die Ersten gewesen, 
die auf die Straße gegangen wären und dagegen demonstriert 
hätten.

(Beifall bei der CDU)

Dabei konnten wir viele Maßnahmen finanzieren, die außer-
ordentlich wichtig waren und heute noch wichtig sind. Dies 
betrifft die Senkung des Klassenteilers, eine solide Unter-
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richtsversorgung, Fortbildungsmaßnahmen für Führungskräf-
te, Beförderungsämter für Hauptschullehrkräfte usw. Das wa-
ren alles wichtige Maßnahmen, die dem Bildungssystem heu-
te noch zugutekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Es findet sich eine weitere interessante Aussage in der Ant-
wort der Landesregierung. Wir begrüßen durchaus, dass zum 
ersten Mal sehr konkret eine demografische Rendite bis zum 
Schuljahr 2015/2016 beziffert wurde. Es wird „eine demogra-
fische Rendite von rund 4 300 Deputaten brutto erwartet“. So 
steht es in der Antwort der Landesregierung.

Jetzt wissen wir, welche Ressourcen tatsächlich im System 
verbleiben. Jetzt wissen wir, wofür man diese Ressourcen ein-
setzen kann. 

Jetzt fragen wir – Kollege Dr. Kern hat bereits die richtigen 
Fragen gestellt –: Was geschieht denn jetzt mit der Unter-
richtsversorgung? Wie viele Ressourcen brauchen Sie, um die 
Unterrichtsversorgung sicherzustellen? Wie sieht es mit dem 
Ausbau der Ganztagsschulen aus? Wie sieht es mit dem Aus-
bau der Inklusion aus? 

Um weitere Beispiele aus dem Bauchladen Ihrer Koalitions-
vereinbarung zu zitieren: Ausbau des Ethikunterrichts, weite-
re Kooperationsstunde für Grundschulen usw. 

Meine Damen und Herren, jetzt sind Sie an der Reihe, end-
lich ein Bedarfsdeckungskonzept auf den Tisch zu legen, da-
mit wir vernünftig darüber diskutieren können, was für die 
Weiterentwicklung unseres Bildungssystems tatsächlich höchs-
te Priorität hat. Dazu haben Sie bisher aber nichts gesagt. Herr 
Minister, jetzt ist es an der Zeit, dass Sie diesbezüglich end-
lich die Karten auf den Tisch legen.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir den Beschlussantrag 
der FDP/DVP und werden ihn unterstützen, lieber Herr Kol-
lege Dr. Kern. In ihm werden ganz klare Ziele formuliert, die 
Sie von Grün-Rot in der vergangenen Legislaturperiode, als 
Sie in der Opposition waren, bei jeder Gelegenheit und bei je-
der bildungspolitischen Debatte gebetsmühlenartig wieder-
holt haben. Jetzt folgen die Umsetzungsschritte. Deswegen 
weist dieser Antrag der FDP/DVP genau in die richtige Rich-
tung. 

Meine Damen und Herren, Sie haben bisher nur die Perspek-
tive für den Ausbau der Gemeinschaftsschule aufgezeigt. Wir 
wissen, dass die Ressourcenausstattung der Gemeinschafts-
schulen um 50 % höher liegt als die Ressourcenausstattung 
der anderen allgemeinbildenden Schulen. Das lässt sich nach-
weisen. Also ist ganz klar, dass die Gemeinschaftsschulen bes-
sergestellt werden. Dies wird wegen der Ressourcenentwick-
lung und des sogenannten Abbaupfads, den Sie beschrieben 
haben, ganz klar und nachweislich zu Benachteiligungen an-
derer Schularten führen.

Jetzt kann ich das Thema „Regionale Schulentwicklung“ doch 
nicht übergehen, auch wenn wir hier gestern ausführlich dar-
über gesprochen haben. Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: 
Sie lassen sich bei diesem Thema viel Zeit, Herr Minister, Sie 
lassen sich sogar sehr viel Zeit. Die kommunalen Landesver-

bände wissen ja auch noch nicht, was Sie mit der regionalen 
Schulentwicklung wollen. Sie versuchen nur mit wolkigen, 
wachsweichen Ausführungen, Ziele zu formulieren, die nicht 
angreifbar sind. Konkrete Aussagen haben Sie bisher nicht 
formuliert. 

Was wollen Sie? Da gibt es im Grunde drei Möglichkeiten. 
Wir bitten Sie einfach, hier die Karten auf den Tisch zu legen. 
Entweder Sie wollen mit der regionalen Schulentwicklung ei-
nen konsensualen Prozess in die Wege leiten, bei dem alle Ent-
wicklungsperspektiven aller Schularten mit berücksichtigt 
werden – wenn Sie diesen Weg einschlagen, sagen wir Ihnen 
unsere konstruktive Mitarbeit zu –, oder – wir haben eher den 
Verdacht, dass es dies ist, was Sie wollen – Sie brauchen die 
regionale Schulentwicklung, um die Rahmenbedingungen so 
zu gestalten, dass die Gemeinschaftsschulen gegenüber den 
anderen Schularten bevorzugt werden, oder Sie brauchen die 
regionale Schulentwicklung, um am Ende kleine Schulen 
dichtzumachen, damit Sie Ressourcen erwirtschaften, die Sie 
für den Ausbau der Gemeinschaftsschulen brauchen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Was wollen Sie, Herr Minister? Formulieren Sie nicht nur in 
einer freundlichen Art und Weise Dinge, die nicht verständ-
lich sind. Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: Herr Minister, 
sprechen Sie bitte nicht schnell, aber reden Sie dafür Klartext. 
Legen Sie die Karten auf den Tisch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Poreski das Wort.

Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Anlass der heutigen Debatte ist 
eine aus unserer Sicht sehr ungewöhnliche FDP/DVP-Anfra-
ge. Sie basiert auf einer seriösen Quelle, sie stellt vernünftige 
Fragen, und sie liefert auch eine nachvollziehbare Begrün-
dung.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Zu Ihrer mündlichen Begründung der Anfrage komme ich 
noch, aber zur schriftlichen Anfrage jedenfalls passt die Ant-
wort der Landesregierung. Die Methodik von Professor 
Klemm ist plausibel. Doch er konnte – das hat er selbst ge-
sagt – im Rahmen der von ihm selbst so benannten kleinen 
Studie einige Punkte nur anreißen, andere nur abschätzen, 
wieder andere überhaupt nicht einbeziehen. So musste Pro-
fessor Klemm mit Schätzungen arbeiten, weil er die öffentli-
chen Schulen nicht von den privaten Schulen abgrenzen konn-
te. Er konnte auch nicht einbeziehen, welche Effekte eine re-
gionale Schulentwicklungsplanung haben wird. Das ist aber 
ganz entscheidend; denn dazu ist festzuhalten, dass wir heu-
te nicht weniger, sondern genauso viele Lehrerinnen und Leh-
rer wie vor zwei Jahren haben. In Relation zur geschrumpf-
ten Schülerschaft haben wir sogar etwa 4 000 bis 5 000 Lehr-
kräfte mehr. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das spüren wir täg-
lich!)

– Dazu komme ich gleich. – Dennoch ist die Versorgung vor 
Ort nicht besser geworden, sondern an einigen Stellen sogar 
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knapper. Das liegt daran, dass wir aufgrund der demografi-
schen Entwicklung immer mehr Kleinstklassen und Schul
standorte haben, die eigenständig nicht überlebensfähig sind. 
Das liegt auch daran, dass wir einen Organisationserlass über-
nommen haben – das Kultusministerium überarbeitet ihn ge-
rade –, der diese Effekte verschärft und zum Teil eine völlig 
unsinnige Ressourcenverteilung erzeugt.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ist die Betreuungs-
dichte zu hoch?)

Nehmen wir beispielsweise die Förderschulen. Da werden die 
Lehrerinnen und Lehrer nicht nach der Zahl der Schülerinnen 
und Schüler, sondern nach der Zahl der Grundschülerinnen 
und Grundschüler im Einzugsbereich zugewiesen. Von denen 
wird dann einfach ein Prozentsatz an Förderschülern ange-
nommen, unabhängig davon, ob es die entsprechenden Schü-
lerinnen und Schüler überhaupt gibt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ist dort die Betreu-
ungsdichte zu hoch? Was wollen Sie damit sagen?)

Allein im Umkreis von 30 km von meinem Wohnort führt das 
dazu, dass Förderschulen vergleichbarer Größe eine Lehrkräf-
teausstattung erhalten, die sich um mehr als den Faktor 2 un-
terscheidet. Bei gleich vielen Schülern gibt es also doppelt so 
viele oder halb so viele Lehrer. Das ist völlig unsinnig. 

Deshalb hat Professor Klemm natürlich nicht unrecht, wenn 
er sagt, dass die Inklusion an den Regelschulen eine angemes-
sene Ressourcenausstattung erfordert. Aber es darf sicherlich 
nicht nur draufgesattelt werden, sondern es muss erst einmal 
genau hingeschaut werden. Wir haben zwar eine reale Knapp-
heit, doch die beruht auch auf unsinnigen Strukturen und Ver-
teilungsmustern. Diese müssen wir zunächst in den Blick neh-
men. 

Die grün-rote Landesregierung bekennt sich nicht nur zur 
Haushaltskonsolidierung, sondern auch zur bedarfsgerechten 
Ressourcenausstattung. Deshalb hat die Landesregierung in 
der Beantwortung der Großen Anfrage einige Punkte klarge-
stellt, die ich gern hervorhebe, nämlich dass Prognosen not-
wendig sind, um planen zu können, aber dass es ebenso not-
wendig ist, die Prognosen an die jeweils aktuellen Entwick-
lungen anzupassen, beispielsweise an die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler. 

Deren Zahl sinkt, aber nicht so stark, wie bisher vom Statis-
tischen Landesamt oder vom Rechnungshof angenommen. 
Der Ressourcenbedarf wird auch abhängig davon sein, wie 
schnell die Inklusion im Schulsystem voranschreitet. Wir wer-
den hierfür das Wunsch- und Wahlrecht verwirklichen; wir 
werden aber nicht planwirtschaftlich vorgeben, wie viele El-
tern sich wann und in welcher Geschwindigkeit für welches 
Angebot entscheiden. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Deshalb ist auch der scheinbar so förderliche Entschließungs-
antrag der FDP/DVP in diesem Punkt kontraproduktiv. Denn 
Sie arbeiten mit einer Quote von einem Drittel, die aber an 
manchen Orten noch lange nicht erreicht ist, während sie an 
anderen Orten schon längst überschritten wurde. Wir wollen 
dies also tatsächlich dem Wunsch- und Wahlrecht überlassen. 

Bei Kindern mit Körperbehinderung – um noch ein anderes 
Beispiel zu nennen – bedarf es je nach Einzelfall teilweise 
aber auch gar keiner zusätzlichen Lehrkräfte in den Regel-
schulen, sondern möglicherweise nur einer Schulbegleitung. 
Dafür sind dann aber nicht die Schulen, sondern die Kreise 
und die kreisfreien Städte zuständig. Es geht also auch bei der 
Inklusion darum, organische Entwicklungen zu fördern und 
zu begleiten und die Maßnahmen dann dem Bedarf entspre-
chend dynamisch anzupassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Das ist ein bisschen arg abs-

trakt, was Sie sagen!)

Im Gegensatz zu Ihrem Entschließungsantrag arbeiten wir 
nicht mit planwirtschaftlichen Vorgaben, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Mit Schöngeist ar-
beiten Sie, Kollege Poreski!)

sondern wir werden die Prozesse ermöglichen und das Wunsch- 
und Wahlrecht entsprechend umsetzen. 

Zugleich muss das Parlament über die Mittelverwendung auf 
dem Laufenden gehalten werden. Deshalb hat der Finanzaus-
schuss völlig zu Recht eine Berichterstattung über die Be-
darfsentwicklung bei den Lehrerstellen beschlossen. 

Es gibt also viele Punkte, über die sich eine sachliche und in-
tensive Auseinandersetzung lohnt. Die Klemm-Studie bietet 
dafür eine Grundlage. 

Sie von der Opposition können sich bei dieser Gelegenheit die 
Frage stellen, ob Sie wirklich noch behaupten wollen – das 
haben Sie gerade wieder getan –, die Gemeinschaftsschulen 
würden anderen Schultypen massiv Ressourcen wegnehmen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja, das tun sie!)

Hier, in der Klemm-Studie, haben Sie die Zahlen dazu. Wenn 
Sie lesen und rechnen können, dann müssen Sie zugeben: Der 
Mehrbedarf der Gemeinschaftsschulen liegt in dieser Legis-
laturperiode bei maximal 200 Stellen im ganzen Land. 

(Widerspruch des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

– Das steht da drin. – Das sind insgesamt weniger als 0,3 % 
aller Lehrerstellen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Klassen mit 16 
Schülern!)

Darin sind die Zusatzbedarfe für die von uns allen, auch von 
Ihnen, gewollte Ganztagsbetreuung schon enthalten. 

Es gibt also keine seriöse Grundlage für die Kampagne, die 
Sie hier seit Jahren fahren. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Leider hat die Opposition 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Einzügige Klassen 
mit 16 Schülern!)

auch heute nicht der Versuchung widerstanden, wertvolle Sub-
stanz zu billiger Munition für Schnellschüsse zu verarbeiten 
und – um im Bild zu bleiben – Gold in Blei zu verwandeln, 
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polemischen Pulverdampf zu verbreiten und eine Menge 
Blech zu reden. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie sind aber sehr 
abstrakt! Werden Sie mal konkreter! – Abg. Dr. Timm 

Kern FDP/DVP: Das ist nicht sehr sachlich!)

Das bringt Ihnen nichts. Davon werden wir alle nicht reicher, 
und unsere Kinder werden davon nicht klüger. – Lautstärke 
hilft Ihnen auch nicht. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ich bin doch gar 
nicht laut, Kollege Poreski! Ich kann ganz anders!)

Deshalb appellieren wir an Sie – ich muss das entsprechend 
kommentieren dürfen –: Setzen wir gemeinsam – auch Sie ha-
ben etwas davon, auch wenn Sie das gern verbergen – unse-
ren Sachverstand dafür ein, dass unser Bildungssystem zu-
kunftssicher wird. Dafür haben wir alle Chancen, aber wir ha-
ben eben auch allen Grund dazu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das schicke ich 
an alle Schulen in meinem Wahlkreis, was Sie gesagt 
haben! Das ist ein guter Aufsatz, ein Aufsatz auf ho-

hem Niveau!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei. 

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Bei dem Gutachten und bei der Fra-
gestellung, die die FDP/DVP hierzu aufgeworfen hat, ging es 
im Grunde zunächst um die Frage: Ist das Gutachten belast-
bar? Da haben wir die Rückmeldung bekommen: Es gibt zwar 
andere Parameteransätze, aber im Wesentlichen haben die 
Zahlen in der Tat die richtige Tendenz. 

Übrigens ist an dieser Stelle bemerkenswert – es ist ja ein 
GEW-Gutachten –, dass auch die Klemm-Studie nicht ver-
neint, dass, je nachdem, wie man die Zahlen liest, ein Einspar-
potenzial vorhanden ist. Es geht um 826 bis 2 012 Lehrerstel-
len, die – das besagt auch das Klemm-Gutachten – aufgrund 
der demografischen Entwicklung eingespart werden können. 

Aber mit der zweiten Frage wird natürlich der Finger in die 
Wunde gelegt. In der Tat haben wir im Koalitionsvertrag ei-
ne ganze Reihe von Maßnahmen definiert, die wir umsetzen 
wollen. Inwiefern ist jedoch angesichts der aktuellen Finanz-
situation eine Umsetzung möglich? Man merkt dem Koaliti-
onsvertrag dabei in der Tat auch an, dass er vor dem Kassen-
sturz 2012 verfasst wurde. 

Herr Wacker, ich finde es bemerkenswert – Sie haben Ihre Pro-
gnosefähigkeiten wieder einmal unter Beweis gestellt –, wie 
sowohl die Kollegen der FDP/DVP als auch die Kollegen der 
CDU sich hier vorn hinstellen und sagen, wir kämen sowieso 
immer wieder mit der alten Leier. Die „alte Leier“ können Sie 
haben. Insbesondere für die Damen und Herren auf der Zu-
schauertribüne können wir uns gern noch einmal in Erinne-
rung rufen, wie sich die Situation darstellt: Für das Programm 
„Singen – Bewegen – Sprechen“ sind von Ihrer Seite aus 22,2 
Millionen € nicht finanziert; für die Umsetzung der Empfeh-

lungen der Enquetekommission „Fit fürs Leben“ sind 23 Mil-
lionen € nicht finanziert, für die Umsetzung der Empfehlun-
gen des Sonderausschusses „Amoklauf“ sind 31 Millionen € 
nicht finanziert, für die Pädagogischen Assistenten sind 
60 Millionen € nicht finanziert. Darüber hinaus ist seit nun-
mehr drei Monaten die Klassenteilersenkung nicht finanziert. 

Meinen Sie denn, wir gehen jetzt – – 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie wollten doch 
25 haben!)

– Herr Röhm, Sie haben Maßnahmen im Umfang von über 
226 Millionen € beschlossen und nicht nachhaltig finanziert. 
Heute stellen Sie sich hin und sagen: „Uns fehlen die Gelder.“ 
Das sind im Grunde die Löcher, die Sie uns hinterlassen ha-
ben. Das wollen Sie einfach nicht zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie selbst haben 
wesentlich mehr gefordert, als Sie umgesetzt haben!)

Der Kollege der FDP/DVP hat heute Morgen in der Debatte 
schöne Bilder hochgehalten. 

(Der Redner hält ein Schaubild hoch. – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Sie wollten 25!)

Das hier bereitet mir noch viel mehr Sorgen. Hier sehen Sie 
die Zahl der Pensionärinnen und Pensionäre im Land. Inner-
halb von 20 Jahren hat sich ihre Anzahl verdoppelt. Sie haben 
im Hinblick auf die Pensionsverpflichtungen 70 Milliarden € 
nicht zurückgestellt, die uns heute wie ein Klotz am Bein hän-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des Abg. 
Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Vor diesem Hintergrund finde ich es sehr bemerkenswert, was 
wir in den letzten zwei Jahren geleistet haben. Wir haben 
4 000 Lehrerstellen im System belassen. Wir haben die Kin-
derbetreuung ausgebaut. Wir haben die Schulsozialarbeit aus-
gebaut. Wir haben die Sprachförderung neu aufgestellt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie kürzen Stun-
den ohne Ende!)

Wir haben die verbindliche Grundschulempfehlung abge-
schafft und damit dem Elternwillen stattgegeben. Wir haben 
die Gemeinschaftsschule – ein extrem wichtiges Reformpro-
jekt gerade für den ländlichen Raum, aber auch für die Stadt, 
ein hochinteressantes pädagogisches Konzept – auf den Weg 
gebracht. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Geradezu lächer-
lich!)

Wir haben den Schulversuch G 9 gestartet. Wir haben durch 
den Ausbau der Krankheitsvertretung die Unterrichtsversor-
gung gesichert; das haben Sie sträflich vernachlässigt. Wir wa-
ren diejenigen, die zweimal 200 Stellen in diesem Bereich ge-
schaffen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)



	 3949

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 65. Sitzung – Donnerstag, 11. April 2013
(Dr. Stefan Fulst-Blei) 

Wir waren auch diejenigen, die das Thema „Gute Arbeit“ in 
diesem Land ernst genommen haben, indem wir die Stellen 
der Pädagogischen Assistentinnen und Assistenten entfristet 
haben. Wir haben die Studiengebühren abgeschafft. Wir ha-
ben an den Realschulen Poolstunden eingeführt. Wir sind in 
der Privatschulfinanzierung vorangekommen. 

Was wollen Sie denn eigentlich? Das ist eine eindrucksvolle 
Bilanz, die diese Regierung für die letzten zwei Jahre vorzu-
weisen hat. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das spürt man an 
den Schulen jeden Tag! – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Deshalb musste Ihre Kultusministerin zurück-
treten! – Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/

DVP)

Wir merken auch, dass wir die weiteren Maßnahmen – – Auch 
wir hätten sehr gern viel schneller in wesentlichen Punkten 
Marksteine gesetzt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Aber die Haushaltslage ist so, wie wir sie nach dem Regie-
rungswechsel vorgefunden haben. Das heißt für uns: Wir wer-
den zum einen Prioritäten setzen müssen, wir werden auch 
manches zeitlich strecken müssen. Das ist überhaupt keine 
Frage. Aber wir haben gleichzeitig auch Wege eingeleitet – – 

(Glocke der Präsidentin)

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Heute bitte keine Zwischen-
frage, wenn es geht, weil ich kaum höre. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Heute nicht.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wir können lauter 
reden! – Abg. Dr. Dietrich Birk CDU: Deshalb schrei-

en Sie so?)

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Das nächste Mal gern. Ich 
habe heute Hörprobleme; das ist von der Konzentration her 
extrem schwierig. 

Wir haben zum anderen Reformmaßnahmen auf den Weg ge-
bracht. Ich gebe Ihnen recht, dass wir mit der regionalen 
Schulentwicklung dringend auf den Markt müssen. Da liegen 
wir sozusagen in den letzten Zügen. Im Bereich der Inklusi-
on sind wir bei der Auswertung der Modellregionen. Herr Po-
reski hat einiges dazu ausgeführt. Was die Ganztagsschulent-
wicklung angeht, befinden wir uns zurzeit in einem deutlichen 
Dialog mit den Kommunen. 

Wir haben heute Morgen auch das Thema Gelder angespro-
chen und die Frage, inwiefern der Bund eingreifen sollte, weil 
es hier um eine Investitionssumme geht, die das Land, gera-
de was die Inklusion, aber auch was die Ganztagsschulen be-
trifft, vor extreme Herausforderungen stellt. 

Deswegen – das unterscheidet uns von Ihnen – ärgert mich 
der Antrag der FDP/DVP nach dem Motto: „Wir haben zwar 
die ganze Zeit nichts gemacht, wir haben einen Haufen Schul-
den hinterlassen, aber jetzt verlangen wir von euch, dass ihr 

alles vorgestern und bis 2016 erledigt.“ Wir sind auf dem Weg, 
Herr Dr. Kern. Wir müssen jetzt schauen, dass wir das Ganze 
auch finanziell darstellen; denn Bildungspolitik machen wir 
für unsere Kinder. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Donnerwetter!)

Wir wollen die Kinder nämlich für ihre Zukunft stark machen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Wir wollen ihnen ihre Zukunft nicht nehmen, indem wir eine 
Politik betreiben, wie Sie es getan haben, und indem wir sie 
durch einen Riesenschuldenberg so nachhaltig strangulieren, 
dass sie nicht mehr gestaltungsfähig sind. 

(Zuruf des Abg. Alfred Winkler SPD)

Wir werden Baden-Württemberg auf Kurs halten. Wir werden 
das Bildungssystem in Baden-Württemberg Stück für Stück 
gerechter machen. 

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Stoch das Wort. 

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es er-
staunt mich immer wieder, dass ausgerechnet dann, wenn es 
um die Bildungspolitik geht, wenn es also um die Zukunft un-
seres Landes und die Zukunft unserer Kinder geht, hier eine 
Atmosphäre herrscht, bei der man den Eindruck hat, der eine 
oder andere hätte heute Morgen rohes Fleisch zum Frühstück 
gehabt. 

(Lachen der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU – 
Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Uns geht es um die 

Kinder!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, ich glaube, es wäre wirklich gut, wenn wir in 
bildungspolitischen Debatten zukünftig, auch was die Außen-
wirkung dieses Parlaments angeht, eine sachlichere und auch 
eine ehrlichere Debatte führen würden. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Da haben 
Sie reichlich Nachholbedarf!)

– Sie sind genau der richtige Zwischenrufer an dieser Stelle. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Abg. Dr. Timm 
Kern FDP/DVP: Deshalb der Einstieg mit dem rohen 

Fleisch!)

Vieles von dem, was wir uns wünschen würden, was wir po-
litisch für richtig erachten und was wir auch im Koalitions-
vertrag verankert haben – das wissen wir, das wissen aber 
auch Sie –, ist nicht kurzfristig umzusetzen, sondern das sind 
Entwicklungsprozesse, wobei ich aber glaube, dass die Re-
gierung die richtigen Marksteine gesetzt hat. 

Wir wissen alle, dass die allgemeine Haushaltslage, vor allem 
die, die die Landesregierung im Sommer 2011 vorgefunden 
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hat, tief greifende und schmerzhafte Einsparungen unumgäng-
lich macht. Das gilt auch für den Bereich des Kultusministe-
riums. Als Kultusminister hätte ich mir natürlich gewünscht, 
eine andere Ressourcenlage vorzufinden, als ich sie vorgefun-
den habe. Die Lage ist aber, wie sie ist. 

Deshalb müssen wir in den nächsten beiden Jahren die im 
Haushalt bereits eingeplanten 1 000 bzw. 1 200 Lehrerstellen 
abbauen. Erste Einschnitte mussten wir den Schulen, den Leh-
rerinnen und Lehrern im Land schon zumuten. Es ist nicht 
leichtgefallen, beispielsweise Kürzungen im allgemeinen Ent-
lastungskontingent vorzunehmen. 

Aber, Herr Kollege Dr. Kern, ich darf schon ganz deutlich auf 
eines hinweisen: Wenn wir, wie wir es getan haben, im ver-
gangenen Jahr die Krankheitsvertretungsreserve – ich habe es 
gestern bereits an dieser Stelle ausgeführt – um 200 Deputa-
te aufgestockt haben und in diesem Jahr den gleichen Schritt 
vorhaben, dann machen wir genau das, was für uns vorrangi-
ges Ziel ist, nämlich im Sinne unserer Kinder die Unterrichts-
versorgung zu sichern. 

Wenn Sie heute über die geringfügige Kürzung des Entlas-
tungskontingents um 14 % sprechen, sage ich Ihnen deswe-
gen: Dem steht ein Gegenwert von 230 Deputaten gegenüber. 
Aber ich halte es für weitaus ehrlicher, wenn wir den Schritt 
gehen, die Krankheitsvertretungsreserve entsprechend auszu-
bauen und damit die Unterrichtsversorgung zu sichern, als 
wenn wir dies wie in der Vergangenheit beispielsweise mit 
Bugwellenstunden, sprich Überstunden, die die anderen Leh-
rerinnen und Lehrer leisten und für die sie kein Entgelt be-
kommen, machen. Das ist nicht ehrlich, das ist nicht korrekt 
gegenüber den Beschäftigten, nicht korrekt gegenüber den 
Lehrerinnen und Lehrern. Deswegen appelliere ich an Sie, 
wieder mit mehr Ehrlichkeit in diese Debatten zu gehen.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wie wir ebenfalls alle wissen, gehören zur Beschreibung der 
Lage nicht nur die von Ihnen beklagten Einsparungen. Zur 
Beschreibung der Lage gehören auch die Vorbelastungen, die 
wir vorgefunden haben. In der Tat sind mehr als 8 000 k.w.-
Vermerke mit den Stimmen von CDU und FDP/DVP in die 
Landeshaushalte aufgenommen worden. Es war nicht die 
grün-rote Landesregierung, die mit mehr als 3  500 nicht 
durchfinanzierten Stellen die Qualitätsoffensive Bildung auf-
gesetzt hat. 

Ganz ehrlich, Herr Kollege Dr. Kern: Manche Formulierun-
gen sind schon an der Grenze der Peinlichkeit, etwa wenn Sie 
von einer „christlich-liberalen Klassenteilersenkung“ spre-
chen. Es tut mir leid: Da fängt es an, wirklich auch rhetorisch 
absurd zu werden. 

Es war auch nicht diese Landesregierung, die für die Pädago-
gischen Assistenten keine Stellen, sondern nur befristete Ver-
träge vorgesehen hat. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Sie wollten gar 
keine!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die unumgänglichen 
Einsparungen – ich habe es bereits erwähnt – dürfen dabei 
nicht – da sind wir beim Bedarfsdeckungskonzept – zulasten 

der Unterrichtsversorgung gehen. Wir unternehmen daher er-
hebliche Anstrengungen, damit dies nicht geschieht. Ich habe 
bereits den Ausbau der Krankheitsvertretungsreserve ange-
sprochen. Wenn Sie dazuhin noch feststellen – was auch im 
Haushalt steht –, dass wir einen Fonds von 65 Millionen € für 
Krankheitsvertretungsmittel angesetzt haben, dann wissen Sie 
sehr gut, dass die Regierungspräsidien durch diesen Schritt 
erstmals auch Sicherheit über das Volumen haben, das zur Ver-
fügung steht, um bei Unterrichtsausfall tatsächlich reagieren 
zu können. 

Wenn ich in Ihrem Antrag lese, dass Sie jetzt die Landesre-
gierung auffordern, die Krankheitsvertretungsreserve bis 2016 
auf 2,5 % aufzustocken, dann weise ich Sie jetzt einfach ein-
mal auf etwas hin: Als wir diese Landesregierung übernom-
men haben, lag Baden-Württemberg, was die Krankheitsver-
tretungsreserve angeht, auf dem letzten Platz in Deutschland. 

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Ja!)

Bei 1 266 Deputaten für die fest installierte Krankheitsvertre-
tungsreserve können Sie bei Weitem nicht einmal den Bedarf 
an Vertretung decken, der durch Schwangerschaften und lang 
andauernde Erkrankungen zu Beginn eines jeden Schuljahrs 
anfällt. Das bedeutet, Sie hatten eine Krankheitsvertretungsre-
serve, die bei Weitem nicht ausgereicht hat. Deswegen muss-
ten Sie aus dem Ergänzungsbereich und aus den anderen Res-
sourcenbereichen Mittel abziehen, um überhaupt nur die Un-
terrichtsversorgung zu sichern. Ich glaube, es ist nicht ehrlich, 
wenn Sie sich bei der Hinterlassenschaft, die Sie uns in die 
Bücher geschrieben haben, jetzt hinstellen und eine Anhebung 
auf 2,5 % bis 2016 fordern.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Ich kann Ihnen dazu sagen – allein einmal rechnerisch –: Wir 
haben die Reserve im vergangenen Jahr um 200 Deputate aus-
gebaut. Wir wollen die Reserve im laufenden Jahr um weite-
re 200 Deputate ausbauen. Damit sind wir noch nicht weit ge-
nug. Aber wir haben – zusätzlich mit den Mitteln in Höhe von 
65 Millionen €, die wir zur Verfügung haben; weitere 10 Mil-
lionen € stehen ebenfalls im Haushalt – insgesamt einen Pro-
zentsatz, der uns zuversichtlich ins neue Schuljahr gehen lässt. 
Das ist ein Unterschied zu der Zeit, in der Sie Regierungsver-
antwortung hatten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die zurückgehenden 
Schülerzahlen sind natürlich auch ein Anlass, darüber nach-
zudenken, ob und gegebenenfalls an welcher Stelle Einspa-
rungen möglich sind. Aber die Einsparungen stehen bei der 
Politik der Landesregierung nicht im Vordergrund. Teil dieser 
Ehrlichkeit, zu der ich Sie auffordere, ist auch, dass wir in die-
sem Zusammenhang über die Qualität von Bildung sprechen. 

Wenn wir jetzt eine regionale Schulentwicklung angehen, die 
im Übrigen mit den kommunalen Landesverbänden gemein-
sam ausgearbeitet wird – mir ist es ein großes Anliegen, dass 
die kommunalen Landesverbände da mit im Boot sind –, dann 
wird auch die Größe von Schulen eine Rolle spielen. Denn 
wenn Sie ein gewisses pädagogisches Profil abbilden wollen, 
brauchen Sie auch gewisse Größen in der Schullandschaft. 
Herr Kollege Röhm, ich sage ganz offen – Herr Kollege Wa-
cker, Sie haben es vorhin erwähnt –: Dann dürfen wir – das 
gehört zu dieser Ehrlichkeit dazu – den Menschen in diesem 
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Land nicht vorgaukeln, dass jeder Schulstandort gehalten wer-
den kann.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Sie wissen, wie die Entwicklung in den letzten Jahren war. In 
den letzten Jahren gab es ein mehr oder weniger dem Zufall 
überlassenes Sterben von Schulstandorten. Wir haben heute – 
ich nenne Ihnen einfach einmal die Zahl – bei ca. 860 Werk
realschulen, die wir noch im Land Baden-Württemberg ha-
ben, für das kommende Schuljahr bereits die erschreckend 
große Zahl von 126 weiteren Schulen, die keine fünfte Klas-
se mehr bilden können bzw. die wahrscheinlich auch nicht 
mehr durch Bildung von Kombiklassen oder Ähnliches eine 
Zukunftsperspektive haben. 

Dies muss für uns alle bedeuten, dass wir gemeinsam in ei-
nem moderierten, konsensualen Verfahren – Herr Kollege Wa-
cker hat es angesprochen – die zukunftsträchtigen Schulstand-
orte finden, dort die richtigen pädagogischen Konzepte um-
setzen und die bestehenden Schulstrukturen so weiterentwi-
ckeln, dass sie zukunftsfähig sind, den jungen Menschen in 
diesem Land auch gute Zukunftschancen bieten und den El-
tern das Vertrauen geben, dass sie in diesen Schulen ein gutes 
Angebot für ihre Kinder vorfinden.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Des Weiteren – nicht, dass hier ein schräges Bild entsteht –: 
Wir sparen nicht nur, sondern wir investieren dort, wo es not-
wendig ist und wo in der Vergangenheit wichtige Investitio-
nen unterlassen wurden. Wir investieren in den Bildungsauf-
bruch. Seit der Übernahme der Regierungsverantwortung – 
Kollege Fulst-Blei hat es gerade sehr ausführlich dargelegt – 
wurden bereits wichtige Verbesserungen vorgenommen bzw. 
auf den Weg gebracht.

Als Beispiele nenne ich die massiven Verbesserungen in der 
frühkindlichen Bildung, den Pakt mit den Kommunen, die 
Einführung der Gemeinschaftsschulen, die Weiterbeschäfti-
gung der Pädagogischen Assistenten an Grund-, Haupt- und 
Werkrealschulen, und zwar in entfristeten Arbeitsverhältnis-
sen, die Einführung eines Pools von 1,5 Wochenstunden je 
Zug an Realschulen für Maßnahmen zur Differenzierung und 
Förderung – in Ihrer Regierungszeit hatten Sie für die Real-
schulen, was diese Herausforderungen angeht, nie etwas üb-
rig –,

(Abg. Georg Wacker CDU: Klassenteiler!)

die Erhöhung der Poolstunden an Gymnasien auf elf Stunden, 
den weiteren Ausbau der beruflichen Gymnasien und die Er-
höhung der Zuschüsse an Schulen in freier Trägerschaft. Dies 
sind neben den schon genannten Anstrengungen zur Siche-
rung der Unterrichtsversorgung nur einige der Maßnahmen, 
in die wir nicht unerhebliche Ressourcen investiert haben. In 
vielen Bereichen sind wir – ich glaube, das können alle Men-
schen in diesem Land feststellen – im Vergleich zu dem, was 
die CDU-geführten Landesregierungen in knapp einem hal-
ben Jahrhundert geschafft haben, nach nicht einmal zwei Jah-
ren in der Regierungsverantwortung schon weiter gekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der methodische An-
satz von Professor Klemm ist ganz überwiegend richtig. Kol-
lege Fulst-Blei hat es bereits ausgeführt. Die Landesregierung 
nimmt die Expertise von Professor Klemm natürlich als wert-
volle Anregung entgegen, will aber nicht in allen Punkten sei-
nen Folgerungen nachkommen. In manchen Bereichen stimmt 
eben die Einschätzung nicht, vor allem wenn es um die Ein-
beziehung der privaten Schullandschaft geht. 

Die Expertise kommt zu dem Ergebnis, dass die demografi-
sche Rendite zu großen Teilen benötigt wird, um beispiels-
weise den Ausbau der Gemeinschaftsschulen zu finanzieren. 
Die Expertise arbeitet, was die Bedarfe betrifft, mit Annah-
men, von denen heute noch niemand sagen kann, ob sie in die-
ser Höhe eintreten werden oder nicht. Nur ein Teil der hier re-
levanten Faktoren kann durch die Landesregierung gesteuert 
werden. Vieles hängt von den Entscheidungen der Schulträ-
ger, vor allem aber auch von denen der Eltern ab. Bei man-
chen von Professor Klemm zugrunde gelegten Parametern 
muss man auch das eine oder andere Fragezeichen machen, 
beispielsweise bei der von ihm errechneten Bruttostellenfrei-
setzung und dem sich daraus ableitenden Nettorenditewert.

Ich möchte Sie aber am Ende dieses doch langen Plenartags 
nicht mit weiteren Details langweilen. In der Summe bleibt 
jedoch festzuhalten, dass die Landesregierung Stellen abbau-
en, die Unterrichtsversorgung sichern und den Bildungsauf-
bruch ermöglichen kann – nicht ohne jeden Abstrich, wie ich 
einräume, aber es ist nicht die Quadratur des Kreises, die wir 
in der gleichzeitigen Verfolgung aller drei Ziele versuchen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie können davon 
ausgehen und es auch an den Maßnahmen, die wir in den ver-
gangenen zwei Jahren bereits eingeleitet haben, ablesen: Wir 
wollen eine gute, zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der 
Bildungslandschaft in Baden-Württemberg, wir wollen gute 
Bildungsangebote für die Kinder in diesem Land, und wir 
wollen damit auch die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Ba-
den-Württemberg sichern. Ich glaube, wenn wir unseren Weg 
konsequent weitergehen, werden wir dieses Ziel auch errei-
chen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Minister, gestatten 
Sie noch eine Abschlussfrage des Herrn Abg. Röhm?

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: Ja-
wohl.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Herr Minister, ich erken-
ne Ihr Bemühen, den Pflichtunterricht sicherzustellen. Das ist 
ein übergeordnetes Ziel, dem alles andere untergeordnet wird. 
Notfalls wird auch gekürzt. 

Ihre Amtsvorgängerin hatte ein ziemlich schwieriges Verhält-
nis zu Bugwellenstunden. Jetzt möchte ich von Ihnen gern 
wissen, weil Sie diesen Punkt immer wieder anprangern: Wä-
re es damals richtiger gewesen, solche Bugwellenstunden 
nicht aufzubauen? Durch diese wurde der Fachunterricht si-
chergestellt, weil keine anderen Lehrer zu haben waren. Auch 
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heute werden noch Bugwellenstunden aufgebaut, und ich fin-
de das richtig.

Sie haben gesagt, dass 200 Vertretungslehrerstellen zusätzlich 
geschaffen wurden. Wie können Sie dadurch sicherstellen, 
dass den Schulen fachbezogen Lehrkräfte zugeordnet werden 
können, auch angesichts der Tatsache – dies als Ergänzungs-
frage –, dass Sie den jungen Leuten, die Sie vielleicht für ein 
Jahr gewinnen, gar keine Übernahmeperspektive bieten kön-
nen? Glauben Sie nicht auch, dass der Markt unter diesen Vo-
raussetzungen sehr schnell leergefegt sein wird?

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Kollege Röhm, was das Finden der richtigen Lehrerin-
nen und Lehrer gerade für den Ausbau der Krankheitsvertre-
tungsreserve angeht, sind wir in enger Abstimmung mit den 
Regierungspräsidien, die genau diese Reserve brauchen, um 
entsprechend reagieren zu können. Ich kann Ihnen sagen: Die 
Regierungspräsidien sind durch die ausgebaute Krankheits-
vertretungsreserve, die fest installiert ist, und durch die Mit-
tel, die zusätzlich vorhanden sind – die 65 Millionen plus 
10 Millionen € –, in der Lage, flexibel zu reagieren.

Wir haben jedoch immer – da gebe ich Ihnen vollkommen 
recht – die Probleme, die richtigen Lehrerinnen und Lehrer 
mit den richtigen Profilen zu finden, um sie im Fall einer Ver-
tretungssituation an der richtigen Stelle einsetzen zu können.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Da werden Sie immer Unschärfen haben. Da werden Sie im-
mer Probleme haben, ob die richtige Lehrkraft an der richti-
gen Stelle zur Verfügung stehen kann. Wenn das nicht mög-
lich ist, muss flexibel reagiert werden. Da kann die Bugwel-
lenstunde ein Mittel sein, aber sie darf nicht ein Mittel zum 
Zweck sein, das nur dazu dient, eine zu gering ausgestattete 
Krankheitsvertretungsreserve auszugleichen. Das darf nicht 
das Grundprinzip sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Dr. Kern das Wort.

(Abg. Walter Heiler SPD: Warum?)

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Minister Stoch, Sie müssen es 
schon ertragen, dass die Opposition nicht einfach nur die zahl-
reichen Versprechungen, die die grün-rote Koalition im Koa-
litionsvertrag niedergelegt hat, zur Kenntnis nimmt und durch-
aus auch einige von den Zielen mitträgt, sondern für die Op-
position – so verstehe ich die Aufgabe der Opposition – ist es 
selbstverständlich, dass sie nachhakt: Wie wollt ihr tatsäch-
lich eure zahlreichen Versprechen finanzieren? Nur, wenn sie 
jetzt mit den entsprechenden Lehrerstellen unterlegt werden, 
sind es auch seriöse Versprechen. Ich finde, es ist von einem 
Minister nicht zu viel verlangt, dass er akzeptiert, dass die Op-
position ihn bzw. die Politik der grün-roten Landesregierung 
auf Herz und Nieren prüft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Le-
opold Grimm FDP/DVP)

Der Antrag, der heute von Grün-Rot gestellt wurde, zeigt mir, 
dass es ein gewisses Entgegenkommen der Koalition gegen-
über dem Anliegen der FDP/DVP gibt. Deshalb würde ich 
jetzt folgenden Kompromissvorschlag machen: Die Große An-
frage ist durch die Beantwortung und die heutige Beratung er-
ledigt. Aber vielleicht schaffen wir es, im Bildungsausschuss 
beide Anträge, sowohl unseren Antrag als auch den Antrag 
von Grün-Rot, zusammenzuführen.

Ich würde deshalb vorschlagen, dass wir diese beiden Anträ-
ge noch einmal im Ausschuss beraten, um einen gemeinsa-
men Antrag auf der Grundlage der Studie von Professor 
Klemm zu finden, und wäre der Regierungskoalition sehr 
dankbar, wenn sie meinem Kompromissvorschlag heute zu-
stimmen würde.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Herrn Abg. Poreski. 

Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Herr Kollege Dr. Kern, wir 
haben heute Morgen mit dem Antrag zur Kinder- bzw. Jugend-
beteiligung ein gutes Beispiel gegeben, wie wir überfraktio-
nell etwas auf die Reihe bekommen, was auch Substanz hat. 
Deswegen halte ich Ihren Vorschlag für gut. Ich hätte ihn im 
Rest meiner Redezeit übrigens jetzt auch gemacht, weil ich 
glaube, dass wir nicht sehr weit voneinander entfernt sind. 
Wenn sich der Pulverdampf gelegt hat – um in meinem vori-
gen Bild zu bleiben –, dann sieht man wieder etwas klarer. 
Das wünsche ich uns allen. 

Danke.

(Beifall bei den Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Große Anfrage Drucksache 15/2402 besprochen. 

Wir haben jetzt noch zu entscheiden, wie wir mit den Anträ-
gen Drucksachen 15/3347 und 15/3351 verfahren. Die Frak-
tionen sind übereingekommen, diese beiden Anträge an den 
Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport zu überweisen. – Sie 
sind damit einverstanden.

Tagesordnungspunkt 9 ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU und Antwort der 
Landesregierung – Besoldung von Richterinnen/Richtern 
und Staatsanwältinnen/Staatsanwälten – Drucksache 
15/2752

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

und für das Schlusswort der die Große Anfrage stellenden 
Fraktion eine Redezeit von fünf Minuten festgelegt. 
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Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abg. Dr. 
Löffler.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Wieder der Löffler? 
Mein Gott! Muss das jetzt noch sein? – Abg. Walter 

Heiler SPD: Allzweckwaffe!)

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Seit der Finanzkrise reden wir immer 
davon, wie wichtig ein funktionierendes Finanzsystem für un-
sere Wirtschaft ist. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Wo sind wir jetzt? – 
Abg. Sascha Binder SPD: Falscher Tagesordnungs-

punkt!)

Das mag schon sein, aber ohne ein effektives Rechtssystem 
gäbe es keinen sozialen Frieden, keine Gerechtigkeit und kei-
nen gesellschaftlichen Konsens.

Das Rechtswesen hat daher einen viel höheren Stellenwert. 
Es ist auch ein wichtiger wirtschaftlicher Standortfaktor, denn 
eine gut gesicherte Eigentumsordnung macht unser Land at-
traktiv für in- und ausländische Investoren. 

Die Richterinnen und Richter, die Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte in diesem Land, die die dritte Gewalt im Staat 
vertreten, leisten dafür einen unschätzbaren Beitrag, den ich 
wesentlich höher bewerte als jede Finanzdienstleistung. Den 
schrulligen Dorfrichter Adam gibt es nur in der Komödie von 
Kleist. Unsere Richter sind hoch qualifiziert und engagiert. 
Sie gehören zu den Besten ihres Jahrgangs, aber wir besolden 
sie wie den Dorfrichter Adam. 

In anderen europäischen Ländern ist das nicht so. In England, 
Schottland und Irland erhält ein Richter das Dreifache, im 
Zwergstaat Andorra das Doppelte dessen, was ein deutscher 
Kollege verdient. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was wollen Sie damit 
sagen? – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Im europäischen Vergleich liegen die Gehälter der Richter in 
Baden-Württemberg im unteren Bereich, und im Kontrast zu 
den Führungskräften der mit Milliarden gepamperten Fi-
nanzwelt sind das Peanuts. In der Privatwirtschaft kletterten 
die Einkommen für Juristen der ersten und zweiten Führungs-
ebene seit 2002 sprunghaft. Bei unseren Richtern und Staats-
anwälten hat sich kaum etwas getan. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was wollen Sie jetzt?)

Sind sie uns nichts wert? Oder haben wir uns daran gewöhnt, 
dass sie loyal arbeiten und keine Forderungen stellen? Man 
könnte es fast meinen, denn gerade einmal 1,5 % aller öffent-
lichen Ausgaben fallen in den Bereich Rechtswesen. Da lie-
gen wir auch im europäischen Vergleich weit hinten. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das war früher auch 
so! – Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist eine Erb-

last!)

Wenn zahlreiche Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte in E-Mails an Abgeordnete ihre Besorgnis 
zum Ausdruck bringen, dass die Komplexität und die Spezi-
alisierung zu einer immer stärkeren Arbeitsbelastung führen 

und die Schere zu den Einkommen von Anwälten und juristi-
schen Führungskräften in der Privatwirtschaft immer weiter 
auseinandergeht, sollte uns das zum Nachdenken und Gegen-
steuern veranlassen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Seit wann ist das so? 
– Abg. Claus Schmiedel SPD: Seit wann sind sie un-

terbezahlt?)

Wir brauchen eine hohe Qualität in der Richterschaft.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wann sind Sie darauf 
gekommen? – Abg. Wolfgang Drexler SPD: Wann 

bist du auf dieses Thema gekommen?)

Denn davon hängt auch die Qualität des Staates ab. Das woll-
ten wir mit der Großen Anfrage unterstreichen.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Aha!)

Ich bin, offen gesagt, ziemlich verärgert über die Beantwor-
tung, 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was?)

und zwar deshalb, weil über mehrere Seiten hinweg anony-
misierte Daten, Buchstaben und Ziffern stehen – wir können 
auch gern Scrabble spielen; aber das wollte ich mit dem An-
trag nicht –, 

(Heiterkeit bei der CDU)

da eine Unterarbeitsgruppe der Konferenz der Justizminister 
die Vertraulichkeit der Daten bestimmt hat. Dabei geht es we-
der um Gehälter noch um Staatsgeheimnisse, sondern nur um 
die Frage, wie viele Richter und Richterinnen, Staatsanwälte 
und Staatsanwältinnen pro 100 000 Einwohner beschäftigt 
werden.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Sollten wir die Unter-
lagen nachts auf einem Parkplatz übergeben, oder 

was?)

Herr Justizminister, geben Sie diesem Unterausschuss bitte 
das Buch „Montesquieu für Anfänger“. Diese Informationen 
dem Parlament vorzuenthalten ist schlichtweg ein Skandal.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD: Oh!)

– Sie sind es vielleicht gewöhnt, keine Informationen zu be-
kommen. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Nein! Sie sind es ge-
wöhnt!)

Sie betreiben ja preußische geheime Kabinettspolitik. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das wollen wir nicht. 

(Zuruf von der SPD)

Ich hoffe, wir müssen dieses Problem nicht vor dem Staats-
gerichtshof klären. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)
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Vieles in der Beantwortung ist oberflächlich, fehlerhaft, un-
vollständig, falsch und eine Spur lustlos. Ich bin froh darüber, 
dass unsere Richter und Staatsanwälte nicht so arbeiten.

Wenn ich schon beim Ärgern bin, noch ein paar andere Bei-
spiele: Bei der Besoldungsentwicklung wird die 8-%-Absen-
kung unterschlagen, und die Erhöhung von Beteiligungspau-
schalen einschließlich der Beteiligung an den vermögenswirk-
samen Leistungen wird weggelassen. Sie vergleichen die heu-
tigen Monatszahlungen mit 1995 und unterschlagen die über 
das Jahr verteilten Sonderzahlungen. Ein fairer Vergleich kann 
nur bezogen auf Jahresbezüge vorgenommen werden. Zudem 
unterschlagen Sie, dass die Lohnsteigerung um 1,2 % im Jahr 
2012 von Ihnen von Januar auf August verschoben wurde. 

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Sie behaupten, es lägen der Landesregierung keine Vergleichs-
zahlen zur Privatwirtschaft vor. Merkwürdig: Kennt Ihr Mi-
nisterium die Kienbaum-Studie des Deutschen Richterbunds 
etwa nicht? 

Ich hätte erwartet, dass Sie sich mit der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur W-Besoldung auseinanderset-
zen und sie auf unsere Richter übertragen. Fehlanzeige!

Ich hätte auch erwartet, dass Sie sich mit dem Vorlagebe-
schluss des Verwaltungsgerichts Halle vom 28. September 
2011 auseinandersetzen, das die Richterbesoldung für Sach-
sen-Anhalt für verfassungswidrig hält und deshalb die Sache 
dem Bundesverfassungsgericht zur Normenkontrolle des Be-
soldungsgesetzes vorlegt. Das Gericht hat sich sehr dezidiert 
mit Vergleichsgruppen und Leistungsparametern auseinander-
gesetzt und eine amtsangemessene Alimentation verneint.

Dem Gericht lagen übrigens alle Informationen vor, die Sie 
mir vorenthalten oder angeblich nicht kennen. Die Rechtsla-
ge bei uns ist die gleiche, und Ihr Haus ist gut beraten, die Ent-
scheidungsgründe des VG Halle auf die Situation in Baden-
Württemberg hin zu überprüfen und entsprechend zu handeln. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Seit wann vergleichen 
wir uns mit Halle?)

Sie haben Ihre Hausaufgaben nicht gemacht, Herr Justizmi-
nister, und Sie wollen unsere Richter und Staatsanwälte hin-
halten. Sagen Sie nicht, es fehle am Geld! Die Finanzlage der 
öffentlichen Haushalte vermag eine Einschränkung des Grund-
satzes der amtsangemessenen Alimentation bei Richtern und 
Staatsanwälten nicht zu begründen. So sieht es das Bundes-
verfassungsgericht. 

Sie können mit uns reden, wenn es um die Einführung von 
Gerichtsgebühren bei den Sozialgerichten und um die auf-
wandsgerechte Gestaltung von Gerichtsgebühren insgesamt 
geht. In Ihren Haushalt, Herr Justizminister, gehören weder 
die Prozesskostenhilfe noch die Beratungshilfe. Das sind klas-
sische Sozialhilfen – nichts anderes. Das sind nicht Kosten 
der dritten Gewalt. 

Ich halte es für falsch, dass die Richter mit den Beamten in 
einen Topf geworfen werden. Ich halte es für falsch, die Ein-
gangsbesoldung für drei Jahre um 8 % abzusenken. Da win-
ken viele gute Juristen von vornherein ab. Auch Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Sie in Ihrer Be-

antwortung herausstellen, helfen nicht weiter, wenn man ge-
rade jungen Berufseinsteigern in der Phase der Familiengrün-
dung die größten Kürzungen auferlegt. 

Führen Sie eigenständige Verhandlungen mit den Richtern 
und Staatsanwälten. Legen Sie uns ein Konzept vor, wie Sie 
die faire Besoldung unserer Richter und Staatsanwälte unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts erreichen und damit der Verantwortung der drit-
ten Gewalt gerecht werden wollen. 

Unsere Richter und Staatsanwälte sind uns das wert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP – Abg. Wolfgang 
Drexler SPD: Haben Sie jetzt einen Antrag auf Erhö-

hung der Besoldung gestellt?)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Filius das Wort.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren! Herr 
Kollege Löffler, ich weiß nicht, was jetzt eigentlich Ihre In-
tention war. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ich weiß es auch nicht! 
– Gegenruf des Abg. Peter Hauk CDU: Eindeutig!)

Sie sagen, die Antwort der Landesregierung auf die Große An-
frage sei dürftig, es seien Informationen zurückgehalten wor-
den. Dieses Werk umfasst 26 Seiten und ist sehr detailliert. 
Wenn Sie sich hier aufmanteln – so möchte ich es einfach be-
zeichnen – 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: „Aufmanteln“ ist gut! 
Aufplustern!)

und das Ganze für nicht angemessen halten, weise ich Sie da-
rauf hin: Bis 2009 haben Sie ja die Regierungsverantwortung 
getragen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Bis 2011!)

– Bis 2011, genau.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

In der mittelfristigen Finanzplanung haben wir das in dieser 
Konstellation 

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU – Unruhe – Glocke 
der Präsidentin)

weiter fortgeschrieben – 1,5 %. Das waren die entsprechen-
den Bewertungen, die Sie letztlich auch verantwortet haben. 
Die Besoldung der Richterschaft in Baden-Württemberg – da 
kann man vielleicht wieder einen Konsens finden – liegt im 
Vergleich aller Bundesländer z. B. auch über der von Sach-
sen-Anhalt. Das muss man einmal bewerten. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)

Dass sich jeder mehr wünschen würde, ist klar. Aber es be-
steht auch eine große Verschuldung. Müssten wir die 2,5 Mil-
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liarden € an Zinsen nicht tragen, könnte die Welt bei der Be-
soldung insgesamt auch wieder anders aussehen. Aber wie soll 
das funktionieren? 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Einerseits ist die Schuldenbremse einzuhalten und kommen 
Anträge von Ihrer Fraktion, die genau in die Richtung gehen: 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)

„Wir müssen schneller sparen, wir müssen die Verschuldung 
noch schneller senken.“ Wenn Sie jetzt andererseits gemeint 
haben sollten, man solle nochmals einen zusätzlichen Schluck 
aus der Pulle nehmen, ist das einfach nicht drin, weil wir sonst 
nicht die Möglichkeit haben, die Schuldenbremse ordnungs-
gemäß einzuhalten. Das ist nicht redlich.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau!)

Selbstverständlich wissen wir auch um die Nöte der Mitarbei-
ter hier in der Richterschaft und bei den Staatsanwälten. Sie 
leisten eine hervorragende Arbeit, und natürlich wird dies 
auch über die Besoldung entsprechend bewertet.

Aber ein Vergleich mit der privaten Anwaltschaft oder auch 
mit der Privatwirtschaft ist ein Vergleich von Äpfeln mit Bir-
nen. Wir haben ja auch die Konstellation, dass dort das wirt-
schaftliche Risiko getragen wird. Das ist beim Staat nicht der 
Fall. Wir haben Zahlungen für Krankenversicherung oder Ver-
sorgungswerke und anderes mehr. Das muss letztlich auch al-
les berücksichtigt werden. So, in dieser Konstellation, kann 
man das alles sicherlich nicht stehen lassen.

Die Qualifikation der Richterinnen und Richter, die auch im 
Dienst des Landes Baden-Württemberg arbeiten, ist hervor-
ragend. Trotz dieser Umstände – – Das haben wir nicht gern 
gemacht. Auch Sie, Herr Goll, hätten sich die Absenkung um 
4 %, die in Ihrer Zeit als Minister vorgenommen wurde, wohl 
gern erspart. Aber weil der Haushalt keine andere Möglich-
keit zulässt, hat man das gemacht. 

Aber ich sage auch: Das Ende der Fahnenstange ist nunmehr 
erreicht. Mehr kann man jetzt in diesem Bereich nicht ma-
chen, gerade wenn man hier bei der Eingangsbesoldung noch 
etwas umsetzen will. So sollen die jungen Richterinnen und 
Richter und Staatsanwälte ja auch motiviert in den Staats-
dienst einsteigen.

Aber an anderen Faktoren wie der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie sind wir dran. Auch die Mitbestimmungsrechte 
wurden verstärkt. Wir haben ja gestern das Gesetz zur Ände-
rung des Landesrichtergesetzes mit Regelungen zur Stufen-
vertretung verabschiedet. Da sind auch Rahmenbedingungen 
dabei, durch die wir entsprechende Positionen umsetzen.

Ich weiß auch, dass in der Richterschaft ein neues Gefühl vor-
handen ist und es eine selbstbewusste Justiz gibt. Von ihr wer-
den auch E-Mails geschrieben, in denen steht: „Hier möchte 
ich Veränderungen haben.“ Dagegen habe ich nichts. Ich hal-
te es als rechtspolitischer Sprecher aus, dass diese Informati-
onen dann auch auf uns zukommen. Dabei sind wir weiterhin 
Partner. 

Sie haben den Vergleich der Bundesländer angesprochen. Ich 
habe mir die Situation noch einmal angeschaut. Die R-1-Be-
soldung z. B. ist bei uns im Vergleich zum Saarland um 570 € 
höher. 

(Zuruf des Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU)

Auch im Vergleich zu Berlin liegt die Besoldung bei uns er-
heblich höher. Soweit ich weiß, wird der Justizminister dort 
von der CDU gestellt. 

Diese Vergleiche zeigen, dass wir hierbei im oberen Bereich 
liegen. 

Wir wissen – darüber bestand letztlich immer Konsens in die-
sem Haus –, dass wir eine Justiz benötigen, die motiviert an 
die Arbeit herangeht. Dass das mit einer adäquaten Besoldung 
zusammenhängt, ist für uns selbstverständlich. Andere Über-
legungen muss dann die Haushaltslage mit sich bringen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Binder das Wort. 

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Löffler, es hat mich schon ein biss-
chen überrascht, dass Sie gesprochen haben. Es scheint, dass 
sich die Rechtspolitiker Ihrer Fraktion nicht zugetraut haben, 
das so zu thematisieren, wie Sie es hier thematisiert haben. 

Diese Große Anfrage hat nichts Neues zutage gefördert. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Frau Präsidentin, vielleicht 
können Sie dem Redner empfehlen, die Hände aus 

den Taschen zu nehmen!)

– Herr Hauk, ich glaube, Sie müssen mir nicht sagen, wie ich 
mich am Rednerpult zu verhalten habe. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Das ist eine Frage der Höf-
lichkeit und des Stils! – Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, jetzt hat Herr Abg. Binder das Wort. 

Abg. Sascha Binder SPD: Das können Sie den Leuten Ihrer 
Fraktion sagen. Ich glaube aber nicht, dass Sie in der Lage 
sind, mir das hier öffentlich zu sagen, Herr Kollege Hauk.

(Abg. Peter Hauk CDU: Doch! Dazu bin ich in der 
Lage! Das sage ich Ihnen auch!)

– Dann machen Sie das so. Herzlichen Dank. Dann nehme ich 
jetzt die Hand aus der Hosentasche und trinke einen Schluck 
Wasser. Dann ist Herr Hauk auch zufrieden. 

(Zurufe)

Wie gesagt: Die Große Anfrage der CDU-Fraktion bringt 
nichts Neues mit sich. Wir haben in Baden-Württemberg – 
Herr Kollege Löffler, Sie werden dem vielleicht zustimmen – 
durchaus eine angemessene Besoldung, zwar sicherlich nicht 
die Besoldung, die sich die Richterinnen und Richter wün-
schen, aber es ist durchaus eine angemessene Besoldung. 
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Das wird auch dadurch bestätigt, dass Sie selbst sagen, Herr 
Kollege, dass die Besten eines Jahrgangs Richterinnen und 
Richter oder Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Dienst 
des Landes Baden-Württemberg werden. Das wäre sicherlich 
nicht so, wenn die Besoldung in diesem Bereich nicht ange-
messen wäre, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Bei der Entscheidung, ob man in den Justizdienst oder in die 
Privatwirtschaft geht, spielt einerseits die Besoldung eine Rol-
le. Es spielen andererseits aber auch viele andere Faktoren ei-
ne Rolle, die den Dienst in der Justiz nach wie vor attraktiv 
machen. 

Es stellt sich die Frage, ob man sich auf eine 70-Stunden-Wo-
che in einer Kanzlei einlässt oder ob man sich für ein Amts-
gericht oder ein Landgericht entscheidet, weil einem der Jus-
tizdienst mehr liegt, da sich z. B. Familie und Beruf im Jus-
tizdienst besser vereinbaren lassen als in den Anwaltskanzlei-
en, bei denen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nur 
schwer möglich ist. Dabei sind andere Wirtschaftsunterneh-
men sicherlich weiter als Anwaltskanzleien. 

All dies sind Faktoren, bei denen der Justizdienst sehr gut mit-
halten kann, wenn es darum geht, sich zu entscheiden, ob man 
in den Justizdienst oder in die freie Wirtschaft geht. Dabei 
steht das Land Baden-Württemberg gut da, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Außerdem sprechen Sie von der Gleichstellung der Beamten. 
Das sind Diskussionen, die wir schon seit Langem führen. In 
der vorliegenden Drucksache richten Sie Fragen an die Lan-
desregierung. Warum fehlt hier aber ein zweiter Abschnitt, in 
dem Sie die Landesregierung auffordern, etwas zu tun? Dazu 
kommen Sie gar nicht. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Das ist eine Große Anfrage!)

Auch bei den Haushaltsberatungen haben Sie keinen Antrag 
zur Richterbesoldung gestellt. Vor allem haben Sie keinen Vor-
schlag zur Gegenfinanzierung einer Besoldungserhöhung vor-
gelegt. Insofern ist die Anfrage sicherlich informativ. Daran 
sieht man aber auch, dass der tatsächliche Wille, die Richte-
rinnen und Richter besser zu besolden, offensichtlich nicht ge-
geben ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen 
– Abg. Wolfgang Drexler SPD: Null!)

Wir haben jetzt im Justizministerium gemeinsam mit den 
Richterinnen und Richtern ein Qualifikations- und Weiterent-
wicklungskonzept für Richterinnen und Richter erarbeitet. 
Auch das ist ein Anreiz, im Justizdienst im staatlichen Bereich 
zu arbeiten. Sie sehen: Noch immer werden Bewerber mit ei-
nem sehr, sehr guten Staatsexamen abgelehnt, weil der An-
drang im Justizdienst nach wie vor groß ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Im Übrigen findet der Austausch zwischen der Wirtschaft und 
dem Staat eher so statt, dass Juristinnen und Juristen von der 
freien Wirtschaft in den Justizdienst wechseln und weniger 

andersherum. Auch daran sieht man, dass es nicht nur an der 
Vergütung liegt, sondern eben auch an der Attraktivität des 
Arbeitsplatzes. Auch das spricht nach wie vor für den Justiz-
dienst.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich Herrn Abg. Dr. Goll das Wort. 

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst eine Vorbemerkung: Ich 
werde angesichts der vorgerückten Stunde bei diesem Plenar-
tag – 

(Zurufe von der SPD: Ja!)

wohlgemerkt aus diesem Grund – nicht alles wiederholen, was 
an Richtigem gerade auch zur Leistungsfähigkeit und zum 
sehr guten Zustand der Justiz gesagt worden ist. Dem kann 
man sich nur anschließen. Es geht ja auch aus der Antwort auf 
die Große Anfrage hervor, dass unsere Richterinnen und Rich-
ter zwar mit die meisten Fälle zu bearbeiten haben, aber sie 
haben eben auch die besten Erledigungszeiten. Wir sind also 
bei der Personalsituation im unteren Drittel und bei der Leis-
tungsfähigkeit im oberen Drittel. So etwas kann man sich ei-
gentlich nur wünschen. Diesen Zustand gilt es zu pflegen und 
zu erhalten.

Immer wieder taucht die Frage auf: Wie ist eigentlich eine sol-
che Leistung richtig vergütet? Ganz einfach ist diese Frage 
nicht zu beantworten; denn das ist ja im Kontext des gesam-
ten öffentlichen Dienstes zu behandeln, übrigens auch im 
Kontext dessen, dass wir aus vielen Gründen, die ich jetzt 
nicht detailliert darlegen muss, die Staatsanwälte, die nun Be-
amte sind, nicht schlechter behandeln wollen als die Richter. 

Interessant sind zunächst einmal internationale Vergleiche, 
aber sie sind auch mit Vorsicht zu genießen. Interessant sind 
sie deswegen, weil es da gewaltige Unterschiede gibt. Es 
kommt heraus, dass die Bezahlung in Deutschland sicher nicht 
übertrieben, aber auch nicht ganz mager ist. Sie liegt sozusa-
gen irgendwo zwischendrin. Vergleiche sind, wie gesagt, ris-
kant; man muss auch schauen, wie die Justiz woanders auf-
gebaut ist, wie viele Richter es gibt, wie viele zuarbeiten. Da 
muss man immer das ganze System vergleichen. Die Frage ist 
also schwer zu beantworten. 

Tatsache ist, dass hier im Großen und Ganzen ordentlich, aber 
sicher nicht üppig bezahlt wird. Ich verstehe natürlich den Ruf 
nach Verbesserungen, schon vor folgendem Hintergrund: 
Wenn man einmal richtig durchrechnet, kommt man auf den 
Punkt, den Sie in der Antwort originellerweise schamhaft ver-
schweigen, nämlich die letzte Absenkung bei der Eingangs-
besoldung um 8 %. Darüber habe ich mich etwas gewundert; 
denn das erweckt ein falsches Bild. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist ja nur zeitlich 
befristet!)

– Aber das ist jetzt die Realität. – Wenn man diese 8 % ein-
rechnet und ferner einrechnet, dass es in den vergangenen Jah-
ren zu einer Verlängerung der Wochenarbeitszeit kam, dann 
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kommt man – das ist vielleicht für alle interessant – auf einen 
Stundenlohn in der Eingangsstufe für einen Richter bzw. ei-
ne Richterin oder einen Staatsanwalt bzw. eine Staatsanwäl-
tin von knapp unter 20 €. Das ist natürlich im Grunde genom-
men nicht viel für diese Leistung. 

(Zuruf: Das stimmt aber nicht!)

Ich habe gerade gesagt: Ein Stundenlohn von unter 20 € ist 
nicht üppig. Vor allem ergibt sich seit 1995 eine Steigerung 
um nur sechs Komma noch was Prozent. Das ist natürlich sehr 
weit entfernt von der Entwicklung im wirtschaftlichen Be-
reich.

Deswegen kann man jetzt sagen: Okay, es gibt andere Vortei-
le. Herr Binder, Sie haben zu Recht darauf hingewiesen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Sagen Sie einmal etwas 
zur Endstufe!)

– Ja, gut, da wissen wir: Wenn wir anfangen, in Endstufen zu 
vergleichen, dann dürfen wir den Vergleich zu Führungsfunk-
tionen in der Wirtschaft endgültig nicht mehr anstellen. Da 
sind wir uns – –

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Keine Führungspositi-
onen! Einfache Endstufe ohne Beförderung! – Ge-
genruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: 
Wir gehen nicht von Fraktionsvorsitzenden aus!)

Wobei man sagen muss: Da sprechen wir über einen sehr lan-
gen Zeitraum, bis die Stufen jeweils erreicht sind. Aber ich 
glaube, auch dort ergibt sich keine zu üppige Bezahlung.

Umgekehrt kann man Forderungen verstehen, diese Situation 
möglichst weiter zu verbessern. 

Ich komme an einen kritischen Punkt zurück: Herr Schmie-
del, es mag ja sein, dass die Älteren besser bezahlt werden. 
Aber wir wollen eben von den Jüngeren die Besten. Herr Bin-
der hat zu Recht gesagt, dass Justizbedienstete bestimmte Vor-
teile auf dem Arbeitsmarkt haben. Aber es hat alles seine 
Grenzen. Die vorgenommene Absenkung um 8 % erinnert 
mich ein bisschen an den Kalauer vom Bauern, der sagt: „Jetzt 
habe ich es geschafft, meiner Ziege das Fressen abzugewöh-
nen, und nun ist sie gestorben!“ Irgendwann wird es also kri-
tisch, wenn es um die Nachwuchsgewinnung geht; wir sind 
uns sicherlich einig, dass dies ein sehr gefährlicher Weg ist. 
Deshalb ist für mich insbesondere diese achtprozentige Ab-
senkung der Eingangsbesoldung mittelfristig eine sehr gefähr-
liche Maßnahme, auch mit Blick auf die Qualität der Justiz. 

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Winfried 
Mack CDU – Abg. Claus Schmiedel SPD: Sie haben 
selbst einmal eine Absenkung um 4 % vorgenommen! 

War das dann nicht gefährlich?)

– Davon war vorhin die Rede, und wir haben auch schon öf-
ter darüber gesprochen. Ich möchte es einmal so sagen: Sie 
merken den grundsätzlichen Unterschied nicht. Wenn Sie sich 
aber die Entwicklungen im öffentlichen Dienst der letzten Jah-
re anschauen, dann werden Sie feststellen, dass mit der Re-
gierung Oettinger ein deutlicher Kurswechsel eingetreten war. 
Wir haben damals gesagt: Wir wollen dem öffentlichen Dienst 
außer einigen schon lange beschlossenen Maßnahmen keine 
weiteren Kürzungen zumuten. 

Diese Linie ist durchgehalten worden; hierzu können Sie bei 
der GEW, bei den Gewerkschaften gern nachfragen. So ist es. 
Sie aber fangen nicht nur erneut damit an, sondern Sie tun 
noch mehr, als wir damals gemacht haben. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist doch Käse!)

Deswegen sage ich: Irgendwann ist einmal eine Grenze er-
reicht, von der aus man nicht mehr weitermachen kann. Des-
wegen rate ich Ihnen da zur Umkehr, und ich rate Ihnen, wie 
es auch schon Kollege Löffler getan hat, darüber nachzuden-
ken, wie wertvoll die Justiz ist, die wir hier haben, und wie 
wichtig es ist, dass deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das 
Gefühl haben, dass sie angemessen bezahlt werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das 

gilt auch für andere Beamte!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Stickelberger das Wort. 

Justizminister Rainer Stickelberger: Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! Die 
Große Anfrage bietet Gelegenheit – dafür bin ich dankbar –, 
einiges zur Justiz in Baden-Württemberg auszuführen. Wenn 
ich Ihre Ausführungen, Herr Kollege Dr. Löffler, allerdings 
verfolge und dies in einen Bezug zur Justiz setze, habe ich 
schon den Eindruck: Zwei fremde Welten begegnen sich, aber 
sie haben eigentlich nichts miteinander zu tun, und sie verste-
hen sich auch nicht. 

Deshalb möchte ich einige Bemerkungen voranschicken: Ich 
bin dankbar, dass die Kollegen Filius und Binder das Weltbild 
zurechtgerückt haben und deutlich gemacht haben, wie die 
Justiz wirklich aussieht. Eines muss ich schon sagen: Ihre 
Große Anfrage bezieht sich auf Richterinnen und Richter und 
auf Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Wir haben etwa 
2 500 Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte. Wir haben aber insgesamt 19 500 Beschäftig-
te in der Justiz. Diese sollten wir bei dieser Gelegenheit nicht 
vergessen. Sie alle leisten wertvolle Arbeit, 

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP)

ob als Beamte im gehobenen oder im mittleren Dienst, ob als 
Servicekräfte in den Haftanstalten, in den Notariaten. Da zeigt 
sich ein breites Bild mit hoher Leistungsfähigkeit, und das 
macht die Qualität der Justiz in diesem Land aus. Dazu tra-
gen alle bei. 

Ein Weiteres möchte ich voranschicken: Sie haben die statis-
tischen Zahlen hinterfragt, und Sie haben sich gewundert, dass 
wir die Kennzahlen anderer Bundesländer in anonymisierter 
Form wiedergegeben haben. Die CDU hat ja in vielen Bun-
desländern in der Vergangenheit die Regierung gestellt, und 
sie war insbesondere an den Abkommen beteiligt, die zum In-
halt haben, dass sich Länder nicht gegenseitig vorführen, son-
dern ihre eigenen Daten veröffentlichen und die Daten ande-
rer Bundesländer nur in anonymisierter Form wiedergeben. 
Daran haben sich die CDU-regierten Länder immer gehalten 
und die anderen Länder natürlich auch. Insofern scheint mir 
Ihr Eindruck doch weit weg von der Realität zu sein. 
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Aber ich bin froh, auf dieser Grundlage neben den nur auf Ba-
den-Württemberg bezogenen statistischen Daten allgemein ei-
niges zur Situation in der Justiz sagen zu können und so auch 
Grundlagen für einen Vergleich der Leistungsmerkmale der 
baden-württembergischen Justiz und der Justiz in anderen 
Bundesländern zu haben. Zu Recht ist darauf hingewiesen 
worden, dass die Justiz in Baden-Württemberg im bundeswei-
ten Ranking einen Spitzenplatz hinsichtlich der Anzahl Rich-
terinnen und Richter sowie der Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte bezogen auf 100 000 Einwohner belegt. Je weniger 
es in diesem Zusammenhang gibt, umso besser. In keinem an-
deren Bundesland gibt es so wenige Richterinnen und Rich-
ter pro 100 000 Einwohner wie bei uns. Die Beschäftigten in 
unserer Justiz arbeiten sehr effizient. Sie werden der Flut der 
Fälle Herr und haben die kürzesten Verfahrensdauern und mit 
die höchsten Erledigungszahlen im Bundesvergleich. 

Wir sind uns einig: Die Richterinnen und Richter sowie die 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg 
leisten Überdurchschnittliches. Sie sind hoch motiviert und 
bringen zweifelsohne überobligatorischen Einsatz. Die An-
forderungen an die persönliche und fachliche Qualifikation 
sind mit die höchsten auf dem Arbeitsmarkt für Juristen. Es 
ist zu Recht darauf hingewiesen worden: Wir stellen seit Jah-
ren nur Spitzenleute ein. 

Ich bedaure natürlich, dass wir diese Spitzenleistungen, die 
unsere Juristinnen und Juristen erbringen, nicht mit Spitzen-
gehältern belohnen können, sondern nur mit einer sogenann-
ten amtsangemessenen Vergütung. Diese amtsangemessene 
Vergütung teilen die Richterinnen und Richter mit den Beam-
tinnen und Beamten. Die Besoldung der Richterinnen und 
Richter ist seit über 60 Jahren an die Beamtenbesoldung ge-
koppelt. Ich habe während meiner zwölfjährigen Zugehörig-
keit zu diesem Landtag nie ein Wort von Ihrer Seite dazu ge-
hört, dass Sie von der CDU die Besoldung der Richterinnen 
und Richter sowie der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
von der Beamtenschaft abkoppeln wollen. Das ist mir völlig 
neu. Das ist völlig neu.

(Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Jetzt haben Sie es 
gehört!)

Herr Kollege Binder und auch Herr Kollege Filius haben da-
rauf hingewiesen: Sie haben keine Anträge gestellt, dass wir 
irgendwelche Besoldungserhöhungen vornehmen sollen. Da 
kneifen Sie.

(Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Ich kneife doch 
nicht!)

– Natürlich kneifen Sie. 

(Abg. Der. Reinhard Löffler CDU: Ich sage es doch! 
– Vereinzelt Heiterkeit)

Sie beklagen eine Situation, sagen im Ergebnis, die Richte-
rinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
in Baden-Württemberg bekämen zu wenig Geld, sagen aber 
nicht, was diese bekommen sollten. 

(Abg. Sascha Binder CDU: Genau!)

Da müssen Sie schon die Karten offenlegen, wenn Sie redlich 
argumentieren wollen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Im Übrigen sollte man auch nicht verschweigen, dass wir im 
Bundesvergleich gar nicht so schlecht dastehen. Nur in Hes-
sen werden die Richter, die die Endstufe erreicht haben, bes-
ser besoldet. Alle anderen Bundesländer einschließlich Bay-
ern weisen ein niedrigeres Besoldungsniveau aus. Für die Ein-
gangsbesoldung gilt dieser Vergleich nicht; das ist zutreffend 
gesagt worden. Hier liegen andere Bundesländer vorn. 

Ich kann Ihnen, Herr Dr. Löffler, in diesem Zusammenhang 
noch einmal die Statistik empfehlen, die der Deutsche Rich-
terbund auf Bundesebene vorgelegt hat. Ich gebe sie Ihnen 
nachher gern zu Ihrer Information. Wenn Sie die Zahlen ver-
gleichen, dann werden Sie sehen, dass Baden-Württemberg 
im Ländervergleich gar nicht so schlecht dasteht, sondern bei 
den Gehältern, die bezahlt werden, eher an der Spitze steht. 
Aber Grund zu Jubeln haben wir deshalb natürlich nicht, das 
ist ganz klar. 

Uns ist übrigens auch die angeführte Kienbaum-Studie be-
kannt. Tun Sie doch nicht so, als würden wir hinter dem Mond 
daheim sein. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Betrach-
tungsweise!)

Jetzt haben Sie sich einmal in Ihrem Leben mit der Richter-
besoldung befasst. Wir befassen uns damit schon seit Jahren, 
schon als wir noch in der Opposition waren, und seitdem wir 
regieren erst recht. Wir stehen natürlich in intensivem Kon-
takt mit unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Daher 
kennen wir auch die Kienbaum-Studie, wonach die Besoldung 
der Richter hinter der Einkommensentwicklung vergleichbar 
qualifizierter Juristen in der Privatwirtschaft zurückgeblieben 
ist. Allerdings sei mir hierbei der Hinweis gestattet, dass die 
zweifelsohne gegebene vergleichbare Qualifikation nicht all-
zu viel darüber aussagt, ob auch die konkreten Tätigkeiten 
vergleichbar sind. Die Redner der Regierungsfraktionen ha-
ben zutreffend ausgeführt, dass man hier ein sehr differenzier-
tes Bild hat. 

Schwerer wiegt in meinen Augen das Argument, dass die Be-
soldung der Richterinnen und Richter hinter der allgemeinen 
Preisentwicklung zurückbleibt. Das lässt sich nicht allein mit 
der Arbeitsplatzsicherheit im öffentlichen Dienst begründen. 
Angst vor Arbeitslosigkeit haben hoch qualifizierte Juristen 
in der Regel nicht.

Die Besoldung hängt jedoch letztlich mit unserer schwierigen 
Haushaltslage zusammen. Die im Grundgesetz verankerte 
Schuldenbremse verpflichtet uns – das wissen Sie –, bis spä-
testens 2020 einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. An-
gesichts des jährlichen strukturellen Defizits, das wir hier 
schon häufig diskutiert haben, und der Verschuldung des Lan-
des steht das Land vor einer gewaltigen Konsolidierungsauf-
gabe, der sich kein Ressort, auch die Justiz nicht, entziehen 
kann. Deshalb sind wir hier in einer Pflicht, in einer Gesamt-
verantwortung dieser Regierung und der sie tragenden Frak-
tionen. Dieser Verantwortung werden wir auch im Bereich der 
Besoldung gerecht.

Wenn Sie im Übrigen vorgeschlagen haben, zur Sanierung 
oder zur Verbesserung des Justizhaushalts darauf hinzuwei-
sen, dass man doch bestimmte Bereiche wie die Prozesskos-
tenhilfe oder die Beratungshilfe aus dem Haushalt heraus-
nimmt, dann gestatten Sie mir zu sagen: Das ist schon eine 
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Milchmädchenrechnung. Dann wird es halt bei der Kollegin 
Altpeter im Sozialhaushalt oder sonst in einem anderen Ein-
zelplan veranschlagt. Das Land gewinnt dadurch keinen Cent.

Für die Richterinnen und Richter sowie die Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte ist natürlich die Forderung nach einer 
verfassungsrechtlich vorgeschriebenen angemessenen Besol-
dung wichtig. Mehr ist auch nicht realistisch. Aber diese 
amtsangemessene Besoldung müssen und wollen wir sicher-
stellen. Sie wissen auch, dass es dazu bisher keine höchstrich-
terlichen Entscheidungen gibt. 

(Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Warum nicht?)

Diese erwarten wir. Das Bundesverfassungsgericht wird vor-
aussichtlich im Laufe des Jahres darüber entscheiden. Es gibt 
Vorlagebeschlüsse des Oberverwaltungsgerichts Münster. Die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts erwarten auch 
wir mit Spannung. Die von Ihnen zitierte Entscheidung des 
Gerichts in Halle würde ich jetzt noch nicht als unbedingt 
wegweisend für die Besoldungspolitik in unserem Land an-
sehen.

Mir ist wichtig: Die Justiz muss ein attraktiver Arbeitgeber 
bleiben. Sonst laufen wir Gefahr, dass wir nicht mehr genü-
gend Spitzenkräfte für die Justiz gewinnen können. Wir un-
ternehmen daher viel, um die Vorzüge einer Tätigkeit in der 
Justiz weiter zu stärken. Ich darf an die Novellierung des Lan-
desrichtergesetzes mit dem Dialog mit den Justizangehörigen 
erinnern. Wir arbeiten mit neuen Personalentwicklungskon-
zepten und wollen Hilfestellung geben, dass jeder seinen Weg 
in der Justiz entsprechend seinen Fähigkeiten findet. Mit zu-
sätzlichen Kindertagesstätten für die Justiz und Teleheimar-
beitsplätzen wollen wir die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf stärken. Wir werden auch künftig verstärkt Führungsposi-
tionen aufteilen und insbesondere für Frauen bereitstellen. Da 
passiert eine ganze Menge.

Eine Zahl möchte ich Ihnen noch nennen, die den Nachwuchs 
betrifft. Bei einer kürzlich veranstalteten Tagung der Asses-
soren – das sind diejenigen, die in die Justiz gekommen sind 
– zeigte sich: Ein Viertel dieser Assessoren kommen aus dem 
Anwaltsberuf. In diesem Zusammenhang möchte ich darauf 
hinweisen, dass unsere Arbeitsplätze trotz der ungünstigen 
Gehaltsentwicklung, wie Sie sie skizziert haben, doch eine äu-
ßerst geringe Fluktuation haben. Kaum ein Richter oder 
Staatsanwalt kehrt uns den Rücken und wandert in die Privat-
wirtschaft ab. Das sind ganz wenige Fälle. Umgekehrt haben 
wir immer mehr Bewerber in den höheren Justizdienst über-
nommen, die zuvor ein oder zwei Jahre als Rechtsanwalt ge-
arbeitet haben. Herausragende Juristen, die auf ein großes 
Kanzleigehalt verzichten, weil sie erkennen, dass der Beruf, 
den man für das Leben wählt, mehr bieten muss als Geld und 
Zinsen, kommen zu uns. Ich sehe das als positives Zeichen, 
wenngleich ich nicht verkennen will, dass wir natürlich lang-
fristig die Qualitätssicherung unseres Nachwuchses im Auge 
behalten müssen. Ich erlebe tagtäglich, wie viele Bewerberin-
nen und Bewerber sich bei uns im Ministerium vorstellen, 
Vorstellungsgespräche führen und dann auch sehr zeitnah in 
die Justiz übernommen werden. 

Insgesamt ist meiner Meinung nach die Justiz in Baden-Würt-
temberg gut aufgestellt. Das verdient, glaube ich, Anerken-
nung des ganzen Hauses. Ich bin allen dankbar, die am posi-

tiven Erscheinungsbild und den Leistungen, die unsere Justiz 
erbringt, mitarbeiten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Will Herr Kollege Dr. 
Löffler noch etwas sagen?

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wenn er will! – Weite-
re Zurufe)

– Dann erteile ich das Wort für die CDU-Fraktion Herrn Abg. 
Dr. Löffler.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Schlusswort!)

– Er muss nicht. Er hat noch zwei Minuten und zwei Sekun-
den Redezeit.

(Zuruf: Ihre Uhr ist nicht geeicht, Frau Präsidentin!)

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Ihre Uhr ist nicht geeicht.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Gleich ist sie geeicht.

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Herr Justizminister, man 
kann mir viel vorwerfen. Das meiste ist wahrscheinlich auch 
zutreffend. Aber ich kneife nicht. Ich glaube, das wäre jetzt 
nicht der richtige Ausdruck.

Wertschätzung gibt es, aber sie endet an der Besoldungstabel-
le. Dass unsere Richter einen guten Job machen, dass wir im 
Vergleich mit den anderen Bundesländern die wenigsten Rich-
ter haben, auch das stimmt. Ich weiß nicht, woher Sie die Zah-
len zum Saarland haben. Ich habe die Information nicht. Ich 
bekomme nur anonymisierte Daten. Die Erklärung ist unbe-
friedigend. Ich möchte keine so unbefriedigende Erklärung 
haben. Ich möchte als Parlamentarier alle Informationen ha-
ben, die ich abfrage. 

Dass Sie sich mit den Gehältern der Richter und Staatsanwäl-
te beschäftigt haben, nehme ich Ihnen ab. Aber Sie scheinen 
das sehr im Verborgenen gemacht zu haben. Ich habe es nicht 
mitbekommen. Sie haben es auch nicht dargestellt. Ich hätte 
schon erwartet, dass Sie in der Antwort auf unsere Anfrage 
auch etwas zum Vorschlag im Beschluss des OVG Münster, 
zum Vorlagebeschluss des VG Halle und zur Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zur W-Besoldung sagen. Das 
sind doch Indizien dafür, dass die Richtergehälter insgesamt 
nicht mehr richtig stimmen und dass unsere Richter eigent-
lich wesentlich mehr verdienen müssten. Wenn Sie die Ent-
scheidungen nachlesen – sie sind sehr umfangreich –, sehen 
Sie: Die Tabelle, die das VG Halle aufgezeigt hat, zeigt auch 
irgendwo, in welchem Spitzenkreis wir uns befinden.

(Abg. Sascha Binder SPD meldet sich.)

– Herr Binder, Sie kommen gleich dran, können gleich eine 
Frage stellen. Ich schreibe es sowieso Ihrer Jugend zu, dass 
Sie die Richtergehälter für angemessen halten. Das ist einfach 
nicht wahr. Glauben Sie mir, einem Anwalt, der 35 Jahre im 
Geschäft ist: Das ist es nicht. Sie leisten eine gigantische Ar-
beit.

(Glocke der Präsidentin)
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Kollege Dr. Löffler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Binder?

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Ich gestatte sie. Ja, gern.

Abg. Sascha Binder SPD: Wie viel mehr müsste denn ein 
Richter verdienen, dass es aus Ihrer Sicht eine angemessene 
Vergütung wäre? Wie würde sich das in absoluten Zahlen auf 
den Landeshaushalt auswirken?

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Jetzt! Jetzt einmal raus 
damit! – Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Wie wä-

re die Gegenfinanzierung?)

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Ich habe Ihnen keinen Pro-
zentsatz vorzuweisen,

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was denn dann?)

sondern Sie müssen den Algorithmus anlegen, den auch das 
VG Halle anlegt, und daraus die entsprechende Erhöhung ab-
leiten. Ich kann doch nicht 10 % oder 20 % sagen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was wollen Sie denn 
dann? – Zuruf: Doch!)

– Nein. Auch das Bundesverfassungsgericht hat keine klaren 
Zahlen, sondern hat Vergleichsparameter angelegt; die Zah-
len muss man dann ermitteln.

(Abg. Helen Heberer SPD: Das ist doch eine Nebel-
bombe! – Weitere Zurufe)

Ich komme doch nicht aus der Gesamtschule und sage Ihnen 
etwas von der Mengenlehre. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Vereinzelt 
Heiterkeit – Glocke der Präsidentin)

Nein, das muss man doch tatsächlich darlegen und errechnen. 
Es geht doch gar nicht anders. Man muss sicherlich darüber 
nachdenken, welche Kriterien man findet, um die richtige Be-
zahlung zu errechnen.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wie kommen Sie dann 
darauf, dass es jetzt falsch sei, wenn Sie es nicht aus-

rechnen können?)

– Weil das Verwaltungsgericht Halle gesagt hat: „Die Besol-
dung ist verfassungswidrig.“

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wir sind nicht in Sach-
sen-Anhalt! – Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede 

Abal GRÜNE – Glocke der Präsidentin)

Sie müssen auch einmal diesen Weckruf hören, dass da Ver-
änderungen stattfinden müssen.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Sie müssen sich auch damit beschäftigen, dass diese Zahlen 
hinsichtlich der Richter nicht mehr stimmen. Die Alimentati-
on ist einfach nicht mehr verfassungsgemäß. 

(Zuruf der Abg. Helen Heberer SPD)

Ich glaube, es ist auch eine Frage der Zeit, darüber nachzu-
denken. Sie sollten schneller nachdenken, sonst läuft die Zeit 
ab, die bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
noch bleibt. Ich glaube, wir schulden das unseren Richtern. 
Sie machen einen guten Job, wie auch alle anderen Mitarbei-
ter in der Justiz. Das möchte ich jetzt gar nicht hinten anstel-
len.

Nur: Es geht jetzt nicht um die Frage der Verwaltungsmitar-
beiter, sondern es geht ausschließlich um die Frage der drit-
ten Gewalt. Das sind eben nur die Richter und Richterinnen, 
die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Nur um die geht es. 
Nur bei denen stellen sich die Fragen der angemessenen Ali-
mentation, die Frage der verfassungsgemäßen Besoldung. Die 
wird problematisiert.

(Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Kollege Dr. Löffler, 
ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Ihre Uhr ist nicht geeicht.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Das ist nicht meine Uhr.

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Gut.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Sie haben Ihre Redezeit 
jetzt bereits um eine Minute und 54 Sekunden überzogen. 
Deshalb bitte ich Sie, jetzt zum Schluss zu kommen.

(Zurufe)

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Dann wünsche ich Ihnen 
einen schönen Abend.

Vielen Dank.

(Vereinzelt Heiterkeit – Beifall der Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU und Dr. Friedrich Bullinger FDP/

DVP – Zuruf der Abg. Helen Heberer SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Große Anfrage besprochen und Punkt 10 der Tagesord-
nung erledigt.

Ich rufe die Punkte 11 bis 23 der Tagesordnung gemeinsam 
auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Landesregierung vom 
12. März 2013 – Zugehörigkeit von Mitgliedern der Lan-
desregierung zu Organen wirtschaftlicher Unternehmen 
– Drucksachen 15/3208, 15/3260

Berichterstatter: Abg. Dr. Ulrich Goll

Punkt 12: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Finanzen und Wirtschaft vom 9. November 2012 
– Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des 
Landtags; hier: Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württem-
berg aufgrund außertariflicher Sonderverträge Beschäf-
tigten – Drucksachen 15/2630, 15/3215 

Berichterstatter: Abg. Dr. Markus Rösler
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Punkt 13: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 28. November 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2011 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr. 22: Erhebung von Studiengebühren an den Hochschu-
len des Landes – Drucksachen 15/2769, 15/3216 

Berichterstatterin: Abg. Katrin Schütz

Punkt 14: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 28. November 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2011 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr. 24: Abrechnung stationärer Leistungen an den Uni-
versitätsklinika – Drucksachen 15/2762, 15/3217 

Berichterstatterin: Abg. Katrin Schütz

Punkt 15: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 14. Dezember 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2011 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr.  23: Gästehäuser der Universitäten – Drucksachen 
15/2809, 15/3218 

Berichterstatterin: Abg. Katrin Schütz

Punkt 16: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 17. Dezember 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2011 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr. 28: Verwaltung der Landesmuseen in Karlsruhe und 
Stuttgart – Drucksachen 15/2806, 15/3219 

Berichterstatter: Abg. Johannes Stober

Punkt 17: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 28. November 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2011 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr. 29: Landesarchiv Baden-Württemberg – Drucksachen 
15/2768, 15/3220 

Berichterstatter: Abg. Johannes Stober

Punkt 18: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 27. Dezember 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denk-
schrift 2010 des Rechnungshofs zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Landes Baden-Württemberg – Beitrag 
Nr. 9: Evaluation an allgemein bildenden Schulen – Druck-
sachen 15/2838, 15/3222 

Berichterstatter: Abg. Hans-Martin Haller

Punkt 19: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu 

a)	der Mitteilung der Landesregierung vom 7. Dezember 
2012 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2010 des Rechnungs-
hofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Lan-
des Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 11: Personalein-
satz in den öffentlich-rechtlichen Fachgerichtsbarkei-
ten

b)	der Mitteilung der Landesregierung vom 13. Dezember 
2012 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2011 des Rechnungs-
hofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Lan-
des Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 14: Personalein-
satz in der Arbeitsgerichtsbarkeit 

Drucksachen 15/2791, 15/2804, 15/3223 

Berichterstatter: Abg. Peter Hofelich

Punkt 20: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 20. Dezember 2012 – Bericht der Landesre-
gierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Bericht 
über die Umsetzung der Beschlussempfehlung der En-
quetekommission „Fit fürs Leben in der Wissensgesell-
schaft – berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung“

Abschnitt 3.1 – Allgemeine Entwicklungen und Heraus-
forderungen

Abschnitt 3.2 – Berufliche Schulen

Abschnitt 3.3 – Duale Ausbildung

Abschnitt 3.4 – Allgemeine und berufliche Weiterbildung

Drucksachen 15/2848, 15/3224 

Berichterstatter: Abg. Tobias Wald

Punkt 21: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 30. Oktober 2012 – Bericht der Landesregie-
rung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Kulturwirt-
schaft in Baden-Württemberg – Drucksachen 15/2594, 
15/3226 

Berichterstatterin: Abg. Andrea Lindlohr
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Punkt 22: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren zu 
der Mitteilung der Landesregierung vom 20. Dezember 
2012 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen in der Landesverwaltung Baden-Württemberg 
im Jahr 2011 – Drucksachen 15/2844, 15/3235 

Berichterstatter: Abg. Werner Raab

Punkt 23: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 11. Februar 2013 – Unterrichtung des Land-
tags in EU-Angelegenheiten; hier: Arbeitsprogramm der 
Europäischen Kommission für 2013 – Drucksachen 15/3081, 
15/3246 

Berichterstatter: Abg. Josef Frey

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
Ausschüssen fest. – Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsausschus-
ses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 15/3264, 
15/3265, 15/3266, 15/3267, 15/3268

Hier gibt es eine Besonderheit bei Drucksache 15/3265. Die 
unter der laufenden Nummer 11 aufgeführte Petition wurde 
zurückgenommen. Eine Beschlussfassung über diese Petition 
ist damit nicht mehr erforderlich. Diese Petition wird daher 
von der Tagesordnung abgesetzt.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Welche Petition? 
Können Sie es noch einmal wiederholen? Ich habe es 

nicht mitbekommen!)

Noch einmal, Kollege Zimmermann: Die unter der laufenden 
Nummer 11 aufgeführte Petition wurde zurückgenommen. Ei-
ne Beschlussfassung über diese Petition ist damit nicht mehr 
erforderlich, da sie zurückgenommen worden ist. Daher wird 
die Petition von der Tagesordnung abgesetzt. Sind Sie damit 
einverstanden? – Dies ist der Fall.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Das kann man auch 
vorher sagen, oder? – Gegenruf: Zuhören! – Zuruf 
der Abg. Beate Böhlen GRÜNE – Unruhe – Glocke 

der Präsidentin)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind gleich am Ende der 
Tagesordnung angelangt. Ich bitte Sie, den letzten Worten in 

Ruhe zuzuhören und eventuelle Differenzen am Rande des 
Plenums mit Ihren Fraktionskolleginnen und -kollegen zu klä-
ren.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Das ist schon das zwei-
te Mal, dass Herr Zimmermann interveniert! – Glo-

cke der Präsidentin)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Problem bezüglich 
Herrn Zimmermann bitte ich bilateral zu klären.

(Vereinzelt Beifall – Abg. Klaus Herrmann CDU: Wir 
haben kein Problem mit Herrn Zimmermann! – Abg. 
Claus Schmiedel SPD: Das Problem muss er mit sich 

selbst klären!)

Im Übrigen stelle ich gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsord-
nung die Zustimmung zu den Beschlussempfehlungen des Pe-
titionsausschusses, Drucksachen 15/3264 bis 15/3268, ent-
sprechend dem Abstimmungsverhalten im Ausschuss fest. – 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 25 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 15/3245

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
Ausschüssen fest. – Es ist so beschlossen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! In meinem Manu-
skript steht auch noch: „Sehr geehrte Mitglieder der Regie-
rung!“ Ich glaube, das kann ich weglassen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das kommt 
ins Protokoll: „Die Regierung kann man weglassen“, 

hat sie gesagt! Das ist schon schwach!)

Bevor wir die Sitzung beenden, darf ich Sie noch auf eine Ver-
anstaltung hinweisen: Um 18:00 Uhr findet die Auftaktveran-
staltung von „Politik im Quadrat“ statt, einer neuen Veranstal-
tungsreihe des Landtags von Baden-Württemberg. Als Gast 
wird ZDF-Intendant Dr. Thomas Bellut über die digitale Me-
diengesellschaft und die damit einhergehenden Herausforde-
rungen für das ZDF sprechen. 

Zur Veranstaltung „Politik im Quadrat“ mit anschließendem 
Stehempfang lade ich Sie ganz herzlich ein.

Die nächste Plenarsitzung findet am Mittwoch, 24. April 2013, 
um 9:00 Uhr statt.

Ich danke Ihnen und wünsche Ihnen noch einen schönen 
Abend. Ich schließe hiermit die Plenarsitzung.

Danke schön.

Schluss: 17:43 Uhr
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